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Eingebracht wurden 

Anfrage 

der Bundesräte lng. E b e r h a  r d und Kolle­
gen an den Bu ndesmin ister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr betreffend Lärm­
schutzmaßnahmen entlang von Bahnstrecken 
(838/J-BR/9 1 )  

Anfragebean twortung 

des Bundesmin isters für w irtschaftliche Angele­
genheiten auf die Anfrage der Bundesräte 
S t r u t z e n  b e r g e r und Genossen 
( 77 1 1AB-BR/9 1 zu 825/J-BR/9 1)  
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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 3 Minuten 
Präsident Franz Pomper: Ich e r ö f f n e die 

548. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 547. Sitzung des 
Bundesrates vom 1 2 .  Dezember 1991 ist aufgele­
gen, unbeanstandet gebl ieben und gilt daher als 
genehmigt. 

K r a n k gemeldet hat sich Bundesrat Mölzer. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ein Beschluß des Na­
tionalrates vom 14, Dezember 1 99 1  betreffend 
ein Bundesgesetz über d ie Veräußerung von un­
beweglichem Bundesvermögen. 

Wie in den Erläuteru ngen der Regierungsvorla­
ge hiezu ausgeführt wird. unterl iegt dieser Be­
schluß nach Artikel 42 Abs. 5 B-VG nicht dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates. 

E ine weitere geschäftsordnungsmäßige Be­
handlung des vorliegenden Beschlusses durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen .  

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, d ie Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen . Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen 
abgesch lossen und schrift l iche Ausschußberichte 
erstattet. 

Im Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir  zugekommenen Vorschlag, von der 
24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen,  
habe ich  al le diese Vorlagen auf  d ie Tagesord­
nung der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die mit der Abstandnahme von der 24stündigen 
Aufliegefrist der Ausschußberichte e inverstanden 
sind, um ein Handzeichen.  - Dies ist S t i m  -
m e  n e  i n h e l l  i g k e i t. Der Vorschlag ist mit 
der nach § 44 Abs. 3 GO-BR erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit a n g e n  0 m m e n. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fal l .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, d ie Debatte über die 
Punkte 2 b is 6, 7 und 8, 1 1 und 1 2  sowie 20 bis 23 
der Tagesordn ung unter e inem abzuführen. 

Die Punkte 2 bis 6 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 13 .  Dezember 1 991 betreffend 

Änderungen des Einkommensteuerge-
setzes 1988, des Umsatzsteuergesetzes 1 972,  des 
Alkoholabgabegesetzes 1 973, ein Beschluß,  mit 
dem Maßnahmen auf dem Gebiet des Bewer­
tungsrechtes und der Vermögensteuer getroffen 
werden, eine Änderung des Pensionskassengeset­
zes, e in Normverbrauchsabgabegesetz 199 1 ,  Än­
derungen des Kraftfahrgesetzes 1 967, des Behin­
dertengesetzes, des Mineralölsteuergesetzes 1981, 
des Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetzes, des 
Schaumweinsteuergesetzes 1960, des Biersteuer­
gesetzes 1 977 (Abgabenänderungsgesetz 199 1 ), 

Änderungen des Körperschaftsteuergesetzes, 
des Nationalbankgesetzes 1984, 

des Ausgleichsabgabegesetzes, 

e ines Bundesgesetzes, mit de'm abgabenrechtli­
che Ma ßnahmen bei der U mgründung von Un­
ternehmen getroffen werden, Änderungen des 
Einkommensteuergesetzes 1 988, des Körper­
schaftsteuergesetzes 1988, des Bewertungs­
gesetzes 1955 ,  des Strukturverbesserungsgesetzes, 
des Finanzstrafgesetzes und 

Änderung des Pensionskassengesetzes und des 
Abschnittes XII des Bundesgesetzes, BGBI.  
Nr. 281/1990, 

Die Punkte 7 und 8 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 13. Dezember 1991 betreffend Än­
derungen 

des Finanzausgleic hsgesetzes 1989 und 

des Katastrophenfondsgesetzes 1986. 

Die Punkte 1 1  und 1 2  sind Beschlüsse des Na­
tionalrates vom 13 . Dezember 199 1  betreffend 
eine Änderung des Kreditwesengesetzes und 

e in  Bundesgesetz betreffend d ie Ausgl iederung 
von bauspargeschäftl ichen Teilbetrieben, die 
Aufhebung des Bundesgesetzes, mit dem d ie öf­
fentlich-rechtliche Bankanstalt "Girozentrale der 
österreichischen Sparkassen" aufgelöst und im 
Zusammenhang damit stehende Best immungen 
getroffen werden, und die Abänderung des Geset­
zes über die Beaufsichtigung der privaten Versi­
cherungsunternehmen und der Bausparkassen .  

Die Punkte 20 b is 23  sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 1 6. Dezember 1991 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Errichtung des Kranken­
anstalten-Zusammenarbeitsfonds, 

e ine Änderung des Krankenanstaltengesetzes, 

eine Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG 
über die Krankenanstaltenfinanzierung sowie 

ein Bundesgesetz, mit dem die finanziel le Be­
tei ligung der Träger der sozialen Krankenversi-
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cherung am Krankenanstalten-Zusammenarbeits­
fonds geregelt wird. 

Erhebt s ich gegen die Zusammenziehung der 
Punkte e in  E inwand? - Dies ist nicht der Fall .  
Wir  werden  daher i n  d iesem S inne vorgehen. 

1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Familienlastenausgleichs­
gesetz 1967 geändert wird (263 und 335/NR so­
wie 41911BR der Beilagen) 

Präsident: Wi r gehen nunmehr in die Tages­
ordnung e i n  und gelangen zum 1 .  Punkt der Ta­
gesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1 991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Fami l ienlastenausgleichsgesetz 1 967 

geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Helga Markowitsch übernommen. Ich bitte sie 
um den Bericht. 

Berichterstatter in  Helga Markowitsch: Sehr ge­
e hrter Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren! Der gegenständliche Gesetzesbesc hluß be­
trifft Leistungsverbesserungen im Fami lien lasten­
ausgleich,  d ie aus den zweckgebundenen Mitte ln 
des Ausgleichsfonds für Familienbeih i lfen zu 
zahlen sind. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat d ie 
gegenständliche Vor lage in  seiner Sitzung vom 
1 8. Dezember 199 1 in Verhand lung genommen 
und einst immig beschlossen ,  dem Hohen Hause 
zu empfeh len,  keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis sei ner Beratung stel lt der Aus­
schuß  für Fami l ie und Umwelt somit den A n ­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 199 1 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Fami lienlastenausgleichsgesetz 1 967 
geändert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat  sich Herr B undesrat 
lng .  August Eberhard. Ich erteile i hm d ieses . 

9.10 .. 
Bundesrat Ing. August Eberhard (OVP, Kärn-

ten) :  Herr Präsident! Meine sehr  geehrten Damen 
u nd Herren !  Die gegenständliche Gesetzesvorlage 
behandel t  Leistungsverbesserungen im Familien­
lastenausgleich. Die Familie ist die kleinste, aber 
wichtigste Gemeinschaft in  unserer Gesellschafts­
struktur. Familien erfü llen bei der Gemein­
schaftspflege, der Kinderbetreuung sowie der 
Kindererziehung e ine wichtige und unersetzliche 
Aufgabe. Die Familie hat wesentlichen Ante i l  an 
der Formung der sozialen Persönlichkeit des 
Menschen. Sie ist Ort der unmittelbaren ,  sponta-

ne n und informellen Sol idarität. Die Famil ie be­
stimmt auch nach wie vor d ie Lebenschancen ei­
nes Menschen entscheidend mit. 

Die Famil ie ist der beste Garant für e ine glück­
l iche Zukunft al ler Menschen in  unserer Heimat. 
Nicht umsonst hei ßt es: Gesunde Familien bilden 
- als kleinste Gemeinschaft - d ie Grundlage für 
einen gesunden ,  funktion ierenden demokrati­
schen Staat . U nsere Gesellschaft, unser Staat 
braucht die Fam il ien, deren M itglieder sich ge­
borgen und woh lfühlen können. D ie Verantwort­
l ichen des Staates haben auch die Pfl icht, für die­
se unverzichtbare Gemeinschaft die notwendigen 
materiellen Voraussetzungen zu schaffen. 

Obwohl  es gerade in den letzten Jahren sehr  
viel an Besserstel lungen für d ie  Fami l ien gegeben 
hat, die vom Gesetzgeber beschlossen worden 
sind, müssen wir leider nach wie vor feststellen , 
daß Mehrkinderfami l ien  oft zu den Ärmsten un­
serer Gesellschaft zählen. 

Untersuchungen zeigen ,  daß die Ausgaben pro 
Kind und Monat - je nach Alter der Kinder und 
Einkommen der Eltern - 3 000 S bis 10 000 S 
betragen .  Für drei Kinder betragen d ie Ausgaben 
pro Monat - je nac h E inkommen - 5 000 S bis 
16 860 S.  Der Antei l  der Ausgaben für Ki nder an 
den Gesamtausgaben für den Haushalt beträgt für 
ein Kind zum Beispiel 25 bis 33 Prozent, für drei 
Kinder zwischen 44 und 58 Prozent. Daraus läßt 
sich le icht erklären, daß 40 Prozent der Mehrkin­
derfamil ien,  vor al lem ab drei  und mehr Kindern, 
bei einem Durchschn ittseinkommen bis rund 
1 4  000 S bei uns i n  Österreich unter der Armuts­
grenze leben. 

Dies fü hrt auch dazu ,  daß 34 Prozent der 
Haushalte Konsumkred i tverpflichtungen haben,  
obwohl unsere Famil ien i n  Form von unbezahlter 
Arbeit, wie zum Beispie l  in der Hausarbeit, E i­
genleistungen bei Hausbau,  Reparaturarbeiten,  
freiwill igen Arbeiten i m  Sozialbereich wie im 
Wohlfahrtsverband, Nachbarschaftsh i lfe,  e inen  
Gesamtwert der  Haushaltsproduktion von 
3 1 8  Mil l iarden Schil l ing bis 402 Mi l l iarden Schi l­
ling jährlich erbringen,  was e inem Wert von 30 

bis 38 Prozent des Bruttonationalproduktes ent­
spricht. 

Die Bevölkerung Österre ichs hat sich durch ih­
ren fle i ß  e ine n  doch respektablen Lebensstan­
dard erarbeitet. Umso trauriger und für mich 
umso unverständlicher ist es,  wenn  gerade jene 
Gruppen in unserem Staate, welche für die Ge­
sellschaft bei der Betreuung der Kinder, bei der 
Kindererziehung verantwortungsvol le Arbeit lei ­
sten, von vornherein materielle Opfer auf sich 
nehmen ,  nach wie vor einen finanziel len Exi­
stenzkampf führen müssen .  
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Leider konnten all d ie zusätzl ichen Leistungen ,  
d ie  gerade in  den  letzten Jahren für unsere Fami­
l ien se itens des Bundes, aber auch seitens der 
Bundesländer beschlossen worden sind, die finan­
zie lle Situation der Mehrkinderfamil ien kaum 
verbessern. Für  mich gilt a ls unerläß l iche Forde­
rung, daß d ie Mittel des Famil ienlastenausgleichs­
fonds ausschl ießl ich für Kinder verwendet und 
eingesetzt werden. 

D ie Leistungen für unsere Famil ien könnten 
wesentl ich höher sein ,  hätte man nicht 1 977 und 
1 98 1  den Dienstgeberbeitragssatz für den Fami­
lienlastenausgleichsfonds in zwei Etappen von 
6 Prozent auf 4,5 Prozent gesenkt. (Rufe bei der 
SPÖ: Wer hat das denn gewollt?) Dies bedeutet ,  
daß im Zeitraum von 1 978 bis  Ende 1 99 1  um 
1 09 Milliarden Schi l l ing weniger für die Kinder 
beziehungsweise umgerechnet um 64 000 S weni­
ger Fami lienbeihilfe pro Kind zur Auszahlung ge­
langten. (Bundesrat K 0 n e C n y: Das traut er sich 
aber auch nur sagen, weil der Kollege Mautner 
Markhoj nicht da ist.') 

Dabei muß man wissen, daß die prozentuel len 
Leistungen der Dienstgeberbe iträge i n  Summe 
nicht kleiner geworden sind, da die 1,5 Prozent 
weniger für den Topf des Famil ienlastenaus­
gleichsfonds in Beträge für d ie Pensionsversiche­
rungsträger umgewidmet worden sind. Das hei ßt ,  
der  Bund erspart sich einen Te i l  des Zuschusses 
an d ie Pensionsversicherungsträger. 

Von den rund 50 Mil l iarden Schil ling an Fami­
lien lastenausgleichsfondsmitteln werden rund 
30 Millionen Schil ling für die Famil ienbeihi lfe 
und 1 ,7 Mil l iarden Schil l ing für die Geburtenbei­
hilfe zur Auszahlung gebracht. Der Rest - auf 
diese 50 Milliarden Schill ing - wird für Soziallei­
stungen wie Karenzgeld, Betriebshi lfe, Schüler­
unfal lversicherung, Schülerfreifahrten ,  Gratis­
schulbücher und so weiter aufgewendet. Bei Weg­
fall der Finanzierung der Sozialle istungen aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds könnten die 
Familienbeihilfen um 523 S pro Kind und Monat 
erhöht werden. Würden die Schülerfreifahrten 
und die Gratisschulbücher n icht wie bisher mit  
Mitteln aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
finanziert werden,  könnte die Fami l ienbeihi lfe 
pro Kind und Monat um wei tere 230 S angeho­
ben werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Ich 
wil l  mit dem Aufzeigen d ieser Fakten unsere Fa­
mi l ienmin isterin in ihrem unermüdlichen Bemü­
hen für die Unterstützung der Famil ien,  vor al­
lem der Mehrkinderfamil ien, unterstützen und 
d ie berechtigte Forderung, daß die M ittel des Fa­
mi l ienlastenausgleichsfonds vol l  und ganz unse­
ren Kindern in Form von Famil ienbeihilfen zur 
Verfügung gestellt werden, bekräftigen .  

Die vorl iegende Gesetzesnovelle s ieht eine Er­
höhung der Famil ienbeihi lfe ab 1 .  Jänner 1 992 
pro Kind und Monat um 100 S und e ine weitere 
Erhöhung um 50 S pro Kind und Monat ab 
1. Juli 1 992 vor. Ergänzend dazu wird auch der 
Zuschuß zur Famil ienbeihi lfe für erhebl ich be­
hinderte Kinder ab 1 .  Jänner 1 992 gleichfalls um 
100 S auf 1 650 S pro K ind  monatlich erhöht. 
Auch für behinderte Kinder erfo lgt ab 1 .  Jul i  
1992 e i ne weitere Erhöhung um 50 S auf 1 700 S 
pro Kind und Monat. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei freu­
en  uns, daß die Novel le zum Fami l ien lastenaus­
gleichsgesetz finanzielle Verbesserungen für die 
Famil ien mit Kindern ab 1 .  Jänner 1 992 bezie­
hungsweise l. Juli 1 992 bringt. Unsere Famil ien­
minister in hat sich mit Nachdruck und mit ganzer 
Kraft für die finanzie lle Besserstel lung der Fami­
l ien mit Kindern e ingesetzt. Wir dan ken  ihr dafür 
und geben der vorliegenden Famil ienlastenaus­
gleichsgesetz-Nove lle gerne unsere Zustimmung. 
(Allgemeiner BeifalU 9.20 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich F rau 
Bundesrätin Dr.  Irmtraut Karlsson. Ich erteile ihr 
dieses. 

9.�() 
Bundesrät in Or .  Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien):  Herr Präsident ! Hohes Haus ! Leider ist d ie 
Frau Minister nicht da; ich hoffe, sie kommt 
noch. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e  c k :  Ja. sie ist 
unten1-'egs.' Aber diese Sehnsucht ist Gold.' - Hei­
terkeit.) Wunderbar! - Es gibt gewisse Dinge , die 
s ich sicherl ich in direkter Aussprache am einfach­
sten lösen lassen .  

Der vorliegende Gesetzesbeschlu ß ,  dem wir 
unsere Zustimmung geben ,  ist ein guter,  denn  er 
geht in die richtige Richtung: Durch ihn wird d ie 
Fami l ienbeihilfe erhöht, im Volksmund - und 
dem möchte ich m ich anschließen - Kinderbei­
hilfe genannt; das ist das Wort, worum es geht. 

Dieses Instrument der Fami l ienförderung ist 
e ines der wenigen,  das allgemein bekannt ist und 
auch von allen Anspruchsberechtigten gen utzt 
wird . Den ganz wenigen Fällen, die aus diesem 
Anspruchssystem hinausfallen. haben wir in einer 
letzten Novelle dadurch e in  bißchen geholfen, 
daß wir d ie Zeit ,  die man versäumen kann, um 
die Kinderbeihilfe zu beantragen,  verlängert ha­
ben, daß  über einen längeren Zeitrau m  rückwir­
kend nachgezahlt werden kann,  als das früher der 
Fall  war. 

D iese Kinderbeihi lfe ist auch - u nd das sol l  
auch hier e inmal wieder gesagt werden ,  wei l  es 
sonst in Vergessenheit gerät und die  Politik im 
Moment i n  e ine andere Richtung l äuft - eine 
Leistung gewesen,  die durch die Umste llung auf 
eine direkte Leistung und durch das Herausneh-
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men aus Steuerabsetz- und sonstigen Steuerentla­
stungsbeträgen zum ersten Mal jenen Gruppen 
zugute gekommen ist, d ie wenig oder keine Steu­
er zahlen und daher auch diese Entlastungen 
nicht in Anspruch nehmen können. 

Ich erinnere mich zum Beispiel noch sehr gut 
an die große Zustimmung aus bäuerlichen Krei­
sen zu d ieser U mwandlung der Kinderbeih ilfe 
oder Kinderbe ih ilfe in eine direkte Geldleistung. 
Ich glaube, daß wir diesen Weg weitergehen und 
nicht wieder versuchen sollten, komplizierte 
Steuerabsetz- und Steuerhinzurechnungs- und 
- abrechnungsbeträge einzuführen, denn genau 
diese kommen gerade dem Höherverdienenden 
zugute, aber nicht jenen , die sowieso ökonomisch 
zu "raufen" haben.  (Beifall bei der SPÖ. )  

Wenn wir h ier das schon Bestehende umlegen 
würden, könnten wir eine substantielle Erhöhung 
der Kinderbeihi lfe in Angriff nehmen. Ich möch­
te in diesem Zusammenhang nur auf die unge­
rechte Kinderstaffel be im 13 .  und 14 .  Monatsge­
halt hinweisen, wo sich ein Höherverdienender 
mehr an Steuer erspart, als manche Fami l ie über­
haupt an 1 3 . oder 14. Gehalt bekommt. (Zwi­
schenruf des Bundesrates K a m  p i  c h l e r. ) Ich 
sage, daß wir zur direkten Geldleistung kommen 
so llen und daher dieser Gesetzesbeschluß heute 
ein guter ist. weil er in diese Richtung geht. 

Wei l  Sie mich gerade unterbrochen haben. 
möchte ich bei diesem Argu ment bleiben. Wir 
müssen diese Leistungen vereinfachen. Ich habe 
in den letzten Tagen eine Aussendung des Fami­
lienbundes gelesen, in dem darauf aufmerksam 
gemacht wird , daß der Geburtenzuschuß . . . 
(Bundesrat Ing. Pe n z: Sie lesen auch unsere In­
formationen?) - Ich lese alles, ich lese auch die 
Aussendungen, d ie uns Herr Kol lege Kampichler 
in letzter Zei t  zugeschickt hat. 

In d ieser Aussendung des "Familienbundes" 
wird also Klage geführt, daß der Zuschuß zur Ge­
burtenbeihilfe n icht in Anspruch genommen 
wird. Das ist wieder so eine Sache: Da muß etwas 
beantragt werden, was nicht genug bekannt ist. 
Daher war meine Überlegung - und ich habe der 
Frau  .. Min ister einen Brief geschrieben mit all die­
sen U berlegungen. und deshalb tut es mir leid, 
daß sie nicht da ist - :  Kommen wir doch auf jene 
Instrumente zurück, die allgemein bekannt und 
leicht zugänglich sind: Das ist die Kinderbeih ilfe, 
und das ist der Mutter-Kind-Paß, denn auch d ie­
sen könnten wir so gestalten, daß er wirklich ein 
Instrument wird, aus welchem die E ltern, ja schon 
d ie werdenden Eltern ersehen können; Das, das, 
das ist zu machen, das, das, das steht mir zu. 

Ich glaube, wir könnten uns auch den ganzen 
Papierwust ersparen. Ich habe das gesammelt, wie 
oft man um Geburtenbeihilfe mit e inem Drei-Sei­
ten-Formular ansuchen muß, wie oft man i mmer 

wieder "Name der E ltern" des Kindes schreiben 
muß. Man hat dann das Gefühl ,  ja i rgendwann 
muß es ja dem Beamte n  bekannt sein, wer das ist 
und für wen hier beantragt wird. 

Es gibt heute technische Möglichkeiten ,  es gibt 
graphische Möglichkeiten, um das in den Mutter­
Kind-Paß e inbauen zu können und damit den E l ­
tern e in  leicht handhabbares, übersichtl iches In ­
strument i n  d ie Hand geben zu  können. 

Der dritte P unkt d ieser Fami l ienförderung sind 
d ie Sachleistungen. S ie werden kritisiert - auc h 
von meinem Vorredner wieder - ,  aber genau 
jene Sachleistungen, die nicht beantragt werden 
müssen, die jedes Kind bekommt - Schulbücher ,  
Schülerfreifahrten - m üssen ebenfa lls ausgebaut 
werden.  Und es tut mir leid, daß gerade d ie Lehr­
l ingsfreifahrt noch offen ist und nicht geregelt 
wurde, d ies vor dem H intergrund, daß immer 
wieder gejammert wird: Wir haben zu wenig  
Lehrlinge,  es gibt zu  wenig Facharbe iter ,  es gibt 
zu wenig Ausbildung! Ich glaube, wir sol lten EI­
tern dieser Lehrl inge - und denen kommt es ja 
auch zugute - weiterhe lfen. 

In d iesem Zusammenhang möchte ich einen 
Vorschlag zurückweisen,  den Wissenschaftsmin i­
ster Busek gemacht hat, nämlich die Fami lienbei­
hi lfe an den Studienerfo lg der Kinder zu knüpfen .  
Nach diesem Vorschlag bestraft man die Eltern 
dafür, daß die Kinder nichts lernen, und zwar nur 
die Eltern, denen es auf diese ökonomische Lei­
stung ankommt. Sie werden dafür bestraft und 
sollen keine Kinderbeihi lfe bekommen. Diejeni­
gen Eltern, die genug verdienen und denen es 
n icht darauf ankommt,  haben keinen Schaden . 
Also ich glaube, daß wir die Verknüpfung des 
Studienerfo lges der K inder mit der Gewährung 
der Kinderbeihi lfe aufs schärfste zurückweisen 
müssen. 

Ich habe von der F rau Minister auf meine Vor­
schläge hin e inen eher schroffen Brief bekom­
men, mit dem Hinweis ,  es sei "eh" alles in Ord­
nung und der Mutter-Kind-Paß diene der Ge­
sundheit und n icht der Famil ie,  und daher solle 
man ihn nicht umgestalten. (Bundesrat B i e r i n -
g e r: Die Frau Ministerin!) Sie hat ihn unter­
schrieben, ich glaube n icht, daß  sie ihn geschrie­
ben hat. (Bundesrat B i e r  i n g e r: Ministerin!) 
Muß man n icht sagen !  Sie müssen d ie Best im­
mungen über d ie geschlechtsspezifischen Titel le­
sen !  (Bundesrat H o l z i n  g e r: Ihr macht es uns 
schon schwer.') Sie können ja etwas dazulernen.  

Der "Famil ienbund" hat s ich bereits über die 
Unübersichtlich keit beklagt , die "Caritas" hat i n  
ihrer vorletzten Zeitschrift eine Untersuchung zi­
tiert . . . (Bundesrat Ing. P e  n z:  Ich schaue, was 
Sie alles lesen, Frau Doktor.') I ch  lese das a l les ! 
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Die "Caritas" hat e ine U ntersuchung Zltiert , 
daß gerade von den Ärmsten - und das s ind ja 
ihre Klienten - 50 Prozent n icht informiert sind 
darüber, was ihnen alles zusteht, das heißt, das 
System ist zu kompliziert geworden ,  und da müs­
sen wir Abhilfe schaffen .  Ich glaube , daß die EI­
tern - wir könnten sagen: gut oder nicht gut - ,  
daß d ie meisten Eltern s ich bemühen, i hre Kinder 
gut zu erziehen und ihnen das Beste zu geben ,  vor 
allem die Mütter, die es ja nicht leicht haben .  Sind 
sie n icht berufstätig, sagt man, sie sind "overpro­
tect ive" , sie verwöhnen die Kinder ,  das ist 
schlecht für d ie Kinder. S ind sie berufstätig, ist es 
erst recht wieder schlecht für die Kinder. Also 
gerade die Mütter können es den Ideo logen nie 
recht machen .  

D ie  überwiegende Mehrzahl der  Eltern i n  
Österreich bemüht sich u m  ihre Kinder, aber die 
Sorgen, vor a l lem um behinderte Kinder, können 
wir ihnen nicht abnehmen. Das e inzige ,  was d ie 
Gesellschaft tun kann,  ist. e ine entsprechende In­
frastruktur zu schaffen und Geldleistungen zu ge­
ben .  

In  der ganzen Debatte hat e s  n u r  einen unschö­
nen "Schwenker" gegeben: Die FPÖ - wer denn  
sonst? - hat e inen Antrag gestellt, der darauf ab­
zielt, Ausländerk inder bei der Familienbe ih i lfe zu 
diskriminieren und ihnen wen iger zu geben, et­
was, was gerade für jene Fami lien, d ie in Öster­
reich ihre Ste uern zahlen - egal , ob sie jetzt Aus­
länder sind oder nicht - ,  eine sehr  gro ße D iskr i ­
minierung darstellt . 

I n  keinem zivi lisierten Land der Welt ist es so, 
daß man, wenn  man als ausländischer Arbe itneh­
mer dort arbe itet. diese Kinderle istungen. wenn 
es sie gibt, nicht in ungeschmälertem U mfang be­
kommt. Aber, wie gesagt, das ist die Ausländerpo­
l it ik der FPÖ; d iese kennen wir sowieso. 

Wir können den Eltern v iele Dinge nicht ab­
nehmen. aber wir können uns als Gesetzgeber -
und es ist hoch an der Zeit, daß wir das tun -
bemühen, daß für Eltern und Kinder d ie Leistun­
gen ,  die wir i hnen geben können, so einfach und 
so unbürokratisch wie möglich erreichbar s ind.  
(BeifaLL bei SPÖ und Ö VP. )  9.31 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Mag. lohn  Guden us .  Ich erte i le i hm 
dieses. 

9.31 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien) :  

Herr Präsident !  Meine Damen und Herren !  Auch 
wir F reihe itli chen stimmen d iesem Gesetzesbe­
schluß zu. Wir haben natür l ich e inige Schwier ig­
keiten ,  dies ohne Einschränkungen zu machen.  
Heute konnten wir  in den Nachrichten  hören,  daß 
die Kosten für die Famil ien wieder bedeutend ge­
stiegen sind, und zwar bei einem Grundnahrungs-

mittel ,  Milch genannt .  Die Milch wird um 
90 Groschen teurer und wird dann 11,50 S ko­
sten .  (Bundesrat Ing . P e  n z: Die T rinkmilch nur!) 
Was wollen S ie denn sonst für eine Mi lch haben,  
wenn Sie Kinder haben? Erzählen Sie mir doch 
keinen Blödsinn! (Bund es rat I ng. P e  n z: Es g ibt 
eine Kuhmilch. es g ib t  eine Zieg enmilch!) Füttern 
S ie Ihren Kindern Ziegenmilch ,  meine trinken 
lieber Kuhmilch und Trinkmilch!  

Die Butter wird u m  8 S teurer.  (Bund esrat Ing . 
P e  n z: Pro Kilog ramm.') Natürlich ! Wollen Sie 
schon das Viertel ki lo so teuer machen? Das ist 
doch ungeheuerlich, Herr Kollege, das hätte noch 
gefehlt !  (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ. )  Wir 
sind doch hier nicht i n  e iner Hilfsschule, aber 
wenn Sie das auf d ieses Niveau degradieren wol­
len ,  so steht Ihnen das durchaus frei .  

Tatsache ist, daß heutzutage die Kosten für e in  
Grundnahrungsmittel gerade für e ine Fam il ie mit  
e inem kleinen Einkommen, das man zum Teil  
auch als Abgeordneter hat,  nicht mehr leicht zu 
t ragen sind. Wenn man vier Kinder unter ande­
rem mit Mi lch aufzieht und nicht schon mit Wein 
und Bier ,  wei l  das Alter noch n icht entspricht . . .  
(Zwischenrufe bei d er Ö VP. ) Ja eben,  auch das ist 
durchaus vernünftig und trägt zur geistigen Fri­
sche bei, wie wir bei uns Abgeordneten ja erken­
nen können. Herr Professor. (Bundesrat Dr. 
S c  h a 111 b e c k: W ir sind Parlamentarier. aber 
keine Abgeordneten. weil wir nicht v om Volk ge­
wählt worden sind !) Danke vielmals für den Hin­
weis! Ich lege prinzipiel l  auch sehr  gro ßen Wert 
auf diesen Untersch ied, Herr Professor (Bund es ­
rat Dr. Sc h a  m b  e c k: Ich weiß es!). auch wenn 
mir  das Terminologische manchmal vielleicht 
n icht so geläufig ist, aber ich hoffe, es mir in den 
nächsten zehn  Jahren aneignen zu können. Das 
ist mein Ziel .  (Bu ndes rat Dr. 5 c h a m b  e c k: Das 
is t ein Ges chenk d er Hoffnung für d en Bu nd es rat!) 
Sehen Sie. Danke vielmals für diese freund lichen 
Worte ! 

Bei d iesem Punkt haben wir große Schwierig­
keiten, d iesem angebl ich familienfreundlichen 
Gesetz rückhaltlos die Zustimmung zu geben. 
Wir freuen uns, daß die Fam ilien mehr bekom­
men. Tatsache ist aber, daß K inder, der Kinder­
wunsch in Österreich eigentl ich ein Luxus sind, 
denn kinderreiche Famil ien sind die e igentlichen 
Verlierer im derzeitigen Steuerrecht. 

K inder bedeuten sozialen Abstieg, mehrere 
Kinder bedeuten Armut. - Das ist viel leicht ein 
polemisches Schlagwort, aber jeder, der mehr  als 
zwei Kinder hat, weiß ,  daß das Großziehen von 
mehr als zwe i  Kindern  bei Gott keine leichte fi­
nanzielle Angelegenheit ist. 

Daher l iegt hier nach unserem Rechtsempfin­
den eine verfassungswidrige D iskriminierung kin-
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derreicher Familien durch steuerrechtliehe Mittel 
vor. 

Es ist interessant, daß diese Mißstände natür­
l ich nicht erst heute erkannt und von uns ausge­
sprochen werden :  Schon 1962 brachte die Abge­
ordnete Dr. Firnberg - Sozialistische Partei, für 
jene, die es nicht wissen - den Antrag auf ver­
stärkte Mehrkinderstaffel ein, welcher jedoch von 
der damaligen Alleinregierung der ÖVP nieder­
gestimmt wurde. Ein 1972 von der ÖVP einge­
brachter Antrag auf Famil iensplitting scheiterte 
dann an den Gegenstimmen der SPÖ. - Das nur 
kurz als historische Reminiszenzen. Es scheint 
also, daß sich die österreichische Parteienland­
schaft über das Thema Fami l iensplitting wohl im 
k laren ist, aber je nach den Machtverhältnissen 
nicht die ehrliche Absicht hat, der Familie wirk­
lich zu helfen. 

Das derzeitige fami l ienfeindliche Steuersystem 
führt aber dazu, daß ein fiktives, in Wirk l ichkeit 
n icht verfügbares Einkommen,  progress iv besteu­
ert wird . D ie steuerl iche Degradierung der Fami­
l ie  zu bloßen Bei hi lfenempfängern ist eines der 
markantesten Beispiele für das Scheitern der 
staatlichen Umvertei lungspolitik. Und genau da 
setzt das Familienspl itting, welches wir Freiheit l i­
chen fordern, an, indem es das Fam i lieneinkom­
men in niedrigere Progressionsstufen zurück­
führt. 

Durch die wah lweise Beantragung des Fami­
l iensplittings durch einen der beiden E lterntei le 
würde dies von vornherein ausgeschlossen wer­
den. Auch der Ruf: "Frau zurüc k zum Herd!" .  
wird dadurch entkräftet. Die Steuerbemessungs­
grundlage würde beim Familienspl itting durch 
die Zahl  der Kinder dividiert. Dieser Spl ittingfak­
tor betrüge bei zwei Kindern 2, bei drei Kindern 3 
und ab vier Kindern 4. Unsere Modellrechnungen 
dazu haben ergeben, daß die stärkste Entlastung 
bei der Division durch den Splittingfaktor 2, 3 
und 4 auftritt. Ab dem Faktor 5 tritt keine nen­
nenswerte Entlastung mehr e in .  

Der Zweck des Familiensplittings ist es, die 
Aufwendungen einer reichen, einer kinderrei­
chen Fami l ie - auch das ist Reichtum, das muß 
u nbestritten gesagt werden - für den notwendi­
gen Lebensunterhalt der progressiven Besteue­
rung zu entziehen. U nsere Absicht ist es, die Bei­
h ilfen der progressiven Besteuerung zu entzie­
hen. Die von uns angeführten Lösungen sind be­
stechend einfach und ermöglichen einen 
problemlosen Einbau des Famil iensplittings in 
das Lohnsteuerverfahren des Einkommensteuer­
gesetzes. 

Jedes Kind ist uns gleich viel wert! - Wer 
kennt nicht diesen Ausspruch,  mit dem der eine 
oder andere Parteien vertreter hausieren geht und 
die derzeitige Famil ienbeihilfe in Höhe von 

1 300 S pro Kind zu rechtfertigen versucht und 
welcher aufgrund gesch ickter parteipol itischer 
Argumentationsweise jedem Zust immung entlok­
ken muß .  Im allgemeinen Interesse und im Inter­
esse der Chancengleichheit für jedes Kind muß 
jedoch der Tatsache Rechnung getragen werden, 
daß der Differenzbetrag zwische n  der Famil ien­
beih i lfe und den tatsächl ichen Kinderkosten mit 
jedem Kind steigt. 

Es ist sich nicht von der Hand zu weisen ,  daß 
sich mit der Anzahl  der Kinder auch die Ausga­
ben progressiv erhöhen. Trotz dieser Erkenntnis 
wird d ie Kinderbeihilfe nach dem "Gießkannen­
prinzip" verteilt, anstatt Förderungen dort anzu­
setzen,  wo sie tatsächl ich gebraucht  werden. 

Nach Hochrechnung der Zahlen  des Fami l ien­
berichtes 1 989 befinden sich bereits 70 Prozent 
der Arbeiterfamilien m it zwei und mehr Kindern 
im Armutsbereich.  Laut einer zu Beginn des Jah­
res 199 1  durchgeführten Arbeiterkammer-Studie 
beträgt die durchschn itt l iche Schuldensumme ei­
nes österreichischen Haushaltes 250 000 S .  Je 
größer die Familie ist. desto grö ßer ist auch die 
Verschuldung, und je höher die Kinderanzahl  ist, 
desto schwieriger gestaltet sich die Rückzahlung. 

Wir meinen auch, daß eine Mehrkinderstaffe­
lung notwendig wäre, da diese erst die Mögl ich­
keit  bietet, einer größer werdenden Zahl von Kin­
dern das Entsprechende zukommen zu lassen. Ich 
bin überzeugt davon, daß früher oder später diese 
Erkenntnis im S inne der kinderre ichen Famil ien 
und der Zukunft der österreichischen Bevölke­
rung auch beim Gesetzgeber und bei den großen 
Parteien greifen wird. (Beifall bei der FPÖ .) 9.41 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Franz Kampichler. Ich erteile ihm die­
ses. 

9.-/1 .. 
Bundesrat Franz Kampichler (OVP, N ieder-

österre ich): Sehr geehrter Herr Präsident ! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Hoher Bundes­
rat! Die Erhöhung der Famil ienbeih i lfe um 1 50 S 
ist an sich die herausragende Verbesserung bei 
der in Verhandlung stehenden Gesetzesnovel le .  
Die ÖVP wird im Bundesrat selbstverständlich 
dieser Verbesserung gerne ihre Zustimmung er­
tei len.  

Erlauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß ich aber diese Gesetzesänderung 
zum Anlaß nehme, mich generel l  m it dem Fami­
lienlastenausgleich zu beschäftigen. D ieser Fami­
lienlastenausgleich wurde durch den Familienla­
stenausgleichsfonds ermöglicht, und er sol l  jene 
Lasten ausgleichen, die dadurch entstehen, daß 
sich Eltern für Kinder entscheiden .  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Er­
lauben Sie mir vorweg die Feststel lung,  daß wir in 
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diesem Fall nicht n ur von den Lasten sprechen 
so llen, sondern daß Kinder auch etwas enorm Be­
glückendes sind. Ich halte es auch für besser, 
wenn von den Leistungen der Famil ie gesprochen 
wird und nicht von den Lasten. Ich meine jene 
Leistungen ,  die die Eltern für die Gesellschaft 
und für den gesamten Staat e rbringen. S ie sic hern 
dadurch,  daß sie sich für Kinder entscheiden , den 
Weiterbestand der Gesellschaft, und sie sorgen 
dafür, daß alle Menschen i m  Alter betreut und 
versorgt werden können, auch jene, die vielleicht 
bewu ßt auf Kinder verzichten ,  oder auch jene, die 
sehr darunter leiden, daß sie nicht in der Lage 
sind , Kinder zu bekommen. 

Familien mit Kindern sol l  bei ihrer großen und 
wichtigen Aufgabe geholfen werden. Dafür steht 
d ieser Fonds zur Verfügung. Meine seh r  geehrten 
Damen und Herren !  Wir erleben halt immer wie­
der, daß es in Zeiten der F inanzknappheit i m  
Bundeshaushalt immer wieder Überlegungen 
gibt, die Mittel aus diesem Fonds nicht mehr für 
den ursprünglich vorgesehenen Zweck zu ver­
wenden, sondern eine Zweckänderung vorzuneh­
men. Ich freue mich,  daß d ie  Frau Bundesmini­
ster jetzt anwesend ist, und ich darf ihr  ganz be­
sonders herzlich gratul ieren und ihr  dafür dan­
ken. daß es ihr wiederum gel ungen ist, den Fonds 
vor den Begehrlichkeiten des F inanzministers zu 
retten. (Beifall bei der ÖVP und bei Bundesräten 
der FPÖ. )  

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Aber 
es gibt trotzdem Überlegungen. d ie uns mit ge­
wisser Sorge erfüllen, und zwar wird ständig dar­
über diskutiert - ich glaube, es ist richtig, daß 
wir derartige Überlegungen anstellen -,  wie wir 
d ie Maßnahmen für die Fami l ien noch verbessern 
könnten. Es gibt eine Überlegung, die darauf hin­
auszielt. daß die Familienförderung nur in eine 
soziale Maßnahme umgewandelt wird. - Davor 
möchte ich ganz nachdrückl ich warnen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  S ie 
kennen das Argument, daß e in  Generaldirektor, 
der 50 000 S und mehr verdient, nich t  auf die Fa­
m il ienbe ih i lfe angewiesen ist. Ich möchte dieses 
"Argument" ein wen ig näher durchleuchten. Er­
stens einmal glaube ich, daß es nicht sehr viele 
Generaldirektoren gibt. d ie noch Kinder im bei­
h i lfenpflichtigen Alter haben .  Die wen igen, d ie 
dort h ineinfallen. würden wahrschein lich nicht 
ins Gewicht fallen. Das hei ßt ,  d ie Administration 
würde unter Umständen mehr  kosten ,  als wir uns 
an echten Beih ilfen ersparen. 

Das zweite, was ich zu bedenken gebe, ist, daß 
auch zwischen Besserverdienenden e in Leistungs­
ausgleich stattfi nden muß. Wir müssen unter­
scheiden zwischen dem Al leinverdiener, der viel­
leicht ein hohes oder ein gutes Einkommen hat, 
damit aber eine fünfköpfige Familie zu  ernähren 
hat, und auf der anderen Seite viel leicht dem Ge-

neraldirektor, der ebenfalls sehr gut verdient, 
aber auch e ine gutverdienende Gattin hat und 
vielleicht nur ein Kind zu verwöhnen hat oder 
vielleich t  gar ke in  Kind hat. Also da müssen d ie 
Relationen aufrecht bleiben. Wir dürfen, meine 
ich ,  nicht zulassen,  da ß die Fami l ienförderung 
eine reine soziale Maßnahme wird. sondern wir 
müssen darum mit ganzer Kraft kämpfen, daß es 
eine fami lienfördernde Maßnahme bleibt. (Beifall 
bei der Ö VP. - Bundesrat Mag. G u d  e n u s: 
Bauen Sie keine Feindbilder auf') 

Das soz iale Regulativ ist dadurch gegeben ,  daß 
die Fami l ienbe ih i lfen e in fixer Betrag ist und bei 
einem hohen E inkommen nur e inen sehr gerin­
gen Prozentsatz des Fami liene inkommens aus­
macht, während sie bei einem n iedrigen Einkom­
men e inen  wesentlich höheren Prozentsatz be­
deutet. Es ändert sich in der Praxis nichts für die 
Famil ie .  Aber wir wissen auch, daß der Besserver­
dienende unter Umständen einen höheren Le­
bensaufwand zu bewältigen hat. 

Ich möchte an d ieser Stelle auf einige Argu­
mente der Kol legin Karlsson eingehen , und ich 
begrüße auch die Vere infachung bei der Fami­
l ienförderung. Wir leiden sehr darunter, da ß ge­
rade jene, die es am notwendigsten brauchen, d ie­
se Förderungen nicht kennen oder manche viel­
leicht sogar eine Scheu davor haben, diese Förde­
rung in  Anspruch zu nehmen. Ich stimme Ihnen 
vo l lkommen zu, daß wir da eine Vereinfachung 
erreichen müssen .  

Ich möchte mich auch ganz kurz mit  den For­
derungen der Freiheitlichen Partei auseinander­
setzen, d ie ja nicht neu sind und auf die bereits im 
Nationalrat sehr intensiv hingewiesen wurde. S ie 
haben es natürlich leichter  a ls Oppositionsparte i ,  
bei den Forderungen zu l iz itieren, wei l  S ie nicht 
in die Lage kommen werden,  diese Forderungen 
auch erfül len zu müssen.  (Bundesrat Mag . G u -
d e fl U s: Früher als Sie glauben!) Aber ,  Herr Kol ­
lege Gudenus, wenn Ihr  früherer Parteiführer 
(Bundesrat Mag. G u d e n u s:  Welcher?) nicht der 
Schuldenpolitik so zugestimmt und diese Schul­
denpol it ik nicht so unterstützt hätte, würden wir 
uns heute um v ieles leichter tun. Wir würden uns 
100 Mill iarden Sch i l ling an Zinsen ersparen. Mit 
diesem Betrag könnten wir großartig die Fami lien 
fördern. Herr Kollege Gudenus, ich wei ß, daß Ih­
nen diese Erinnerung an  Ihre Vorgänger sehr  
unangenehm ist, aber wir können Ihnen e inen 
H inweis darauf leider Gottes nicht ersparen. 
(Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Wenn Sie sich an 
den Raab-Kamitz-Kurs hielten, wären wir besser 
dran!) 

Ich darf S ie ,  Herr Kol lege Gudenus, sehr herz­
l ich  e inladen, der sehr  realistischen Forderung 
der Österreichi schen Volkspartei nach Steuerfrei­
heit des Existenzmin imums näherzutreten. Damit 
würden wir  eine echte Besserstel lung für die Fa-
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milien vor allem im unteren Einkommensbereich 
erreichen.  Ich glaube, dies ist auch eine real isti­
sche Forderung. Wir werden Ihnen das einmal er­
klären, Herr Kol lege, wenn Sie das noch n icht 
kennen, was wir damit meinen . (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Wer ist das?) Es ist ein Parteikol lege von 
Ihnen. Ich würde Sie bitten, daß Sie sich selbst 
erkundigen. (Bundesräcin Dr. K a r  I s s  0 n: Er ist 
noch von der alten "Partie " .' Der ist '>t'ahrschein­
lich schon "abgesagelt".') Von dem distanzieren 
Sie sich,  das habe ich nicht gewu ßt, Entschuldi­
gung. 

Herr Kollege Gudenus, ich wol lte Ihnen nur sa­
gen ,  das Spl itting hat natürlich auch Nachteile, 
und zwar gerade für schlechter verdienende Frau­
en bringt es Nachtei le .  Deswegen können wir 
nicht mit großer Begeisterung Ihren Forderungen 
beitreten .  

Wir von der Österreichischen Volkspartei tre­
ten für eine echte Wahlfreiheit zwischen außer­
häuslicher und innerhäuslicher Beschäftigung 
ein. Wir wollen niemanden zwangsbegl ücken ,  wir 
wollen nur als Familienorganisationen, aber auch 
als ÖVP Chancengleichheit für jene, die d ie Er­
ziehungsarbeit in der Familie leisten und dieser 
einen ganz besonders hohen Stel lenwert e inräu­
men. 

�'Ieine sehr geehrten Damen und Herren !  Er­
lauben Sie mir, mich noch mit einer Materie, die 
die Famil ie belastet, zu beschäftigen. und zwar ist 
das das Thema "Gewalt in der Famil ie" .  

Leider Gottes gibt es immer wieder aktuelle Er­
eignisse, die uns in den Medien präse ntiert wer­
den und die uns auf diese traurigen Tatsachen 
hinweisen.  

Meine sehr geehrten Damen u nd Herren !  Das 
Familienministerium hat sich in e iner vielbeach­
teten Enquete vor kurzem mit diesem Thema be­
schäftigt. Die dort geschilderten Berichte haben 
mich zutiefst betroffen gemacht. Sie sol lten für 
uns alle ein Signal sein.  etwas in diese Richtung zu 
unternehmen, vor allem vorbeugende Maßnah­
men zu setzen.  Ich habe mich sehr  positiv darüber 
geäußert, daß e in Arbeitskreis eingesetzt wurde. 
der sich mit Vorschlägen für vorbeugende Maß­
nahmen beschäftigt. Wir  leiden heute tei lweise 
darunter,  daß wir zwar bereit sind, für Reparatu­
ren al les Geld auszugeben, daß wir aber oft nicht 
das Übel an der Wurzel packen. (Bundesrat Mag. 
G u d  e n u s: 1 50 5 an der Wurzel packen.') 

Wir sind heute, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, bereit, Geld für Reparatur einzuset­
zen .  Ich habe hier von dieser Stel le aus schon ei­
nige Beispiele dafür gebracht. Ich möchte i n  Erin­
nerung rufen, daß wir für einen Suchtgiftkranken 
400 000 S pro Jahr aufwenden müssen - das sind 
die Zahlen, die uns der Herr Primarius Pernhaupt 

nennt - ,  Gelder der öffentlichen Hand für einen 
Kranken pro Jahr. Zusätzl ich gibt es ja noch Gel­
der der Arbeitsmarktverwaltung, in meinem Be­
zirk zum Beispiel 24 Mi l l ionen Sch i l l ing für 
28 Personen. Das heiß t  - ich habe das auch das 
letzte Mal h ier festgeste llt - ,  ich bin diesen wirk­
l ich bemitleidenswerten Menschen das nicht nei­
dig, und wenn es den entsprechenden Erfolg 
bringt. dann soll es m i r  recht sein ,  aber ich möch­
te darauf verweisen, daß wir auch für vorbeugen­
de Aktionen diese Gelder bereitstellen müssen,  
u m  Feh lentwicklungen von vornherein h intanzu­
halten. 

Wir wissen auch. meine sehr  geehrten Damen 
und Herren, daß Fehlentwick lungen dort ver­
mehrt auftreten ,  wo e ine funktionierende Familie 
nicht vorhanden oder wo diese Funktion gestört 
ist. Meine Anregung ist deshalb die, daß wir ein­
fach  Maßnahmen setzen, die d ie jungen Familien 
wieder in die Lage b ri ngen, d iese große Aufgabe 
erfüllen zu können. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  Wir 
dürfen uns andererseits aber auch nicht darüber 
wundern, daß die Gewalt heute auch in d ie Fami­
l ie kommt. Es gibt e inerseits kaum Schulungs­
maßnahmen, die die jungen Familien dahin ge­
hend informieren, wie sie Konfl ikte auf friedliche 
Weise lösen können. Es fehlen positive Vorbi lder. 
Man geht heute, glaube ich, in  erster Linie dazu 
über. Konflikte entweder durch Gewalt oder ein­
fach durch Scheidung zu lösen .  Das können nicht 
jene Ma ßnahmen sein ,  die uns beflügeln so llen 
für die Zuk unft. 

Andererseits wird uns sehr  viel an Brutal ität ins 
Haus gel iefert .  Die I nteressenvertretung der nie­
derösterreich ischen Famil ien hat sich vor kurzem 
in einer Enquete mit d iesem wirkl ich besorgniser­
regenden Thema beschäftigt. Wir sind leider Got­
tes draufgekommen, daß diese Brutal ität fast 
ohne Grenzen auf uns zukommt. Wir m üssen er­
leben, daß bereits i m  Vorabendprogramm des 
Fernsehens brutalste Fi lme angeboten werden . 
Wenn man die Verantwortlichen des O RF darauf 
anspricht, dann sagt man h inter vorgehaltener 
Hand: Wir brauchen im Vorabendprogramm die­
se brutalen F i lme, dam it wir möglichst hohe Ein­
schaltquoten für die Werbung erreichen .  Das ist 
etwas, was mich wirkl i ch  mit großer Sorge erfüllt .  

Angesichts der Aktivitäten in Richtung Aus­
wertung der Werbezeiten kann ich nur feststellen, 
daß der nächste Sch ritt - nach Ausweitung der 
Werbezeiten - dann noch mehr brutale F ilme 
sein  werden ,  ja vielleicht schon im Nach miuags­
programm. Dieser E ntwicklung sollten wir unter 
al len Umständen einen Riegel vorschieben.  

Geschätzte Damen und Herren !  In e iner ameri­
kanischen Studie wurde festgestellt, daß ein 
1 2jähriges Kind bere its 80 000 Gewaltdarstel -
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lungen im Fernsehen gesehen ,  erlebt hat 
14 000 Tote im Fernsehen gesehen hat, dabei ist 
Video nicht miteingerechnet worden. In Deutsch­
land wurde festgeste llt - ich glaube, die Situation 
ist in  Österreich ähnl ich - ,  daß pro Stunde 
8,6 Gewalttaten ,  Darste l lungen von Gewalt über 
die B ildschirme fl immern. Was den P rivatsender 
"SA T l " anlangt, wurde festgestel lt ,  daß inner­
halb von vier Stunden 42 Gewaltszenen enthalten 
waren.  

Geschätzte Damen und Herren! I n  den Video­
theken ist praktisch jedes Videoband ohne Pro­
bleme erhältl ich. Jedes Kind kann al les, was un­
kontrol liert nach Österreich importiert wird, frei 
kaufen. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Sie wissen. 
an wem das scheitert! Die " Kinderfreunde " haben 
das jahrelang gefordert!) Es so ll m ich das nicht 
daran h indern, das Problem wieder aufzuzeigen 
und wieder zur Diskussion zu stellen. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! 1 987 
wurden 296 Tonnen V ideokassetten unkontrol­
liert auf den österreich ischen Markt gebracht. Die 
Schweiz geht da andere Wege, da gibt es das soge­
nannte " Brutalo-Verbot" , das heißt, d ie brutalen 
Videofilme werden überhaupt nicht zugelassen .  
In der Bundesrepubl ik Deutschland gibt es eben­
fal ls eine Prüfstelle, die kontroll iert, für wen diese 
Fi lme geeignet sind . Wir müssen in Österreich 
auch in diesem Falle zu e iner Lösung kommen.  

Der dritte Bereich, meine geschätzten Damen 
und Herren, betrifft die Computerspiele, die wir 
auch mit großer Sorge beachten sollten .  Wir ste­
hen vor der Tatsache, daß für den privaten Ge­
brauch jedes Com puterspiel zugelassen wi rd , es 
gibt keinerlei Begrenzungen. Auch da müßte e ine 
Prüfung stattfinden,  und es mü ßten Kontroll­
maßnahmen gesetzt werden.  Vor allem appelliere 
ich von dieser Stel le an d ie E ltern ,  daß sie wirk­
lich darauf schauen, womit sich die Kinder am 
Computer beschäftigen.  (Bundesrat Mag. G u d e ­
I1 ll s: Das mit 150 S.') Herr Kollege Gudenus, ich 
werde Sie das nächste Mal gerne dazu einladen, 
damit Sie auch bei d iesem Thema mitreden kön­
nen .  (Bundesrat lng. P e  n z: Mach das nicht.' Es 
kommen keine konstruktiven Beiträge! - Bllndes­
rätin Dr. K a r  l s s 0 n: Reine Zeitversch �t'endllflg.') 
Es h ilft nichts, meinst du .  

Frau Professor Rollett, e ine anerkannte Psy­
chologin,  war bei d ieser E nquete anwesend, und 
sie hat sehr deutlich aufgezeigt, daß in jedem 
Kind die Anlagen sowoh l  für Brutal ität als auch 
für Sanftmut gegeben sind und daß es nur darauf 
ankommt, welche E ntwicklung dieses Kind 
nimmt. Wenn wir einem Kind eben laufend d iese 
brutalen Dinge anbieten ,  dann dürfen wir uns 
nicht wundern, wenn  es diese Brutal ität dann 
selbst auslebt. 

Herr Dr .  Jesionek. der Präsident des Jugendge­
richtes, nahm ebenfalls an dieser Enquete tei l .  Er 
hat uns seh r  deutl ich aufgezeigt, daß Kriminalde­
l ikte speziell bei Jugendlichen immer wieder nach 
demselben Muster ablaufen. Das heißt, man 
merkt aufgrund der Straftaten, was kurz vorher 
vie lleicht im Fernsehen gelaufen ist oder auf ir­
gendeine andere Weise über die Medien publi­
ziert worden ist . . 

Diese D inge, geschätzte Damen und Herren,  
erfüllen m ich  mit Sorge . Ich wol lte Ihnen das 
noch vor Jahresende mitgeben. Vielleicht können 
wir das nächste Jahr dazu nutzen, das Übel an der 
Wurzel zu packen .  Wir können uns vorstellen, 
daß es eine Kontrolle bei der Einfuhr von Video­
kassetten geben muß ,  daß es Verkaufsbeschrän­
kungen für brutale Computerspie le geben soll ,  
und vor allem, daß es ein Schulungs- und Infor­
mationsangebot für junge Familien geben so ll ,  
damit sie wirklich in die Lage versetzt werden, 
Probleme auf friedl iche Art und Weise lösen zu 
können. (Bundesrat Mag. G II d e n  u s: Da stimme 
ich Ihnen zu. Herr Kollege.' Sehr gut.') 

Weiters - und d iese Forderung ist ebenfalls 
nicht neu - brauchen wir Arbeitsmodetle , die es 
einem Elternteil erlauben, sich verstärkt der Kin­
dererzieh ung zu widmen. Nicht zuletzt, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, brauchen wir 
bei der Steuerpolit ik und bei der Förderungspol i ­
t ik weitere positive Maßnahmen für die Familien, 
damit s ie in  die Lage versetzt werden, ihre großen 
Probleme bewältigen zu können. 

Wir müssen diese besorgniserregenden Ent­
wicklungen erkennen und ihnen energisch entge­
gentreten. Die hohen Scheidungsraten, Brutalität 
in der Familie, Ansteigen der Brutal ität in der Öf­
fentlichkeit ,  Verhaltensauffälligkeit bei vielen 
Kindern, das sind d ie S ignale, die wi r beachten 
m üssen. 

Staat u nd Gese llschaft - und vor allem auch 
die Wirtschaft, meine sehr geehrten Damen und 
H erren - brauchen  dringend verläßlich und gut 
ausgebildete Menschen, gerade auch mit Bl ick­
richtung EG.  

Investitionen in unsere jungen Familien sind 
die besten Investitionen in  d ie Zukunft; der Fami­
l ienlastenausgleich ist e in wichtiges Instrument 
dafür. Veränderungen in diesem Fonds dürfen 
nur  echte Verbesserungen für die Familien brin­
gen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
b itte Sie, sich dieser Tatsache immer bewußt zu 
sein!  (Allgemeiner Beifall. ) 10.01 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesminister Feldgr i l l-Zankel. Bitte, Frau Mi­
n ister. 
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Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel 

/ OJ}f 
Bundesminister in für Umwelt, Jugend und Fa­

mil ie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr  geehrten Damen 
und Herren!  Da Sie Ihre Tagesord nung umstel len  
mußten ,  ist es mir leider neuerlich passiert, nicht 
zu Beginn h ier gewesen zu sein,  dafür bitte ich 
um Entschuldigung; ich wu ßte davon n ichts. Mir 
wurde gesagt, daß dieser Tagesordnungspunkt 
erst zu e inem späteren Zeitpunkt behandelt wer­
den würde. Daher hatte ich leider auch nicht die 
Gelegenheit, alle Ihre Anregungen ,  Ihre kon­
struktive Kritik zu hören. Die Famil ie ist ja in den 
letzten Tagen mehrfach Gegenstand umfassender 
Diskussionen gewesen,  wofür ich au ßerordentlich  
dankbar b in ,  da  sie sonst unter den Tagesaktuali­
täten viel leicht zuwenig auch in  der politischen 
Behandlung zu ihrem Recht kommt. 

Ich möchte mich daher sehr  herzl ic h  bedanken 
für das Engagement, das auch h ier  zum Ausdruck 
gekommen ist, und ich bedanke mich auch im Na­
men der Mitarbeiter meines Hauses und im Na­
men aller Mitstreiterinnen und M itstreiter seh r  
herzlich für jene Würdigungen, d i e  für Leistun­
gen und für die Bemühungen in der Famil ienpoli­
tik hier  vorgebracht wurden. 

Ich glaube, es sind gemeinsame Erfo lge, über 
die wir u ns gemeinsam freuen kön n.�n.  Es s ind 
vor allem Erfolge für die Fa mil ien in  Osterreich .  

Meine Damen und Herren !  Ich betone das des­
halb so sehr, wei l  wir n icht außer acht lassen so l l ­
ten ,  daß in unseren Diskussionen zum einen die 
Familie vielleicht allzusehr Gegenstand von aus­
schließl ich mit finanziel len Dingen im Zusam­
menhang stehenden Überlegungen ist. Wir sol l ­
ten uns aber immer wieder vor Augen halten - in 
a l l  unseren Bemühungen -, daß es unsere Auf­
gabe in der Polit ik se in muß, in a l le r  erster Linie 
die Rahmenbedingungen so zu gestalten , um Fa­
mi l ie wirkl ich als einen höc hstpersönl ichen 
Wunsch, als einen Selbstzweck ,  a ls  Erfül lung ei­
nes Wunsches, einer Sehnsucht wirklich leb bar 
und das in die Praxis umsetzbar zu machen. 

Selbstverständlich gehört aber zu  d iesen Rah­
menbedingungen auch der finanziel le Bereich 
dazu, und deshalb freue ich mich wirkl ich, sagen 
zu können :  50 Mil l iarden Sch i l l ing, d ie im näch­
sten Jahr zur Förderung der Fam il ien in Öster­
reich zur Verfügung stehen, lassen uns nicht nur 
international im absoluten Spitzenfeld dastehen,  
es ist das e in auch für Österreich e in bisher e in­
maliger und noch nie erreichter Rekord in dieser 
Höhe, wofür ich dankbar bin - noch einmal - ,  
weil  ich glaube, das ist ein Erfolg, der für die Fa­
milien in Österreich erzielt wurde. 

Es stel lt  das vor allem auch eine Grundlage für 
jenen Ausbau der Förderungsleistungen dar, die 

wir im nächsten Jahr vornehmen können . Wir 
werden in diesem Sinn weitermachen, ganz sicher 
auch unter Berücksichtigung jener Anregungen,  
d ie h ier im Hohen Haus gemacht wurden . 

In der Novel le zum Famil ienlastenausgleichs­
gesetz, um deren Zustimmung ich Sie herzlich 
bitten möchte, haben wir das damit ermöglichen 
können,  und v ie l leicht sol l  man sich doch die ge­
samte Summe in Erinnerung rufen und nicht nur 
von einem E rhöhungsbetrag sprechen. Es wäre 
sch l imm, wenn  nur dieser zur Verfügung stünde. 
Wir können aber doch im nächsten Jahr die Fa­
mil ienbeihi lfen in zwei Etappen erhöhen: Einmal 
um 1 00 S in  e iner ersten Stufe, und zwar ab 
1. Jänner 1992, und um weitere 50 S ab Juli 1 992. 
Es ist ja auch schon gesagt worden, daß damit die 
Familienbeihi lfe pro Kind - für Kinder unter 
10 Ja hren - auf 1 450 S steigt im Endergebnis 
für das Jahr 1 992, und für Kin.der über 1 0  Jahre 
auf 1 700 S. Ich bitte, auch n icht zu vergessen auf 
den doppelten Betrag für behinderte Kinder, die 
das ja auch in ganz besonderem Maße brauchen. 
- Daß wir damit über der Inflationsabge ltung 
l iegen, freut mich persön lich, das freut mich vor 
al lem auch für d ie Familien. 

Meine Damen und Herren !  Ich darf in diesem 
Zusammenhang berichten, daß mit dieser Novel­
lierung auch jene Vorhaben - wozu S ie dankens­
werterweise heuer im Frü hjahr Ihre Zustimmung 
gegeben haben -, die im Arbe itsübereinkommen 
der Regierung bezügl ich  Famil ie festgehalten 
worden sind, erfüllt wurden .  

Ich  freue mich,  daß das geschehen ist. Das wird 
uns aber zweifel los nicht davon abhalten, in die­
sem Sinne weiterzumachen. Ich darf mich sicher­
lich mit Ihnen einig wissen darin,  daß Fami lien­
politik n icht ausschl ieß lich eine soziale Aufgabe 
ist - da stim me ich auch mit dem überein, was 
ich h ier  jetzt hören konnte - ,  denn dazu gibt es 
auch die Sozialpolitik, und dazu sind auch andere 
berufen.  

Aber ich halte es doch gerade für Fami lienpoli­
tiker für eine moralische Pfl icht, d iese soziale 
Komponente nicht außer acht zu lassen,  wenn wir 
wissen ,  wie viele Fami l ien in Armut leben, unter 
jener Grenze leben, die wir eigentlich für ein Le­
ben in Österreich für unzumutbar halten. Auch 
in dieser Hinsicht konnten wir im  Frühjahr eine 
Verbesserung erzielen, und zwar m it der Erhö­
hung der E inkommensgrenzen für den Fami l ien­
zusch lag. 

Ich bin ganz sicher, daß wir uns da einig sind, 
daß wir auc h in dieser H insicht weitermachen 
können, weitermachen müssen, um d iesen Fami­
lien in Not zu helfen, um es auch diesen Fami l ien  
möglich zu machen, Famil ie leben zu können, so 
wie wir uns das als Ziel unserer Familienpolitik 
vorgenommen haben. 
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Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie Dkfm.  Ruth Feldgrill-Zankel 

Meine Damen und Herren !  Es gäbe inhalt l ich 
viel zu sagen,  auch zu dem, was ich an Anregun­
gen und an grundsätz l ichen Erklärungen hier ge­
hört habe. Ich habe leider nicht mehr  die Gele­
genheit, d ie  Debatte h ier  zu verfolgen, da ich be­
reits gester n  einen wichtigen Termin mit dem Ju­
stizminister versch ieben mußte, um in den 
Bundesrat kommen zu können.  Ich bitte daher 
um Entsch u ldigung dafür, daß ich ins Justizmini­
sterium m u ß .  

Ich möchte aber d iese Gelegenheit jetzt wahr­
nehmen, m ich  sehr  herzlich bei Ihnen für Ihr En­
gagement zu  bedanken, m ich sehr herzl ich zu be­
danken für die hoffentl ich erfolgende Zustim­
mung z u  dieser Novel le  zum Famil ien­
lastenausgle ichsgesetz. Ich möchte Ihnen sagen , 
daß ich aus Überzeugung meine, wir können m it 
Fug und Recht und mit e inem gew��sen Stolz sa­
gen, mit unserer Famil ienpol it ik in Osterreich  eu­
ropaweit, j a  weitwe it in einem Spitzenfeld zu lie­
gen. Wir sind damit auf einem guten Weg, der 
zweifellos auch weiterhin zu beschreiten sein wird 
- wozu ich Sie herzlich e in lade und für Ihre Un­
terstützung  sehr herzlich danke. (Allgemeiner 
Beifall. ) 1 0.06 

Präsident :  Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht  jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Frau Berichterstatterin e in  
Schlu ßwort gewünscht? - Dies ist nicht der  Fall . 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß  des N ationalrates keinen E inspruch 
zu erheben ,  um e in Handzeichen . - Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e  n. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1 988, das 
Umsatzsteuergesetz 1972, das Alkoholabgabege­
setz 1973 geändert werden, mit dem Maßnah­
men auf dem Gebiet des Bewertungsrechtes und 
der Vermögensteuer getroffen werden und das 
Pensionskassengesetz geändert wird, mit dem 
eine Abgabe für den Normverbrauch von Kraft­
fahrzeugen eingeführt wird (Normverbrauchs­
abgabegesetz - NoVAG 1991),  mit dem weiters 
das Kraftfahrgesetz 1967, das Bundesbehinder­
tengesetz, das Mineralölsteuergesetz 1981 ,  das 
Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetz, das Schaum­
weinsteuergesetz 1 960 und das Biersteuergesetz 

1977 geändert werden und mit dem der Zeit­
punkt der Personenstands- und Betriebsaufnah­
me verschoben wird (Abgabenänderungsgesetz 
1991) (267/A - 11-4087 und 3511NR sowie 4178 
und 41 93/BR der Beilagen) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Körperschaftsteuergesetz 1988 und 
das Nationalbankgesetz 1 984 geändert werden 
(238/A - 11-3707 und 352/NR sowie 4194/BR der 
Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Ausgleichsabgabegesetz geändert 
wird (258/A - 11-4040 und 353/NR sowie 
4195/BR der Beilagen) 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem abgabenrechtliche Maßnahmen bei der 
Umgründung von Unternehmen getroffen und 
das Einkommensteuergesetz 1988, das Körper­
schaftsteuergesetz 1988, das Bewertungsgesetz 
1955, das Strukturverbesserungsgesetz und das 
Finanzstrafgesetz geändert werden (Umgrün­
dungssteuergesetz UmgrStG) (266 und 
354/NR sowie 4179 und 4 196/BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Pensionskassengesetz und Ab­
schnitt XII des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 28111 990 geändert werden (259/A - 11-4041 
und 355/NR sowie 4197/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zu den Punkten 2 
bis 6 der Tagesordnung, über die die Debatte un­
ter einem abgeführt wird. 

Es s ind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Abgabeände­
rungsgesetz 1 99 1  sowie Änderungen des Körper­
schaftsteuergesetzes 1988 und des Nationalbank­
gesetzes 1 984, des Ausgleichsabgabengesetzes, e in 
Umgründungssteuergesetz sowie Änderungen des 
Pensionskassengesetzes und Abschnitt XII des 
Bundesgesetzes BGBt. Nr .  281/1 990. 

Die Berichterstattung über die Punkte 2 bis 4 

hat Herr Bundesrat Josef Rauchenberger über­
nommen. Ich b itte ihn um die Berichte. 

Berich terstatter Josef Rauchenberger: Hoher 
Bundesrat! Ich bringe zunächst den Bericht zum 
Tagesordnungspunkt 2. 

Mit dem vorl iegenden Beschluß  des National­
rates sol l  unter anderem im Bereich des Einkom­
mensteuergesetzes eine Anhebung des Pendler­
pauschales um zirka ein Drittel als Ausgleich für 
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Berichterstatter Josef Rauchenberger 

die gestiegene Belastung  der Pendler geschaffen 
werden. 

Weiters sol l  der Ausgleichszu lagenrichtsatz für 
verheiratete Alleinverd iener ab 1 .  Jänner 1 992 
auf 9 3 1 7  S angehoben werden .  Mit der vorgese­
henen Anhebung des Einschleifbetrages von 
3 000 S auf 6 000 S so l l  erreicht werden, daß Ein­
ko mmen im Ausmaß des Ausgleichszulagenricht­
satzes beim betreffenden Personenkreis ("Min­
destpension isten") wei te rh in unbesteuert b leiben. 
Darüber h inaus soll mit dem gegenständlichen 
Beschluß des Nationalrates die Höchstbemes­
sungsgrundlage für das Bausparen von 8 000 S 
auf 1 0  000 S angehoben werden.  

Auf dem Gebiet des Umsatzsteuergesetzes so ll 
der Steuersatz für Elektroautos für e inen be­
grenzten Zeitraum von fünf Jahren auf 1 0  Pro­
zent gesenkt werden. Wei�ers beinhaltet der vor­
l iegende Beschluß e ine Ubergangsregelung für 
Kraftfahrzeuge im Zusa m menhang mit der Ein­
führung der Normverbrauchsabgabe und die Ab­
schaffung des e rhöhten  Steuersatzes von 32 Pro­
zent. Die Änderung  des Alkoholabgabe­
gesetzes 1973 steht im Zusammenhang mit der 
Reform der Getränkebesteuerung. 

Das Bewertu ngsrecht so ll unter andere m  dahin 
gehend geändert werden ,  daß im Hinblick auf die 
ab 1 .  Jänner 1 992 den Gemeinden durc h das Fi­
nanzausgleichsgesetz e ingeräumte Erhöhung des 
Grundsteuerhebesatzes für Grundvermögen von 
420 vom Hundert auf 500 vom Hundert die 
Durchführung der Hauptfeststell ung des Grund­
vermögens derzeit nicht mehr unbedingt vor­
dringlich erscheint. Die Verschiebung der Haupt­
feststellung e rscheint auf  einen vom Gesetzgeber 
erst festzusetzenden Zeitpunkt sinnvoll .  

Das NoVAG 1 99 1  führt eine Abgabe für den 
Normverbrauch von Kraftfahrzeugen ein;  s ie ist 
e ine einmalig zu erhebende Abgabe . Abgabe­
pfl ichtig sind alle Händlerl ieferunge n  e ines neuen 
Kraftfah rzeuges an einen Erwerber, der sein 
Kraftfahrzeug privat oder unternehmerisch nutzt. 
Von der Steuerpflicht sind nur Lieferungen an 
einen weiteren Fahrzeughändler oder an e in  Lea­
singunternehmen ausgenommen. Wie bei der 
Umsatzsteuer ist Abgabenschu ldner grundsätz­
l ich der Unternehmer, der d ie Lieferung oder die 
gewerbliche Vermietung ausfüh rt .  Belastet wird 
durch die Steuer hingegen der Empfänger der 
Lieferung, auf den sie im Weg des Kaufpreises 
oder der Leasingrate überwälzt wird.  Die Bemes­
sungsgrundlage beinhaltet die Grundausstattung 
des Kraftfah rzeuges e inschl ießl ich Sonderausstat­
tung und Zubehör. Die Normverbrauchsabgabe 
ist Bestandtei l  der U msatzsteuerbemessungs­
grundlage. Der Steuersatz für sämtliche Kraft­
fahrzeuge ist mit  14 Pro zent begrenzt, sodaß sich 
eine maximale Gesamtbelastung ( Normver­
brauchsabgabe und U msatzsteuer) von 36,8 Pro-

zent ergibt. Die Zulassungsbehörde hat bei der 
erstmaligen Zulassung zum Verkehr eine Be­
scheinigung über die E inhebung der Normver­
brauchsabgabe zu verlangen. Das Gesetz soll auf 
Vorgänge ab dem Jahr 1992 anzuwenden sein .  

Auf dem Gebiet des Mineralölsteuergesetzes 
sol len umweltpolitische Zielsetzungen stärkeren 
Eingang in d ie Steuerpolitik finden.  Der weitaus 
überwiegende Teil der Einnahmen aus der Mine­
ralölbesteuerung entfällt nämlich auf Treibstoffe, 
d ie zum Betrieb von Kraftfah rzeuge n  entfällt 
nämlich  auf Treibstoffe, die zum Betrieb von 
Kraftfahrzeugen verwendet werden .  Die im Ver­
hältnis zum Produktpre is hohe verbrauchsteuerli­
che Belastung von Mineralöl schafft e inen An­
reiz, n icht  steuerpflichtige Produkte als Treibstoff 
zu verwenden.  Um d iesen Anreiz zu beseitigen,  
so llen aus Gründen der Steuergerechtigkeit und 
der Sicherung des Verbrauchsteueraufkommens 
alle Erzeugnisse, die bereits jetzt oder in  Zukunft 
zum Antrieb von Kraftfahrzeugen verwendet 
werden, der Mineralö lsteuer unterliegen. 

Auch im Bere ich des Gasöl-Steuerbegünsti­
gungsgesetz sollen in die Steuerpolitik umweltpo­
litische Zielsetzungen stärker Eingang  finden.  
Der ermäßigte Mineralölsteuersatz für Gasöl, das 
zum Verheizen bestimmt ist, so l l  von 57 S auf 
77 S je 1 00 kg erhöht werden .  

Im Zuge der Neuordnung der Getränkebe­
steuerung so ll  die Abgabe von alkoholischen Ge­
tränken beseitigt werden. Zum Ausgleich dafür 
so llen die Verbrauchsteuersätze, denen d iese Ge­
tränke unterl iegen, entsprechend angehoben wer­
den .  Dies erfordert e ine Erhöhung des Steuersat­
zes, dem Traubenschaumwein unterl iegt, von 
24 S auf 36 S je Liter sowie eine Anhebung des 
Steuersatzes für B ier von 83 S auf 240 S je Hek­
to liter .  Anstelle der geltenden vier Staffelsätze 
so ll einheitl ich für 1 0  000 Hektol iter B ier ein er­
mä ßigter Satz von 85 Prozent des genannten 
Steuersatzes vorgesehen werden. 

Der F inanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 18 .  Dezember 
1991 in Verhandlung genommen und mehrstim­
mig besch lossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len,  keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der B u ndesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das 
Umsatzsteuergesetz 1 972,  das Alkoholabgabe­
gesetz 1 973 geändert werden, mit dem Maßnah­
men auf dem Gebiet des Bewertungsrechtes und 
der Vermögensteuer getroffen werden und das 
Pensionskassengesetz geändert wird, mit dem 
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eine Abgabe für den Normverbrauch von Kraft­
fahrzeugen e ingeführt wird (Normverbrauchsab­
gabe ge setz - NoVAG 1 99 1 ) ,  mit dem weiters das 
Kraftfahrgesetz 1967, das Bundesbehindertenge­
setz, das Mineralölgesetz 198 1 ,  das Gasöl-Steuer­
begünstigungsgesetz, das Schaumweinsteuer­
gesetz 1 960 und das B iersteuergesetz 1 977 geän­
dert werden und mit dem der Zeitpunkt der Per­
sonenstands- und Betriebsaufnahme verschoben 
wird (Abgabenänderungsgesetz 1 99 1 ) ,  w ird kein 
E inspruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des F inanzaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 13 .  Dezember 199 1  betreffend ein B undes­
gesetz, mit dem das Körperschaftsteuerge­
setz 1 988 und das Nationalbankgesetz 1 984 geän­
dert werden .  

D ie  Tatsache, daß es sich bei d e r  Oesterreichi­
schen Nationalbank um eine Aktiengesel lschaft 
handelt, läßt aus steuersystematischer Sicht eine 
weitere Befreiung von der Körperschaftsteuer 
n icht vertretbar erscheinen. 

Im Zuge der Aufhebung der Körperschaftsteu­
erbefreiung erfordert die im § 2 Nationalbankge­
setz 1 984 besch riebene AufgabensteI lung der Na­
t ionalbank e ine eigene Definit ion der Bemes­
sungsgrundlage für die Körperschaftsbesteue­
rung. Kursschwankungen bei den von der OeNB 
aus währungspoli tis�hen Gründen gehaltenen 
Währungsreserven Osterreichs können einen 
ma ßgeblichen Einfluß  auf die Gewinnberech­
nu ng haben .  Um Berechnungsunsicherheiten zu 
vermeiden, wurde seinerzeit im N BG festgelegt, 
daß  die Verrechnung von valutarischen Kursdif­
ferenzen n icht über die GuV-Rechnung gefü hrt 
wird. Um in  Hinkunft die Auswirkungen von 
Kursschwankungen steuerneutral zu halten, so l l  
das geschäftliche Ergebnis des gemäß § 67  unter 
Berücksichtigung von § 69 Abs. 1 erstellten Jah­
resabschlusses als Steuerbemessungsgrundlage 
für d ie Körperschaftsteuer herangezogen werden .  
I?ie Tochtergesellschaft der  OeNB,  die Münze 
Osterreich AG, soll weiterhin d ie im Scheide­
m ünzengesetz 1 988 festgelegte KöSt- Befreiung 
gen ießen, da  nach Gewin nabfuhr an d ie Mutter­
gese Ilschaft d ie Körperschaftbesteuerung dort 
vol lzogen wird. 

Der F inanzausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 .  Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
ke inen E inspruch zu erheben .  

A l s  Ergebnis seiner Beratung stellt der  Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le besch l ie ßen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 .  Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 

mit dem das Körperschaftssteuergesetz 1 988 und 
das Nationalbankgesetz 1 984 geändert werden, 
wird kein Einspruch erhoben.  

Weiters bringe ich den Bericht des Finanzaus­
schusses über den Besch luß des Nationalrates 
vom 1 3. Dezember 1 99 1  betreffend e in  Bundes­
gesetz, mit dem das Ausgleichsabgabengesetz ge­
ändert wird. 

Bisher waren Waren der Warengruppe 1 5 1 7  10  
u nd 1 5 1 7  90 vom Ausgleichs�.bgabengesetz nicht 
erfaßt, wei l  d iese Waren in Osterreich nicht im 
Verkehr waren. M it Wirksamkeit des EWR-Ver­
trages werden d iese Waren der beiden Waren­
gruppen in Österreich verkehrsfähig, und es ist 
aus vertraglichen gründen notwendig, daß im  
H inblick auf diese Anderung gesetzl ich e i n  fester 
Abgabensatz mit Wirksamkeit 1 .  Jänner 1992 
eingeführt wird . 

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 18 . Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen ,  
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Ausgleichsabgabegesetz geändert 
wird ,  wird kein  Einspruch erhoben. 

Präsident: Die Berichterstattung über die 
Punkte 5 und 6 hat Frau Bundesrat Dr .  Irmtraut 
Karlsson übernommen . Ich bitte sie um die Be­
richte. 

Berichterstatterin Dr. I rmtraut Karlsson: Ho­
hes Haus! Ich bringe zunächst den Bericht zum 
Tagesordnungspunkt 5 .  

Die Reformmaßnahmen im Bereich der Ein­
kommenbesteuerung natürlicher und juristischer 
Personen in den achtziger Jahren brachten eine 
wesentliche Änderung der steuerlichen Parame­
ter. Aus diesem Grund wurde 1 988 mit den Vor­
arbeiten für e ine Reform der steuerlichen Be­
handlung von Umgründungen begonnen. 

Ziel des gegenständlichen Beschlusses des Na­
tionalrates ist es, die Strukturen an die unterneh­
merischen Anforderungen in e iner dynamische n  
nationalen und künftig auf einen größeren über­
nationalen Markt orientierten Wirtschaft anzu­
passen. Diese Absicht rechtfertigt die Schaffung 
eines neuen Umgründungssteuerrechtes mit Dau­
erwirkung. Eine breite Palette von Umgrün­
dungsmöglichkeiten soll es ermögl ichen, die un­
ternehmerische Struktur anzupassen und zu opti­
mieren. 
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Umgründungen stel len  - wirtschaftl ich be­
trachtet - ledigl ich einen Formwechsel der 
Unterneh mensorgan isation dar .  Die damit ver­
bundene Ausnahme von der Besteuerung stil le r  
Reserven ist kein endgültiger Verzicht auf die Be­
steuerung, sondern lediglich ein H inausschieben .  

Das im gegenständlichen Beschluß des Natio­
nalrates normierte Ausnahmerecht so l l  im Ver­
gleich zu den b isherigen Regelungen mehr F lexi­
b i lität zulassen und d urch den Abbau von bisher 
geltenden E inschränkungen einen Beitrag zur 
Verwaltungsvereinfachung leisten. 

Der F inanzausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 18 . Dezember 
199 1  in  Verhandlung genommen und mehrst im­
mig besch lossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen E i nspruch zu erheben. 

Als Ergebnis  seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen. 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem abgabenrechtliche Maßnahmen bei der 
Umgründung von Unternehmen getroffen und 
das Einkommensteuergesetz 1 988, das Körper­
schaftsteuergesetz 1 988, das Bewertungs­
gesetz 1 955, das Strukturverbesserungsgesetz und 
das F inanzstrafgesetz geändert werden (Umgrün­
dungssteuergesetz - UmgrStG) ,  wird kein E in­
spruch erhoben .  

Weiters bringe ich den Bericht des F inanzaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 3. Dezember 1 99 1  betreffend e in Bundes­
gesetz, mit dem das Pensionskassengesetz und 
Abschnitt XII  des Bu ndesgesetzblattes BGBL 
N r .28 1 1 1990 geändert werden. 

Die derzei tige Fassung der §§ 22 und 24 Pen­
sionskassengesetz sieht für die Berechnung der 
gesetzlichen Mindestverzinsung nach § 2 bezie­
hungsweise der Schwankungsrückstellung nach 
§ 24 als Berechnungsbasis die Aktivseite der Ver­
anlagungs- und Risikogemeinschaft, Forderungen 
auf ausstehende Be iträge sowie sonstige Aktiva, 
vor und setzt dem a ls Relationswert den Veran­
lagungsübersch uß  I beziehungsweise 11  dieser 
Veran lagungs- und Risikogemeinschaft gegen­
über. Dies bewirkt für den  Fa l l  von Übertragun­
gen von bestehenden Leistungszusagen gemäß 
§ 48 PKG auf e ine Pensionskasse, daß zwar d ie 
Erträge aus den ausstehenden Forderungen, nicht 
aber die zugrunde l iegenden Forderungen i n  die 
Bezugsgrößen einfl ie ßen. 

D ie bisherige Regelung zum Aufbau der 
Schwankungsrückstel lung hätte bewirkt, daß d ie­
ser Aufbau zwar seh r  schne l l  erfolgt, aber gleich­
zeitig auch dazu geführt, daß vor allem bei  den 

Pension isten in den ersten Jahren d ie Pensionsan­
passung in relativ geringer Höhe möglich gewesen 
wäre. E ine Inflationsabgeltung wäre dadurch im 
Normalfal l  n icht möglich gewesen. Dies sol l  unter 
anderem mit dem vorl iegenden Beschluß des Na­
tionalrates geändert werden.  

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8. Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zum empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ie ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Pensionskassengesetz und Ab­
schnitt XII des Bundesgesetzes BGBL 
N r. 28 1 1 1 990 geändert werden, wird kein Ein­
spruch erhoben .  

Präsident: Wir gehen i n  die Debatte ein, d ie 
über d ie zusammengezogenen Punkte unter ei­
nem abgeführt wird. 

Zum Wort hat sich Herr Bundesrat Dr. Martin 
Strimitzer gemeldet. - Ich ertei le ihm dieses. 

1 1I.�3 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  

Herr Präsident! Herr Staatssekretär!  Meine sehr 
geehrten Damen und Herren!  Wer sich von mir 
erwartet - ich meine ,  das dürfte wahrsche in l ich 
insbesondere für die Kol legen von der Opposition 
ge lten -,  daß ich ,  wei l meine Parteei in der Koa­
l itionsregierung sitzt, im Zusammenhang mit den 
gegenständl ichen Gesetzesbeschlüssen des Natio­
nal rates ein hohes Lied auf den F inanzmin ister 
s ingen würde, der wird überrascht und enttäuscht 
zugleich werden. 

Zunächst einmal möchte ich sagen, daß sich 
mein  Verständnis für manche Aussagen aus dem 
Finanzministerium - etwa, die im Zusammen­
hang mit der Budgetkonsolidierung ergehenden 
Gesetze schafften mehr oder wen iger eigentlich 
Entlastungen, sie wären im Grunde nur längst fäl­
l ige Beiträge zu ökologischen Reformvorhaben -
eher in  mäßigen Grenzen hält. 

Ich möchte mich auch der Kritik anschließen, 
die ÖVP-Klubobmann Dr. Neisser im Nationalrat 
bereits geübt hat, nämlich, es sei für das Parla­
ment beinahe unzumutbar, in so kurzer Zeit so­
viele Abänderungen im Budgetentwurf, der uns 
Bundesräte i m  Gesetzgebungsverfahren frei l ich 
nicht berührt, und so viele Gesetzentwürfe für Be­
gleitgesetze, die uns sehr wohl  berühren, behan­
deln und beschl ießen zu müssen. ( Vizepräsident 
S ( r II t z  e n b e r g e r  übernimmt den Vorsitz.) 
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Meine Damen und Herren!  Dabei ist ja das 
Ganze für die Parlamentarier noch wesentlich 
einfacher als für die Steuerzahler: Die Steuerzah­
ler so l lten eigentlich ,  so meine ich, d ie Möglich­
keit haben ,  sich auf neue beziehungsweise geän­
derte Steuergesetze ze itlich hinreichend einric h­
ten zu können. 

Herr Staatssekretär ,  jahrelang hat man auf die 
neuen Lohnsteuer-Richtl inien warten müssen ,  
was wahrhaftig zu mancher Rechtsunsicherheit -
wie ich weiß .  auch i n  der Steuerverwaltung selbst 
- geführt hat, und jetzt gibt es auch noch diese 
Hektik bei der Abgabenänderung 1 99 1 .  Ich denke 
in diesem Zusammenhang besonders auch an das 
so wichtige - auf EG-Konformität Bedacht neh­
mende - Umgründungssteuergesetz. Und ich 
halte es da mit dem " Vere in  der österreichischen 
Steuerzahler" , der dieser Tage in der Folge 69 1 
seiner Vereinsnachrichten wörtlich schreibt - ich 
darf mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, zi­
t ieren - :  

"Das Umgründungssteuergesetz ein Wort-
ungetüm - ist zweifel los notwendig und im In­
teresse wirtschaftl icher Unternehmungen begrü­
ßenswert, soll es doch das überholte Strukturver­
besserungsgesetz ersetzen. Der ,Verein der 
österreichischen Steuerzah ler' hat übrigens in 
Übere instimmung m it anderen Begutachtern po­
sitiv Stellung genommen, aber vor allem darauf 
h ingewiesen ,  daß man ein Gesetz,  das infolge di­
verser Sch lampereien erst i m  Dezember im Parla­
ment behandelt, Ende Dezember im Gesetzblatt 
verlautbart werden kann, nicht schon m it 1 .  Jän­
ner 1 992 in Kraft setzen darf. weil sich Öster­
reichs Wirtschaftsunternehmen darauf vorberei­
ten müssen." 

Es ist a lso wirklich zu hoffen, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren,  daß man all die Pro­
b leme, d ie heuer so massiv in  d ie 
Budgeterste llung hineingesp ielt haben ,  das näc h­
ste Mal frü her in den Griff bekommen wird. 

Als alter Beamten-Gewerkschafter habe ich es 
auch als besonders unangenehm empfunden, daß 
die öffentlich Bediensteten Tage h ind urch in der 
veröffentl ichten Meinung zum Prügelknaben der 
Nation geworden sind. weil man ihnen vorgewor­
fen hat, sie hätten mit  ihrer Bezugsforderung für 
1 992 die Budgeterstel lung erschwert, wenn n icht 
u nmöglich gemacht. Die Schuldigen sind in  Wirk­
l ichkeit - lassen S ie mich das bitte brutal aus­
sprechen!  - in der Himmelpfortgasse gesessen ,  
denn s ie  haben im  Entwurf des Budgets für eine 
solche Bezugserhöhung offensichtlich n icht 
rechtze itig Vorsorge getroffen.  Hand aufs Herz, 
meine Damen und Herren:  Ich hoffe, der Herr 
F inanzminister wird nicht im Ernst daran ge­
glaubt haben, die Beamten würden für 1 992 eine 
absolute N ul l-Lohnrunde zur  Kenntnis nehmen. 

Meine Damen und Herren! Als Bundesrat und 
Föderalist möchte ich kritisch anmerken, daß die 
Einbringung der Ministerialvorlagen im Wege 
von In itiativanträgen leider auch zur Folge ge­
habt hat, daß den Bundesländern und - in Klam­
mern gesagt - auch den Gemeinden die Möglich­
keit der Stel lungnahme verwehrt worden ist. Und 
gerade in  solch sensiblen Bereichen des Bund­
Länder-Gemeinde-Verhältnisses, die Auswirkun­
gen auf den F inanzausgleich haben, wie das eben 
bei Steuergesetzen zutrifft, ist d ie Begutachtung 
von B undesvorhaben durch d ie Gebietskörper­
schaften in den Ländern ein essentielles E lement 
der B undesstaatlichkeit. Und da hat der B und 
wahrhaftig keine freundl iche Haltung gegenüber 
den Ländern an den Tag gelegt. 

Meine Damen und Herren! Wiederholend darf 
ich sch l ießlich sagen: Ich denke, es h ieße den 
Steuerzahler unterschätzen, wen n  man i hm weis­
machen wollte, die Steuergesetze brächten keine 
Belastungen. 

D ie österreichischen Wirtschaftsförderungsin­
stitute haben ja auch klar zum Ausdruck ge­
bracht: Das Jahr 1 992 wird - abgesehen von ei­
ner auf die internationale Wirtschaftslage zurück­
zuführende Abschwächung der Konjunktur - al­
ler Voraussicht nach auch eine Erhöhung der 
Inflationsrate in Österreich bewirken. D iese Er­
höhung sei - so wurde das zum Ausdruck ge­
bracht - auch auf die neuen Steuergesetze und 
auf den Anstieg der Sozialversicherungsbeiträge 
zurückzuführen .  

Wir sol lten das al les nicht herunterspielen. Ich 
möchte das kl ipp und klar sagen und aus meinem 
Herzen keine Mördergrube machen . Wir  so llten 
uns dessen bewußt sein,  daß d ie Bevö lkerung 
nicht nur positiv denkt. Aber gerade in  diesem 
Bewu ßtsein, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sollten wir der Bevölkerung klarzuma­
ehen versuchen,  daß eine vernünftige Budgetpoli­
tik selbstverständl ich und leider aueh Opfer for­
dert. 

Ich möchte also - und das wird S ie nach dem 
Vorhergesagten v ielleicht wundern - gegenüber 
dem F inanzminister nicht nur kritische Töne an­
kl ingen lassen, sondern ihm und dem anwesenden 
Herrn Staatssek retär Dr. Ditz vielmehr ausdrück­
l ich Respekt zollen für i hre Bemühungen um das 
Budget, für die Kraft und die Energie, die sie für 
die Konsolidierung des Staatshaushaltes aufge­
wendet und für den Mut, den sie dabei an den Tag 
gelegt haben. Und sie haben - das sage ich jetzt 
ausdrücklich an Sie gerichtet, meine Herren von 
der Fre iheitlichen Partei ,  die S ie mir  b isher wahr­
scheinl ich innerlich  fröhl ich  applaud iert haben -
ein K unststück zuwege gebracht, das zu e iner 
Zeit, i n  der die Freiheitliche Partei noch Koali­
tionspartner in der Regierung gewesen ist, n icht 
zuwege gebracht worden ist. 
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Die Steuerquote wird nämlich 1 992 - entge­
gen Prognosen einzelner Wirtschaftsforschungs­
institute - gegenüber 1 991  voraussicht l ich  n icht 
steigen. Sie b le ibt nach der mir  vorliegenden Pro­
gnose bei 4 1 ,6 Prozent stehen, wogegen die höch­
ste Steuerquote in den achtziger Jahren - just 
wäh rend der Regierungsbeteil igung der Freiheit­
l ic hen Partei - ,  1 985, mit 43 Prozent zu ver­
zei chnen gewesen ist. 

Und noch etwas, meine Damen und Herren, 
bedeutet dieses Steuerpaket: Es enthält - im Ge­
gensatz zu den Aussagen des jetzt gerade nicht 
anwesenden Herrn Kollegen Trattner, meines 
Landsmannes aus Tirol, die er i m  Ausschuß ge­
stern abend gemacht hat - n icht nur Belastun­
gen ,  wie sie etwa das berüchtigte Kreiskysche 
Mallorca-Paket aufgewiesen hat, das ebenfal ls un­
ter der Regierungsbetei ligung der Freiheitl ichen 
Partei ,  mit I hrer Zustimmung, entstanden und 
der Bevölkerung zugemutet worden ist .  ( Bundes­
rat Dr. S c  h a m  b e  c k: Hört.' Hört.') 

Dieses heu rige Steuerpaket ist e in gewichtiger 
Be i trag zur Konsolid ierung des Staatshaushaltes. 
Und ein konso lidierter Haushalt, meine Damen 
und Herren, e in  Haushalt mit geringem Defizit ist 
nich t  nur ein zwingend notwendiger Stabi litäts­
fak tor  im Inland selbst, sondern ist auch Grund­
voraussetzung für das Gelingen der erst kürzlich 
in  Maastricht vereinbarten Währungsunion der 
Europäischen Gemeinschaft. 

F ü r  eine gemeinsame Währung - möglicher­
weise schon ab 1997 - kommen bekanntlich nur 
jene Mitgliedsstaaten in Frage, die folgende Kon­
vergenzkritierien erfü llen - ich möchte Ihnen 
d iese zur Kenntnis bringen - :  die e ine hohe 
Preisstabi l ität aufweisen, das heißt,  bei denen die 
Inflationsrate maximal 1 ,5 Prozent über der In­
flationsrate der drei Mitgliedsstaaten mit den 
niedrigsten Inflationsraten liegt; die e ine gesunde 
Budgetpolitik betreiben, das heißt,  die ein Bud­
getdefizit von maximal 3 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes aufweisen und eine Staatsschul­
denquote haben,  die höchstens 60 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes beträgt; die die engen 
Bandbreiten des europäischen Währungssystems 
- p l us/minus 2 ,25 Prozent - während der letz­
ten zwei Jahre vor 1 996 einhalten; die einen no­
m i ne llen langfristigen Zinssatz, der höchstens 
2 P rozent über dem entsprechenden Zinssatz i n  
den  d re i  Mitgl iedsstaaten mit den n iedrigsten In­
flationsraten liegt, aufweisen. 

U nd weiters, meine Damen und Herren, möch­
te ich Ihnen folgendes gerne sagen :  Gegenwärtig 
- i m  ausgehenden Jahr 1 99 1  - erfüllen led iglich 
Fra nkreich,  Luxemburg und Dänemark diese Kri­
terien,  aber Österreich,  das b is 1 997,  so hoffen 
wir, längst E G-Mitglied sein wird, erfül l t  schon 
jetzt als Nichtm itglied all  diese Kriterien, die ich 

mir Ihnen h ier zur Kenntnis zu bringen erlaubt 
habe. 

Meine Damen und Herren !  Wenn ich also kri­
t isch begonnen habe, so möchte ich zum Ende 
kommend folgendes sagen dürfen: Ich bin mir 
durchaus auch der positiven Aspekte dieses Steu­
erpaketes bewußt. Wir dürfen uns darüber freu­
en, daß mit der Normverbrauchsabgabe, mit  der 
vorgesehenen Neuregelung der Mineralölsteuer 
und der Neustrukturierung der Kraftfahrzeug­
steuer starke ökologische Ausrichtungen erfolgt 
sind beziehungsweise erfolgen werden, die jeden­
falls im Ansatz dazu führen,  daß das Bewußtsein  
der Verbraucher in Richtung Umweltschutz auch 
aufgrund kostenmäßiger Überlegungen geschärft 
und verstärkt wird . 

Und schl ießlich - jetzt darf ich es konkret po­
sitiv relativieren - gibt es ja wirklich echte, wir­
kungsvol le Steuerbegünstigungen beziehungswei ­
se  Entlastungen, zum Beispiel die Erhöhung des 
Pendlerpauschales, die man bei gutem Wi l len 
durchaus als Entschädigung der auf die Benut­
zung eigener Verkehrsmittel angewiesenen Ar­
beitnehmer für die Mineralö lsteuererhöhung be­
zeichnen kann. D ie Entlastung der Pendler durch 
die Anhebung des Pauschales wird immerhin mit 
270 Mil l ionen Schi l l ing beziffert . 

Oder :  die Erhöhung der Bemessungsgrundlage 
für das Bausparen von 8 000 S auf 10 000 S. -
Da wurde eine alte, langjährige Forderung der 
Österreichischen Volkspartei und der F raktion 
Ch ristl icher Gewerkschafter - Kol lege Drochter 
weiß das - endlich erfü llt , wenngle ich mir be­
kannt ist, daß der Herr Bundesmin ister für Fi­
nanzen, sagen wir, nicht mit  ganzem Herzen be i 
der Sache dabeigewesen sei n  mag. Aber man er­
zielt mit dieser Maßnahme gleich mehrere Entla­
stungseffekte: Man rechnet damit, daß aufgrund 
der höheren Bauspargelcler jährlich zwischen 
5 000 und 8 000 zusätzl iche Wohnungen errich­
tet werden können .  Auch wenn die Anhebung der 
Höchstprämie den Bund ab 1992 bis zu 400 Mil­
l ionen Schi l l ing kosten wird, so wird letztlich für 
das Budget ein Gewinn herausschauen, denn 
wenn im  Gegenzug dazu etwa 6 Mil l iarden Schi l ­
l ing an privaten Mitte ln für den Wohnbau mobi l i ­
siert werden, dann wird dem Finanzminister logi ­
scherweise e in  Plus an Steuern - für Baumateria­
lien und dergleichen mehr - von etwa 1 ,5 Mil l i ­
arden zuwachsen. Das heißt ,  daß allein durch die 
Anhebung der Bausparförderung unter dem 
Strich e ine Budgetentlastung von rund 1 Mil l iar­
de Schi l l ing stehen wird . 

Und schl ießlich wil l  ich i n  diesem Zusammen­
hang - aber nur ganz kurz, wei l  darauf die Red­
ner zum Finanzausgleichsgesetz eingehen werden 
- die Neuregelung der Getränkebesteuerung er­
wäh nen. Abgesehen davon,  daß endlich gewaltige 
Rechtsunsicherheiten in diesem Bereich beseitigt 
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werden ,  ist für die Gastronomie u nd damit für die 
Tourismuswirtschaft viel Entlastung - finanziell 
und administrativ - erfo lgt. 

Alles in al lem also, meine sehr  verehrten Da­
men und Herren, glaube ich, daß auch unter Be­
rücksichtigung der Regelungen im Bereich der 
Grundsteuer und Abwasserabgaben, auf die ich 
jetzt nicht im Detai l  e ingehen wi l l ,  mit dem vor­
liegenden Steuerpaket letztl ich doch eine Ausge­
wogenheit e rforderlicher Maßnahmen ge- und 
versucht worden ist. Wir  von der ÖVP möchten 
diesen Versuch damit honorieren,  daß wir gegen 
die vorl iegenden Gesetzesbesch lüsse keinen Ein­
spruch erheben werden. - Ich danke für Ihre 
Aufmerksam keit. (Beifall bei Ö VP und SPÖ . ) 
10.41 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr  Bundesrat Dr. Gusenbauer. Ich 
erteile ihm das Wort. 

10.'11 
Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ, Nie­

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär !  Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aus Grün­
den des vorweihnachtlichen Fr iedens werde ich 
heute ausnahmsweise die FPÖ in  Schutz nehmen. 
Denn,  lieber Kollege (Bundesrat Dr. 
S c  h a m  b e c k: Hört.' Hört.' Das ist ja venvir­
rend!) Natürl ich,  den n  abseits aller po l itischen 
Untersch iedl ichkeiten . . .  (Bundesrat Mag. G II -
d e 11 u s: Vielleicht ist das ein HinterhaLt, Kollege 
Gusenballer.') Nein, überhaupt kein Hinterhalt, 
Herr Kollege Gudenus! 

Über alle pol itischen  U nterschiedl ichkeiten 
h inweg, so l lte man es nämlich mit einem genau 
nehmen, und das ist die h istorische Wahrheit. Die 
h istorische Wahrheit in der Frage des von Ihnen 
angesproc henen Mallo rca-Pakets besteht darin,  
daß das der se inerze itige Bundeskanzler Kreisky 
und se in F inanzminister Salcher lange vor den 
Nationalratswah len 1 983 erfunden und konzi­
piert haben ,  zu einem Zeitpunkt, als an eine Re­
gierungsbetei l igung der Fre iheitl ichen Partei 
noc h gar nicht zu denken war. 

Auch als dann die FPÖ in der Regierung war, 
wurde leider nicht das gesamte Mallorca-Paket 
umgesetzt - das hätte uns viel größere budgetpo­
l itische Spie l räume gegeben - ,  sondern nur ein 
Tei l  davon.  (Bundesrat Dr. S t r i  m i t  z e r: Das, 
was bisher umgesetzt wurde, ist mit Zustimmung 
der Freiheitlichen Partei umgesetzt worden!) Na­
türlich, Herr Kollege Strimitzer, aber das war lei­
der nur e in  Tei l  davon .  (Bundesrat Dr. S t r i  -
m i t z e r: Das ist die historische Wahrheit.') 

Die historische Wahrheit ist auf jeden Fall ,  daß 
die F PÖ nicht der Erfinder des Mallorca-Pakets 
ist . (Heiterkeit. - Bundesrat Dr. S t r i  m i t z e r: 
Diese Erfindungsgabe wollen wir dem Bundes-

kanzler Kreisky gerne zugestehen! Er hat das Urhe­
berrecht.') Die Urheberrechte s ind somit  geklärt, 
und ich sage dies auch deswegen dazu ,  denn hät­
ten wir das Mallorca-Paket n icht erst im Jah­
re 1983 und später, sondern schon Jahre vorher 
umgesetzt, wären uns einige der budgetpoliti­
schen Schwierigkeiten der achtziger Jahre erspart 
geblieben.  Aber ich bemerke selbstkrit isch:  D ie 
N ichtumsetzung d ieser Maßnahmen ist an unter­
sc hiedl ichen Auffassungen innerhalb der Sozial­
demokratischen Parte i  gescheitert . (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Die Steuerpolitik war grundsätzlich 
falsch unter Kreisky.') Sie werden, Herr Kollege 
Penz, dann die Möglichkeit haben, diese verwege­
ne Aussage durch e iniges Zahlen- und Datenma­
terial auch zu erläutern. 

Ich habe diese Pluralität der Auffassungen in 
meiner Partei auch e ingangs genannt, weil es of­
fensichtlich auch in Ihrer Partei eine P lural ität zu 
diesen Themenste l lungen gibt. Wenn ich mich an 
die parlamentarische Debatte erinnere und die 
Wortmeldungen,  die von einigen Kol legen Ihrer  
Partei dort getroffen wurden, so  unterscheiden 
sich diese, muß ich sagen ,  von der Kritik ,  die Kol­
lege Strimitzer zumindest im ersten Teil sei ner 
Ausführungen heute h ier vorgetragen hat .  

In  der Tat bin ich der Auffassung - bevor ich 
auf Details zu sprechen komme - , daß der Fi­
nanzminister und sein Staatsse kretär hervorra­
gende .. Arbeit geleistet haben.  (Beifall bei 5PÖ 

und OVP),  denn es handelt sich dabei um ein 
Steuerpaket, das nicht einfach zu verhandeln war, 
wie Sie wissen. Es waren Ver ha ndlungen mit den 
Finanzausgleichspartnern erforderl ich ,  d ie - sa­
gen wir es unter uns - zu den härtesten Verhand­
lungen gehören, d ie man in Österre ich führen 
kann, und sich auf d ieser Ebene auf etwas einigen 
zu können,  dazu gehört e in iges an politischer 
Durchsetzungskraft . Und daß die beiden das zu­
stande gebracht haben,  finde ich sehr positiv ,  po­
sitiv vor allem auch deshalb, wei l  dieses Steuerpa­
ket, in Ausnützung der Möglichkeiten der Steuer­
politik als ein Instrument von Wirtschafts- und 
auch Ökologiepol it ik  Wegweisendes aufweist. 

Wir verfolgen verschiedene Z ielsetzungen mit 
u nserer Steuerpolitik. Wir verstehen Steuerpoli­
t ik als Instrument von Ökologiepolit ik ,  wir ver­
stehen Steuerpolit ik a ls einen Beitrag zur  Interna­
tionalisierung der österreichischen W irtschaft, 
wir beachten die vertei lungspol itischen Aspekte 
in der Steuerpolit ik, und es geh t  letzte nd lich auch 
um die Neuentwicklung von finanzpolitischen 
Strukturen auf der Ebene Bund, Länder und Ge­
mei nden. Alles zusammengenommen stehen wir  
vor dem Problem, daß es versch iedene Zielkon­
fl ikte gibt, daß etwa einzelne Steuern zwar dem 
ökologischen Ziel entsprechen mögen, aber im  
Widerspruch zu gewünschten verte i lungspoliti­
sehen Zielsetzungen stehen. 
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Gerade wenn vor dem H intergru nd fortschrei­
tender Umweltzerstörung auch in der österreichi­
schen Diskuss ion der Fetisch Auto etwas relati­
viert wird und endlich d isk utiert wird, wie man 
über den Preis und verschiedene Maßnahmen den 
Verkehr beschränken kann . . . (Bundesrat Dr. 
S c  h a m  b e c k: Ich gehe immer zu Fuß! Ich kann 
gar nicht Auto fahren!) Herr Professor, ich bin 
ganz beglückt darüber, daß Sie d iese Art der 
Fortbewegung als Ihre vorherrschende gewählt 
haben .  (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: In öffentLi­
chen Verkehrsmitteln können Sie herrlich Lesen.') 
Wunderbar! (Bundesrat Dr. S c  h a m b  e c k: Vor 
allem, wenn man mir der Bahn fährt!) Bei der 
Bahn da kommt es darauf an, welche Bahnstrecke 
man benutzt. Entweder l iegt man an der, d ie hof­
fentl ich bald durch den Semmering-Tunnel  effi­
zienter wird - da wird natü rlich die Lesezeit ver­
kürzt werden - ,  oder an e iner anderen Bahn­
strecke. (Bundesrat Dr. S c  h a m  b e c k: Nur das 
Licht muß besser werden.') 

Herr Professor,  Sie werden sich auch weiterhin 
viel Geld ersparen, wenn Sie nicht mit dem Auto 
fahren. So haben Sie sich schon bisher viel Geld 
erspart, obwohl unsere Finanzpolit ik ja dazu bei­
trägt, und das hat der Kollege Bruckmann im Par­
lament auch vorgerechnet (Bundesrat Dr. S t r i  -
m i  l z e r: Im NationaLrat.' ) .  i m  Nationalrat vorge­
rechnet, daß in Wirk lichkeit der Benzinpreis in 
d iesem Land immer niedriger wird .  (Bundesrat 
Dr. S i r  i m i t z e r: Sie sehen. daß wir ganz genall 
au/passen.') Das ist sehr gut, daß S ie ganz genau 
aufpassen, denn das gibt u ns d ie Möglichkeit ei­
ner zivi l isierten Debatte, und dafür sind wir h ier 
ja anwesend. (Bundesrat Dr. S l r i m i t z e r: Sie 
sagen es .') 

Ihr Kol lege Bruckmann, um auf ihn  zurückzu­
kommen, hat im Nationalrat eine gute Wortmel­
dung gemacht, indem er ausgeführt hat, daß der 
Benzinpreis heute 30 S betragen m üßte, wenn er 
seit 1 950 so stark wie die Preise öffentlicher Ver­
kehrsmittel gestiegen wäre. Das ist aus verschie­
denen Erwägungen n icht wünschenswert. Aber es 
zeigt doch, daß ein Produkt,  in d iesem Falle das 
Benzin, das über seinen Verbrauch zur Umwelt­
verschmutzung beiträgt, vergleichsweise bil l iger 
ist als etwas ökologisch S innvolles, nämlich e in 
öffentliches Verkehrsmittel .  All d ies ereignet sich 
in  einer Situation,  in der durch die Finanzauf­
bringung des Verkehrs tatsächlich n icht all die 
Kosten hereingebracht werden, die der private 
Verkeh r  verursacht.  Es stel lt sich für den F inanz­
minister und für uns alle die Frage, welche I nstru­
mente wir entwickeln ,  um das Ausmaß der Emis­
sionen reduzieren zu können .  

Auf der  anderen Seite haben wir  Arbeitneh­
merinteressen zu vertreten. Wir haben das Pro­
blem der Pendler, d ie auch weiterhin gezwungen 
sein werden ,  zu pendeln,  bei all der Wünschbar-

ke it, daß man in der Nähe seines Wohnortes auch  
den  Arbeitsplatz haben sollte. Aber im Zuge der 
EG wird mehr Flexibil ität erforderlich sein .  Das 
heißt. wir werden das Pendeln  n icht abschaffen 
können, sodaß natürlich eine deutl iche Erhöhung 
des Benzinpreises für d ie Pendler e ine Belastung 
darstellen würde. Genau das wurde durch die Er­
höhung des Pendlerpauschales in e inem Ausmaß 
balanciert, sodaß den beiden Zielsetzungen  - der 
ökologischen und der vertei lungspolitschen -
durch das bestehende Paket auch Rechnung ge­
tragen wurde. 

Das wol lte ich nur exemplarisch nennen für die 
Qualität d ieses Steurerpaketes, das uns vorl iegt 
und das meiner Auffassung nach unsere Wert­
schätzung verdient. 

Bei einer Reihe von anderen Bereichen wird 
man noch darauf warten müssen,  wie d ie Umset­
zung ausschaut. Ich meine, bei der Entlastung der 
alkoholfreien Getränke von der Steuer werden 
wir erst sehen, inwieweit d iese in Form von Preis­
verringerungen an die Konsumenten weitergege­
ben werden. Leider haben wir in der Vergangen­
heit Steuerentlastungen erlebt, von denen der 
Konsument sehr wenig zu spüren bekommen hat. 
(Bundesrat D r 0 C h t e  r: Überhaupt nichts.' -
Bundesrat Dr. K a u  / rn a n  n: Es kann andere 
Preiserhöhllngen geben.') Es kann auch andere ge­
ben.  Die treten immer gerade dann auf, wenn der 
Finanzministe r auf gewisse Ein nahmen verzich­
tet, die daraus resultierenden Preisverringerun­
gen aber nicht an den Konsumenten weitergege­
ben werden .  

Ich bin der Auffassung, daß d ie Wirksamkeit 
dieses Paketes auch mit der Preispolitik zusam­
menhängt. Es wird daher der Wirtschaftsminister 
auch gefordert sein, da Entsprechendes zu leisten. 

Kollege Strimitzer hat mit Recht darauf hinge­
wiesen,  daß d ieses Paket dazu beiträgt. den Haus­
halt zu konsolid ieren, und darauf, daß per saldo 
die Konsolidieruf!gspolit ik der letzten Jahre dazu 
geführt hat, daß Osterreich bereits heute die Sta­
bil itätskriterien der Europäischen Gemeinschaft 
als Voraussetzung für die Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion erfüllen könnte. Ich brauche h ier 
nicht mehr auf Details einzugehen, aber ich 
möc hte sagen: Das könnte uns ruhig zum Aus­
klang dieses Jahres auch mit einem gewissen Sto lz 
erfüllen. 

Ich möchte noch sagen,  da Herr Kol lege Stri­
mitzer, auch als Gewerkschafter, die Frage der 
Bezugserhöhung des öffentlichen Dienstes ange­
sprochen hat: Also der Finanzminister wäre 
schon ein schlechter Verhandler, wenn er bereits 
vor Beginn der Lohnverhandlungen mit dem öf­
fentl ichen Dienst in seinem Budget Vorsehungen 
für die Lohnerhöhungen treffen würde, denn das 
würde doch sehr deutlich den ganzen Verhand-
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lungsspielraum verändern .  Wir als Gewerkschaf­
ter würden immer das, was der F inanzminister i m  
Budget vorsieht, als Ausgangspunkt unserer Ver­
hand lungen  annehmen und noch darüber hinaus­
gehen in unseren Forderungen. 

Rei n  taktisch hat der F inanzminister kaum eine 
andere Möglichke it, auch wenn es opt isch nicht 
sehr gut aussieht, daß nachgebessert werden muß.  
Es gilt, e inen vernünftigen Mittelweg zu finden 
zwischen den berechtigten Anliegen der Beschäf­
tigten im öffentl ichen D ienst und den Anliegen 
der österreichischen Steuerzahler, d ie über den 
Gesamthaushalt zur Kasse gebeten werden. 

Abschl ießend: Ich bin der Auffassung,  daß das 
jetzt vorgelegte Paket mit al l  seinen Tei lelemen­
ten einen Kompromiß,  aber einen vernünftigen 
Kompromi ß  darstellt und, gerade was die ökolo ­
gisc hen Aspekte betr ifft, e inige Schritte in die 
richtige Richtung aufweist. 

Daher wird meine Fraktion, die sozialdemokra­
tische Fraktion, d iesem Paket auch ihre Zustim­
mung geben .  - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VPJ J O.52 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem ertei le ich Herrn Bundesrat Holzinger 
das Wort. 

10.52 .. 
Bundesrat Erich Holzinger (OVP, Oberöster-

re ich) :  Herr Präsident! Herr Staatssekretär !  Mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren !  Herr Dr. 
Gusenbauer, Sie können versichert sein :  Wir ma­
chen Ihnen das Urheberrecht für das Mallorca­
Be lastungspaket nicht streitig. (Beifall bei der 
Ö VP. - Bundesrat Dr. G II s e n  b a ll e r: Das 
habe ich nicht erwartet.') Dessen können S ie versi­
chert sein .  

Um e inen Budgetspielraum zu schaffen ,  g ibt  es 
zwei Mögl ichkeiten:  entweder eine Belastung der 
Bevölkerung oder sparen .  Nur, Sparen haben S ie 
während Ihrer Regierungszeit nicht unbedingt als 
oberste Prämisse gesehen. (Bllndesrätin K a i  n z: 
Aufgrund Ihrer Forderungen!) 

Ich glaube, daß es so ist: Wenn man die Wirt­
schaft belastet - und die Wirtschaft sind n icht 
nur die Unternehmer, das sol lte man auch sagen ,  
sondern das sind auch die in  den Betrieben Be­
schäftigten (Bundesrätin e r  e p a z: Das wird 
leicht vergessen!) - ,  dann schwächt man sie in  
der  Wettbewerbsfähigkeit. Natürlich stimmt es! 
(Bundesrat Dr. G u s e n  b a u  e r: Ganz stimmt das 
nicht!) Wenn Sie al lein auf der Welt sind, dann 
stimmt das, was Sie sagen, wenn S ie aber Mitbe­
werber haben und wenn noch dazu jetzt in Kürze 
die Gre nzen aufgemacht werden und wir zur EG 
kommen ,  dann werden wir  das ganz deutlich zu 
spüren bekommen. (Bundesrat Dr. G u s e n ­
b a  Cl e r: Aber die Wettbewerbsfähigkeit der öster-

reichischen Wirtschaft ist ja gestiegen in der letzten 
Zeit.') 

Aber es g ibt auch e inen Trost: S ie haben Be­
denken gehabt wegen der Preise , daß Steuerermä­
ßigungen nicht weitergegeben werden. Auch da 
wird die EG h i lfre ich sein für I h re Vorstellungen 
von Wettbewerb, denn je stärker der Wettbewerb, 
umso weniger Spielraum b leibt für die freie Preis­
b ildung des e inzelnen .  

Wir  haben schon gehört, daß d ie  Budgetver­
handlungen sehr schwierig waren,  umso höher ist 
zu bewerten ,  daß zah l re iche Reformvorhaben ge­
lungen sind u nd daß es gelungen  ist, das ange­
strebte Bugetnettodefizit von 62 Mi l l iarden Schil­
ling zu halten .  

Mei n  Vorredner, Her r  Hofrat Dr .  Strimitzer, 
hat sich sehr eingehend mit den e inzelnen Punk­
ten befaßt. Ich möch te doch noch folgendes sa­
gen : Es stimmt, es war keine Begutachtungsfrist 
möglich, und es war damit auch den Ländern und 
den Gemeinden nicht mögl ich, dazu Stel lung zu 
nehmen . Nur, lieber Freund Strim itzer, ich war 
lange im Kommunalbe reich tätig, ich kenne auch 
die E instel lung der Gemeinden, und wir haben es 
jetzt auch bei  den Diskussionen über die Geträn­
kesteuer wieder erlebt: D ie Gemeinden wol len 
nicht gerne auf Steuerhoheit verzichten, um ihr 
Geld dann im Finanzausgleich zu bekommen, 
wei l  sie Angst haben (Bundesrat B i e r i n  g e r: 
. . .  daß sie gar nichts mehr bekommen.') - viel­
leicht auch berechtigte Angst - ,  daß es zu Kür­
zungen kommen könnte und sie i hre Aufgaben 
dann n icht mehr erfül len können .  Keine Frage , 
und ich gebe dir in der Richtung recht. 

Dennoch glaube ich ,  daß es - und da unter­
streiche ich, was du gesagt hast - gerade unter 
den schwierigen  Verhältnissen .  die wi r haben, 
eine hervorragende Leistung des Finanzministers 
und u nseres Staatssek retärs war, e ine so hervorra­
gende Lösung zu finden .  (Beifall bei der Ö VP. ) 

Die Luxusmehrwertsteuer von 32 Prozent ge­
hört endgültig der Vergangenheit an. Diese öster­
reichische Besonderheit. d ieses Unikat, hätte so­
wieso im Zuge des EG-Beitrittes angegangen wer­
den müssen .  Es hätte eine Änderung 
herbeigefüh rt werden m üssen.  Deshalb ist gut, 
daß das vorweggenommen ist . Leider läßt die der­
zeitige Budgetsituation e in  ersatzloses Streichen 
n icht zu. Es ist halt so : Beim Sparen  sind al le 
dafür,  solange beim anderen gespart wird, aber 
die Forderungen werden erhoben ,  ohne daß man 
nachdenkt oder zu E nde den kt, welche Folgen 
das letztendl ich  für das B udget hat. 

Die Normverbrauchsabgabe muß nun die ent­
standene Lücke sch l ie ßen ;  dennoch haben wir 
eine Entlastung von jährlich 500 Mil l ionen Schil­
ling. Was aber unbestritten ist, ist, daß mit d iesen 
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steuerlichen Regelungen ein ökologischer Effekt 
erzielt wurde : bei der Kfz-Steuer durch Ausrich­
tung nach Leistung und n icht mehr nach Hub­
raum, durch e ine Mehrbelastung für Fahrzeuge 
ohne Katalysator und eine Entlastung bezie­
hungsweise Begünstigung für Fahrzeuge mit ge­
ringerem Schadstoffausstoß. - All diese Maß­
nahmen gehen deutl ich in diese Richtung. 

D ie Mineralölsteuer als E nergiesteuer zu be­
trachten, ist richtig. D iese Steuer wurde tei lweise 
erhöht. Sie wurde auf Heizöl leicht, mittel und 
schwer ausgedehnt. Das müßte längerfristig doch 
zu e inem U mdenken führen, und zwar in  die 
Richtung, daß man auf ökologischere, also um­
weltfreundlichere E nergieträger ausweicht, so 
zum Beispiel auf Erdgas oder Heizöl extra . 

E in  weiterer  Dienst an der Umwelt ist es, daß 
die ursprüngliche Vol lbesteuerung von Bio-Die­
se l fal lenge lassen wurde und man sich damit be­
gnügte, 20 G roschen pro Liter a ls Mineralölsteu­
er e inzuheben .  

Neben der umweltfreundlichen Bedeutung die­
ser Maßnahme - ich möchte ganz kurz darauf 
eingehen - muß man feststel len ,  daß beispie ls­
weise mit einem Liter D iese l Normalqualität eine 
Mi l l ion Liter Grund- oder Trinkwasser nachhaltig 
verseucht werden ,  während bei B io-Diesel inner­
halb von 2 1  Tagen e in Abbau um 98,3 Prozent 
erfolgt; Bio-Diesel ist außerdem ungiftig. Dasse l­
be gi lt für die Luftwerte. Ich will Ihnen ersparen, 
das al les vorzulesen; Sie kennen das ja ohnehin. 

Ich möchte nur dann erinnern und rek lamie­
ren,  daß die Abgeordneten Resch und Molterer in 
einer Anfrage ver langt haben,  B io-Diesel sollte 
überall dort zwingend zum E insatz kommen,  wo 
Diesel auf unversiegelten Böden Zerstörung von 
Grund- und Trinkwasser hervorrufen könnte. 
Zum Beispiel im F luß- und Seenbereich für Boo­
te, für Kettensägen ,  für Arbe iten im Wald und 
letztendlich auf Gletschern und Schneefeldern, 
woher unser Trinkwasser ja in hohem Maße 
kommt, könnte man auch für Pistenfahrzeuge 
diesen Bio-D iesel e insetzen .  

Aber, w ie  gesagt, neben d ieser umweltpoliti­
schen Bedeutung stel lt  das auch eine spürbare 
Entlastung für den Agrarmarkt und eine Kosten­
ersparnis für die Republ ik  dar .  Bei 10 000 Hektar 
Anbaufläche - das entspricht 30 000 Tonnen 
Raps - ergibt sich bei der Stützung eine Diffe­
renz von Raps auf Exporterfordernis von Getrei­
de von derzeit  90 Mil l ionen Schill ing pro Jahr. 

In  Aschach wurde die erste Industrieanlage der 
Welt - da war Österreich P ionier - zur Erzeu­
gung von Biodiesel gebaut. Dort werden die von 
mir genannten 30 000 Tonnen verarbeitet. Und 
was noch vortei lhaft bei dieser Produktion ist: Es 
gibt keine schädlichen Rückstände, denn von den 

30 000 Tonnen werden etwa 19  000 Tonnen 
hochwertige Futtermittel entstehen, ungefähr 
1 000 Tonnen Glyzerin in Pharmaqual ität und 
die 10 000 Tonnen Bio-Diese l .  

Diesen Gesetzesbesch lüssen geben wir  heute 
deshalb gerne unsere Zustimmung, wei l  sie e in  
besonderer und richtiger Weg i n  e ine neue Rich­
tung sind, nämlich in Richtung höherer Umwelt­
qualität, und zwar dadurch ,  daß wir d ie Umwelt 
mehr schonen als b isher. Und deshalb geben wir 
diesen Besc�.lüssen gerne::. unsere Zustimmung. -
(Beifall bei O VP und SPO. J ! UJ2 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Kapral .  Ich ertei le 
ihm das Wort. 

1 ! .1J2 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien) :  Herr 

Präsident!  Herr Staatssekretärr Sehr geehrte Da­
men und Herren!  Hoher Bundesrat! Es freut 
mich, daß ich heute h ier meine erste Rede hier 
vor dem Hohen Hause in  einer für mich sehr 
freundl ichen und positiven Atmosphäre halten 
kann, hat doch Herr Bundesrat Gusenbauer hier 
die FPÖ verteidigt und hat doch Herr Bundesrat 
Strimitzer eine Rede gehalten, der man vom Op­
positionsstandpunkt aus n icht seh r  viel  h inzufü­
gen kann .  Er hat jedoch - bedauerlicherweise -
die falschen Sch lußfolgerungen  gezogen (Zwi­
schenruf des Bundesrates Dr. 5 l r i m i t  z e r) ,  
nämlich dem Bundesrat zu empfehlen ,  das vorlie­
gende Gesetzespaket anzunehmen. 

Ich b itte Sie um Ihr Verständnis dafü r, wenn 
ich mich bei meiner ersten Rede hier im Bundes­
rat nicht an all jene Usancen hal te , d ie hier üblich 
sind.  Ich hoffe, daß ich mich im Laufe der Zeit 
daran gewöhnen und mich anpassen werde. Ich 
werde aber versuchen, mich mögl ichst knapp und 
kurz zu fassen. 

Was das vorliegende U mgründungssteuergesetz 
an langt, bin ich der Meinung, daß mit d iesem Ge­
setzesbeschluß e ine an sich gute, kompakte, in 
das allgemeine Steuerrecht integrierte und von 
der Konzeption her ursprünglich  unbefristete Re­
gelung geschaffen wurde, was an sich zu begrü­
ßen ist. Die grundsätzliche Zielrichtung, die mit  
d ieser Gesetzesmaterie verfolgt wird, ist  richtig :  
nämlich ein gewisser Regelungsbedarf aufgru nd 
des gep lanten Beitritts Österreichs zur  EG,  wobei 
s ich sicherlich e ine al lfäll ige Anpassung im Zuge 
des Beitritts noch als notwendig erweisen dürfte ;  
der  Zwang zur dauernden Anpassung der  Unter­
nehmensstrukturen an die sich ändernden Ver­
hältnisse,  daher auch das Verlangen,  ein unbefri­
stetes Gesetz zu haben - ich werde auf d iese Fra­
ge noch e ingehen.  

Umgründungen s ind wirtschaft l ich betrachtet 
ledigl ich ein Formwechsel der Unternehrnensor-
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ganisation. doch werden bedauerlicherweise -
auch darauf werde ich noch zu sprechen kommen 
- im vorl iegenden Gesetzesbeschluß die Konse­
quenzen nur teilweise gezogen. U mgründungen 
sol len als besondere wirtschaftl iche Vorgänge 
n icht erschwert oder verhindert werden ,  und das 
neue Umgründungssteuergesetz sol l  gegenüber 
dem bisherigen Ausnahmerecht mehr F lexibi lität 
br ingen und durch den Abbau von bisher gelten­
den Einschränkungen einen Beitrag zur Verwal­
tungsvereinfachung leisten .  

Es ist also auch vom Standpunkt der Opposi­
t ion her gesehen ein gutes Gesetz, was die inhalt­
l iche und materielle Seite anlangt. Es löst das so­
genannte Strukturverbesserungsgesetz ab und 
bringt Verbesserungen und eine positive Weiter­
entwicklung gegenüber d iesem Gesetz, wobei ich 
h ier nur zwei Dinge anführen möchte, nämlich 
die Regelung der Realteilung und die Einführung 
der Spaltung in die U mgründungsvorgänge. 

Das Gesetzeswerk ist ein Teil der Rahmenbe­
d ingungen,  die Österreich für d ie wirtschaftliche 
Betätigung bietet . Es schafft d ie Anpassungsmög­
l ichkeiten an die sich ändernden äußeren Verhält­
nisse und sol lte ursprünglich - so war es jeden­
fal ls beabsichtigt - das Strukturverbesserungsge­
setz, das ja von Jahr zu Jahr und dann in Etappen 
von zwei Jahren immer wieder verlängert wurde, 
ablösen und langfristige, stabile Voraussetzungen 
für den U mgründungsakt l iefern und einen ent­
sprechenden Orientierungsrahmen bieten. Be­
dauerlicherweise wird aber dieser dringend not­
wendige. für die Wirtschaft an sich unabdingbare 
Zustand, so lch langfristige. stabi le Voraussetzun­
gen herbeizuführen, an denen sich die Unterneh­
men orientieren kö nnen, n icht geschaffen .  

Die Bundeskammer sagt in  ihrer Stel lungnah­
me zum Umgründungsgesetz - ich zitiere - :  
"Als vortei lhaft und der Rechtssicherheit dienend 
ist die Absicht anzuerkennen, hier ein Dauergestz 
zu schaffen ,  das keine Befristungen mehr vor­
sieht, wei l  der Zwang zur Anpassung der Unter­
nehmensstrukturen an geänderte Marktverhält­
nisse ständig gegeben ist und derartige Umgrün­
dungsvorgänge steuerlich n icht erschwert oder 
beh indert werden dürfen." 

Bedauerlicherweise hat sich die Bundeskammer 
m it ihrer Stellungnahme n��ht durchgesetzt, be­
dauerlicherweise auch die OVP in der Koalition 
nicht, sodaß uns heute h ier eine auf zwei Jahre 
befristete Lösung vorl iegt, die nicht jenen Vor­
aussetzungen entspricht, die die Wirtschaft an ein 
solches Gesetz stellt. 

Aber selbst im Bericht des Finanzausschusses 
des Nationalrates und auch im Bericht des Be­
richterstatters hier wird noch davon gesprochen, 
daß die notwendige Strukturanpassung die Schaf-

fung eines neuen U mgründungssteuerrechtes m it 
Dauerwirkung rec htfertigt. 

Die jetzt vorgesehene Befristung wird nicht m it 
einer allfäl l igen späteren An passung an die Be­
stimmungen der E uropäischen Gemeinschaft be­
gründet, sondern findet i hre Begründung darin, 
daß auf Druck von Arbeitnehmerseite e ine Mate­
rie ins Spiel gebracht wurde, die nicht unmitte l­
bar mit diesem Gesetz zu tun hat. Ich b in durch­
aus der Meinung, daß man hier über al lfäl l ige 
Modifikationen, Anpassungen, Änderungen der 
Mitbest immungsvorschriften beraten und ver­
handeln  sol l ,  aber ich glaube n icht, daß es hiezu 
e ines Faustpfandes bedarf. Wenn man sich die so 
hochgerühmte Sozialpartnerschaft vor Augen 
führt, die ja niemand in Frage stellt , muß doch 
der Boden dafür vorhanden sein. daß solche Ge­
spräche über Änderungen auf dem Mitbest im­
mungssektor möglich sind. 

Mit dem vorl iegenden Entwurf wird die wün­
schenswerte und notwendige Neuregelung einer 
wichtigen, für die Weiterentwicklung der Wirt­
schaft bedeutenden ,  für den Strukturwandel es­
sentiel len Mater ie zwar nicht verhindert, aber be­
dauerlicherweise doch in ihrem Wert, nämlich 
langfristig gültig und verbindliche Rahmenbedin­
gungen für die Wirtschaft zu haben, stark einge­
schränkt .  Damit entspricht dieses Gesetz nicht 
der ursprünglich zum Ausdruck gebrachten In­
tention der Schaffung einer kompakten, in das 
allgemeine Steuerrecht integrierten und vor allem 
unbefristeten gesetzlichen Regelung. 

Ich darf noch auf ei nen anderen U mstand zu 
sprechen kommen, nämlich auf die Frage der 
Grunderwerbsteuer und die Lösung d ieser Frage 
im vorl iegenden Gesetzesbesch luß. 

Im Bericht des F inanzausschusses des National­
rates steht - ich z it iere - :  Umgründungen stel­
len wirtschaftl ich betrachtet ledigl ich einen 
Formwechsel der U nternehmensorgan isation dar. 
- Damit wird begründet, warum es zu keiner Be­
steuerung st i l ler Reserven im Falle von Umgrün­
dungen kommen so l l .  Aber diese Begründung 
könnte natür lich genauso auch für die völ l ige Be­
freiung von U mgründungsvorgängen von der 
Grunderwerbsteuer herangezogen werden .  

Folgerichtig wird auch in  der Ste l lungnahme 
der Bundeskammer der gewerb lichen Wirtschaft 
die völ lige Befre iung von Umgründungsvorgän­
gen von der Grunderwerbsteuer verlangt und die 
Wiederherstel lung des Rechtszustandes gefordert, 
wie er vor der Grunderwerbsteuerreform 1 987 
bestanden hat. 

Auch der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfra­
gen,  dem ich viele Jahre hindurch angehört habe, 
weist in seiner Studie " Industriepolit ik 111" darauf 
hin .  daß eine Reform der steuer- und gesel l -
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schaftsrechtlichen Umgründu ngsvorschriften , um 
die Neustrukturierung von Unternehmen und 
Unternehmensgruppen zu erleichtern , notwendig 
ist. 

Es l iegt die Vermutung nahe, daß der F inanz­
minister - trotz vorhin geäußerter gegenteil iger 
Behauptungen - doch sehr auf zusätzliche E in­
nahmen angewiesen ist, um halbwegs seiner Ziel­
setzung, e in ausgegl ichenes Budget vorzulegen, 
gerecht zu werden .  Im Widerspruch dazu steht 
aber, daß im Zuge der Beratungen über das Bud­
get doch auch wieder gewisses Spendiergehabe 
zutage getreten ist, nämlich in  der Frage der Er­
höhung der Bemessungsgrundlage für die Bau­
sparkassen und e iner Erhöhung des Pendlerpau­
schales. Um eben dieses Spendiergehabe finanzie­
ren zu können, mu ß die Wirtschaft zusätzliche 
Belastungen auf sich nehmen .  

A l s  gerade noch für d ie  Wirtschaft akzeptabel 
ist es, was d ie Grunderwerbsteuer anlangt, wenn 
die Bemessungsgrundlage mit dem einfachen 
Einheitswert festgesetzt wird. Ein diesbezüglicher 
Antrag der FPÖ im Nationalrat wurde aber abge­
lehnt, sodaß wir uns heute auch aus diesem 
Grund n icht in der Lage sehen, diesem Gesetzent­
wurf beziehungsweise dem Antrag, keinen Ein­
spruch zu erheben,  zustim men.  

Lassen Sie mich abschl ießend noch auf einen 
Punkt hinweisen ,  wobei ich vor al lem den Herrn 
Staatssekretär anspreche: Es fehlen im vorliegen­
den Entwurf auch Bestimmungen über die An­
rechnung der Grunderwerbsteuer und überhaupt 
Regelungen bei mehrfachen Umgründungen.  Es 
wird da angeblich auf die Verwaltungspraxis ver­
wiesen, es ist aber die Frage, ob das wirklich aus­
reicht, um Mehrfachumgründungen gesetzeskon­
form zugestalten. 

Lassen Sie mich dem eigentlichen Auftrag des 
Bundesrates entsprechend noch e in ige abschl ie­
ßende Bemerkungen aus der Sicht des Bundeslan­
des Wien anbringen. Wien verfolgt ja, wie Ihnen 
sicher bekannt ist, die begrü ßenswerte Absicht, 
sich als Sitz i nternational tätiger Firmen anzubie­
ten,  d ies vor al lem auch mit Blickrichtung auf die 
E ntwicklung in  unseren östlichen Nachbarlän­
dern. E ine Reihe gesetzl icher Maßnahmen der 
letzten Jahre hat h iefür gute Voraussetzungen ge­
schaffen .  Eine wichtige Voraussetzung dafür ist 
aber auch, daß diese gesetzlichen Bestimmungen 
langfristig Geltung haben. Die Befristung des vor­
l iegenden U mgründungssteuergesetzes steht aber 
bedauerlicherweise h iezu im Widerspruch. 

Aus diesen beiden gewichtigen Gründen,  näm­
l ich  e ine neuerliche Befristung des Gesetzes und 
eine unbefriedigende Regelung der Gru nder­
werbsteuer, womit bedauerlicherweise ein an sich 
gutes Gesetz in seiner praktischen Wirkung doch 
stark entwertet wird , sieht sich meine Fraktion 

nicht in der Lage. dem Antrag, keinen Einspruch 
zu erheben. zuzustim men.  sondern  spricht sich 
dafür aus, der Bundesrat möge gegen diese Geset­
zesvorlage Einspruch erheben. - Danke.  (Beifall 
bei der FPÖ. )  I l .16 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Ing. Penz. Ich erteile 
ihm das Wort. 

1 1 .1 6  
Bundesrat lng. Johann Penz (ÖVP, N ieder­

österreich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Staatssekretär! Meine sehr  verehrten Damen und 
Herren! Mit den vorliegenden Novellen zur Steu­
ergesetzgebung dokumentiert die derzeitige Bun­
desregierung nicht nur, daß sie i n  der Lage ist ,  das 
Regierungsübereinkommen nachzuvollziehen, 
sondern dokumentiert auch Lösungskompetenz, 
und sie zeigt, daß sie bereit ist, neue Wege zu 
gehen, vor allem in der Steuergesetzgebung öko­
logische Momente mite inzubauen.  

Umso mehr bedaure ich, daß von der Opposi­
tionspartei einerseits die Ausweitung des B udgets 
beklagt wird, aber andererseits immer wieder 
Forderungen erhoben werden,  d ie dieses Budget 
zusätzlich belasten. Ich verstehe Herrn Dr. Ka­
pral nicht, wenn  er in seiner heutigen Wortmel­
dung das Umgründungssteuergesetz zwar positiv 
darstel lt, aber seine Ableh nung mit zwei Kle inig­
keiten begrü ndet, näml ich erstens  damit, daß die­
ses Umgründungssteuergesetz nur befristet e inge­
führt ist. (Bundesrat Dr. K a p  r a l: Für die Land­
It'irtschaft ist es vielleicht nicht so maßgeblich, für 
die Industrie schon!) 

Herr Dr. Kapral !  Ich darf Ihnen sagen, daß 
wichtige Wirtschaftslen kungsgesetze in Öster­
re ich überhaupt befristet werden. Ich denke in 
d iesem Zusammenhang etwa an d ie Marktord­
nungsgesetze. Es kommt darauf an ,  worauf sich 
die Sozialpartner in Österreich - an deren Lö­
sungskompetenz Sie Gott sei Dank nicht gezwei­
felt haben - einigen.  (Bundesrat Dr. K a p  r a  I: 
Langsam kommen Zh'ei[el.') Wir werden ja im 
nächsten Jahr die Marktordnungsgesetze auch 
neu zu verhandeln haben.  

Zweitens: S ie haben gesagt, daß als Bemes­
sungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer der 
einfache E inheitswert genügen würde. Mir 
kommt diese Ihre Argumentation wirk l ich sehr 
bil l ig vor, denn Sie wissen genau, daß der zweifa­
che Einheitswert als Bemessungsgrundlage für 
die Grunderwerbsteuer herangezogen wird. Al­
lein aus diesem Faktum jetzt herauszuschälen, 
daß man bei dieser Gesetzesmaterie nicht mitge­
hen kann ,  finde ich einigermaßen bi l l ig. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Wir 
alle wissen, fossile E nergieträger für eine Reihe 
von Umweltschäden verantwortlich gemacht wer-
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den, wie die Verschmutzung der Luft, den Treib­
hauseffekt und das Waldsterben.  Tatsächlich gibt 
es alarmierende Ansätze solcher Schäden, wofür 
in erster Linie der Kraftfahrzeugverkehr verant­
wortlich zeichnet.  

Etwa 70 Prozent des Stickoxidausstoßes stam­
men nachweislich vom Verkehr. Die Stickoxide 
haben in etwa d ie 1 30fache Wirkung von Kohlen­
dioxid und sind daher auch maßgebl ich für den 
Treibhauseffekt mitverantwortlich. 

Eines der ein prägendsten Beispiele, das auch 
mich t ief betroffen gemacht hat, möchte ich Ih­
nen bringen: Durch die Stickstoffüberdüngung 
aus der Luft werden am Pfänder bei B regenz zir­
ka 80 Kilogram m  Reinstickstoff in den Boden 
eingetragen, und dadurch wurde der Humus in­
nerhalb von einigen Jahren von 45 Zentimetern 
auf 8 Zentimeter abgebaut. 

Was das für ein niedersch lagsreiches Gebiet be­
deutet, in  dem die Wasserspeicherfäh igkeit stark 
reduziert wurde, kann sich jeder, glaube ich, 
selbst vorstellen.  

Auch durch das Scheitern der Weltk l imakonfe­
renz gab es für uns alle ein alarmierendes Zei ­
chen. Nämlich eine der größten Rückversiche­
rungsgesellsc haft, d ie Schweizer Rüc k hat nach 
Scheitern dieser Weltkl i makonferenz bekanntge­
geben, daß sie die Rückversicherungsprämien ge­
gen E lementarereignisse um 50 Prozent erhöhen 
wird. Daher ist es vernünftig, daß auc h die öster­
reich isc he Bundesregierung Maßnahmen i n  Rich­
tung Reduktion des allgemeinen Verkehrs gesetzt 
hat und auch eine verbrauchsorientierte Abgabe 
auf fossile Rohstoffe einführen wird. Wenn wir 
diese alarmierenden Zeichen unserer U mwelt er­
kennen und zu ihrer Bekämpfung beitragen wol­
len, dann ist das ein wichtiger, ein wesentlicher 
Schritt. 

Ich bin meinem Fraktionsvorredner Bundesrat 
Holzinger unendlich dankbar, daß er aus der 
Sicht e ines Gewerbebetreibenden und eines Wirt­
schaftstreibenden die Bedeutung des B io-Diesels 
und der Äthanolproduktion angesprochen hat. 
Auch mit dieser Novelle zu den Steuergesetzen 
wird es möglich  sein, daß wir in Österreich jene 
Kraftstoffe, die aus nachwachsenden Rohstoffen 
gewonnen werden können, nicht nur steuerlich 
begünstigen, sondern daß in  Einzelfä l len, wenn  
bäuerl iche Anlagen dieses Produkt selbst verwer­
ten , überhaupt keine Mineralölsteuer anfäl lt .  Da­
mit werden wesentliche Komponenten ermög­
l icht, einerseits der U mwelt zu helfen, anderer­
seits die bäuerl iche Eigenin itiative zu fördern und 
außerdem noch einen wesentlichen Be itrag zu lei­
sten in Richtung Produ ktionsalternativen, in 
Richtung Rücknahme der Getreideprodu ktion. 

Der dritte Punkt, den d iese Bundesregierung 
und d ie Verantwort l ichen - stel lvertretend F i­
nanzminister Dkfm . Lacina und Staatssekretär 
Dr. D itz - auch in Weitsicht erkannt haben ,  ist 
d ie Normverbrauchsabgabe, womit auch sicherge­
stel lt wurde, daß jene Autos, d ie einen höheren 
Kraftstoffverbrauch haben,  mit einer höheren 
Steuer belastet werden als jene Autos, die nur ei­
nen geringen Verbrauch nachweisen können. 

Herr Staatssekretär !  Viertens darf ich auch ein 
Danke sagen ,  daß mit dieser Novelle heute die 
F lächenförderung beschlossen werden kann ,  daß 
nämlich jene Mineralö lsteuerrückvergütung, die 
bisher den Bauern zugute gekommen ist, und 
zwar i n  Höhe von etwa 970 M il l ionen Schil l ing, 
nunmehr in e in  sogenanntes Ökolog ieflächenpro­
gramm umgewandelt wird, und daß jene Bauern, 
d ie Beiträge in Richtung Verbesserung des Bo­
dens, in Richtung Verbesserung des Grundwas­
sers, in Richtung Verbesserung der Luft leisten ,  
e inen Anspruch auf diese F lächenförderung ha­
ben .  

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! An­
gesichts dieser Fakten, angesichts d ieses wichtigen 
Sch rittes, den die österreich ische Bundesregie­
rung in Richtung ökologischer Förderung und in 
Richtung öko logische Überlegungen angestellt 
haben ,  stimmt d ie Österreich ische Volkspartei 
gerne dieser Novelle zu. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  1 1 .24 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Staatssekretär Dr.  Ditz. 
Ich erteile i hm dieses. 

I J .2-1 
Staatssekretär im Bundesmin isterium für Fi­

nanzen Dr. Johannes Ditz: Sehr geehrter Herr 
P räsident! Hoher Bundesrat! E rlauben Sie mir, 
daß ich als Vertreter des F inanzministeriums 
kurz Stel lung nehme zu den angesprochenen 
Maßnahmen. Ich glaube, vorweg ist folgendes 
festzuhalten:  Es ist mö.glich,  daß durch die zeitli­
che Bedrängnis in der Offentlichkeit zunächst der 
Eindruck entstanden ist, daß da versuc ht werde, 
seh r  rasch e in ige Maßnahmen zusammenzu­
schnüren, um budgetär über die Runden zu kom­
men . Ich möchte aber h ier und heute diesem Ein­
druck ganz entschieden entgegentreten :  Die heu­
te beschlossenen Maßnahmen sind nicht über 
Nacht erfunden worden, sondern sie wurden 
schon in versch iedenen Expertengremien sehr 
lange d iskutiert; sie wurden gründlich vorbereitet. 
Mi t  den heute insgesamt gesetzten Maßnahmen 
ist es der österreichischen B undesregierung ge­
lungen,  die Reforminit iative zu übernehmen.  

Jeder Zusammenhang mit Mallorca-Paket und 
anderen Belastungspaketen ist meiner Meinung 
nach aus der Luft gegriffen, wenn man, wie auch 
Herr Bundesrat von der FPÖ am E nde se iner 
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Rede richtigerweise festgeste llt hat, d ie tatsächli­
chen Fakten betrachtet. Beurteilt man zusätzl ich  
auch d ie dann noch erfolgte E inführung des 
Pendlerpauschales und das Bausparen, dann zeigt 
sich ,  daß d ie gesamten, sehr  umfassenden Refor­
men nahezu aufkommensneutral durchgeführt 
wurden. Das heißt, die Steuerlastquote insgesamt 
wird sich u m  ein Zehntel- oder maximal um zwei 
Zehntelprozent erhöhen, wobei auch das noch in 
der Bandbreite der Schätzungenauigkeit l iegt. 

Ich wehre mich wirklich dagegen ,  wenn in 
Österreich jede Reform sofort postwendend -
durch U nkenntnis - als "Belastung" denunziert 
wird. Dieses Paket ist kein Be lastungspaket, son­
dern dieses Maßnahmepaket ist Ausdruck einer 
vernünft igen Reformgesinnung, wobei es gelun­
gen ist - das ist hervorzuheben , und darin sind 
alle Vorredner zu bestätigen - ,  erstmals ökologi­
sche Elemente in unser Steuersystem h ineinzu­
bringen , ohne dabei - das ist ebenfalls wesentlich 
- den Steuerzahler oder das Steuersystem zu 
überfordern, wei l  wir  natürlich in jeder steuerpo­
l it ischen Frage auch Zielkonflikte haben.  Und 
wenn wir uns - wie alle Parteien das tun - zu 
ökologischen Zielsetzungen bekennen ,  dann 
heißt das in einer Marktwirtschaft, daß eben öko­
logisch belastendes Verhalten teurer gemacht 
werden muß .  Das bedeutet natürlich Preiserhö­
h ungen, und das könnte man vordergrü ndig als 
Be lastung sehen. 

Aber Ziel der Maßnahme ist es ja gerade mit 
dieser Erhöhung, das Verhalten zu ändern und 
einen sparsamen Umgang sicherzuste l len. In die­
sem Sinne glaube ich,  daß gerade im Gesamtbe­
reich der Kfz-Besteuerung ein sehr  vernü nftiges 
Konzept gefunden wurde. Es sind nämlich meh­
rere Maßnahmen gesetzt worden. 

Erstens - ich glaube, das ist grundlegend posi­
tiv - wurde die Luxusmehrwertsteuer abge­
schafft. Es wurde, nachdem der Budgetausfal l 
von 6 Mi l l iarden Sch i ll ing sicher nicht so leicht 
zu bedecken ist, gle ichzeitig eine verbrauchs­
orientierte Abgabe eingefüh rt ,  aber nicht auf­
kommensneutral .  Das heißt, die Gesamtbelastung 
wird sinken. Es gibt mittlerweile auch Berech­
nungen, d ie eindeutig zeigen ,  daß 70 Prozent der 
österreichischen Autos bil liger werden und daß 
sich daher spürbare Entlastungseffekte ergeben. 

Der zweite Punkt, der zu nennen ist, ist die 
Frage der Kfz-Steuer an sich. Auch da - das ist 
noch nicht i n  diesem Paket drinnen, aber fix ver­
e inbart - ist man bemüht, einen ökologischen 
Akzent zu setzen, indem man versucht, d ie Nicht­
katalysatorautos stärker zu besteuern. Auch das 
kann man a ls Belastung sehen ,  man kann es aber 
auf der anderen Seite als wirklich vernünftige 
Maßnahme sehen, u m  endlich die Umrüstung des 
alten Wagen bestandes voranzutreiben .  Ich glau­
be, wenn man sich zu einer realistischen und se-

riösen Politik bekennt, muß  man die zweite Va­
riante wählen. 

Damit wir aber kein Prob lem in bezug auf den 
Altwagenpark bekommen, haben wir sicherge­
stellt, daß es künftig möglich ist. in Richtung 
Osten Gebrauchtwagen günstiger durch einen 
Vorsteuerabzug beim Export zu verkaufen. Das 
ist wieder ein Vortei l  für d ie Umweltpolitik, weil 
unsere alten Autos noch immer besser sind als 
diejenigen,  die derzeit in Osten in Verwendung 
sind. Insgesamt ist das daher eine vernünftige 
Maßnahmenkombination.  

Dasselbe kann man auch für den Bereich der 
Mineralölsteuer sagen, wo man versucht hat, den 
Hauch einer  E nergiebesteuerung einzufüh ren.  
Ich glaube, es ist  e infach s innvoll , auch die Heiz­
öle m itzuerfassen ,  al lerdings EG-Richtlinien­
konform, sodaß wir hier als e iner der ersten e inen 
richtigen Schritt setzen. 

Soviel in aller Kürze zu den ökologischen Ge­
sichtspunkten .  Ich glaube, daß wir diesbezüglich 
auf dem richtigen Weg sind. Ich glaube aber auch ,  
daß wir das System n icht  überfordern dürfen :  
Würden wir zu massiv eingreifen, dann würde das 
bedeuten ,  daß wir im Bereich der Arbeitsplatzsi­
cherung Probleme bekom men, und das wollen 
wir nicht. - Daher diese realistische Vorgangs­
weise. 

Die zweite gro ße Reform, die auch im Interesse 
der Länder und der Gemeinden verabschiedet 
wird, ist d ie ganze Frage der Getränkebesteue­
rung. Es ist nach hartem Ringen und nach einem 
sehr,  sehr  langen Verhandlungsverlauf gelungen ,  
nach 30 lahren e ine  sinnvol le, aber auch eine 
dauerhafte Lösung zu finden;  eine dauerhafte Lö­
sung dergestalt, daß wir Zielkonfl ikte in diesem 
Bereich befriedigend gelöst haben, weil das We­
sentlichste ist doch ,  daß man auch die Gemeinde­
fi nanzen sichert und Rechtssicherheit schafft. M it 
der bisherigen Form der Verbrauchssteuer war 
das nicht gegeben, wei l sich aufgrund einer  
Rechtslücke i m mer mehr  gezeigt hat, daß man 
meinte, d iese Steuer falle n icht an .  Das hat dazu 
geführt,  daß in letzter Konsequenz die Gemein­
den E innahmen verloren haben, aber auch im 
Handel immer mehr Wettbewerbsverzerrungen 
festzustellen waren .  Die Großen haben gesagt, bei 
ihnen werde das nicht verbraucht, das gehe woan­
ders h in ,  sie zah lten nichts, und die Kleinen muß­
ten diese Getränkesteuer in  Rechnung stel len. 

Wir haben daher mit d ieser Reform mehrere 
Schritte auf einmal gesetzt: Die Gemeindefinan­
zierung wurde gesichert. 

Der zwei te wesentliche Punkt: Die Wettbe­
werbsgleichheit im Handel zwischen Gro ß und 
Klein  wurde hergestellt . 
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Der dritte Punkt, den ich n icht zu geringschät­
zen würde , ist ein gesund heitspolitischer:  Ich 
glaube, es ist s innvoll und notwendig, alkoholfreie 
Getränke zu verbi l ligen und harte Alkohol ika et­
was zu verteuern. Auch das ist geschehen .  

Als v ierter Punkt ist für mich  wesentl ich ,  daß  es 
gelungen ist ,  im Bereich des Tourismus e i n  echtes 
Entlastungssignal zu setzen .  Der Markt wird si­
cher dafür sorgen, daß diese E ntlastungen auch 
weitergegeben werden .  

Wir müssen aber auch  eindeutig sehen,  daß  die 
Maßnahme für diese Branche,  die sehr wesenttich 
für d ie österreichisc he gesamtwirtschaft l iche Ent­
wicklung ist, i nsgesamt motivierend wirkt und 
daß daher ein neuer I ncentive gesetzt wurde, der 
wesentl ich größer ist als manche Direktförderun­
gen, die wir in  diesem Bereich bis jetzt hatten. 

Zu den sonstigen aufgeworfenen F ragen ist 
kurz festzuhalten, daß ich glaube, daß vor allem 
das Umgründungssteuerrecht  nicht überhastet 
gekommen ist, sondern es wurde zwei Jahre mit 
allen Experten vorbereitet und durchgearbeitet. 

Insgesamt war es vor allem, Herr Dr .  Kapral ,  
die Vertretung der Industriellenvereinigung. die 
sehr gedrängt hat, dieses Gesetz unter a l len Um­
ständen zu machen , wei l  es sehr  positiv ist .  (Bun­
desrat Dr. K a p  r a  I: Das habe ich ja gesagt.' ) Es 
verwundert mich eigentlich, daß man jetzt ver­
suc ht, anhand von Kleinigkeiten ein ganz großes, 
für Europa ganz wichtiges Gesetz trotzdem abzu­
lehnen. (Bundesrat Dr. K a p  r a  I: Warum ist es 
befristet, Herr Staatssekretär?) Ich möchte Ihnen 
vor allem in  e inem Punkt widersprechen ,  zu  dem 
Sie gemeint haben, wenn die G runderwerbsteuer 
mit dem einfachen Einheitswert gegangen wäre, 
dann hätten Sie es machen können, mit dem zwei­
fachen gehe es n icht. 

Ich habe diese Lösung verhandelt. Es war n icht 
einfach, sie durchzusetzen,  wei l  in Wahrheit  auf­
grund eines Erkenntnisses des Verwaltungsge­
richtshofes der effektive Wert berechnet werden 
müßte .  Das wäre natürlich eine gewaltige Bela­
stung gewesen ,  die wir verhindert haben .  Wir ha­
ben e ine endgültige und rechtlich verbindl iche 
Lösung getroffen, indem wir die jetzige Lösung 
im Gesetz fixiert haben. Es ist ganz entscheidend, 
daß man sieht, daß diese Grunderwerbsteuerbe­
freiung damals abgeschafft wurde, als wir den 
Satz halbiert haben. 

In Anbetracht dessen wird man sehen, daß die 
jetzige Maßnahme, wie sie jetzt besteht, ke ine ein­
zige sinnvo lle Unternehme nsumgründung ver­
h indert. Sie verhindert aber möglicherweise -
dazu bekenne ich mich - ,  nämlich daß man nur 
aus steuerlichen Gründen um-, hin- und hergrün­
det um in Endeffekt damit n ichts erreic ht .  Um­
gründungen s ind wichtig, sind notwendig, aber sie 

müssen dem betrieblichen Zweck d ienen. Dem 
wird Genüge getan. 

Die zeitl iche Befristung i st für mich eigentlich 
nur eine Art Erin nerung, um auch die handels­
rechtlichen Bestim mungen ,  d ie nicht das Finanz­
minister ium erlassen muß,  möglichst rasch zu 
bringen und die Dinge auch arbeitsrechtlich ab­
zusichern.  Darum geht  es, aber ich kann I hnen 
versichern , daß die Verlängerung auch nach den 
zwei Jahren kommen wird. Also wenn S ie Ihr 
Verhalten noch ä ndern wol len, dann sind Sie 
herzlich dazu eingeladen. 

E in  bi ßchen verwundert hat mich auch I hre et­
was saloppe Aussage über "Spendiergehabe" . Sie 
haben gemeint, daß damit das Pendlerpauschale 
erhöht und das Bausparen verbessert wurde. Für  
uns von der  Bundesregierung war das kein "Spen­
diergehabe" , sondern es war d ie Flankierung 
sinnvoller Maßnahmen durch die Vorziehung 
von ohnedies für das Jah r  1993 geplanter Lohn­
steuerentIastungsmaßnahmen. Mich verwundert 
das auch deshalb e in  wenig, wei l  das die einzigen 
beiden Punkte waren ,  denen d ie Freiheitl iche 
Partei im Nationalrat und i m  Finanzausschuß zu­
gestim mt hat. Das paßt auch zur Linie: Alles, was 
vielleicht populär sei n  könnte, vertreten wir mit, 
den Rest vergessen wir. Aber Sie sind noch auf 
einer etwas abgehobenen L inie und meinen, daß 
das "Spendiergehabe" ist. Fü r  uns ist es n icht 
"Spendiergehabe" , für uns ist es ein Gebot sozia­
ler Fairneß, daß man versucht, für Pendler, die 
auf das Auto angewiesen sind, diese E ntlastung zu 
setzen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Für uns ist auch e in ganz wesentlicher Punkt,  
daß wir erkennen, daß das Bausparen lncentives 
setzt, die nicht gegen ,  sondern für die Wirtschaft 
wirken. In diesem S inne glaube ich, daß das jetzt 
getroffene Reformpaket wirtschaft l ich positiv 
wirkt. B is jetzt habe ich eigentl ich  auch von der 
Opposition keine Alternati ve zu d iesem Reform­
paket erkennen können. - Danke schön. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ.)  1 1 .38 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. Gudenus das Wort. 

1 1 .38 

Bundesrat Mag. loh n  Gudenus (FPÖ, Wien) :  
Herr Präsident ! Herr  Staatssekretär! Die  Älteren 
von Ihnen  werden wissen ,  daß vor rund 30 Jahren 
mit ch lorophyl lhältigen Kleidungsstücken, 
Schuhsohlen und ähnl ichem Werbung erzielt 
wurde, die ausdrücken sollte, Chlorophyll sei ge­
sund. Heutzutage wird das mit  dem Wort "Öko­
logie" gemacht. Al les wird unter "ökologisch ver­
wertbar" verkauft, auf den Markt gebracht. Ich 
wundere mich e igentl ich, warum heute nicht das 
Wort "Ökologie" gesetzl ich vor M ißbrauch ge-
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schützt werden sol l ,  genauso wie die fünf olympi­
schen Ringe. 

Der Herr Finanzminister schädigt umweltbe­
wußtes Hande ln der Autofahrer. Er schädigt jene. 
die einen sparsamen Diesel fahren. Er greift die 
Familienfreundl ichkeit wirk lich unter der Gürtel­
l in ie an, weil Autofahrer e ine fünfköpfige Familie 
nur noch mit Kle inwägen durch die Gegend 
chauffieren können. Damit fördert er die Unfal l­
häufigkeit beziehungsweise die Folgen von Unfäl­
len in leichtgebauten Fahrzeugen. Die Sicherheit 
wird daher bestraft. Praxisferne Verbrauchsanga­
ben führen dazu, daß eigentlich Turborenner ge­
fördert werden. (Bundesrat Ing. P e  n z: Haben Sie 
die Rede schon einmaL gehalten?) Es steht Ihnen 
frei, in  den diversen Bezirkslokalen der Freiheitl i­
chen Parte i und anderen danach zu fragen, ob 
man sie gehalten hat. (Bundesrat D r o  C h t e  r: 
Wer sind die anderen?) Vielleicht haben S ie sie 
schon einmal gehalten, ich wei ß  es n icht. 

Der F inanzminister versprach nicht nur e ine 
aufkommensneutrale, sondern auch eine ökolo­
gisch ausgerichtete Steuer und wol lte damit eine 
Signalwirkung setzen.  

Der erste Ansatzpunkt der Krit ik  ist, daß die 
EC-Werte - EC heißt " economic commission 
for Europe" , das ist eine Unterorganisation der 
UNO, welche d ie Normen und Regelu ngen für 
Europa ausarbeiten - .  daß diese Normen am 
Prüfstand ermittelt werden und Pflichtbestandteil 
jedes Autoprospekts und somit hochgradige Ver­
kaufsargumente sind. Sie stel len daher eine Ver­
kaufs- oder Orientieru ngshi lfe für die Konsu­
menten dar, und diese Werte stimmen in vielen 
Fäl len nicht mit den Praxiswerten überein. 

Zu unterschiedlich wird heute der Autokauf 
gehandhabt. Es steht ja nicht der "Volkswagen" 
des Jahres 1938 zur Diskussion,  der m it e inem 
Seitenspiegel ,  einem runden Dach und einem 
Scheinwerfer, vielleicht waren es auch zwei (Bun­
desrat P r ä  h a u s e r: Es waren z�vei!) , sondern es 
kauft sich heute ja jeder sein Auto gewissermaßen 
bestandteilsweise und läßt es von der Firma zu­
sammensetzen, mit versch iedenen Arten von 
Sch iebedächern, mit verschiedenen Arten von 
Se itenspiegeln.  mit verschieden geformten Spoi­
lern und Stoßstangen, mit den verschiedensten 
Zusätzen, die sich al le auf den Verbrauch des Au­
tos auswirken, aber bei dieser Form der Steuerge­
setzgebung nicht berücksichtigt werden. 

Es sind tei lweise erhebliche U ntersch iede zu 
den EC-Normverbrauchwerten sowohl  nach oben 
als auch nach unten feststel lbar. Und sie sind 
auch die Regel. Die EC-Werte und der Praxisver­
brauch - behaupte ich ,  aber nicht nur ich, son­
dern auch einige Autofahrerorganisationen -
stehen einander wie Dichtung und Wahrheit d ia­
metral gegenüber. 

Es scheint Autofi rmen zu geben, die - wir 
wol len es nicht schönfärben - ehrl ich  und die 
anderen weniger ehrlich sind. Ich will d ie Länder­
gruppen n icht anführen ,  das könnte polemisch 
ausgelegt werden. Aber  glauben Sie mir, und ich 
sehe das am einzelnen Zunicken,  daß Sie mir viel­
leicht in diesem Punkt Glauben schen ken  kön­
nen, daß es beschönigende Autoprospekte gibt, 
und es auch so lche gibt, d ie die Wahrheit bezie­
hungsweise annähernd die Wahrheit sagen.  Der 
Gesetzgeber . . .  (Bundesrat H o l z i n g e r: Es 
gibt Nonnen! Man könnte es anzweifeln!) Selbst­
verständlich, das tue ich  ja auch ,  wie Sie sehen. 
Ich komme schon darauf zurück .  (Bundesrat 
H o l z i n g e r: Normen sind Voraussetzungen für 
gewisse Dinge.') 

Der Gesetzgeber aber akzeptiert - anders als 
bei den Abgabetests, bei  denen sehr woh l  dieser 
Test durchgeführt werden muß - die werkse ige­
nen Wertangaben und schickt sich nun an, d iese 
als Grund lage für die Steuerbemessung zu über­
nehmen. 

Der Herr F inanzmin ister sollte sich - ich bitte 
aber auch S ie ,  Herr Staatssekretär, darum - ,  
mehr a n  den Realitäten orientieren.  Diesel moto­
ren etwa sind genauso umweltfreundlich wie Ben­
zinmotoren,  werden aber wil lkürl ich durch eine 
Subtrahende von zwei stärker besteuert und da­
durch  besonders benachteiligt. (Bundesrat [ng. 
P e  n z: Weniger.' - Slaacssekrecär Dr. D i t z: We­
niger.') Weniger? Sie meinen weniger Steuer? Sie 
werden aber stärker besteuert. Durch e ine Sub­
trahende stärker beste uert! 

Ihr n iedrigerer Verbrauch, ihre niedrigeren 
Abgasd imensionen und vor allem der geringe 
CO rAussto ß werden e igentlich bestraft. D ie gro­
ßen Sieger im Poker um die Zulassungsabgaben 
führen die neue Steuer erst recht absurdum.  Die 
k le inen Renner mit hochgezüchteten, keineswegs 
sparsamen oder umweltfreundlichen Turbomoto­
ren,  weil sie beim EC-Stadtzyk lus-Meßfahren fast 
n ie in den tr inkfreudigen Turbobereich kom men, 
sind nur scheinbar sparsam und werden daher be­
lohnt ;  in der Praxis ist es al lerdings genau umge­
kehrt. 

Dafür werden jene, die aus fam il iären Gründen 
- ich erwähnte es heute schon bei Punkt 1 unse­
rer D iskussion - größere Wagen benötigen wür­
den, weil sie mehr Kinder haben und daher Groß­
raumlimosinen kaufen müssen,  zur Kasse gebe­
ten.  Bekannterweise darf der österreich ische 
Steuerzahler zunächst e in  Werk  von Chrysler in 
Graz sponsern, damit dann der Finanzminister 
mittels Zulassungssteuer dem dort gefertigten 
Produkt schnel l  den Hahn  abdreht. 

Insbesondere der S icherheitsaspekt, der von 
größeren Fahrzeugen u nd daher auch von höhe­
ren Verbrauchswerten ausgeht, fäl l t  vol lkommen 
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unter den Tisch bei dieser Art von Steuer. Ich 
wei ß  nicht, wie der Herr F inanzminister und wie 
Sie, Herr Staatssekretär. die Verantwortung dafür 
übernehmen können, daß Käufer nur deshalb ein 
fahrunsicheres, e in kleineres e in leich teres Fahr­
zeug kaufen, nur um den Steuergesetzen zu genü­
gen und nicht ein größeres Fahrzeug, welches d ie 
Sicherheit eigentlich vorschreiben würde. (Beifall 
bei der FPÖ. - Bundesrat lng. P e  n z: Wie kom­
men Sie darauf, daß ein kleineres Fahrzeug fahr­
untüchtig ist?) 1 1 .44 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen.  

Wird von der Frau beziehungsweise vom Herrn 
Berichterstatter ein Sch lußwort gewünscht? -
Dies ist auch nicht der Fall .  

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt.  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 13. Dezember 
199 1  betreffend ein Abgabenänderungsgesetz 
199 1 .  

Ich bitte jene Bu ndesrätinnen und B undesräte, 
die dem Antrag zustimmen. gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. um ein Handzeichen.  - Dies ist 
S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n  g e n 0 m m e n .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 1 3 . Dezember 
199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Körperschaftsteuergesetz 1988 u nd das National­
bankgesetz 1 984 geändert werden.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen,  gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen.  - Dies ist 
S t i m m e n m e h r h e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über den 
Besch luß des Nationalrates vom 1 3 . Dezember 
199 1  betreffend ein Bundesgesetz, m it dem das 
Ausgleichsabgabengesetz geändert wird. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 

zu erheben,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag. keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

Wir  kommen zur  A b s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 13 .  Dezember 
1 99 1  betreffend ein Umgründungssteuergesetz. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschl u ß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

Wi r  kommen zur A b s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 1 3 . Dezember 
199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Pensionskassengesetz und Abschnitt XII des Bun­
desgesetzes BG BI .  N r .  28 1 1  1 990 geändert werden. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen,  gegen den vorl iegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben,  ist 
somit a n  g e n  0 m m e  n .  

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1989 geän­
dert wird (266/A-II-4086 und 356/NR sowie 
4198/BR der Beilagen) 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Katastrophenfondsgesetz 1986 geän­
dert wird (268 und 357/NR sowie 4199/BR der 
Beilagen) 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 7 und 8 der Tages­
ordnung, über d ie d ie Debatte ebenfalls unter ei­
nem abgeführt wird. 

Es s ind d ies: 

Beschlüsse des Nationalrates vom 1 3 . Dezem­
ber 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Finanzausgleichsgesetz 1 989 geändert wird 
und ein Bundesgesetz, mit dem das Katastrophen­
fondsgesetz 1 986 geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 7 und 8 
hat Herr B undesrat Dr .  Gusenbauer übernom­
men .  Ich bitte ihn um die Berichte. 

Berichterstatter Dr. Alfred Gusenbauer: Herr 
Präsident! Liebe Kol leginnen und Kol legen!  Ich 
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br inge zunächst den Bericht des Finanzausschus­
ses über den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1 989 geän­
dert wird. 

Die F inanzausgleichspartner haben sich nach 
intensiven Beratungen darüber geein igt, e ine Rei ­
he von aktuellen Fragen gemeinsam zu lösen,  wo­
bei aufgrund der u ntersch iedl ichen Interessensla­
gen von allen Betei ligten Zugeständnisse gemacht 
werden mußten. sodaß die ausgehandelten Maß­
nahmen als Gesamtpaket, das nur in  einem umge­
setzt werden sol l ,  anzusehen sind. 

Im einzelnen handelt es sich bei d ieser Verein­
barung unter anderem um folgende Maßnahmen: 

Umwandlung der Getränkesteuer von einer 
Verbrauchsteuer i n  eine Verkehrsteuer und Neu­
regelung der Bemessungsgrundlage, 

Beseitigung der Alkoholabgabe; als Ausgleich 
werden die Produktsteuern auf B ier, Schaumwein 
und Branntwein erhöht und im Laufe des Jahres 
1992 eine Weinsteuer eingeführt, 

Anhebung des Hebesatzes bei der Grundsteuer 
B auf 500 vom Hundert (wie bei der Grundsteuer 
A) , 

Neuregel ung des Gemeindekopfquotenausglei­
ches, 

gesetzl iche Regelung der Rückabwick lung der 
Aufhebung des Randgemeindeschlüssels durch 
den Verfassungsgerichtshof. 

Verlängerung des Krankenanstalten-Zusam­
menarbeitsfonds bis E nde 1 994, 

Umstrukturierung des U mwelt- und Wasser­
wirtschaftsfonds, 

Einführung einer Normverbrauchsabgabe (als 
ausschließliche Bu ndesabgabe im Jahr 1 992) als 
Ersatz für den Wegfal l  des erhöhten Mehrwert­
steuersatzes von 32 Prozent sowie weitere bud­
getwirksame Maßnahmen, das s ind Erhöhung der 
M ineralölsteuer, Abwicklung der Startwohnungs­
förderung, 

Umstel lung des Ersatzes des Bundes für die 
Landeslehrerkosten auf ein Normkostensystem je  
Sc hüler, das d ie  unterschiedlichen Strukturen in 
den Schultypen und in  den Ländern mitberück­
sichtigen sol l .  

Der Finanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 18. Dezember 
199 1  in Verhandlung genommen und mehrstim­
mig besch lossen,  dem Hohen Hause zu empfeh­
len , keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g , der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 .  Dezember 1 99 1  betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1 989 geän­
dert wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Ich erstatte weiters den Bericht des F inanzaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 1 3 .  Dezember 1 991  betreffend e in Bundes­
gesetz, mi t  dem das Katastrophenfondsgesetz ge­
ändert wird. 

Mit dem gegenständl ichen Gesetzesbeschluß 
so l l  die rechtliche Grundlage für  die Zuführung 
von 200 Mi ll ionen Schi l l ing aus Reservemitte ln  
des Katastrophenfonds an den Umwelt- und Was­
serwirtschaftsfonds geschaffen werden. Diese 
Mittel sollen der Sicherung der Finanzierung von 
Umweltschutzaktivitäten dienen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner S itzung vom 18. Dezember 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und mehrstim­
m ig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len. kei nen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste l l t  der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Katastrophenfondsgesetz geändert 
wird,  wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke für die Berichte.  

Wir gehen in die Debatte ein, über d ie die zu­
sammengezogenen Punkte unter einem abgeführt 
wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau B undesrätin  
Giesinger. Ich erteile es ihr .  

1 1 .5::' .. 
Bundesrätin I lse Giesinger (OVP, Vorarlberg): 

Herr Präsident ! Herr Staatssekretär! Liebe Kol le­
ginnen und Kollegen!  In e inem Sprichwort he i ßt 
es: Gut' Ding braucht Wei le !  Dies trifft heute vor 
allem auf d ie Getränkesteuer und a uf die Alko­
holabgabe zu, denn nach 30 Jahren  wurde nun 
eine Lösung gefunden beziehungsweise endl ich 
eine Entscheidung gefällt .  D ie davon Betroffenen 
haben fast nicht mehr daran geglaubt, u nd umso 
erfreul icher ist es, daß im großen und ganzen 
hauptsäch l ich Positives über diese Entscheidung 
gesagt wird. 

Gerade die Getränkebeteuerung und Alkohol­
abgabe war und ist e in seh r  sensibles Thema, s ind 
davon doch sehr viele Gruppen betroffen,  wie 
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zum Beispiel a) die Gemeinden und Städte, b) das 
Gastgewerbe, c) die Handelsketten, Großmärkte 
und Nahversorgergeschäfte, d) die Produzenten 
und e) nicht zuletzt indi rekt die vielen Vereine, 
die ausschenken. Und da gesamtösterreichisch zu 
einer Lösung zu kommen, war sicher nicht ein­
fach .  

M it dem Getränkesteuergesetz bezieh ungswei­
se mit der Alkoholabgabe, worüber so lange dis­
kutiert wurde, wird nun  sch lußendlich - mitaus­
gelöst durch das Ditz-Modell und die vielen Ge­
spräche und Inte rventionen der Handelskam­
merfunktionäre, aber  auch d urch d ie  vehemente 
Vertretung der davon betroffenen Gruppen -
ein erster Schritt in die richtige Richtung gesetzt. 

Es kann als Beispiel  der Gedanke gelten. daß 
Politiker  und davon betroffene Menschen mitein­
ander eine Lösung gefunden haben; und das ist 
e in  Lichtblick in der pol itischen Landschaft. Das 
könnte gleichze itig auch den Menschen in Öster­
reich Mut machen, n icht zu resignieren,  sondern 
aktiv das politische Geschehen mitzugestalten .  
( Vizepräsidem Dr. 5 e h  a m b  e c k  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Das Getränkesteuergesetz und die Alkoholab­
gabe bringen versch iedene Vo rte ile. E inige davon 
hat Herr Staatssekretär Ditz schon genannt, aber 
ich möchte sie doch nochmals erwähnen, weil  sie 
meines Erachtens seh r  wichtig sind. 

Erstens möchte ich dabei den gesundheitspol i­
t ischen Effekt erwähnen: Alkoholfreie Getränke 
werden bil l iger, harte Getränke, vor allem die Bil­
ligprodukte, werden teurer. 

Zweitens: Der Steuersatz bei heißen Aufgußge­
tränken wird um 5 P rozent gesenkt; frü her be­
trug dieser 10 Prozent. 

Drittens: Durch die Alkoholabgabe entfä llt 
Verwaltungsaufwand i m  Tourismusbereich .  

Viertens - das ist n icht unwesentl ich - ist für 
das Gastgewerbe Eigen kapita lstärkung möglich. 

Fünftens: Keine Wettbewerbsverzerrungen 
mehr zwischen den k leinen Nahversorgern und 
den Großmärkten . 

Sechstens: Qualitätsgetränke gewinnen,  da sie 
weniger teurer werden als zum Beispiel  weniger 
qual itative Produkte. 

S iebtens: Die Wettbewerbsverzerrung zwischen 
der Gastronomie und nicht gewerblichen Anbie­
tern, zum Beispiel Vereinen, wird zugunsten des 
Gastgewerbes gemi ldert, und zwar dadurch, da 
die halbe Steuerlast in den E instandspreisen der 
Getränke enthalten ist. 

Daß eine politische Ein igung in bezug auf Ge­
tränkebesteuerung und Alkoholabgabe in diesem 
Jahr ge lingen konnte, dazu haben Wirtschaftsmi­
nister Dr.  Wolfgang Schüssel sowie der frühere 
Staatssekretär Dr. Stummvoll, vor allem aber 
auch Finanzstaatssekretär Dr. Johannes Ditz we­
sentlich beigetragen. 

Abschl ießend möchte ich noch erwähnen, daß 
es aber auch Nachteile gibt ,  wie zum Beispiel die 
Erhöhung der Grundsteuer B,  um den Gemein­
den einen Ausgleich für die entgangene Alkohol­
steuer zu ermöglichen. Es ist also nicht alles 
Gold, was glänzt. Allerdings bedeutet ja auch Po­
l it ik d ie Kunst, das Mögliche zu sehen und ge­
meinsam Kompromisse zu sch ließen. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. )  1 1 .57 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Erhard Meier. Ich erteile es ihm. 

1 1 .57 
Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Steiermark) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär !  Verehrte Damen und Herren des Bundesra­
tes!  Zuerst möchte ich nur eine Anmerkung zur 
Änderung des Katastrophenfond�gesetzes ma­
chen;  ich habe auch zur letzten Anderung das 
Wort ergriffen. Der Katastrophenfonds enthält 
noch weitere Rücklagen, d ie durch diese Geset­
zesänderung tei lweise umgewidmet werden sol­
len .  

Es handelt s ich dabei um 200 Mi l l ionen Schil­
l ing, die dem Umwelt- und Wasserwirtschafts­
fonds, und um 1 7 ,2 und 7,8 Mill ionen Sch i ll ing, 
die für Feuerwehren. zur Tunnelbrandbekämp­
fung und für die Finanzierung von E insatzgerä­
ten für Stützpunktfeuerwehren zugewendet wer­
den sollen. 

Der Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds be­
nötigt diese Mittel dringend, und auch die M ittel 
für die Feuerwehren können nicht als zweckent­
fremdet bezeichnet werden, sodaß wir diesem Ge­
setzesbeschluß zustimmen sollten. 

Das Finanzausgleichsgesetz regelt d ie Auftei­
lung jener Steuermittel ,  die zwischen den öster­
reichischen Gebietskörperschaften - das sind der 
Bund, die Länder und d ie Gemeinden - aufzu­
tei len sind beziehungsweise von d iesen eingeho­
ben werden .  

Um den Finanzausgleich gibt es  natürlich e in 
dauerndes Ringen der Gebietskörperschaften um 
einen jewei ls höheren Antei l ,  den jede Gebiets­
körperschaft für sich zu reklamieren versucht. 
Bei stark wachsenden Einnahmen wäre eine Auf­
tei lung leichter, denn jeder Partner würde mehr 
M ittel erhalten und könnte damit sei ne Aufgaben 
leichter  finanzieren. Aber diese Entwicklung ge­
hört in den Bereich der I l lusion, denn parallel zu 
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den Einnahmen steigen die Bedürfnisse und Aus­
gaben.  und wer irgendwo auf irgendeiner Ebene 
im öffentlichen Leben in der Verwaltung oder als 
gewählter Vertreter tätig war, wei ß ,  daß der fi­
nanzielle Bedarf, und zwar für notwendige Maß­
nahmen, immer größer als die zur Verfügung ste­
henden Mittel ist. 

Dies ist der Grund dafür, warum sich einmal 
festgelegte Prozentsätze nur marginal ändern, da 
zur Änderung eine Übereinstimmung erre icht 
werden soll .  

Seitens der drei Gebietskörperschaften Bund, 
Länder und Gemeinden wird argumentiert , daß 
gerade i hre jewei l igen Aufgaben stei gen .  

Obwohl neulich der Bundesrat laut  Verfassung 
als B undesorgan definiert wurde, fühle ich m ich 
doch als Ländervertreter und innerhalb des Bun­
deslandes auch als Vertreter der I nteressen der 
Gemeinden. denn sie s ind die kleinsten Einhei­
ten .  Ich sehe aber den Staat auch a ls Gesamtein­
heit; ein bloßes Abschieben auf die jeweils ande­
ren Partner wäre zu einfach .  

Aber:  Be i  den Finanzausgleichsverhandlungen 
spricht der Bund mit einer Sti mme - der Bund 
ist  es auch, der d ie meisten Steuern einhebt - ,  
sprechen die Länder mit starken neun Stimmen, 
d ie sich leichter einigen, und die landesverfas­
sungsgemäß von den Ländern abhängigen Ge­
meinden, vertreten durch Städte- und Gemeinde­
bund, sprechen mit vielen Stimmen. 

Es ist letzten Endes auch so , daß n ur der Bund 
und die Gemeinden Steuern einheben ,  die Länder 
dagegen nicht, und von jenen Ertragsante i len, die 
der Bund den Gemeinden zur Verfügung stel lt ,  
gehen sofort auf dem Abzugsweg die Landesum­
lagen d irekt wiederum an d ie Länder. Es ist des­
halb auch schon des öfteren die Forderung erho­
ben worden,  diese Landesumlage zu beseitigen 
(Beifall des Bundesrates Mag. Böseh ) ,  was in man­
cher Hinsicht für die Gemeinden wertvoll wäre. 

Es hat natürlich auch das zwei Seiten. Wir wis­
sen ja, daß die Gemeinden von den Ländern Be­
darfszuweisungen erhalten,  und wenn  nun die 
Gemeinden aufgrund des Wegfal les der Landes­
umlagen mehr Mittel schon im ordentlichen Bud­
get einsetzen, könnte es  sein ,  daß d iese Mitte l ver­
braucht werden und bei besonderen außerordent­
lichen Vorhaben der Gemeinden dann die not­
wendige Stärkung d urch die Landesbei träge 
wegfiele. Die Landesumlage ist aber sicher e in  
Thema, über das diskutiert werden kann.  

Aus mehrjähriger Praxis und Erfahrung wei ß  
ich, daß d ie Gemeinden wirklich zusätzlich bela­
stet werden, so zum Beispiel mit U mweltschutz­
aufgaben, mit der Müll- und Abwasserbeseitigung 
- auch wenn dies in Verbänden erfolgt, so s ind es 

doch Gemeindeeinrichtungen, Gemeindeverbän­
de - ,  mit Sozialhi lfeeinric htungen, mit ku lturel­
len ,  sportlichen und Jugendeinrichtungen, mit 
schu lischen und Bi ldungseinrichtungen und mit 
den notwendigen lokalen Infrastruktureinrich­
tungen . 

U nter diesen Gegebenheiten - vor allem dann, 
wenn eine Ebene im Staat Gesetze besch l ießt, die 
auf Kosten e iner anderen Ebene ausgeführt wer­
den müssen - müssen jede Finanzausgleichsver­
handlung und d ie daraus resultierenden Gesetze 
gesehen werden.  

Damit möchte ich konkret auf e inige Punkte 
des vorl iegenden Gesetzes eingehen: Da ist zu­
nächst d ie Getränkeabgabe anzuführen, die für 
Getränke jeder Art und für Speiseeis von den Ge­
meinden direkt eingehoben wird. Für die Ge­
meinde ist d iese Abgabe, genau�o wie Grundsteu­
er und Lohnsummensteuer, aus Erfahrung bud­
getierbar und kalkulierbar, für viele Gemeinden, 
zum Beispiel auch für Tourismusgemeinden, ist 
sie auch ein w ichtiger finanzieller Posten auf der 
Einnahmenseite. 

Die Verkäufer der Getränke, also Geschäfte, 
Supermärkte , vor allem aber die Gastronomie, 
wollten wegen Mehrfachbesteuerung, Abgaben­
administration und Verkaufspreisbelastung am 
l iebsten einen Entfall dieser Abgabe. 

Da die Abgabe eine Verbrauchssteuer war, die 
dort zu entrichten war, wo das Getränk konsu­
miert wurde, was vor al lem beim Verkauf in Su­
permärkten kaum nachweisbar war , und da im 
Preis n icht n ur das Getränk ,  sondern auch das 
Gebinde, also die Flasche enthalten war, kam 
man mit der b isherigen Gesetzeslage in Schwie­
rigkeiten, die verfassungsrec htlich gesehen besei­
t igt werden müssen. 

In diesem Gesetz wird durch § 14 d ie Abgabe 
so geändert, daß die Getränkesteuer zu einer Ab­
gabe auf die entgeltl iche Lieferung von Geträn­
ken und Speiseeis geändert wird, wodurch sie zu 
e iner Verkehrssteuer geworden ist. Auch d ie Ge­
binde lind d ie Verpack ung lind anderes Zubehör 
sind jetzt ausdrückl ich miteinbezogen. 

Der Ab-Hof-Verkauf sol l  ähnl ich  wie bei Milch 
auch für Wei n  we iterhin steuerfrei bleiben; dies 
gi lt al lerdings nicht für B uschenschankbetriebe. 

Für alkoholfreie Getränke und für alkoholfreie 
Aufgußgetränke wird der mit 5 Prozent ermäßig­
te Steuersatz angewendet, womit e iner Forderung 
der Gastwirtschaft tei lweise nachgekommen wur­
de. Ich bin auch dafür, daß alkoholfreie Getränke 
b i l l iger werden, damit n icht vom Preis her die 
Anregung zum Konsum alkohol ischer Getränke 
gegeben wird. Sie al le wissen ,  welches Unheil 
durch Alkohol isierung beim Straßenverkehr, 
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aber auch bei Exzessen innerhalb der Famil ie  und 
so weiter anger ichtet wurde. Alkoholfreie Ge­
tränke sol lten aber auch wirk l ich bi l l iger werden .  

Um d ie  derzeitige Situation anhängiger Rück­
zahlungsforderungen von Supermärkten und so 
weiter an viele Gemeinden zu bereinigen ,  wurde 
im Artikel II § 2 Abs. 3 eine e igene Bestimmung 
eingebaut. 

Ab 1 992 entfällt - mit Ausnahme auf Wein  -
die Alkoholabgabe, dafür werden die Produk­
tionssteuern auf Bier, Schaum- und Branntwein 
erhöht. Die Verte i lung der neuen Produktions­
steuern auf d iese Getränke wird im Jahre 1 992 
geregelt. 

Eine wichtige gesetzliche Regelung im S inne 
von mehr finanziellen Mitteln für d ie Geme inden 
bringt § 1 5 , der den Gemeinden die Möglichkeit 
e inräumt. das Höchstmaß für den Hebesatz der 
Grundsteuer B auf 500 vom Hundert von derzeit 
420 vom Hundert anzuheben . Diese Grundsteuer 
wird d i rekt von den Gemeinden eingehoben. 
kommt der Kommunalwirtschaft voll zugute und 
wird jährlich etwa 700 Mil l ionen Sch i ll ing zusätz­
l ich  betragen. 

Ich weiß  schon ,  daß die Grund- und Hausbesit­
zer diese Steuer  leisten müssen. Aber bei Neubau­
ten gibt es für entsprechende Haus- und Grund­
stücksgrößen für 20 Jahre Steuerfreiheit oder 
Steuererleichterungen ,  und nach Ablauf d ieser 
Frist müssen die Grundstücksbesitzer in der Lage 
sein ,  den sie betreffenden Beitrag zu leisten. 

Man darf auch n icht übersehen,  daß die Grund­
stückswerte ständig steigen, in manchen Gebieten 
sehr stark steigen.  was durch ausländische Käufer 
beschleunigt wird, was eine gewisse Angst vo r ei­
nem Ausverkauf bei der Annäherung an die EG 
heraufbeschwor, nämlich dann, wenn die Grund­
stückspre ise so hoch werden ,  daß es dem durch­
schn ittlichen Normalverd iener, und da wiederum 
den junge n  Menschen, unmöglich wird , G rundei­
gentum zu e rwerben, oder daß bei Siedlungsbau­
ten mit größerer Bebauungsdichte der Grundko­
stenanteil für den Ankauf e iner E igentumswoh­
nung unfinanzierbar wird. Natürl ich so llte bei ge­
stiegenem Wert von Grund und Boden auch die 
Grundsteuer angepaßt werden; dies geschieht mit  
vorl iegendem Gesetzesbesch luß. 

Dieses Gesetz regelt auch d ie über mehrere 
Jahre diskutierte und schwebende Frage der Wie­
ner Randgemeinden. Bekanntlich gab es für die 
Wiener Randgemei nden wegen ihrer Nähe zu 
Wien und aufgrund der seinerzeitigen Rückglie­
derung laut F AG eine Sonderregelung, die als 
verfassungswidrig erklärt wurde und rückwirkend 
ab 1 .  Jänner 1 989 nicht  mehr anwendbar ist. 

Es gibt - wie Immer - auch da zwei Seiten:  
Während viele österreichische Gemeinden die 
Pr ivi legien der Wiener Randgemeinden beseitigt 
haben wol lten ,  trifft diese Änderung die Gemein­
den um Wien in ihren jährl ichen Budgets und die 
viel leicht i m  Hinblick auf die bisherigen E innah­
men ausgeführten Projekte und den dadurch ent­
standenen Verschuldungsgrad auch in  der Zu­
k unft. 

Es wurde daher darum gerungen, einen für alle 
Teile tragbaren Ausgleich zu schaffen.  Von den 
vorgesch lagenen Varianten entsch ied man sich 
dafür, daß in möglichst kurzer Zeit rei ner Tisch 
gemacht wird und d ie u mzuschichtenden Mitte l 
n icht alle i n  von den Randgemeinden aufgebracht 
werden müssen, sondern a lles zusammen - auch 
die Rückabwicklung der Ertragsanteile seit 
1 . Jänner 1 989 - zum Tei l  vom Bund, zum Tei l  
von den Ländern und zum Te�l von den Gemein­
den aufgebracht werden sol l . 

Da dies bisher nicht in  der Finanzverfassung 
enthalten war, sind diese neuen Regelungen i n  
Verfassungsrang zu  erheben. Ich glaube, daß da­
mit ein nicht leichtes Problem aus der Welt ge­
schaffen wurde. 

Einen wic htigen Punkt im Zusammenhang mit 
diesem Gesetz möchte ich noch erwähnen: Es 
handelt sich dabei um den KRAZAF, um den 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, der 
einvernehmlich zwischen den Finanzausgleichs­
partnern bis Ende 1 994 verlängert wurde . Da­
durch wurde d ie Finanzierung gesichert, bei der 
es auch galt, die Kosten für die Gastpatienten der 
Bundesländer untereinander zu regeln. Medizini­
sche Betreuung und Versorgung kosten durch er­
höhte Lebenserwartung und durch die notwendi­
ge Zunahme von medizinischem und von Pflege­
personal ,  aber auch durch den Einsatz konstenin­
tensiver Geräte einfach mehr Geld , wozu sich die 
Gesel lschaft erstens bekennen muß und wofür die 
Gesel lschaft, das sind wir alle, zweitens mehr bei ­
tragen muß.  

B is 1 994 so ll es  bei den Krankenanstalten zur  
Umorganisation und zu Kostenfest legungen pro 
Fal l  kommen. Es muß in  der Richtung gehandelt 
werden , die da heißt :  weg vom teuren Spitalsbett 
hin zur Altenpflegebetreuung, so lange als mög­
l ich  in der e igenen Wohnung, und erst dann zur 
Pflege und Betreuung in  Pflegeheime und nur zur 
Behandlung akuter Fälle ins Krankenhaus . 

Ich meine, es wäre für uns alle ein schöner Tag 
und ein neuerlicher Fortschritt, wenn das Parla­
ment - Nationalrat und B undesrat - so bald wie 
möglich ein Pflegegesetz beschl ießen könnte. 
Vergessen wir nicht: Es kann das vielen Men­
schen unseres Landes, auch jedem von uns, ein­
mal nützl ich sein.  
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Im Sinne der E inleitung meiner Rede, in der 
ich mich im Ringen um den F inanzausgleich auch 
für die kle ineren E inhe iten ,  für die Gemeinden, 
ausgesprochen habe, und nach den in  d iesem Ge­
setz getroffenen Maßnahmen und Rege lungen 
hoffe ich, daß dieses Finanzausgleichsgesetz, dem 
noch viele folgen werden,  wieder ein ige Zeit re­
ge lnd und zur halbwegs wirkenden Zufriedenheit 
dienen wird. (Beifall bei der SPÖ. ) 12. 1 1  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Dr .  Kurt Kaufmann.  Ich ertei le es ihm.  

/ 2 . 1  I 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österreich) : Herr Präsident!  Herr Staatssekretär!  
Hohes Haus ! Der Entwurf bezüglich F inanzaus­
gleichsgesetz, der heute zur Beschlußfassung vor­
l iegt, zeigt, daß diese Bundesregierung Lösungs­
kompetenz hat, zeigt aber auch ,  daß es dem 
Herrn Staatssekretär - und dafür b in  ich ihm 
sehr dankbar - mit seinem Geschick gelungen 
ist. die in den letzten Wochen eher verfahrene 
Situation bei den Verhandlungen über den Fi­
nanzausgleich noch im heurigen Jahr zu lösen . 

Meine Damen und Herren !  Wir so llen aber 
auch ein b ißchen selbstkritisch zu diese m Finanz­
ausgleichsgesetz Stellung nehmen und es e inmal 
aus der Sicht des Bundesrates sehen. 

Ich hatte diese Woche Gelegenheit,  im Nieder­
österre ich ischen Landhaus an einer Festver­
sammlung teilzunehmen. Es wurde d iese Woche, 
am Dienstag. der 70jährige Geburtstag Nieder­
österreichs gefeiert; vielleicht ist es Ihnen be­
kannt, am 29. Dezember 1 92 1  wurde das Tren­
nungsgesetz zwischen Niederösterreich und Wien 
besch lossen. Sämtliche Redner haben diesen An­
laß als Geburtsstunde des Förderal ismus in 
Österre ich angesehen und begrüßt. Wir  müssen 
aber feststel len,  daß es dem B undesrat b is heute 
nicht gel ungen ist. für das F inanzausgleichsge­
setz, dem wichtigsten Finanzverfassungsgesetz 
zwischen dem Bund, den Ländern und Gemein­
den, ein Zustimmungsrec ht zu bekommen, denn 
der Bundesrat hat hier ledigl ich, wie bei  anderen 
Gesetzen auch , ein E inspruchsrecht .  

Ich möchte daran erinnern, daß Anfang dieses 
Jahres bereits e in  Gesetzesantrag des B undesrates 
beschlossen wurde, der auch dem Nationalrat am 
1 .  Februar 1 99 1  zugeleitet wurde , mit  dem wir 
den Nationalrat aufgefordert haben, dem Bundes­
rat das legitime Recht  zuzugestehen, für Finanz­
verfassungsgesetze ein Zust immungsrecht zu ha­
ben, so wie das der Bundesrat in Deutschland hat. 
- Das würde im Zusammenhang mit der Diskus­
sion über die neue Kompetenzvertei lung bei ei­
nem EG-Beitritt sicherlich e ine Aufwertung des 
Bundesrates und eine Stärkung des B undesrates 
bedeuten.  

Meine Damen und Herren !  Meine Vorredner 
haben schon sehr eindringlich und sehr deutl ich 
die Vorzüge dieses Finanzausgleichsgesetzes er­
wähnt. Ich möchte mich dabei auf zwei Punkte 
beschränken, u nd zwar auf den Randgemeinden­
schlüssel und auf die Getränkesteuerreform. und 
möchte hier sagen, daß ich dankbar dafür b in ,  
daß es ge lungen ist, diese leidige Frage des Rand­
gemeindenschlüssels zu lösen. 

Bekanntlich wurden im Jahr 1 954 aufgrund des 
Trennungsgesetzes 46 Randgemeinden von Wien 
Niederösterreich wieder eingegliedert, und man 
hat damals diesen Gemeinden zugesagt, daß sie 
den gleichen Fi nanzschlüssel haben werden wie 
das Land Wien .  1 988, beim letzten Finanzaus­
gleich, wurde d ies auch nochmals paktiert, ob­
wohl es schon seit längerem darüber D iskussio­
nen gab. Dieser Schlüssel wurde damals einver­
nehml ich paktiert, aber leider haben burgenländ i­
sche Gemeinden im Laufe der Zeit begonnen, 
gegen diesen S iebenersch lüssel , wie er genannt 
wurde , E inspruch zu erheben beim Verfassungs­
gerichtshof . . . (Bundesrat W ö L L  e r t: Richtig!) , 
Leider, muß ich sagen. denn das war damals ge­
meinsam paktiert, und dazu gibt es ja e inen Ge­
meinde- und e inen Städtebund, die bei d iesen 
Verhandlungen ganz Österreich vertreten, die 
kein B undesland auslassen .  Es wurde das damals 
vere inbart für die nächsten vier Jahre, und es wa­
ren die burgenländischen Gemeinden, die, wie ge­
sagt, beim Verfassungsgerichtshof Klage gegen 
diese Randgemeindenschlüssel-Rege lung einge­
bracht haben. Es kam dann zur bereits erwähnten 
Aufhebung durch den Verfassungsgerichtshof, 
was bedeutet hätte (Bundesrac W ö L I  e r t: Also 
haben die Burgenländer recht gehabe! ) ,  daß die 
niederösterreich ischen Randgemeinden 1 ,2 Mil ­
l iarden Schi l l ing zurückzahlen hätten müssen.  

Kollege, das stimmt b is zu einem gewissen 
Grad , aber es wurde zuerst e in Pakt geschlossen,  
und da waren al le  vertreten ,  und Sie müssen in­
tern im  Gemeindevertreterverband auch e inmal 
klären ,  mit we lcher Sprache dieser spricht. 

Es wäre also sicherlich den Randgemeinden fi­
nanziel l  kaum möglich gewesen - dies hat auch 
mein Vorredner  erwähnt -, diesen Betrag zu­
rückzuzahlen.  Ich bin daher dankbar dafür. daß 
eine gemeinsame Lösung gefunden wurde. 

Der Verfassu ngsgerichtshof hat ja auch in sei­
nem E rkenntnis darauf hingewiesen, daß es dem 
Gesetzgeber überlassen ble ibt, einen entspre­
chenden Gestal tungsspielraum zu schaffen. 

Wie gesagt: Es werden 300 Mil lionen zurück­
gezahlt,  wovon 200 Mil l ionen das Land Nieder­
österreich übernimmt und 1 00 Mil l ionen zu je ei­
nem Drittel vom Land, den Gemeinden und vom 
Bund aufgebracht werden ,  sodaß also insgesamt 
das Land Niederösterreich 233,3 Mil lionen Schil-
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l ing leisten würde. Ich b in wirklich dankbar dafür, 
daß  man da zu e iner Lösung für alle Betroffenen 
gekommen ist .  

Nun zur Getränkesteuerreform, zu der Geträn­
kebesteuerungsreform, wie man besser sagen sol l ­
te .  Wie schon erwähnt, ist d ies eine unendliche 
Geschichte; seit meh r  als 30 Jahren wird zwischen 
Gastronom ie ,  Handel, Bauern, Konsumenten und 
Gemeinden über dieses Problem diskutiert. In an­
deren Ländern, so etwa in der Bundesrepubli k  
Deutschland in e inigen B undesländern, ist die 
Getränkesteuer abgeschafft worden. Es hat also 
i m mer wieder die Forderung der Gastronomie 
gegeben, endl ich Lösungen zu finden, damit diese 
i n ternationalen Wettbewerbsverzerrungen besei­
t igt werden .  

Auf der  anderen Seite, das muß man hier sa­
gen,  stellt d ie Getränkesteuer eine der wichtigsten 
F inanzierungsquellen der Gemeinden dar, ist 
w ichtig in bezug auf die Gemeindeautonomie. Sie 
br ingt im Jahr ungefähr 4,7 Mi l l iarden, in Nie­
derösterre ich über 600 Mill ionen.  Es wäre leicht 
gewesen, daraus eine Verkehrssteuer zu machen,  
als Bundessteuer vom Finanzamt e inzuheben,  
aber es ist  die Autonomie der Gemeinden so stark 
u nd die Befürchtung zu groß gewesen (Bundesrat 
B i e r  i n g e r: Befiircluungen!) ,  daß man leicht 
Änderungen durchführen könnte , sodaß man den 
Gemeinden das zugestehen muß,  damit die Ge­
meindeautonomie erhalten bleibt. 

W ie gesagt, man kam zur Lösung, aus dieser 
Geträn kesteuer doch eine Verkehrssteuer zu ma­
c hen, die die Weubewerbsverzerrungen zwischen 
Groß- und Kleinbetrieben des Handels löst, aber 
auch den Gemeinden dadurch bei der Einhebung 
h i lft, daß diese Verkehrssteuer in den Verfas­
sungsrang gehoben wird. Man hat so vor allem die 
Gastronom ie entscheidend entlastet. 

Berechnungen haben ergeben ,  daß die Entla­
stung bis zu 2 Mil l iarden Sch i l l ing beträgt. Wir 
werden dan n  ja sehen, wiewei t  d iese Entlastungen 
auch an die Konsumenten weitergegeben werden. 
Man muß h iezu ehrl ich  sagen,  daß der Jahresbe­
g inn meistens auch mi t  anderen Erhöhungen ver­
bunden ist. Ich glaube, daß der Gastronomie 
durch den Wettbewerb ein freier Spie lraum für 
d i e  Preisgestaltung eingeräumt werden muß .  

Jedenfal ls ist damit eine spürbare Entlastung 
des Fremdenverkeh rs verbunden, und auch der 
gesundhei t l iche Aspekt, nämlich die Jugend von 
alkoholischen Geträn ken wegzubringen h in  zu al­
koholfreien,  ist von großer Bedeutung. 

Wenn man sich d ie Verfassungsbesti mmungen 
i m  § 14 anschaut, so muß man schon auch selbst­
kr i t isch feststellen, daß der Ab-Hof-Verkauf von 
Wein in Verfassungsrang gehoben wurde, daß 
man aber h ier  eine Berufsgruppe, den Weinhan-

deI, nicht nur übersehen hat, sondern ihn sicher­
l ich in Schwierigkeiten gebracht hat und er künf­
tig einer höheren Wettbewerbsverzerrung ausge­
setzt sein wird. Der Weinhandel muß heute schon 
20 Prozent Mehrwertsteuer plus 10 Prozent Ge­
tränkesteuer entrichten, während die produzie­
renden Weinbauern nur 1 0  Prozent Umsatzsteu­
er und keine Getränkesteuer zu entrichten haben.  

Das heißt, es ist  künftig eine Wettbewerbsver­
zerrung von 20 Prozent zu Lasten des Weinhan­
dels verfassungsgesetzlich festgelegt. Wir werden 
in den nächsten Wochen u nd Monaten das Wein­
gesetz zu verhandeln haben,  und ich hoffe, da ß es 
hier im Zuge dieser Verhandlungen zu einer Bes­
serstel lung des Weinhandels kommen wird. 

Ich möchte m ich aber auch mit den Freiheitl i­
chen h ier auseinandersetzen,  weil im Nationalrat 
der Abgeordnete Peter ganz eigene Vorstellungen 
dargelegt hat, w ie man das Problem der Geträn­
kesteuer lösen könnte, nämlich dadurch,  daß man 
daraus eine rei ne Produzentensteuer macht. Das 
hätte bedeutet, daß beim Wein 8 S pro Liter auf­
zuschlagen gewesen wären.  Daraus wird ersicht­
l ich,  daß manche Mandatare der Fre iheit l ichen 
Partei eigentl ich pure Interessenvertreter zu La­
sten anderer Berufsgruppen sind . Es wird, glaube 
ich. an uns l iegen ,  den kleinen Weinproduzenten 
im Weinvierte l zu sagen, daß es d ie Fre iheitl ichen 
waren,  die 8 S Weinsteuer pro Liter Wein ver­
langt haben, etwas, was sicherlich für viele Hun­
derte Weinbauern den Ruin bedeutet hätte. 

Mit der Änderung der Getränkesteuer ist auch 
die Alkoholabgabe, diese l Oprozentige Steuer. zu 
einer Produktsteuer umgewandelt worden, was zu 
einer echten Entlastung der Gastronomie führt, 
was zu einer E ntlastung der Qualitätsprodu kte 
beim Wein  füh rt und auch zu einer  gerechten 
Vertei lung der Belastungen.  Es ist d ies eine Idee 
von Dr. Ditz, und ich glaube, aus e iner Mischung 
von Getränkesteuer und Alkoholsteuer ist es ge­
lungen,  doch e ine gerechtere Belastung bei Ge­
tränken , eine aufkommensneutrale Belastung zu 
erreichen. Ich b in  Dr. D itz sehr  dankbar dafür, 
daß wir diese Mögl ichkeit erhalten haben. Wir 
werden sehen, wie sich das auswirken wird .  Je­
denfalls aber bedeutet die Weinsteuer eine Entla­
stung bei Qualitätsprodukten, und in meiner Hei­
mat, in der Wachau, sind die Wei nhauer mit d ie­
ser Lösung sicherl ich sehr,  sehr  zufrieden, wei l  
i hre Produkte . die hochpreisig sind und Qualität 
haben, entsprechend entlastet werden.  

Daß diese Weinsteuer m it der Banderole e inge­
hoben wird, wird sicherl ich zu e iner Vereinfa­
chung der Bürokratie beitragen. 

Insgesamt kann man sagen,  daß d ieses Paket -
Getränkesteuerreform, Alkoholsteuerreform -
zu einer kräftigen Entlastung der Gastronomie 
führen wird und zu einem Wegfall der D ienstlei-
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stungsbesteuerung. Es war je immer ein großes 
Problem, daß n icht das eigentliche Produkt be­
steuert wurde, sondern d ie Dienstle istung, sei es 
in der Gastronom ie,  im Handel oder auch im  
Qualitätsweinbau .  Dies ist also e i n  wichtiger 
Schritt, dem meines Erachtens auch die F reiheit­
l iche Partei hätte zustimmen sollen. 

Es ist damit ein praktikables Reformpaket zu­
stande gekommen,  ein b rauchbarer Komprorniß 
zwischen reiner Lehre u nd Theorie, wie s ie  in  
manchen Bereichen der Bundeskammer vertreten 
wurde, und der Praxis sowie der Erhaltung der 
Gemeindeautonomie. Ich b itte nur, daß man auch 
künftig den Weinhandel n icht vergißt. Der Wein­
handel umfaßt in Österreich doch mehr  als 
1 600 Betriebe, und wenn  man d ie Famil ien mit­
einbezieht, so stehen da doch viele Existenzen auf 
dem Spiel. Ich hoffe, daß wir bei m  kommenden 
Weingesetz entsprechende Erleichterungen im 
Ausgleich finden können .  

Zum Schluß möchte ich  vie lleicht doch eine 
krit ische Bemerku ng zu diesem Finanzausgleichs­
gesetz machen.  D ieses Gesetz würde sicherl ich ei­
ner Schönheitskonkurren z  nicht standhalten kön­
nen, wenn es um die legistische Klarheit und um 
die Sprache dieses Gesetzes geht.  Ich kann m ich 
daran erinnern :  Vor  vielen Jahren ist Professor 
Schönherr immer wieder als Mah ner aufgetreten ,  
daß wir  zur Entbürokratisierung beitragen sollen, 
i ndem wir Gesetze beschl ießen,  die lesbar sind. 

Ich hoffe, daß die tei lweise " U nlesbarkeit" der 
Hitze des Gefechtes der letzten Wochen vor der 
Besch lußfassung zuzusch reiben ist . Ich glaube, es 
wäre sinnvoll  gewesen,  das gesamte Getränke­
steuergesetz wiederzuverlautbaren. Vielleicht 
kann man das aber in absehbarer Ze it nachholen. 

Das soll aber nicht den Erfolg dieser Bundesre­
gierung schmälern ,  das soll n icht den Erfo lg von 
Staatssekretär D itz schmälern, der d ieses Gesetz 
wirkl ich gegen viele Anfeindungen aus dem eige­
nen Haus, gegen viele Anfeindu ngen seitens des 
pol itischen Gegners durchgesetzt hat. 

Meine Fraktion wird daher gegen diesen Geset­
zesentwurf keinen E inspruch erheben. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. )  1 2.2 7 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Siegfried Herr­
mann .  Ich ertei le  es ihm. 

12 .27 .. 
Bundesrat S iegfried Herrmann (SPO, Steier-

mark) :  Herr Präsident! Herr Staatssekretär !  Ge­
schätzte Kolleg innen und Kollegen !  Wenn ich das 
F inanzausgleichsgesetz auf Gemeindeebene be­
trachte, so, muß ich sagen ,  gibt es e inen Ausgleich 
zwischen den Wirtshausgehern und den Häusel­
besitzern. Die W irtshausgeher werden sagen,  ist 
ja richtig, es so l len auch die zah len ,  die daheim 

sitzen .  Nur werden die Grundstücksbesitzer oder 
die Häuselbesitzer sagen: Warum sollen  wir schon 
wieder mehr zahlen? (Bundesrat B i  e r  i n g e r: 
Wenn er ein Mineralwasser daheim trinkt, zahlt er 
auch weniger.') 

Bei der Getränkesteuer gibt es nicht nur einen 
Gegensatz zwischen Interessengruppen, sondern 
auch, was die Person angeht. Mich persönlich 
freut es, daß durch diese Novelle die Steuer für 
d ie alkoholfreien Getränke halbiert wurde. Es 
müßten daher auch diese Getränke bi l l iger wer­
den, es müßte in weiterer Folge ein Umstieg vom 
Alkohol auf die alkoholfreien Getränke erfolgen.  
- Glauben tu' ich es nicht. Ich g laube kaum, daß 
s ie b i l l iger werden. 

Als Bürgermeister tut es m ir aber leid,  daß die 
Gemeinden einen E innahmenverlust haben. Ich 
hätte einen Vorschlag: Warum könnten wir nicht 
diese 5 Prozent - etwa bei der nächsten Novelle 
- auf die Alkoholgetränke aufschlagen? Dann 
hätten wir in  den Gemeinden nämlich wieder ei­
nen Ausgleich.  Dann würde sicherlich ein Um­
stieg von alkoholischen zu alkoholfreien Geträn­
ken erfolgen .  

I ch  hätte noch einen Vorschlag für d ie nächste 
Novelle: E ine Prüfung der Getränkeabgabener­
klärung sollte zwingend alle drei Jahre vorge­
schrieben werden. Warum sage ich das? - Ich 
persönl ich habe keinerlei Probleme, d iese Prü­
fungen vorzunehmen beziehungsweise anzuord­
nen. Nur, ob ein Bürgermeister, wen n  er ein 
Gastwirt oder ei n Kaufmann ist, großes Interesse 
daran hat, da ß diese Abgabenerklärungen geprüft 
werden? - Ich glaube es nicht. Wir stel len immer 
mehr fest, daß dort keine Erklärungen, keine 
Kontrol len erfolgen. 

Daß nicht richtig erk lärt wird, weiß  jeder Bür­
germeister. Das hat sogar der Wirt des "Weißen 
Rössel" zugegeben. Besondere Freude habe ich, 
daß nun dieses Getränkeabgabengesetz rechtlich 
in Ordnung ist, aus der Verbrauchssteuer eine 
Verkehrssteuer wurde. Wenn man bedenkt, daß 
die Supermärkte seh r  wohl diese Getränkeabgabe 
eingehoben, aber n i rgends abgefüh rt haben, 
mü ßte man sagen, dieser Gewinn war doch direkt 
sittenwidrig. 

Wenn es nun zur Erhöhung von 420 Prozent 
der 500 Prozent bei  der Grundsteuer B kommt, 
dann, muß ich sagen ,  wird das Gleichgewicht zwi­
schen der Grundsteuer A und der Grundsteuer B 
immer ungleicher. Auf der einen Seite sind es 
meistens die Häuslbesitzer, ein sozusagen totes 
Kapital; von der Grundsteuer A wird eben Ein­
kommen erwirtschaftet. 

Ich wei ß  schon, die Bauern sagen :  Ich habe 
nicht sehr viel ,  ich erw irtschafte nicht viel. Be­
trachten wird doch einmal, wenn e in  solches 
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Grundstück im F lächenwidmungsplan a ls Bau­
land ausgewiesen ist, wie schnel l  sic h diese 
Grundstückspre ise verfünffachen oder verzehn­
fachen. Und gerade bei uns ist es so, daß immer 
mehr Bauern aufhören ,  und mit dem Gewinn, mit 
dem, was hier erwirtschaftet wird, können wieder 
meh r  Grundstücke erworben werden .  (Bundesrat 
B i e r i n g e r: Aber so fair müssen Sie schon sein. 
wenn das dann verkauft wird, daß dann die 
Grundsteuer fällig ist!) 

I ch  würde vorsch lagen ,  daß man diese E inheits­
werte an einen I ndex b indet, und einen M isch­
sch lüssei zwischen Substanzwert und Verkehrs­
wert macht und daß man das sukzessive erhöht. 

Zum Finanzausgleich zwischen den Wiener 
Randgemeinden und den anderen Gemeinden. 
Ich freue mich, daß dies nun gek lärt ist. Die Be­
vorzugung dieser Geme inden nach dem Krieg 
mag ja berechtigt gewesen sein.  Wir haben damals 
nicht diese Gemeindestrukturen oder Infrastruk­
turen gehabt wie heute, nur ist das heute über­
haupt nicht berechtigt, denn in den Landgemein­
den müssen wir viel mehr für die Gemeindestruk­
tur zahlen. Wir haben viel längere Wege oder 
Straßen, wir haben viel längere Kanalstränge. Bei 
den Wiener Randgemeinden steht au ßerdem ein 
Betrieb und ein Einkaufszentrum neben dem an­
deren.  (Ruf bei der Ö VP: Das hätten wir längst 
schon gehabt. wenn nicht Ihr Landeshauptmann­
Stellvertreter Höger alle Randgemeinden aufge­
hußt hätte.') Das ist nicht meiner! - Es ist ja lo­
gisch ,  daß die N iederösterre icher  dem nicht zu­
stimmen können. 

Ich glaube a lso, aus diesen Betrieben und aus 
diesen Kaufhausketten werden wirkl ich sehr  gro­
ße Gewinne erzielt, sodaß d ie Aufhebung dieser 
Bevorzugung sicher l ich gerechtfertigt ist. 

Was den Umwe lt- und Wasserwirtschaftsfonds 
betrifft, habe ich persön lich große Angst, da ß die 
F inanzierung nicht gesichert ist. L iebe Kollegin­
nen und Kollegen,  könnt ihr euch vorstel len, daß 
wir Kanäle oder auch Mül ldeponien finanzieren 
können, wenn wir das aus dem freien Finanz­
markt finanzieren m üssen,  wen n  statt 1 oder 
2 Prozent Zinsen 9 oder 1 0  Prozent Zinsen zu 
bezahlen sein werden? Ich glaube n icht, daß wir 
dann noch e inen Kanal in der Landgemeinde 
draußen finanzieren können. 

Sol lten aber die Abwässer nicht gerein igt, nicht 
gek lärt werden können, dann wird es zu e iner Ka­
tastrophe kommen, und daher ist es wirk l ich  be­
rechtigt, daß aus dem Katastrop henfonds Gelder 
hereingebracht werden.  

Ich möchte Sie, Herr Staatssekretär, e rsuchen, 
daß in  Zukunft die Mittel  für den Umwelt- und 
Wasserwirtschaftsfonds gesichert werden.  

Abschl ieße nd bedanke ich mich  für e ure Auf­
merksamkeit bei meiner ersten Rede hier im Bun­
desrat. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 12.34 

Vizepräs ident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Hermann 
Pramendorfer .  Ich erteile es ihm.  

12.34 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (ÖVP, 

Oberösterreich) :  Herr Präsident! Herr Staatsse­
kretär !  Meine geschätzten Damen und Herren ! 
Hoher Bundesrat ! Es trifft sich gut, daß auf mei­
nen Vorredner, der auch als Bürgermeister seine 
Sorge zum Ausdruck brachte, ich sprechen darf, 
wei l  ich in verschiedenen Passagen in die gleiche 
Kerbe schlagen möchte. (Bundesrat B i e -
r i 11 g e r: Als Bürgermeister?) Als Bürgermeister. 
Ich bin nicht in allem ganz einverstanden mit 
dem, was er gesagt hat; das ist auch begre ifl ich .  

Wir kennen al le das Sprichwort, das da lautet: 
"Beim Geld hört sich die F reundschaft auf." -
Und wenn dieses Sprichwort selbst Freundschaf­
ten zum Schmelzen bringt, dann darf man sich 
nicht wundern, wenn zwischen den Betei l igten, 
die über den Finanzausgleich zu verhandeln ha­
ben, über gewisse Zeiträume hinweg eisige Zeiten 
herrschen. Das ist erklärbar. 

Ich kenne auch noch ein zweites Sprichwort, 
und ich bitte, das nicht ins Protokoll aufzuneh­
men , aber es ist wahr.  Es heißt so schön:  "Wo's 
Göd is ' ,  is' der TeufI , und wo koans is ' ,  san 
zwoa." - Wei l  dort ist die Not. Aber selbst dort, 
wo das Geld ist, wird manchmal versucht. dies 
übergebü hrlich zu verteidigen - für e igene Inter­
essen. Ganz anders wir als Bürgermeister :  Wir 
verteidigen diese Interessen für unsere Bürger, 
um ihnen die entsprechende Infrastruktur  zu bie­
ten, um i hnen auf dem Lande ein Lebensgefüh l  
zu  geben,  das wenigstens annäherend mit  dem der 
Städte vergleichbar ist. 

Diesem Finanzausgleich dient als G rundlage 
die Volkszähl ung. Gerade im letzten Jahr  hatten 
wir eine Großzählung, die für den F inanzaus­
gleich herangezogen wird. Bereits im Nationalrat 
wurde die Frage des Zweitwohnsitzes in d ieser 
Angelegenheit besprochen. Ich schl ieße mich 
Wortmeldungen im Nationalrat an, in denen ge­
sagt wurde, daß in bezug auf die Zweitwohnbesit­
zer für die Gemeinde eine Regelung getroffen 
werden m üßte, meinetwegen die 50 : 50-Lösung 
bei der Zutei lung der Bundesertragsante i le ,  schon 
aus dem einfachen Grund, wei l  wir auch für den 
Zweitwohnsitzer die Infrastruktur bereithalten 
müssen.  

Wer könnte es a ls  Bürgermeister i n  Abrede 
ste llen: Wenn der Zweitwohnsitzer am Wochen­
ende kommt, dann verlangt e r  k larerweise und 
mit einer Selbstverständlichkeit, daß auch der 
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Winterdienst für seinen Zwei twohnsitz gemacht 
wird. 

Wir haben in bezug auf die Zweitwohnsitze die 
Versorgung und die E ntsorgung zu bewerkste l l i ­
gen.  Daher wäre es nur recht und b i l l ig, würde 
man in dieser Frage bei den nächsten Finanzaus­
gleichsverhandlungen eine zufriedenstel lende Lö­
sung treffen.  Damit könnte mit großer Wahr­
sche inl ichkeit auch erreicht werden, daß das Fei l­
schen um den B ürger, in welcher Gemeinde er 
sich anmeldet, aufhört. 

Der Wiener Randgerneindenschlüssel wurde 
schon angeführt. Es ist, glaube ich, klar und ver­
ständl ich ,  rneine sehr  geehrten Darnen und Her­
ren ,  daß wir a ls Bürgermeister in all den vorher­
gegangenen Jahren d iesen Randgernei ndenschl üs­
sei bekämpft haben,  wei l  wir der festen Überzeu­
gung s ind ,  daß aus diesen ehernals ärrneren 
Gemeinden reiche Industriegemeinden geworden 
sind. Ich darf nur ein Beispiel zitieren :  Wir ken­
nen Biedermannsdorf, weil dort unser ehemaliger 
Bundesratskollege Eichinger Bürgermeister ist. 
(Bundesrat Dr. F r a  u s c h e r: Das macht der Bür­
germeister.') Das macht der Bürge rmeister -
wahrscheinl ich.  Ich vergönne es ihm, aber es ist 
nicht ganz e inzusehen, daß d iese Gemeinden so 
lange Jahre nach dem Krieg immer noch bevor­
zugt wurden . 

Das gegenständliche Gesetzeswerk enthält 
mehrere Aspekte der Steuergesetzgebung. Es 
wurde über die Getränkesteuer schon sehr viel 
ausgefü hrt. Ich möchte nur h inzufügen, daß ich 
auch froh darüber bin und dem vol l  zusti mme, 
daß die Wettbewerbsverzerrung nun zumindest 
entschärft, wenn nicht beseitigt wird. 

Die U mschichtung von 200 Mi l l ionen Schil l ing 
vom Katastrophenfonds in  den Wasserwirt­
schaftsfonds kann ich nur begrüßen ,  denn auc h 
unsere Gemeinde ist derzeit mitten i m  Kanalbau ,  
und wenn dann d ie  F inanzierung des Wasserwirt­
schaftsfonds - aus welchen Gründen immer: ob 
Verländerung oder n icht Verländerung, ob aus 
dem Grund des Zurückziehens des Bundes aus 
der M itfinanzierung und aus der Mitverantwor­
tung - in Frage gestellt ist, so wird das begreifl i­
cherweise von uns mit  großer Sorge gesehen.  Da­
her ist es nur recht und bill ig, daß man aus Um­
weltsch utzgründen aus dem Katastrophenfonds 
200 Mi l l ionen Schil l ing dem Wasserwirtschafts­
fonds zuführt. 

Wir haben im Vorjahr ein sehr strenges Was­
serrecht beschlossen. Wir wissen aber ,  daß dieses 
Gesetz unter Umständen nicht vo l lziehbar sein 
wird, und ich möchte i n  diesem Zusammenhang 
nicht d iese Gesetzesmaterie k rit isieren ,  denn wir  
haben uns d ie Latte h insichtl ich Abwasserwerte 
sehr hoch gelegt, um aus ökologischen Gründen 
baldigst wieder wirklich sauberes Wasser überal l  

zu haben, aber ich verwahre mich dagegen, daß 
hochrangige Politiker in B ierzeltstimmung ver­
künden - so geschehen in Oberösterreich - :  Die 
Traun ist wieder sauber, hat Güteklasse II. Der­
selbe Politiker sagte dann aber: Ich würde nicht 
e inmal  meinen Hund in die Traun baden gehen 
lassen !  - Heute wird aber dieses Wasserrechtsge­
setz auch von dieser Ste lle als n icht vol lziehbar 
h ingestellt und als schlechtes Gesetzeswerk abge­
tan.  

Wir werden alle einer Meinung sein ,  daß wir 
uns auf der einen Se ite, wenn ein Gesetz geschaf­
fen wird,  bemühen rnüssen,  Gesetze möglichst so 
zu schaffen, daß sie finanzierbar, daß sie durch­
führbar sind, daß sie administrierbar sind, wir 
sind uns aber auch dessen bewußt, daß die Wün­
sche und Forderungen an e in Gesetz meistens hö­
her gestellt werden ,  als das dann tatsächl ich der 
Fall ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Es 
wäre zu schön, würde jedes an einem Rednerpult 
wie hier gesprochene Wort schon zum Gesetz 
werden. Interessenkonflikte sind nun einmal ge­
geben. Wir so llten uns nur hüten,  alles was ge­
macht wird, als schlecht, als Belastung zu betrach­
ten.  

Zur Grundsteuer B. Klarerweise trifft das d ie 
Hausbesitzer. In der Frage der Besteuerung der 
A-Grü nde , der landwirtschaftlichen Gründe, b in 
ich mit Ihnen,  Herr Bürgermeister,  nicht einer 
Meinung, denn von Grundstückspreisen hat auf 
Dauer noch kein Landwirt gelebt. 

Wir kennen doch die "Fruchtfolge" : Wei zen,  
Zuckerrübe - und dann Baugrund; dann ist  es 
aber  zu Ende mit diesem landwirtschaftlichen Be­
trieb.  

Ich möchte ganz weit in der Gesch ichte zurück­
gehen: Ein Großonkel von mir erk lärte mir im­
mer schon, die alten Römer haben es sich zum 
Ziel gesetzt, daß die Bauern - sie wurden damals 
sicher anders genannt - nicht dazu da sind, Steu­
ern zu bezahlen. Ich darf Herrn F inanzminister 
Dkfm. Lacina aus seiner Rede im Nat ionalrat zu 
diesem Gesetz zitieren.  Es gab den Wunsch nach 
vollziehbaren Gesetzen, nach vereinfachten Ge­
setzen ,  und der Herr Finanzminister hat dazu ge­
sagt: Er verweist auf die Kritik des Rechnungsho­
fes, der sich immer an Pauschalien stößt. Weiters 
meinte er: "Würde man die Steuerverwaltung als 
Betrieb führen, dann müßte man d ie Besteuerung 
der Landwirte e inste l len, wei l  d ie Bearbeitung ei­
nes Aktes mehr kostet als sie bringt." 

Ich freue mich, daß ich das heute hier sagen 
darf, denn ich habe bereits bei meiner letzten 
Rede h ier von diesem Pulte aus auf die Beibehal­
tung der Pauschalierung im Landwi rtschaftsbe-
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reich gedrängt, als wir den Grünen Bericht h ie r  
behandelt haben .  

Zum KRAZAF, auch ein Bestandteil dieses Ge­
setzeswerkes: Es droht da in e in igen Jahren - bei 
gleichbleibenden Verhältnissen - der finanzielle 
Infarkt. Ich begrü ße es sehr , daß man sich auch  
au f  Bundesebene u m  die E inführung e ines Pfle­
gegesetzes bemüht. 

In  Oberösterreich haben wir ein Pflegegesetz, 
u nd zwar ab 1 .  Jänner 1 992 e ingefüh rt .  Ich mei­
ne, damit ist nicht nur  - mit  großer Wahrschein­
lichkeit - eine gro ße finanzielle Ersparnis ver­
bunden, sondern ich möchte in diesem Zusam­
menhang auch den fami l ienpol itischen Aspekt in 
den Vordergrund rücken. Dort, wo es möglich ist, 
pflegebedürftige Menschen - b is zu einem ge­
wissen Maße k larerweise - im Fami lienverband 
zu behalten,  ist das für alle Beteil igten von Vor­
teil . Ich darf Ihnen folgendes sagen :  E ine Gro ß­
tante lebte bei mir ,  sie wurde 9 1  Jahre und meine 
Tante ist bereits 83  Jahre alt ;  es geht ihr gut i n  
häuslicher Pflege. 

Aber es ist nicht e inzusehen, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren,  all d iese Belastungen 
so ganz selbstverständlich zu tragen, daß sie ganz 
einfach hingenommen werden müssen .  Dazu 
meine ich, daß gerade in meinem bäuerlichen Be­
rufsstand Hervorragendes in  bezug auf die Pflege 
von Famil ienangehörigen geleistet wird. 

Ein Appell zum Schluß :  Wir sollten uns wirk­
l ich hüten,  Gesetze aus einem gewissen Populis­
mus heraus zu betrachten. Es wäre gut für alle 
Pol itiker .  wenn man zu meh r  Wahrheitstreue bei 
der Darstel lung von Gesetzesvorlagen zurück­
kehren würde, ebenso bei der Darstel lung von 
Gesetzeswerken. E ine solche  Vorgangsweise wür­
de die Tätigkeit e ines Pol it ikers wieder als ehrba­
re Tätigkeit  erscheinen  lassen . 

Ich b in der festen Überzeugung, daß nur auto­
nome und starke Gemeinden Basis für einen ge­
sunden Staat bilden .  Nur dann wird der ländliche 
Raum die a l lse its von ihm gewünschte Funktion 
erfüllen können, wenn näml ich die Lebensbedin­
gungen - zumindest annähernd - denen in der 
Stadt entsprechen .  Nur dann wird der Bürger  be­
rei t  sein ,  s ich auf dem Lande anzusiedeln, wenn  
das Leben auf dem Lande annähernd vergleichba­
re Bedingungen mit dem der Stadt bietet. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! I n  
d iesen Bemühungen sollten w i r  auf keinen Fall  
erlahmen, und wir sollten auch bei zukünftigen 
F inanzausgleichsverhandlungen  diesen Aspekt 
n icht aus dem Bl ickwinkel verlieren. Es ist dies 
gelebter Föderalismus und kommt dem Subsidia­
r itätsprinz ip  seh r  nahe. (ALLgemeiner Beifall. ) 
12 .47 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich Herr  Staatssekretär Dr .  D itz gemel­
det .  Ich erteile es ihm.  

1�.48 
Staatssekretär im Bundesmin ister ium für Fi­

nanzen Dr. Johannes Ditz: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Bundesrat! Ich habe zur Re­
form der Getränkesteuer schon beim vorherge­
henden Tagesordnungspunkt Bezug genommen, 
und ich möchte das daher jetzt nicht wiederholen. 

Ich möchte lediglich noch auf e in ige Punkte des 
Finanzausgleichsgesetzes verweisen .  E ine r  der 
mir wesentlich erscheint, ist d ie Entkräftung jener 
Aussage, in der es heißt, der Besucher des Gast­
hauses werde entlastet und gleichze it ig der 
Häuslbauer belastet. So i n  etwa ist das hier darge­
stel lt worden. 

Ich möchte h ier  doch festhalten, daß wir  die 
Reform der Getränkesteuer mit den Gemeinden 
so verhandelt haben,  daß d iese aufkommensneu­
tral ist. Das hei ßt, es ist zwar ein Tei l  der Bemes­
sungsgrund lage weggefallen, aber durch die Um­
wandlung in  die Verkehrssteuer werden auch 
Mehreinnahmen in beträchtl ichem Maße erzielt; 
das wurde von Experten abgeschätzt. Insgesamt 
ist das eine aufkommensneutrale Lösung. Die Be­
zugnahme auf die Grundsteuer ist in  d iesem Zu­
sammenhang n icht richtig. Im Gegente i l !  Ich muß 
hier aus  Bundessicht schon festhalten,  daß  es  eine 
der Schwächen des österreichischen Föderal ismus 
ist, daß man zwar Rechte für sich rek lamiert ,  aber 
bei der notwendigen Anpassung versch iedener 
Steuern ist es doch eher der Bund, der da die Vor­
reiterrolle überneh men darf. - So ist auch d ie 
Anhebung der Grundsteuer zu sehen.  

Wie Sie wissen, wurde vor a l lem von den Ge­
meinden massiv e ine Neufeststel lung der Ein­
heitswerte verlangt. Wir s ind d iesem Verlangen 
nicht beigetreten, weil ich glaube, daß das e ine 
gewaltige Verunsicherung al ler bedeutet hätte , 
und wei l  ich weiters glaube, daß es da notwendig 
ist ,  neue Formen zu finden .  Die  jetzige Feststel­
lung der E inheitswerte würde nur Verunsiche­
rung und Belastung bringen .  Wir haben das daher 
abgelehnt .  Um aber die Gemeindefinanzen sozu­
sagen auch in diesem Bereich zu sichern, wurde 
der Weg gewäh lt, auf der einen Seite eben die 
Grundsteuer B anzuheben und die Hebesätze 
gleichzuschalten ,  wobei ich auch feststel len 
möchte: Es besteht nicht die Verpfl ichtung, d iese 
Anhebung durchzuführe n , aber es sol l  d iese Mög­
l ichkeit geschaffen und i nsgesamt dadurch auch  
d ie  Gemeindefinanzen stabil isiert werden. 

Längerfristig muß man, glaube ich, überlegen,  
wie  man die ganzen Fragen der G ru nd- und Ver­
mögensbesteuerung lösen kann ,  denn es ist nur 
schwer vorstellbar, E inhe i tswerte nach e inem ge­
wissen Index zu erhöhen ,  weil die Gefahr gro ß ist, 
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daß man so die echten Wertversch iebungen nicht 
in den Griff bekommt. 

Sie wissen: In gewissen Lagen werden die 
Grundstücke immer teurer, andere Werte verfal­
len. Wenn man da jetzt noch e inmal Änderungen 
macht, ist die Gefahr groß, daß der Verfassungs­
gerichtshof das ganze Gesetz aufhebt. 

Wie gesagt: Wir werden versuchen, technische 
Lösungen zu entwicke ln ,  um auch da zu einer 
vern ünftigen wirtschaftlichen, aber auch kommu­
nalfreundlichen Lösung zu kommen. 

Ein zweiter wesent l icher Gesichtspunkt ,  den 
ich h ier noch kurz anführen möchte. näml ich  die 
finanzielle Situation der Gemeinden insgesamt; 
das ergibt sich aus dem ersten Punkt .  Es ist ja gar 
ke ine Frage, daß bei d iesen F inanzausgleichsver­
handlungen die Gemeinden besser abgeschni tten 
haben. Das hat auch Präsident Romeder erklärt. 
Ich glaube nur, er sollte das n icht so lautstark er­
klären ,  denn die nächsten Verhandlungen gibt es 
in e inem Jahr; das könnte meiner Meinung nach 
die Verhandlungsposition verschlechtern. 

Insgesamt glaube ich, daß diese Verbesserung 
günstig und richtig war, we i l  d ie Aufgaben der 
Kom munen natürlich sehr stark gewachsen sind. 
und wei l  da auch die F inanzierung Schritt halten 
muß.  

Der dritte Punkt, der in diesem Zusammen­
hang zweifel los wichtig ist, ist d ie ganze Frage des 
Umwelt- und Wasserwi rtschaftsfonds. Da hat es 
gro ße Beunruhigung gegeben ,  wei l im Zuge der 
Budgeterstel lung zumindest das Gerücht aufge­
taucht ist, daß der Bund seinen Ante i l  verri ngert 
und dadurch der Fonds mit 2 Mi l l iarden Schi l l ing 
geringer dotiert wird. 

Ich möchte h ier dezidiert feststel len, daß e ine 
Verringerung n icht der Fal l  istl In der e ndgültig 
getroffenen Regelung kommt es zu keinerlei Ver­
ringerung der Gemeindefinanzen beziehungswei­
se der Dotierung des U mwelt- und Wasserwir­
schaftsfonds. (Beifall bei der Ö VP und bei Bun­
desräten der SPÖ. ) 

Es soll auch die Möglichkeit e iner Rückzah­
lungsbegünstigung geschaffen werden, sodaß 
unter Umständen sogar etwas mehr Mittel zur 
Verfügung stehen. Trotzdem muß dieses Pro­
blem,  nämlich Wasserwirtschaftsfonds und auch 
Finanzierung der gesam ten Infrastruktur, im Jah­
re 1 993 gelöst und vorher effektiv diskutiert wer­
den,  wobei es notwendig ist. versch iedene Dinge 
zusammenzubringen und gemeinsam zu sehen: 
Auf der einen Seite - das ist richtig gesagt wor­
den - das Wasserrecht, das enorm strenge Aufla­
gen vorsieht, und auf der a nderen Seite das För­
derungsinstrumentarium,  wo die derzeitige Ge-

staltung sicherlich nicht ausreicht, um all d iese 
Auflagen erfül len zu können.  

Ein weiterer Punkt,  der in diesem Zusammen­
hang auch zu sehen ist. ist die unter Umständen 
geplante Abwasserabgabe, wo man versuchen 
möchte, verursachergerecht vorzugehen u nd 
wirklich e ine Steuerung in Richtung E ntlastung 
der Gewässer zu erreichen. 

Ich meine, daß al le drei Punkte gemeinsam dis­
kutiert werden, daß wir da zu einem s innvollen 
Ganzen kommen müssen. 

Die Einführung einer Abwasserabgabe ist nur 
dann vorstel lbar, wenn  man auf der anderen Seite 
nicht rechtl ich ohnedies al les schon vorgeschrie­
ben hat, denn dann bräuchte man d ie Steuerung 
dieser Abgabe nicht mehr. 

Auf der anderen Seite ist es natürl ich auch 
wichtig - wie ich schon gesagt habe - ,  flank ie­
rend, wenn  man Auflagen erteilt, um sozusagen 
Investitionen anzureizen, gleichzeitig eben auch 
die notwendigen Förderungen zur Verfügung zu 
stellen, das heißt ,  Förderungsinstrumente, die al­
len Anforderungen entsprechen. 

Es ist doch ein Untersch ied, ob man Kanäle in 
Ballungsräumen baut oder im ländl ichen Raum.  
Bei unseren jetzigen Finanzierungsmodel len ist es 
keine Frage, daß im ländlichen Raum der Kosten­
anteil  des einzelnen zu hoch ist, daß da neue Me­
thoden gefunden werden müssen,  das zu verän­
dern. 

Wir werden dieses Problem konstruktiv und 
sachl ich  im Rahmen der nächsten F inanzaus­
gleichsverhandlungen diskutieren,  und ich hoffe , 
da ß es möglich sein wird, in etwa einem halben 
Jahr eine positive Lösung zu verkünden. - Dan­
ke. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 1:!.56 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeld ungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird seitens der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

Die Abstimmung über die vorl iegenden Be­
sch lüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 13. Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
F inanzausgleichsgesetz 1 989 geändert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
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zu erheben,  um ein Handzeichen. 
S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Dies ist mit dem das Devisengesetz geändert wird, wird 
kein E inspruch erhoben. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

Wir kommen nun zur A b s t i m  m u n g über 
den Beschluß des Nationa lrates vom 1 3 .  Dezem­
ber 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Katastrophenfondsgesetz 1 986 geändert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Devisengesetz geändert wird (237/ A 
- 11-3706 und 358/NR sowie 4200/BR der Beila­
gen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 9. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nat ionalrates vom 1 3 . Dezember 199 1  
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Devi­
sengesetz geändert wird. 

Die Berichte rstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Hohes 
Haus! Der vorliegende Beschluß des Nationa lra­
tes verfolgt vornehmlich zwei Ziele: Erstens be­
nötigt die ab Anfang November 1 991  geplante 
weitere Liberal isierung des Devisenverkehrs, ins­
besondere der Verzicht auf besti mmte Bewi l l i­
gungen, einer gesetzlichen Grundlage. Zweitens 
so l l  eine ausdrückliche Ermächtigung zur Set­
zung von devisenrechtlich relevanten Maßnah­
men in jenen Fällen ins Devisengesetz aufgenom­
men werden ,  in denen so lche zur Erfül lung völ­
kerrechtlicher Verpfl ichtungen oder zur Wah­
rung der auswärtigen Interessen Österreichs 
erforderlich werden.  

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in Ver handlung genommen und einstimmig 
beschlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen E inspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 

Vizep räsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen liegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? Es ist dies nicht der 
Fall .  

Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinne n  und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben ,  um e in  Handzeichen. Es ist dies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

1 0 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Zolltarifgesetz 1 988, das Außen­
handelsgesetz 1984, das Präferenzzollgesetz, das 
Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnahmen 
im Rahmen der multilateralen Handelsverhand­
lungen des GATT (Uruguay-Runde) , das Stärke­
gesetz und das Bundesgesetz betreffend eine Ab­
gabe auf bestimmte Stärkeerzeugnisse geändert 
werden (260 und 359/NR sowie 4201lBR der Bei­
lagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum lO. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß  des Nationalrates vom 1 3. Dezember 
199 1  betreffend e in  Bundesgesetz, mit dem das 
Zol ltarifgesetz 1988, das Außenhandels­
gesetz 1 984, das Präferenzzollgesetz. das Bundes­
gesetz über vorläufige Zollmaß nahmen im Rah­
men der multi lateralen Handelsverhandlungen 
des GATT (Uruguay- Runde) ,  das Stärkegesetz 
und das Bundesgesetz betreffend eine Abgabe auf 
bestimmte Stärkeerzeugnisse geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Mag. 
Herbert Bösch übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Mag. Herbert Böseh: Hohes 
Haus! Der österreichische Zol ltarif des Zolltarif­
gesetzes 1 988 ist auf dem Übereinkommen über 
das Harmonisierte System zur Bezeichnung und 
Kodierung der Waren aufgebaut, das durch e ine 
Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Zol lwesens geändert wurde. 

Mit dem gegenständlichen Beschluß des Natio­
nalrates sol len  diese Änderungen - gegen die 
Österreich keinen E inspruch erhoben hat - ge­
mäß dem Übere inkommen im Zolltarif mi t  
l .  Jänner 1992 in Kraft gesetzt werden. Weiters 
sollen die Änderungen in den Warenkatalogen 
des Außenhandelsgesetzes 1984, des Präferenz­
zollgesetzes, des Bundesgesetzes über vorläufige 
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Zollmaßnahmen im Rahmen der multilateralen 
Handelsverhandlungen des GATT (Uruguay­
Runde) , des Stärkegesetzes und des Bundesgeset­
zes betreffend eine Abgabe auf bestimmte Stär­
keerzeugnisse Berücksichtigung finden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage i n  se iner S itzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und e instimmig 
besch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen E inspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß  somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen :  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Zolltarifgesetz 1988, das Außen­
handelsgesetz 1 984, das Präferenzzollgesetz, das 
Bundesgesetz über vorläufige Zollmaßnahmen 
im Rahmen der m ultilateralen Handelsverhand­
lungen des GATT (Uruguay-Runde) .  das Stärke­
gesetz und das Bundesgesetz betreffend eine Ab­
gabe auf bestimmte Stärkeerzeugnisse geändert 
werden, wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? Es ist d ies nicht der 
Fall .  

Wir gelangen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesräti nnen und Bundesräte. 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen . - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag. ke inen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

1 1 . Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kreditwesengesetz geändert wird 
(257/A - 11-4039 und 360/NR sowie 4202/BR der 
Beilagen) 

1 2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz 
über die Ausgliederung von bauspargeschäftli­
chen Teilbetrieben,  die Aufltebung des Bundes­
gesetzes, mit dem die öffentlich-rechtliche Bank­
anstalt "Girozentrale der österreichischen Spar­
kassen" aufgelöst und im Zusammenhang damit 
stehende Bestimmungen getroffen werden, und 
die Abänderung des Gesetzes über die Beaufsich­
tigung der privaten Versicherungsunternehmen 
und der Bausparkassen (256/A - 11-4038 und 
3611NR sowie 4203/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 1 1  und 1 2  der Tages­
ordnung, über d ie die Debatte unter einem abge­
führt wird. 

Es sind d ies Besc hlüsse des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kreditwesengesetz geändert wird 
und ein Bundesgesetz über die Ausgliederung von 
bauspargeschäftl ichen Teilbetrieben ,  die Aufhe­
bung des Bundesgesetzes, mit dem die öffentlich­
rechtliche Bankanstalt "Girozentrale der österrei­
chischen Sparkassen" aufgelöst und im Zusam­
menhang damit  stehende Bestimmungen getrof­
fen werden und die Abänderung des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche­
rungsunternehmen und der Bausparkassen .  

D ie Berichterstattung über die Punkte 1 1  und 
1 2  hat Herr Bundesrat Karl Drochter  übernom­
men .  Ich ersuche ihn höflich um die Berichte . 

Berichterstatter Karl Drochter: Meine seh r  ge­
ehrten Damen und Herren !  Ich erstatte den Be­
richt des Finanzausschusses über den Beschluß 
des Nationalrates vom 1 3 . Dezember 1 99 1  betref­
fend ein Bundesgesetz, mit  dem das Kreditwesen­
gesetz geändert wird. 

§ 14 Abs. 1 1  letzter Satz des Kreditwesengeset­
zes ermöglicht es den beiden größten österre ichi­
schen Sparkassen, von der verpfl ichtenden Hal­
tung ihrer l iquiden Mittel beim Zentral institut 
Abstand zu nehmen. Durch die Verschmelzung 
der Österreichischen Länderbank AG mit der 
Zentralsparkasse und Kommerzialbank AG wür­
den auf Grund der geltenden Rechts lage der Gi­
rozentrale und Bank der österreichischen Spar­
kassen AG als Zentral institut des S parkassensek­
tors zusätzliche l iquide Mitte l in e iner Grö ßen­
ordnung von fast 1 4  Mill iarden Sch i l l ing 
zufließen. 

Mit dem vorl iegenden Beschlu ß  des National­
rates sol l  eine im Interesse des funkt ionsfäh igen 
Bankwesens gelegene gleitende Anpassung der 
Liquiditätshaltung der größten österreich ischen 
Bank bewirkt werden. D ie geplante Änderung 
stel lt  keine rein  anlaßbezogene Änderung dar, 
sondern trifft Vorsorge für al lfäl lige künftige Fäl­
le, in denen die Voraussetzungen für die Lösung 
des Anschlusses an das Zentralinstitut vorl iegen 
so llten. ( Vizepräsident S t r u t z  e n b e  r g e r  
übernimmt den Vorsitz.) 

Der Finanzausschuß hat die gegenstä nd l iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

548. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 88

www.parlament.gv.at



25734 B u ndesrat - 548. Sitzung - 19. Deze mber 1 99 1  

Berichterstatter Karl Drochter 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der F inanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3. Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kreditwesengesetz geändert wird, 
wird kein E inspruch erhoben. 

Ich bringe weiters den Bericht zum Tages­
ordnungspunkt 1 2 : 

Mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates sol l  es einer Bank, die das Bauspargeschäft 
als Bankabteilung führt, ermöglicht werden, die­
sen Teilbetr ieb in eine zu gründende Aktienge­
sellschaft einzubringen und auf diese Weise zu 
verselbständigen .  Dies l iegt im Interesse der Bau­
sparer, wei l  die Aufsichtsbestimmungen des Ge­
setzes über die Beaufsichtigung der privaten Ver­
sicherungsunternehmen und der Bausparkassen 
auf einen selbständigen Bausparbetrieb in einer 
eigenen Organisationsform abstel len. 

Die Aufhebung des Bundesgesetzes, mit dem 
die öffentlich-rechtliche Bankanstalt "Girozen­
trale der österreichischen Sparkassen" aufgelöst 
und im Zusammenhang damit stehende Bestim­
mungen getroffen wurden, ist sinnvol l ,  weil seine 
Bestim mungen zur Gänze obsolet geworden sind. 
Dies gilt auch hinsichtlich der gesetzlichen Fest­
schreibung der Girozentrale und Bank der öster­
reichischen Sparkassen AG als Zentralinstitut; die 
Girozentrale ist, wie andere so lcher Zentralinsti­
tute auch, als solches satzungsmäßig festgeschrie­
ben, sodaß es keiner gesetzlichen Festschreibung 
mehr bedarf. 

Die Bausparkassen sind eigentl ich Banken und 
werden auch vom EG-Recht als so lche behandelt, 
waren aber bisher - mit e iner Ausnahme - von 
der Aufsicht durch Staatskommissäre nicht er­
faßt. Der vorliegende Beschluß des Nationalrates 
gibt Gelegenheit, dieses bewährte Aufsichtsin­
strument auf alle Bausparkassen auszudehnen. 

Der F inanzausschuß  hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
199 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der F inanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein B undesgesetz 
über die Ausgliederung von bauspargeschäftli­
chen Tei lbetrieben, die Aufhebung des Bundesge­
setzes, mit dem die öffentlich-rechtliche Bankan­
stalt "Girozentrale der österreichischen Sparkas­
sen" aufgelöst und im Zusammenhang damit ste­
hende Bestimmungen getroffen werden und d ie 

Abänderung des Gesetzes über die Beaufsichti­
gung der privaten Versicherungsunternehmen 
und der Bausparkassen wird kein Einspruch er­
hoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht .  

Wir gehen i n  die Debatte e in ,  die über d ie  zu­
sammengezogenen P unk te unter einem abgeführt 
wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Dr. Michael Rockenschaub. Ich erte i le ihm dieses. 

l 3.08 

Bundesrat Dr .  M ichael Rockenschaub (FPÖ, 
Oberösterreich) :  Herr Präsident ! Sehr geehrte 
Damen und Herren Bundesräte! Die vorliegende 
Gesetzesmater ie ist bedi ngt durch aktuelle E nt­
wicklungen in  der Bankenbranche, man ist ver­
sucht, zu sagen ,  durch Turbulenzen in der Ban­
kenbranche. 

Es hat im Vorjahr eine Fusionswelle bei Ban­
ken und Sparkassen eingesetzt . Diese Fusionswel­
le hält nach wie vor an und wird auc h in den 
nächsten zwei bis drei Jahren ihre Fortsetzung 
finden.  Die F usionswel le in  der Bankenbranche 
ist - darüber ist man sich mittlerweile, glaube 
ich, al lgemei n  einig - notwendig. Es geht um 
Kosteneinsparungen, es geht darum, in einer eu­
ropäischen " Regionalliga" mitspielen zu können, 
es geht darum , Verluste, d ie die Banken vor allem 
im Auslandsgeschäft in den letzten Jahren hin­
nehmen mußten, gemeinsam als Branche verkraf­
ten zu können,  und schl ießl ich - und das fällt ja 
auch vielen Konsumenten auf - geht es darum, 
das überdimensionierte F i lialnetz der Banken in 
den Griff zu bekommen, kurzum, aufgeblähte 
Kapazitäten zu redimensionieren. 

Die öffentl iche Hand, der Gesetzgeber ist si­
cherlich nicht dazu aufgerufen, inhaltlich in diese 
Branche einzugreifen, jedoch sehr woh l  d ie Rah­
menbedingungen für die Entwicklung der Ban­
kenbranche zu verbessern und hier mitzuziehen. 

Im vorl iegenden Fall handelt es sich um Anpas­
sungen von Rahmenbedingungen. Kurz zusam­
mengefaßt geh t  es zum einen um eine L iberal isie­
rung der Vorschriften zur Liquid itätshaltung der 
Geldinstitute und zum zweiten umd die Einfüh­
rung einer modernen Rechtsform für Bauspar­
kassen .  

Aus diesem Grund sol l  dem Antrag, keinen 
Einspruch zu  e rheben,  gerne zugestimmt werden. 
- Danke. (Allgemeiner Beifall.) 13.1 1 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Wünsc ht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e i n  Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Die  Abstimmung über d ie  vorliegenden Be­
schlüsse erfolgt getren nt. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g über den 
Besch luß des Nationalrates vom 1 3. Dezember 
1 99 1  betreffend e in  B undesgesetz, mit dem das 
Kreditwesengesetz geändert wird. 

Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben .  ist 
som i t  a n g e n  0 m m e n .  

Wir kommen zur  A b  s t i m  m u n g über den 
Besch luß des Nationalrates vom 13. Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz über die Aus­
gliederung von bauspargeschäftlichen Teilberei­
chen, die Aufhebung des Bundesgesetzes, mit 
dem d ie öffentl ich-rechtl iche Bankanstalt ,.Giro­
zentrale der österreichischen Sparkassen" aufge­
löst u nd im Zusammenhang damit stehende Be­
stimm ungen getroffen werden und die Abände­
rung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmen und der 
Bausparkassen .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte . 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit  a n  g e n  0 m m e n .  

13. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Glücksspielgesetz geändert wird 
(255/A -II-4037 und 362/NR sowie 4204/BR der 
Beilagen) 

Vize präsident  Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 3 .  Punkt der Tagesordnung: 
Besch luß  des Nationalrates vom 1 3 .  Dezember 
199 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Glücksspielgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat AI­
brecht Konecny übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Albrecht Konecny: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren !  Derzeit ermäch-

tigt der Bund den Konzessionär, jährl ich mit acht 
Kontrahenten Verträge nach § 1 7  Abs. 7 des 
Glücksspielgesetzes abzusch l ießen.  Nach dieser 
Bestimmung sorgt der Bund für die generelle me­
d iale Unterstützung, ausgenommen Werbung im 
engeren Sinn,  der vom Konzessionär betriebenen 
Spiele. 

Durch den gegenständlichen Beschl u ß  des Na­
t ionalrates so ll die mediale Unterstützung in die 
Eigenverantwortung des Konzessionärs überge­
hen.  Der Konzessionär wäre jedoch n icht in der 
Lage, die Kosten für die mediale Unterstützung 
zur Gänze zu tragen ,  weshalb die Novelle einen 
degressiven Steuerabzugsposten enthält. 

Der Finanzausschuß hat d ie gegenständl iche 
Vorlage in sei ner Sitzung am 18. Dezember 1 99 1  
i n  Verhandlung genommen und einst immig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner  Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
13 .  Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Glücksspielgesetz geändert wird, 
wird kein E inspruch erhoben. (Beifall bei SPÖ 

und Ö VP. ) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Das war 
ein Geschwindigkeitsrekord !  

Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben.  um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über den Wirtschafts­
körper "Österreichische Bundesforste" geändert 
wird (260/A -II-4042 und 363/NR sowie 4205/BR 
der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 4. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 3 .  Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
B�ndesgesetz über den Wirtschaftskörper 
"Osterreichische Bundesforste" geändert wird. 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat AI­
brecht Konecny übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Albrecht Konecny: Hohes 
Haus! Nach der derzeit geltenden Fassung des § 2 
Abs. 4 müssen Erlöse aus Grundstücksverkäufen 
zweckgebunden zur Verbesserung der Betriebs­
stru ktur, das hei ßt wieder für Grundstücksankäu­
fe, verwendet werden . 

Derzeit bestehen für den genannten Zweck 
größere Rücklagen .  Der Entwurf des B undes­
finanzgesetzes 1992 sieht unter V A-An­
satz 2/5 1 297 43 "Auflösung von Rücklagen" die 
Auflösung von 1 50 Mil lionen Schi l l ing der 
zweckgebundenen E innahmenrücklage 2177300 
"Vergütungen (zweckgebunden Einnahmen)" 
vor. 

Durch die gegenständliche Änderung des § 2 
Abs. 4 sol l  d ie entsprechende materiell -rechtliche 
Grundlage für diese Rücklagenauflösung geschaf­
fen werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
199 1  in Verhandlung genommen  und mehrstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nat ionalrates vom 
13 .  Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit  dem das Bundesgesetz über den Wirtschafts­
körper "Österreichische Bundesforste" geändert 
wird, wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wir gehen in d ie Debatte e in .  

Ich ertei le Herrn Bundesrat Dr. Liechtenstei n  
das Wort. 

13.15 .. 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (OVP, 

Steiermark): Sehr geehrter Her r  Präsident !  Sehr 
geehrter Staatssekretär! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Stel lungnahme zum B undesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über den Wirtschaftskör­
per Österreichische Bundesforste geändert wird. 

Nach der derzeit geltenden Fassung des § 2 
Abs. 4 des Bundesgesetzes über den Wirtschafts­
körper Österreichische Bundesforste müssen Er­
löse aus Grundstücksverkäufen zweckgebunden 
zur Verbesserung der Betriebsstruktur, das heißt 
wieder für Grundstücksankäufe verwendet wer­
den. 

Betrachtet man die Entwicklung des Grundver­
kehrs der Österreich ischen B undesforste in  den 
letzten zehn  Jahren ,  so geht daraus hervor, daß 
im genannten Zeitraum 1 98 1  b is 1 990 
7 644 Hektar zugekauft, gleichzeitig aber nur  
4 237 Hektar verkauft wurden .  Somit wurde der 
Besitzstand n icht nur gehalten,  sondern sogar um 
3 407 Hektar vergrößert. 

Vergleicht man die E innahmen beziehungswei­
se die Ausgaben im genannten Zeitraum, also von 
1 98 1  bis 1 990, so zeigt sich, daß im Zuge des 
Grundverkehrs um 239, 7 Mi l l ionen Schi l l ing 
mehr e ingenommen als ausgegeben wurden. D ie 
E innahmen im Zeitraum 1 98 1  bis 1 990 betrugen 
1 067 Mi ll ionen Schi l l ing, die Ausgaben im sel­
ben Zeitraum 827,6 M ill ionen Schi l l ing. 

Damit stehen derzeit aus d iesem Topf - insge­
samt s ind es knapp 400 Mil lionen Schi ll ing -
größere Rücklagen zur Verfügung. 

Der E ntwurf des Bundesgesetzes 1 992 sieht 
unter Ansatz "Auflösung von Rücklagen" die 
Auflösung von 1 50 Mi l l ionen Schi l l ing der 
zweckgebundenen E innahmerücklage "Vergü­
tungen (zweckgebundene E innahmen)" vor. 

Durch die gegenständliche Änderung des § 2 
Abs. 4 soll d ie entsprechende materiell-rechtliche 
G rundlage für d iese Rücklagenauflösung geschaf­
fen werden.  Durch Zunahme an Betriebsfläche 
und E rwirtschaftung eines Überschusses aus dem 
Grundverkehr in  den letzten Jahren bei den 
Österreichischen Bundesforsten ist die Aufhe­
bung der Zweckbindung laut § 2 Abs . 4 �es Bun­
desgesetzes über den Wirtschaftskörper Osten'e i­
ch ische Bundesforste für das Finanzjahr 1 992 
h insichtl ich des in  der bestehenden Rücklage be­
findlichen Teilbetrages von 1 50 Mil l ionen Schil­
l ing gerechtfertigt. 

Die n icht zweckgebundene Verwendung dieses 
Betrages gefährdet in keiner Weise die Betriebs­
struktur und somit die Erfül l ung der im § 2 
Abs. 1 und 2 festgelegten Aufgaben wie Erzie­
lung e ines bestmöglichen betriebswirtschaftlichen 
Erfolges bei der Produktion und Verwertung des 
Rohstoffes Holz und der forstlichen Nebenpro­
dukte, die nachhaltige Bewirtschaftung, Siche­
rung der Schutz- und Wohlfahrtswirkungen, Er­
haltung der Trinkwasserreserven und ähnl iches 
mehr. 

Au ßerdem stellen staatliche Betriebe eine ge­
wisse Rücklage und Reserve für den Staat dar, um 
in  wirtschaftl ich schwierigen Zeiten auf diese zu­
rückgreifen zu können. 

Die zur Debatte stehende e inmalige E ntnahme 
e iner zweckgebundenen Rücklage in der bekann­
ten Höhe von 1 SO Millionen Schi l l ing ,  die, wie 
bereits dargelegt, aus Gewinnen des Grundver-
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Dr. Vincenz Liechtenstein 

kehrs der Österreichischen Bundesforste bei 
gleichzeit iger Vergrößerung der Betriebsfläche 
resultiert, ist ein Vermögen des Staates, auf das 
unter gegebenen Voraussetzungen zurückgegrif­
fen werden kann. 

Nach Abwägung der Vor- und Nachteile dieser 
n icht zweckgebundenen Rücklagenentnahme 
wird unsere Fraktion dem Antrag zustimmen. 
Die Diskussion beweist aber auch,  wie wichtig die 
Überführung der Bundesforste in einen eigen­
ständigen,  selbständigen Wirtschaftskörper ist. 

leh darf nur zu den Bundesforsten noch ein 
paar Zahlen nennen, die, glaube ich ,  ganz interes­
sant sind :  

D ie  Österreichischen Bundesforste haben etwa 
850 000 Hektar, das sind 1 0  Prozent der gesam­
ten österreichischen Staatsfläche. 1 5  Prozent der 
gesamten Waldfläche sind im Besitz der Bundes­
forste. Es ist weiters so , daß von den 
850 000 Hektar der Bundesforste etwa 
560 000 Hektar rei ne Waldfläche sind, der Rest 
sind landwirtschaftl iche Gründe , Almen oder 
höchstens sich dann für die Jagd eignende Ge­
birgsfelsen und ähnl iches mehr. 

Es ist aber - und das, glaube ich, muß man 
auch sehen - wirklich eine Rücklage des Staates, 
eine wertvolle Rück lage, wei l der Staat selbstver­
ständlich für wirtschaftlich schwere Zeiten auch 
Rücklagen braucht. N icht nur Grund und Boden 
sind Rück lagen für den Staat, dazu gehören ge­
nauso die Goldreserven und ähnliches mehr.  

Man muß auch sehen. daß man da durchaus 
sehr viel gewinnen kann, wenn man etwas veräu­
ßert, sofern es wirtschaftl ich sinnvoll ist. Man 
darf nicht vergessen, daß gerade auch bäuerl iche 
Betriebe dadurch gefördert und erhalten werden , 
wenn man i hnen die Möglichkeit gibt, die Bewirt­
schaftung durchzuführen. 

In diesem Sinne wird meine Partei d iesem Ge­
setzesbeschluß auf alle Fäl le d ie Zustimmung ge­
ben. - Herzlichen Dank für 's Zuhören. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ. )  13.2:2 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Erhard Meier. Ich er­
teile i hm das Wort. 

13.22 .. 
Bundesrat Erhard Meier (SPO, Steiermark) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Verehrte Damen und Herren des Bundesra­
tes ! D ie Österreichischen Bundesforste sind ein 
Wirtschaftskörper, der öffentlichen Besitz der 
Republ ik Österreich nach wirtschaftl ichen Ge­
sichtspunkten zu verwalten und zu besorgen hat. 
Darunter fäl lt die Betreuung, Pflege und Bewirt­
schaftung von beträchtlichen Waldflächen. Wie 
wir wissen,  hat der Wald eine mehrfache positive 

Bedeutung für u ns alle durch sei ne Schutzfunk­
tion,  Erholungsfunktion und Umweltfunktion ,  
Wirtschaftsfun ktion und so weiter. 

Die Österre ichischen Bundesforste haben 
schon seit langer Zeit d iesen Wald geschützt und 
sei nen Bestand verbessert, was hier anerkennend 
vermerkt werden soll .  Den Bundesforsten ist aber 
auch durch Gesetz aufgetragen, im  Sinne der E r­
haltung des "Ka pitals" Wald zu wirtschaften. Da­
rum halte ich die Bundesforste für einen wichti­
gen Betrieb im Staatsbesitz, wo er  grundsätzlich 
auch bleiben sol l .  

I n  d iesem Gesetzesauftrag ist auch enthalten, 
daß Erlöse aus Grundstücken, bei deren Ver kauf 
- und dies kommt in  verschiedenen Fällen vor, 
darunter auch i m  öffentlichen Interesse, aber ich 
im privaten Interesse - zur Verbesserung der Be­
triebsstruktur , a lso auch wieder für Grundstücks­
an käufe zu verwenden sind. 

Nun sol l  d iese Zweckbindung für das Jahr 1 992 
- und nur für das Jahr 1 992! - aufgehoben wer­
den. Ich bin dafür.  daß d ie finanziellen Grundla­
gen der Österreichischen Bundesforste weiterhin 
in  ausreichendem Maße vorhanden bleiben sol ­
len. aber genauso wie der  Staat für seine Betriebe 
in gewissen Situationen finanziel le Aufwendun­
gen zu tragen hat, sollte andererse its die Möglich­
keit bestehen , finanziel le Mittel in  vertretbarem 
Maße umzuwidmen und anders zu verwenden, 
was durch dieses Gesetz geschehen so ll und einen 
Tei lbetrag in der Höhe von 1 50 Mi l l ionen Schi l ­
l ing von der bestehenden Rücklage betrifft. 

Ich möchte h iezu aber anmerken ,  daß der Staat 
auch von anderen öffentlichen Körperschaften 
Geld für das Budget braucht. Bei der österreichi­
schen Post hande lt es sich um Mi l l iardenbeträge, 
bei den österre ichischen Sal inen handelt es sich 
immerhin um 1 Mi l liarde Sch i l l ing. Ic h möchte 
also noch einmal unterstreichen, daß diese öster­
reich ischen Betriebe das benötigte Grundkapital 
weiterhin behalten sollen . 

Auf längere S icht brauchen d iese österreichi­
schen Unterneh mungen ihr E igenkapital .  Nur  
unter diesem Aspekt von vertretbaren Teilbeträ­
gen schlage ich vor, dem vorliegenden Gesetzes­
bech luß die Zustimmung zu ertei len.  (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. )  13.24 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Mag. lohn Gudenus das Wort. 

1 3.24 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien) : 

Herr Präsident!  Herr Staatssekretär! Wie viel­
leicht schon bekannt: Wir werden diesem Geset­
zesbeschluß nicht die Zustimmung geben ,  und 
zwar aus folgendem Grund: 
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Es sind die Abgeordneten der großen Koal i ­
tion, aber sicherlich auch deren Minister und 
Staatssekretäre sehr erfinderisch ,  wenn es um d ie 
Findung neuer Finanzeinnahmen zum Stopfen 
von B udgetlöchern geht. Die Auflösung von 
zweckgebundenen Rücklagen eines florierenden 
staatl ichen Unternehmens, wie es die Österreichi­
schen Bundesforste s ind,  ist aber in keiner Weise 
geeignet, die Lecks im B udget abzudichten, um 
schwerwiegende Fehler der  Budgeterste l lung gut­
zumachen. 

Eine U ntersuchung der U niversität für Boden­
kultur hat ergeben,  daß die Wirtschaftl ichkeit der 
Österreichischen Bundesforste durchaus der ent­
spricht, wie sie österreichische Großwaldbesit­
zungen aufweisen .  Damit möchte ich ausdrück­
l ich Lob an die Österreichischen Bundesforste 
aussprechen: S ie wirtschaften gut. 

Den Österreichischen Bundesforsten obliegt 
eine Reihe von Verpflichtungen, die im Bundes­
gesetz über diesen Wirtschaftskörper klar defi­
niert sind. Mein Vorredner Liechtenstein hat 
schon darauf h ingewiesen,  daß den Österreichi­
schen Bundesforsten im Rahmen der forstrechtl i ­
chen und sonstigen gesetzlichen Bestimmungen 
die Erzielung e ines bestmögl ichen betriebswirt­
schaftlichen Erfolges bei der Produktion und 
Verwertung des Rohstoffes Holz und der forstl i­
chen Neben produkte. al lenfalls deren Weiterver­
arbeitung sowie die bestmögliche Verwaltung des 
Betriebsvermögens obl iegt. 

Der Verkauf von Grundstücken beziehungs­
weise d ie Verhinderung der Verbesserung der Be­
triebsstruktur durch völ l ige Zweckentfremdu ng 
der dafür vorgesehenen Mittel ist sicherlich nicht 
die bestmögliche Art der Verwaltung des Be­
triebsvermögens. Wir Freiheitl ichen können uns 
vorstel len, daß die Bundesforste dieses Geld für 
diverse andere notwendige andere Investitionen 
verwenden könnten und nicht für Grundstück ­
kauf zweckbinden müssen .  Das wäre insoferne 
zweck mäßig, als die Bundesforste den für 1 99 1  
ursprünglich angestrebten Gewinn in der Höhe 
von 1 6 1  Mi l l ionen Sch i l l ing aufgrund der 
sch lechten Holzmarktlage nicht erreichen konn­
ten. Es  besteht jedoch Grund zur Annahme, daß 
die Bemühungen um Erzie lung eines wenigstens 
ausgeglichenen - oder viel leicht auch positiven 
- Jahresergebnisses erfolgreich sein werden. 

In d iesem Zusammenhang will ich anführen, 
daß die Österreichischen Bundesforste al lein in 
den letzten drei  Jahren Überschüsse von insge­
samt 642 Mil l ionen Schi l l ing an den Finanzmini­
ster, an d ie Republik abführten. Durch die gerin­
geren Einnahmen m üssen verschiedene Investi­
tionen zurückgestel lt werden,  die bei der Umwid­
mung der Rücklagereserven für Grundverkehr 
für andere betriebswirtschaft liche Maßnahmen 
doch getätigt werden hätten können. 

W ie Ihnen sicherlich bekannt ist, l iegen rund 
400 Mil l ionen Schi l l ing in diesem Topf für den 
Grundverkehr. Für 1 992 sol len  1 50 Mi ll ionen 
Schi l l ing - aus der heutigen Gesetzeslage heraus 
- zweckentfremdet abgezweigt werden .  Aus die­
sem Grund sol l  ja das Gesetz geändert werden,  
damit  dies gesetzeskonform erfolgen kann. 

Für die zu erwartenden Schwierigkei ten der 
Erste l lung des Budgets 1 993, Herr Staatssekretär, 
werden Sie ja dann woh l  auf den Rest oder Teile 
des Rests dieser 400 M il l ionen Schil l ing, verrin­
gert um 1 50 M ill ionen Schill i ng ,  zurückgreifen 
können .  Also das läßt s ich noch e in oder zwei Mal 
machen, und dann ist d ieser Pott zur Budgetsa­
nieru ng oder - Konso l idierung, wie es die Regie­
rung nennt, ausgepowert. Es werden dann keine 
Reserven mehr  vorhanden sein .  

Für welchen Zweck w ird nun  dieses Geld ver­
wendet, diese 1 50 Mi l l ionen Sch i l l ing? - Dies 
wurde bis jetzt noch n icht hervorgehoben. Diese 
Mi ll io nen werden deshalb entnommen , wei l  der 
Vizekanzler das Seeschloß Ort mit d iesem Geld 
kaufen will. und zwar für Zwecke de r Universität 
Linz. Wem gehört das Seeschloß Ort? - Das See­
sch lo ß  Ort gehört den Österreichischen Bundes­
forsten .  Ich betrachte d iese Vorgangsweise, wie 
auch meine Kol legen von der freiheit l ichen Frak­
tion ,  schl ichtweg als Täuschung. Da wird jeman­
dem etwas weggenommen, und jemand anderer 
kauft etwas, was dem gehört, dem es weggenom­
men wird .  So läßt sich das nicht machen ! 

Ich gehe davon aus, daß es nicht viele See­
schlösser Ort gibt, daß daher nach nächstmaligen 
Budgeterste l lungen nicht ein Seeschloß Ort ge­
kauft wird, sondern etwas anderes gemacht wird. 

Ich ha lte diese Vorgangsweise - ich wiederhole 
das - für e inen Skandal, da d ie Ausgaben des 
Bundes mit " normalen" Einnahmen korrelieren 
sol lten und man nicht durch einen fast nahtlosen 
Gesetzesvollzug durch Neuschaffung e ines Geset­
zes aus einer für etwas anderes vorgesehenen 
Rücklage Gelder herausnehmen sollte. 

Ich hoffe, daß die Ausschreibung für den Po­
sten des neuen Generaldirektors der Österreich i­
sehen Bundesforste nicht in jenem Maße erfolgt, 
wie sie die Ausschreibu ngskommission, die Perso­
nenkommission vorgibt :  Die Personenkommis­
sion zur Ausschreibung eines neuen Generaldi­
rektors sieht zwei  Betriebsräte vor, die der ÖVP 
ange hören, und zwei weitere, d ie dem CV ange­
hören.  

Man kann s ich da nur  schwer vorstellen, daß 
ein Generaldirektor der Österreichischen Bun­
desforste ernannt wird, der parteifrei ,  dem roten,  
b lauen oder grünen Lager ange hört. 

548. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 88

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 548.  S itzung - 1 9 . Deze mber 1 99 1  25739 

Mag. John Gudenus 

Diese Vorgangsweise allein reicht uns Freiheit­
l ichen, um diesem Gesetzesbeschluß - ich wie­
derhole das - unsere Zustim mung nicht geben 
zu können. (Beifall bei der FPÖ. )  /3.3/ 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen . 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte, jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustim men, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit  a n g e n  0 m m e n.  

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
13. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geän­
dert wird (2. V AG-Novelle 1991) (265 und 
364/NR sowie 4206/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 5 . Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 3. Dezember 
1 99 1  betreffend ein B undesgesetz, mit dem das 
Versicherungsaufsichtsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mag. Her­
bert Böseh .  Ich bitte ihn  um den Bericht. 

Berichterstatter Mag. Herbert Bösch: Hohes 
Haus! Ziel des gegenständlichen Beschlusses des 
Nationalrates ist es, mit Wirksamkeit ab dem 
Geschäftsjahr 1 992 d ie gru ndsätzlich auch für 
Versicherungsunternehmen geltenden allgemei­
nen Rechnungslegungsvorschriften des HGB und 
des Aktiengesetzes 1 965 und die darauf aufbau­
enden Sondervorschriften der neuen Rechtslage 
anzupassen .  

Der Finanzausschuß  hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 18 .  Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einst immig 
beschlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wol le  beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 3 . Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Versicherungsaufsichtsgesetz geän-

dert wird (2. VAG-Novelle 199 1 ) ,  wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen liegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und B u ndesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Besch luß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben ,  um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n  0 m m e  n. 

16. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1991  betreffend ein B undesgesetz 
über die Abwicklung von Förderungen nach 
dem Startwohnungsgesetz und zur Änderung des 
Bundesgesetzes BGBI.  Nr. 301/1989 (Startwoh­
nungsförderungs-Abwicklungsgesetz) (265/ A-II-
4085 und 369/NR sowie 4180 und 4207/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 16 .  Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 199 1  
betreffend ein Bundesgesetz über die Abwick lung 
von Förderungen nach dem Startwohnungsgesetz 
und zur Änderung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr .  30 1 / 1 989. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Mag. Her­
bert Böseh .  Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Mag. Herbert Bösch: Hoher 
Bundesrat! Mit  B-VG-Nove l le BGBL 
N r. 640/ 1 987,  i n  Kraft getreten am 1 .  Jänner 
1988, wurden d ie förderungsrechtl ichen Teile des 
Startwohn ungsgesetzs in Landesrecht transfor­
miert. Mit demselben Datum hat der vom B un­
desm inisterium für wirtschaftliche Angelegenhei­
ten verwaltete B undes-Wohn- und Siedlungs­
fonds seine aktive Förderungstätigkeit eingestellt ;  
jedoch sind gemäß Art .  I I  Abs. 4 der genannten 
B-VG-Novelle alle im Zeitpunkt der " Verlände­
rung" noch laufenden Förderungsverfahren 
,.nach der am 3 1 .  Dezember 1 98 7  geltenden 
Rechtslage weiter zu behandeln" . 

Aufgrund haushaltsrechtlicher Überlegungen 
sowie zur Stru kturbereinigung bei den beiden 
Bundeswoh nbaufonds wurde im Oktober 1 99 1  
zwischen dem B undesminister für F inanzen und 
Vertretern der Länder vereinbart, daß für neue 
Startwohnungsmieter kein Anspruch auf Starthi l­
fe mehr bestehen sol l  und den Darlehensnehmern 
die Mögl ichkeit einer begünstigten Rückzahlung 
e inzuräumen ist. Die durch diese Maßnahmen er-
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zielten Erlöse so llen dem Bund zufl ießen (rund 
650 Millionen Schi l l ing) ,  während d ie zukünfti­
gen Überschüsse des Bundes-Wohnbaufonds zur 
Gänze den Ländern zustehen sol len .  

Sowohl  die begünstigte Rückzahlungsmöglich­
keit als auch der Anspruch auf Neugestaltung des 
Förderungsvertrages sol len nur befristet in der 
Zeit vom 1 .  Jänner 1 992 bis 3 1 .  Dezember 1 996 
eingeführt werden.  

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 1 8. Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben und dem § 1 gemäß 
Art. 44 Abs. 2 B-VG die Zust immung zu erte i len.  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt  der F inanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der B undesrat 
wol le beschließen: 

1 .  Dem § 1 des gegenständl ichen Besch lusses 
wird im Sinne des Art. 44 Abs. 2 B-VG d ie Zu­
stimmung erteilt und 

2 .  gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1 99 1  betreffend e i n  Bundesgesetz 
über die Abwicklung von Förderungen nach dem 
Startwohnungsgesetz und zur Änderung des Bun­
desgesetzes BGBI. Nr.  30 1 / 1 989 (Startwohnungs­
förderungs-Abwicklungsgesetz) wird kein Ein­
spruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wortmeldungen l iegen nicht vor.  

Wünscht jemand das Wort'? - Es ist d ies nicht 
der Fa ll. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g.  

Der vorl iegende Beschluß enthält Verfassungs­
bestimmungen, die nach Art. 44 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz der Zust immung des Bundes­
rates bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitgl ieder des B undesrates und mit e iner 
Mehrheit von mindestens zwei Drittel der abgege­
benen Stimmen bedürfen. 

Ich stel le zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitgl ieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun jene B undesrät innen und B undes­
räte, die dem Antrag zustimmen, den Verfas­
sungsbestimmungen im § 1 im S inne des Art. 44 
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes die ver­
fassu ngsmäßige Zustimmung zu ertei len, um ein 
Handzeichen.  - Dies ist S t i m  m e n e i n  -
h e l  I i g k e i t .  

Der Antrag, den zitierten Verfassungsbestim­
mungen i m  Sinne des Art. 44 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz die Zustimmung zu erteilen, ist so­
mit a n g e n 0 m m e n. 

Ausdrücklich stel le ich die erforderliche Zwei­
drittelmehrheit im S inne des Art. 44 Abs. 2 B-VG 
fest. 

Ich b itte ferner jene Bundesrätinnen und Bun­
desräte, die dem Antrag zustimmen, gegen den 
vorliegenden Besch luß  des Nationalrates keinen  
Einspruch zu erheben, um e in  Handzeichen. -
Dies ist S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

17. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 16. 
Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Scheidemünzengesetz geändert wird 
(254/ A-II-4036 und 365/NR sowie 4208/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 7. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 199 1  
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Schei­
demünzengesetz geändert wird. 

Be richterstatter ist Herr Bundesrat Dietmar 
Wedenig. Ich b itte ihn um den Bericht.  

Berichterstatter Dietmar Wedenig: Hohes 
Haus! Mit dem vorl iegenden Beschluß des Natio­
nalrates sol len zwei Probleme gelöst werden: 

1 .  d ie Oesterre ichische Nationalbank so l l  von 
der Verpfl ichtung befreit werden, S i lbermünzen 
in einem Ausmaß zu halten, das für die Versor­
gung Österreichs mit Münzgeld nicht erforderl ich 
ist, und 

2. sol l  dem Bund eine gleichmäßige und damit 
planbare Zahlung jener Beträge ermögl icht wer­
den, d ie er an die Oesterreichische Nationalbank 
aus dem Tite l des Rücklaufs alter, vor Verkauf 
der Münze Österreich  AG an die Oesterreichi­
sche Nationalbank  ausgegebener S i lbermünzen 
zu entrichten hat. 

Der Finanzausschuß  hat d ie gegenständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 1 8 .  Dezember 
1 99 1  in Verhandlu ng genommen und e instimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  
keinen E inspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratu ng stel lt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle besch l ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16 .  Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Scheidemünzengesetz geändert wird, 
wird kein  E inspruch erhoben .  
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen nicht vor.  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fal l .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g .  

I ch  b itte jene Bundesrätinnen und  Bundesräte , 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um e in Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 16.  
Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Leistung des österreichischen Beitrages zur 
6.  allgemeinen Wiederauffüllung der Mittel des 
Afrikanischen Entwicklungsfonds (ADF VI) 
(267 und 367/NR sowie 4209/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 8 . Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 
1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz über die Lei­
stung des österreichischen Beitrages zur 6. allge­
meinen Wiederauffü llung der Mittel des Afrika­
nischen Entwick lungsfonds. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dietmar 
Wedenig. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Dietmar Wedenig: Hohes 
Haus ! Der Afrikanische Entwicklungsfonds 
(AfEF) wurde im Jahr 1 973 gegründet. Er ist 
eine rechtlich selbständige Organisation, die je­
doch organisatorisch und personalmäßig sehr eng 
mit der Afrikanischen Entwicklungsbank verbun­
den ist. 

Das Übereinkommen über die Errichtung des 
Afrikanischen Entwicklungsfonds sieht vor,  daß 
der  Fonds jederzeit, wenn er dies für notwendig 
erachtet, se ine Vermögenswerte im H inblick auf 
seine Geschäftstätigkeit überprüfen  und eine 
Aufstockung der Betei l igungen der Mitgliedslän ­
der genehmigen kann. 

Mit dem gegenständlichen Beschluß soll die ge­
setzl iche Ermächtigung für die Bete i ligung Öster­
reichs an der 6. allgemeinen Wiederauffül lung -
deren Verhandlungen im Feber 1 99 1  abgeschlos­
sen wurden - geschaffen werden. 

Österreich verpflichtet sich damit zur Zahlung 
eines Beitrages in  der  Höhe von 465 · 1 63 3 1 1  S ;  
dieser Betrag entspricht 1 ,25 P rozent der  
6. Wiederauffül lung. 

Der F inanzausschuß hat d ie gegenständl iche 
Vorlage in  seiner S itzung vom 1 8. Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 

beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschlu ß  des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend e in  Bundesgesetz 
über d ie  Leistung des österreich ischen Be itrages 
zur 6. allgemeinen Wiederauffüllung der M ittel 
des Afrikanischen Entwicklungsfonds (ADF VI) 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein.  

Ich erteile das Wort Herrn Bundesrat Dr. 
Liechtenste in .  

13.·m 
Bundesrat Dr. Vincen z  Liechtenstein (ÖVP, 

Ste iermark) :  Sehr geehrter Herr Präsident!  Sehr 
geehrter Herr Staatssek retär! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen !  Der Afrikanische Entwicklungs­
fonds wurde 1 973 gegrü ndet; Österreich trat mit 
Wirkung 30. September 1 98 1  diesem Fonds bei . 

Dieser Fonds ist se hr eng mit der Afri kan ischen 
Entwick lungsban k  verbunden. Er  vergibt Kredite 
zu sogenannten weichen Bedingungen:  mit der­
zeit 0 ,75 Prozent Bearbeitungsgebühr,  mit einer 
Laufzeit bis zu 50 Jahren,  mit  e iner rückzah­
lungsfreien Anlaufzeit b is zu 10 Jahren. 

90 Prozent der zur Verfügung stehenden Mittel 
gehen an die ärmsten Länder m it einem Pro­
Kopf-Jahreseinkommen b is 5 1 1 US-Dollar. 

1 990 gingen 28 Prozent in die Landwirtschaft, 
1 9,8 Prozent in Gesundheit und Erziehung, 
1 6,2 Prozent in den Transport, 1 4,9 Prozent in 
öffentliche Unternehmungen, 6,6 Prozent in d ie 
Industrie, 1 3 , 7  Prozent in  multisektorale Vorha­
ben.  

Österreich hat - vorbehaltlich unserer parla­
mentarischen Genehmigung - 465 Mil l ionen 
Sch i ll ing zugesagt . Dieser  Betrag sol lte etwa 
1 ,25 Prozent der sechsten Wiederauffül lung dar­
ste l len; er entspricht in etwa dem Österreichbei­
trag zur fünften Wiederauffül lung, d ie damals in 
der Höhe von 427 Mi l l ionen Schi ll ing lag. Die 
Zahlung sollte in  drei gleichen Zahlungsraten in 
den Jahren 1 992 bis 1 994 erfolgen .  

Zweifelsohne ist es richtig, daß wir Österrei­
cher in Afrika helfen, einem Kontinent, auf dem 
es viel Leid gibt, wo gro ße Hil fe nötig ist. Ich 
hoffe sehr, daß von österreichischer Regierungs­
seite auch sehr genau überwacht wird, wozu,  in 
welchen Bereichen und in welchen Gebieten die­
ses Geld verwendet wird, denn selbstverständlich 
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besteht immer die Gefahr, daß gerade solches 
Geld letztendlich nicht sinnvoll  verwendet wird. 

Afrika befindet sich zwar - Gott sei Dank! -
nach dem Ende des Kommunismus in  Europa, 
der etliche Länder dort zutiefst mißbrauchte und 
die Bevölkerung in t iefstes Leid der U nmensch ­
lichkeit stürzte, in einem leichten Aufschwung, 
leider gibt es aber in e inzelnen,  sehr armen Län­
dern , die noch immer d iktatorisch regiert werden, 
nur al lzuoft e inen Mißbrauch von U nterstüt­
zungsge ldern durch unverantwortliche Kräfte. 

Zwar setzt sich in e iner Reihe von Ländern -
Gott sei Dank !  - immer mehr  d ie Demokratie 
durch; H ilfe muß aber doch sehr zielbewußt ge­
macht werden.  Gerade im Bereich der Gesund­
heit, der B ildung und der Ernährung bedürfen 
weite Gebiete dieses Kontinents der H ilfe Ge­
samte uropas, aber auch von uns Österreichern. 
Deshalb ist unsere H ilfe auch e ine Pflicht, eine 
Verantwortung der Nächsten l iebe. Ich glaube, 
daß wir Österreicher gerade dort - gezielt und in  
Zusammenarbeit m i t  dem Afrikanischen Ent­
wicklungsfonds - H ilfe leisten sollten,  damit d ie 
Effizienz auch  garantiert ist. 

Als Staat mit christlicher Tradition stel len wir 
mit dieser Hilfe Nächstenl iebe unter Beweis, und 
wir hoffen, mit dieser Hi lfe wirkl ich gerade den 
Ärmsten und Leidenden dort, wo d ies notwendig 
ist, in  effizientester Form helfen zu können. 

Die Österreichische Volkspartei wird daher aus 
diesem Grund diesem Gesetzesbeschluß zustim­
men. - Herzlichen Dank.  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. ) 1 3.43 

Vizepräsident Walte l' Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen n icht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird vom Herrn Berichterstatter e in  Sch luß­
wort gewünscht? - D ies ist auch n icht der Fall. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen .  - Es ist d ies 
S t i m  m e n e i n  h e l I i g k e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über den Abschluß 
von Kooperationsvereinbarungen mit interna-

tionalen Finanzinstitutionen geändert wird (259 
und 368/NR sowie 421 0/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter  Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 1 9. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über den Abschluß von Koopera­
tionsvereinbarungen mit internationalen F inanz­
institutionen geändert wird. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Ste­
fan Prähauser übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Hohes 
Haus! Das geltende Bundesgesetz aus 1987  er­
mächtigt zum Abschluß von Kooperationsab­
kommen mit den dort namentlich genannten in­
ternationalen F inanzinstitutionen. 

Mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates soll die rechtliche Grundlage für die Zusam­
menarbeit auch mit der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und E ntwicklung (EBRD) ge­
schaffen werden. Die mit der EBRD beabsichtig­
ten Kooperationsabkommen haben die Finanzie­
rung der Heranziehung österreichischer Konsu­
lenten und Planungsunternehmen im Rah men ih­
rer Projektvorbereitu ng, -durchführung und 
- überwachung zum Inhalt. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 1 8 .  Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen  Einsp ruch zu erheben. 

Als Ergebn is seiner Beratung stel l t  der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wol le beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit  dem das Bundesgesetz über den Abschluß 
von Kooperationsvereinbarungen mit internatio­
nalen Finanzinstitutionen geändert wird, wird 
kein Einspruch erhoben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g .  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  
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20. Punkt : Beschluß des Nationalrates vom 
16 .  Dezember 1991  betreffend ein Bundesgesetz 
über die Errichtung des Krankenanstalten-Zu­
sammenarbeitsfonds (325 und 343/NR sowie 
4181  und 4 184/BR der Beilagen) 

2 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16.  Dezember 1991 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das Krankenanstaltengesetz geändert 
wird (326 und 344/NR sowie 4 1 85/BR der Beila­
gen) 

22. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1991 betreffend eine Vereinba­
rung gemäß Art. 15 a B-VG über die Kranken­
anstaltenfinanzierung (327 und 345/NR sowie 
4 186/BR der Beilagen) 

23. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16.  Dezember 1991  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die finanzielle Beteiligung der Träger 
der sozialen Krankenversicherung am Kranken­
anstalten-Zusammenarbeitsfonds geregelt wird 
(332 und 346/NR sowie 4 187/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zu den Punkten 20 bis 23 der Tages­
ordnung, über die die Debatte unter e inem abge­
führt wird. 

Es sind d ies Besch lüsse des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 199 1  betreffend 

ein Bundesgesetz über d ie Errichtung des 
Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Krankenanstal ­
tengesetz geändert wird, und 

eine Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG über 
die Krankenanstaltenfinanzierung sowie 

ein Bundesgesetz, m it dem die finanzielle Be­
tei l igung der Träger der sozialen Krankenversi­
cherung am Krankenanstalten-Zusammenarbeits­
fonds geregelt wird .  

Die  Berichterstattung über d ie  Punkte 20 bis 
23 hat Frau  Bundesrat Hedda Kainz  übernom­
men.  Ich bitte sie um die Berichte. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Hohes Haus! 
Ich bringe zunächst den Bericht zum Tages­
ordnungspu nkt 20. 

Wesentlicher Inhalt des gegenständl ichen Ge­
setzesbesch lusses ist die Errichtung eines Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds entspre­
chend der mit den Ländern erzielten Ein igung 
über den Abschluß einer Vereinbarung gemäß 
Art. 1 5  a B -VG über  d ie Krankenanstaltenfinan­
zierung für d ie Jahre 1 99 1  bis e inschl ieß l ich  1 994 
beziehungsweise die in dieser Vereinbarung vor-

gesehene strukturelle Reform des Gesundheits­
wesens. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
wird für d ie erwähnte Laufzei t  der Vere inbarung 
ein finanzielles Gesamtvolumen von zirka 
60 Mil l iarden Schi l l ing gegeben sein .  Weiters sol l  
durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
eine Lösung des Problems Fremdpatienten er­
reicht sowie eine Weiterführung der Reform des 
Gesundheitswesens, insbeson dere durch Bereit­
stel lung der notwendigen Mittel für Strukturre­
form im intra- und extramuralen Bere ich  ermög­
l icht werden. 

Die Administration des Fonds sol l  wie bisher 
durch eine Geschäftsstel le ,  die im Bundesministe­
rium für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
sch utz e ingerichtet ist, erfolgen .  

Der Sozialausschuß hat d ie gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 1 8 .  Dezember 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und mit Stim­
menmehrheit beschlossen,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den A n  t r a g , der Bu ndesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz 
über d ie Errichtung des Krankenanstalten-Zu­
sammenarbeitsfonds wird kein Einspruch erho­
ben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Sozialaus­
sch usses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Krankenanstaltengesetz geän­
dert wird. 

Der Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend die in der Regie­
rungsvorlage 327 der Bei lagen enthaltene Verein­
barung gemäß Artikel I Sa B-VG über die Kran­
kenanstaltenfinanzierung sieht eine finanzielle 
Regelung für d ie Jahre 1 99 1  bis einsch l ießlich 
1 994 vor und beinhaltet auch eine strukturelle 
Reform des Gesundheitswesens. Mit dem vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  sollen die sich aus der neuen 
Vereinbarung gemäß Artikel I Sa B-VG ergeben­
den Anpassungen des Krankenanstaltengesetzes 
vorgenommen werden. 

In  Durchführung dieser Vereinbarung im Be­
reich des Krankenanstaltengesetzes sind dabei im 
gegenständlichen Gesetzesbeschluß folgende Än­
derungen enthalten: 

Grundsatzbestimmungen über Landeskranken­
anstaltenpläne, 
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d ie Umsetzung der sozialversicherungsrechtli­
ehen Regelungen im Zusammenhang mit den von 
Sozialversicherungsträgern zu leistenden Pflege­
gebührenersätzen,  

E ntsche idu ngen von Schiedskommissionen, 

d ie Au ßerkraftsetzung der Regelungen über 
Zweekzuschüsse des Bundes, 

Bestimmungen über die Meldung ausgewählter 
medizinisc he r  Einzel le istungen als Grundlage für 
die Einführung einer  leistungsbezogenen Kran­
kenanstaltenfinanzierung. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in se iner S itzung vom 18. Dezember 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und mit Stim­
menmehrheit beschlossen,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen E inspruch zu erheben .  Wei­
ters hat der Sozialausschuß mit Stimmenmehrheit 
den Fristsetzungen des Art ikels IV Abs. 1 im Sin­
ne des Artikels 15 Abs. 6 B-VG zugestimmt. 

Als Ergebnis se iner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß so mit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ie ßen:  

1 .  Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Krankenanstaltengesetz geändert 
wird. wird ke in  Einspruch erhoben. 

2 .  Den Fristsetzungen des Artikels IV  wird im 
Sinne des Artikels 1 5  Abs. 6 B-VG zugest immt. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Sozialaus­
schusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 16. Dezember 1 99 1  betreffend eine Verein­
barung gemäß  Artikel I Sa B-VG über die Kran­
kenanstaltenfinanzierung. 

Nach dem Außerkrafttreten der Vereinbarung 
gemäß Artike l  15a B-VG über die Krankenanstal­
tenfinanzierung und d ie Dotierung des Umwelt­
und Wasserwirtschaftsfonds, BGB! .  Nr. 6 1 91 1 988, 
mit Ablauf des 3 1 .  Dezember 1 990 erfolgte im 
Jahr  1 991  die F inanzierung der  Krankenanstalten 
auf  provisor ischer G rundlage. I m  Fall des Nicht­
zustandekommens einer Einigung zwischen Bund 
und Ländern im Laufe des Jahres 1 99 1  wäre 
rückwirkend mit  1. Jänner 1 99 1  die am 3 1 .  De­
zember 1 97 7  i n  Geltung gestandene Rechtslage 
wieder in Kraft getreten.  

Auf deren G rundlage hätte das mittlerweile im 
Landesrecht e nthaltende sogenannte Salzburger 
Modell eine massive Belastung der sozialen Kran­
kenversicherungsträger erbracht, die ohne Mög­
lichkeit zu Reformen auf dem Spitalssektor nur 
durc h  weitere Beitragserhöhungen zu finanzieren 
gewesen wäre. 

Durch die gegenständliche Vereinbarung so ll  
die F inanzierung der Krankenanstalten in den 
Jahren 1 99 1  bis 1 994 sichergestellt und entschei­
dende Schritte in Richtung der notwendigen 
Strukturreformen gesetzt werden. 

Im  engen Zusammenhang mit einer Auf tei lung 
der zusätzl ichen Mittel i n  neue Quoten für die 
einzelnen Bundesländer sol l  die Problematik  der 
finanziellen Abgeltung der in ländischen Fremd­
patienten b is Ende 1 994 gelöst werden .  

Hinsichtlich der aus Leistungen für inländische 
Fremdpatienten entstehenden wechse lseitigen fi­
nanziellen  Forderungen und Verbindlichkeiten 
ist vorgesehen, daß diese aufgrund der Vereinba­
rung als erfüllt gelten sollen. 

Aufbauend auf den bisherigen Arbeiten sieht 
d ie Vereinbarung vor, daß das Modell  " leistungs­
orientierte Krankenanstahenfinanzierung" mit 
dem Ziel weiterentwickelt wird, zum frühestmög­
lichen Zeitpunkt Grundlage für die Krankenan­
staltenfinanzierung zu sein .  Ab 1. Jänner 1 993 
soll auf G rundlage des überarbeiteten Modells 
e ine vollständige Abrechnung paral lel zur gelten­
den Krankenanstaltenfinanzierung verpfl ichtend 
vorgesehen sein, wobei jedoch die tatsächliche 
Krankenanstaltenfinanzierung wei terhin nach 
dem b isher geltenden System erfolgen soll. Auf­
grund d ieser Parallelrechnung soll die politische 
Entscheidung über die E inführung einer lei ­
stu ngsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung 
vorbereitet werden .  

Die  Vere inbarung sieht weiters vor, daß - so 
wie in der letzten Vereinbarung - zwischen 1 0  
bis 2 5  Prozent der b isherigen Quoten als Mittel 
für die F inanzierung von strukturverbessernden 
Maßnahmen eingesetzt werden sollen.  

Durch diese Mittel so llen die in den letzten Jah­
ren bereits geschaffenen alternativen Versor­
gungseinrichtungen,  wie zum Beispiel Hauskran­
kenpflege , mobile Dienste, E rhöhung der Betten­
kapazität für Pflegefälle, weiter gefördert werden 
und auch neue Projekte ermöglicht werden. 

Gegenüber dem Jahre 1 990 so llen dem Fonds 
zusätzlich im Jahre 1 99 1  2 850 Mi l lionen Schil­
l ing sowie in  den Jahren 1 992 bis 1 994 ein Betrag 
von 4 750 M illionen Sch il l ing zur Verfügung ste­
hen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und mit Stim­
menmehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Sozial­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle besch l ießen: 
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Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1 99 1  betreffend eine Vere inbarung 
gemäß Artikel I Sa B-VG über die Krankenanstal­
tenfinanzierung wird kein E i nspruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Sozialaus­
sch usses über den Besch luß  des Nationalrates 
vom 16 . Dezember 1 99 1  betreffend e in Bundes­
gesetz, mit dem d ie finanzielle Beteil igung der 
Träger der sozialen Krankenversicherung am 
Krankenanstalten -Zusammenarbei tsfonds gere­
gelt wird. 

Mit dem gegenständl ichen Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 16 .  Dezember 1991 so l l  die 
nähere Ausgestaltung der finanziel len Betei l igung 
der Krankenversicherungsträger am Krankenan­
stalten-Zusammenarbeitsfo nds als zentrales Fi­
nanzierungs- u nd Steuerungsinstrumentarium ge­
regelt werden. Dabei enthält der gegenständliche 
Gesetzesbeschlu ß unter anderem auch eine No­
ve l l ierung des ASVG und des BSVG. 

Der Sozialausschuß hat d ie gegenständ l iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 8 .  Dezember 
199 1  in Verhand l ung genommen und mit Stim­
menmehrheit beschlossen,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit den A n  t r a g. der Bundesrat 
wolle beschließen:  

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein B undesgesetz. 
mit dem die finanzielle Betei l igung der Träger 
der sozialen Kran kenversicherung am Kranken­
anstalten-Zusammenarbe itsfonds geregelt wird. 
wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für die Berichterstattung. 

Wir gehen in d ie Debatte ein, die über d ie zu­
sammengezogenen Punkte unter einem abgeführt 
wird. 

Ich erteile Herrn Bundesrat Mag. Tusek das 
Wort. 

13.59 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP. Ober­

österreich) : Herr Präsident!  Herr Bundesmini­
ster !  Geschätzte Damen und Herren !  Die vorlie­
genden Gesetzesbesch lüsse und die Vereinbarung 
gemäß Artikel I Sa B-VG beinhalten d ie Verlän­
gerung beziehungsweise die Neuauflage des 
Krankenanstalte n-Zusammenarbeitsfonds, kurz: 
KRAZAF. 

Wie wir von der Frau Berichterstatterin bereits 
gehört haben, ist d ie wesentl iche recht l iche Situa­
tion das Außerkrafttreten der bestehenden Ver­
einbarung aus dem Jahre 1 988. Das Jahr 1 99 1  

war dadurch gekennzeichnet, daß  mit Provisorien 
auf d iesem wichtigen  Sektor Regelungen getrof­
fen werden mußten. Wäre es nun Bund und Län­
dern in sehr langwierigen und schwierigen Ver­
handlungen n icht gelungen,  eine befriedigende 
Lösung zu finden ,  einen befr iedigenden Vertrag, 
eine befriedigende Vere inbarung abzusch ließen, 
dann wären wir zur rechtl ichen Situation des Jah­
res 1 977  zurückgekehrt, zu diesem sogenannten 
Salzburger Modell ,  und das h ie ße, daß 60 bis 
80 Prozent der Kosten für die Krankenanstalten 
den sozialen Krankenversicherungen zugefal len 
wären. 

Meine Herren von der F reiheitl ichen Parte i ,  er­
lauben S ie mir d ie Frage, ob wir nach diesem Mo­
dell mit e iner derart geringen Beitragserhöhung, 
wie sie die 50. ASVG-Novelle vorsieht, ausge­
kommen wären .  Diese Vereinbarung ist im gro­
ßen und ganzen der finanzielle Spielraum, aber 
- und das e rscheint mir we it über diese 60 Mill i­
arden,  d ie  zu d iesem Zwecke zur Verfügung ge­
ste l lt werden .  h inausgehend - mit dieser Verein­
barung und mit den vo rliegenden Gesetzesbe­
schlüssen sind auch entsprechende Maßnahmen 
zur strukture l len  Verbesserung der Krankenan­
stalten Österreichs enthalten. Ich glaube , daß wir 
mit d ieser Vereinbarung und diesen Bundesgeset­
zen einen Schritt weiter i n  Richtung zukunftswei­
sender Gesundheitspo lit ik kommen. 

Wie wird diese Zukunft aussehen? - Demo­
graphische U ntersuch ungen auf Basis der heute 
lebenden Menschen ermöglichen uns e ine Vor­
schau auf einen Zeitraum von etwa 40 bis 50 Jah­
re n, a lso bis ins Jahr  203 1 und darüber hinaus. 
Erlauben Sie mir ,  die demographischen Werte 
von Oberösterreich heranzuziehen. denn da habe 
ich die genauen Daten und Fakten zur Verfü­
gung. Aber ich glaube, daß sich diese Daten 
durchaus auf das gesamte Bundesgebiet umlegen 
lassen .  

S inkende Geburtenraten und d ie ständig ste i­
gende Lebenserwartung werden eine fortschrei­
tende Alterung der Bevölkerung bewirken. Das 
Durchschn ittsalter beträgt im Moment in Ober­
österreich 3 7, 1 7  Jahre - ich betone "das Durch­
schnittsalter" - ,  und man nimmt an, daß dieses 
Durchschn ittsalter alle 1 0  Jahre um etwa 2 Jahre 
ansteigen wird, soc1aß wir im Jahr 203 1 bei einem 
Durchschn ittsalter von bereits 45 Jahren ange­
langt sein werden .  Die Lebenserwartung, d ie ,  wie 
ich sagte, ebenfa l ls anste igt, l iegt im Moment bei 
Männern bei 73,2 Jahren und bei Frauen bei 
79,3 Jahren, wird weiter steigen, sodaß wir in die­
sen zuerst angesprochenen Zeiträumen e ine Le­
benserwartung von etwa 75 Jahren bei Männern 
u nd knapp über 80 Jahren bei Frauen haben wer­
den. 

M it zunehmender Lebenserwartung der Bevöl­
kerung steigt aber das Risiko der Krankheit bezie-

548. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 88

www.parlament.gv.at



25746 B u ndesrat - 5 48. Si tzung - 1 9 . Dezember  1 99 1  

Mag. Gerhard Tusek 

hungsweise Beh inderung oder Beeinträchtigung. 
Dies wird sich e inerseits in  den Zahlen der Kran­
kenhausaufnah men und der Zahl  der Pflege tage 
niederschlagen,  andererseits aber auch am Bedarf 
der verschiedenstens Einr ichtungen auf dem Ge­
sundheitssektor .  Unter d iesen Voraussetzungen 
werden wir das Gesundheitswesen der Zukunft 
sehen m üssen .  Es ist daher höchst an der Zeit, ein 
zukunftsweisendes Konzept für die Gesundheits­
polit ik zu entwickeln. Und in diesen Gesetzen be­
ziehungsweise der Vereinbarung sind d iesbezüg­
lich bereits wichtige Sch ritte enthalten.  

Beste Lösung scheint mir  ein subsidiäres Stu­
fenmodell zu sein .  Die Basis für dieses Stufenmo­
dell muß die Eigenvorsorge des e inzelnen sein .  
Verantwortl ichkeit für die e igene Gesundheit 
können wir nicht übergeordneten staatl ichen Ge­
sundheitsinstitut ionen übertragen .  E igenvorsorge 
- natürlich kombiniert mit Vorsorgemedizin -
ist wichtig. 

Als zweite Stufe kann ich mir durchaus die so­
zialmedizinischen Dienste vorstellen, deren Aus­
bau e in  Zukunftsschwerpunkt sei n  wird und se in 
muß .  Diese sozialmedizinischen Dienste bei nha l­
ten neben der Hauskran kenpflege auch die Mög­
l ichkeiten der mobilen Altenbetreuung und ande­
re Formen der Gesundheitsvorsorge. 

Als dritte Stufe stellen die n iedergelassenen 
Ärzte einen ganz wesentlichen Schwerpunkt dar, 
d ie Ärzte mit i h ren Ordinationen, mit den Ambu­
lanzen. U nd da gibt es ebenfal ls e in Problem, 
nämlich das Problem die Ausbi ldungsplätze be­
treffend. Es ist doch paradox, daß wir immer wie­
der von ei ner " Medizinerschwemme" hören und 
lesen ,  gleichzeitig aber österre ichweit ein großer 
Mangel an niedergelassenen Ärzten besteht. 

Als vorletzte, aber ebenfal ls wichtige Stufe d ie­
ses subsidiären Stufenmoclells sehe ich die Pflege­
anstalten, in  denen es sowohl  Betten für vorüber­
gehende Pflegefä lle als auch für länger dauernde 
Pflegefälle geben muß. U nd natürl ich müssen 
auch solche für Langzeit- oder Dauerpatienten 
vorgesehen werden. 

Erst d ie oberste Stufe so l l  und darf das Akut­
spital sein. Dieses Akutspital beziehungsweise d ie 
teure F inanzierung dieser Einrichtungen kann 
nur dann entlastet werden, wenn  al le darunter l ie­
genden Stufen entsprechend ausgebaut und er­
weitert werden .  

Diese Gesetzesvorlage, d ie wir heute h ier  de­
battieren,  enthält i n  allen Stufen entsprechende 
Ansätze. Wichtig scheint mir die Geltungsdauer 
für die Jahre 1991 bis einschließlich 1994 zu sein .  
Durch diese Dauer ist gewährleistet, daß in den 
nächsten Jahre n  die entsprechende Arbeit zur 
Verbesserung der Gesundheitsvorsorge ohne den 

Druck von Verhandlungen und o hne finanziellen 
Druck geleistet werden kann.  

Weiters s ind die im Stufenmodell angeschnitte­
nen Möglichkeiten des Ausbaus der strukturver­
bessernden Maßnahmen wic htig. Das Überein­
kommen sieht vor, daß zwischen 10  und 25 Pro­
zent  der Fondsmittel für derartige strukturver­
bessernde Maßnahmen in E igenverantwortlich­
keit der Länder verwendet werden können. Die 
Freisetzung von finanziellen Mitteln  - gerade 
durch die 50. ASVG-Novel le ,  in der ja die Haus­
krankenpflege, zumindest der medizinische Tei l ,  
a ls  Pflichtleistung der sozialen Versicherungsträ­
ger vorgesehen wurde - ermögl icht es, d iese für 
andere sehr, sehr wichtige Form der mobi len 
Dienste und auch der Pflegeanstalten einzuset­
zen .  

Weiters - ich habe es vorher i m  Zusammen­
hang mit den niedergelassenen Ärzten schon an­
geschnitten - ist da ebenfalls ein Punkt enthal­
ten ,  der einen wesentlichen Sch ritt zur Beseiti­
gung des Ärztemangels darstel lt, nämlich  die 
Bestimmung, daß auf je 1 5  systematisierte Betten 
mindestens ein Ausbildungsplatz zum prakti­
schen Arzt zur Verfügung stehen muß, wobei in 
diese Quote auch i n  Ausbildung stehende Fach­
ärzte eingerechnet werden können .  Gerade die 
Ausbildung zu Fachärzten wird einen Schwer­
punkt darstellen. 

Für die Krankenansta lten sind ebenfal ls we­
sentl iche Vorgaben enthalten. Der wesentl ichste 
Punkt in d iesem Zusammenhang scheint mir die 
Konkretisierung der leistungsorientierten Kran­
kenanstaltenfinanzierung zu sein,  wobei ,  wie wir 
von der Frau Berichterstatterin bereits hörten, 
eine doppelte Verrechnung, zumindest e ine dop­
pelte Buchführung, vorgeschrieben ist. E inerseits 
erfo lgt sie nach den entsprechenden Diagnose­
und Leistungsdaten ,  andererseits erfolgt die di­
rekte Abrechnung nach dem bisher geltenden Sy­
stem.  

D iese Parallelrechnung scheint mir  deswegen 
wichtig zu sein,  wei l  sie e ine sehr wesentliche 
Vorbereitung für die pol itische Entscheidung sein 
wird,  wie wir in Zukunft das Problem Krankenan­
staltenfinanzierung lösen werden .  

Es ist ebenfalls geregelt, daß d i e  Zahl der ex­
trem teuren Akutbetten verringert werden wird. 
Das scheint mir im S in ne der F inanzierung des 
Gesundheitswesens e in  wesentlicher Schr itt zu 
sei n .  

Herr Bundesminister, ich ersuche Sie, die Maß­
nahmen, die in dieser Vereinbarung beziehungs­
weise im 22-Punkte-Programm vom 25 .  März 
1 99 1  aufscheinen, möglichst bald zu real isieren, 
und zwar im Sinne der wesentlichen Verbesse-
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rung und der Finanzierbarkeit des österreichi­
schen Gesundhe itswesens. 

Da die vorliegenden Gesetze einen wichtigen 
Schritt in Richtung zuku nftsweisende und erfolg­
reiche Gesundheitspolit ik darstel len, wird meine 
Fraktion diesen Gesetzen sehr gerne ihre Zustim­
mung ertei len. ( Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  /4.1], 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr B undesrat Payer. Ich erte ile ihm 
das Wort. 

/4. 12  
Bundesrat Johann Payer (SPÖ, Burgenland) :  

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster !  Hohes Haus! Meine Damen und Herren!  Ich 
möchte ganz bewußt den ersten Tei l  meiner Aus­
führungen als Bundesländervertreter in diesem 
Hohen Haus, nämlich als Vertreter des Burgen­
landes, über d ie Neuregelung der Krankenanstal­
tenfinanzierung und die begleitenden Strukturre­
formmaßnahmen mit e inem Zeitungsartikel einer 
burgenländischen Lokalze itung beginnen. Dieser 
Artikel stammt vom September dieses Jahres. Zu 
diesem Zeitpunkt waren die Verhandlungen zwi­
schen dem Bund und den Ländern noc h nicht ab­
geschlossen .  

Dieser Artikel zeigt, so  glaube ich, sehr deutlich 
die Notwendigkeit e iner grundsätzlichen Eini­
gung über die Krankenanstaltenfinanzierung auf. 

Wie Ihnen ja bekannt ist, ist e in  Drittel der bur­
gen ländischen Arbeitnehmer, also zirka 
30 000 Menschen, gezwungen ,  Hunderte Kilome­
ter weit zu fahren , das hei ßt von ihrem Wohnort 
auszupendeln, um an  i hre Arbeitsplätze zu ge lan­
gen . 

In d iesem Artikel heißt es - ich z itiere - :  "Da 
arbe itet e in  Burgenländer 30 Jahre lang in  Wien,  
geht in Pension,  bekommt Herzprobleme, wi l l  
sich in e in Wiener Sp ital legen - und wird abge­
wiesen, we i l  er nicht d ie von ihm verlangte Ko­
stenübernahmsbestätigung unterzeichnen wil l ,  
worauf e r  zurück nach Eisenstadt transportiert 
wird und endlich in Graz d ie nötige Behandlung 
bekommt. Womit die Stadt Wien auf dem Rücken 
eines Patienten ihre Drohung wahrgemacht hat, 
Gastpatienten nur noch gegen Bezahlung zu be­
handeln .  Nur gut, daß es sich dabei im Lichte der 
neuen Gesundheitsregelung nur um e in letztes 
Aufbäumen gehandelt haben kann, wird der Be­
griff ,Gastpatient' doch in Zukunft aus dem Wör­
terbuch gestrichen. Wäre das nicht so, hätten wir 
bereits den Verfassungsgerichtshof damit befaßt, 
versichert e im empörter Spitals-Landesrat der 
Zeitung gegenüber." 

Sehr geehrte Damen und Herren !  Ich habe die­
ses Beispiel nicht gebracht, um die Stadt Wien als 
Bösen oder Inhumanen hinzuste l len, sondern 
vielmehr geht es mir  darum, aufzuzeigen,  daß e in  

zentrales Finanzierungs- und Steuerungsinstru­
mentarium in d iesem Bereich eine Notwendigkeit 
darstel lt .  

Durch die he ute h ier zur Beratung stehenden 
Gesetzesbeschlüsse wird das Wort "Gastpatient" 
wirklich der Vergangenheit angehören, ebenso je­
ner unsolidarische Stre it, den unsere M itbürger 
nie verstanden haben, daß nämlich ein Patient aus 
einem Bundesland, der beispielsweise in einer 
Wiener Spezialk l in ik  behandelt wird, höhere Ge­
bühren entrichten  müßte oder ebenso umgekehrt 
ein Wiener Patient in e iner Innsbrucker Trans­
plantationskl in ik höhere Gebühren entrichten  
müßte. 

Sehr geehrte Damen und Herren !  Neben der 
Lösung des Fremdpatientenproblems, das mir 
sehr wichtig erscheint, ist die Vereinbarung ge­
mäß Arti kel 15 a B-VG auf die Reform der Kran­
kenanstaltenfinanzierung angesprochen. Entspre­
chend der Regierungserklärung und aufbauend 
auf den bisherigen Arbeiten sieht die Vereinba­
rung vor - Kollege Tusek hat das schon ange­
führt - ,  daß das Model l  leistungsorientierte 
Krankenanstaltenfinanzierung mit dem Ziel wei­
terentwickelt wird, zum frühestmöglichen Zeit­
punkt Grundlage für die Krankenanstaltenfinan­
zierung zu bilden .  

Ab 1 .  Jänner 1 993 ist auf Grundlage des über­
arbeiteten Modells eine vol lständige Abrechnung 
- paral le l  zur geltenden Krankenanstaltenfinan­
zierung - verpfl ichtend vorgesehen, wobei je­
doch d ie tatsäch liche Krankenanstaltenfinanzie­
rung weiterh in nach dem bisher geltenden System 
erfolgt. 

Das E rgebnis d ieser Paral lelrechnung stellt eine 
wesentliche Vorbereitung der politischen Ent­
scheidungen über d ie Einführung einer leistungs­
orientierten Krankenanstaltenfinanzierung dar. 
Wo dieses Normkostenmodel l  n icht zur Anwen­
dung kommt, gibt es auch keine KRAZAF-Gel­
der. Ich glaube, daß diese Vereinbarung einen 
Schlüssel für notwendige Veränderungen dar­
ste llt . Ic h glaube, das ist ein gesundheitspoliti­
scher Quantensprung, denn bessere Strukturen 
bedeuten auch bessere Versorgung für d ie Patien­
ten und gleichzeitig wen iger Kosten. 

Die Vereinbarung sieht auch vor - auch das 
hat Kol lege Tusek schon gesagt - ,  daß, so wie in  
der  letzten Vereinbarung, zwischen 10  b is  25 Pro­
zent der b isherigen Quoten als Mittel für die F i­
nanzierung strukturverbessernder Maßnahmen 
eingesetzt werden sollen. Durch diese Mittel wer­
den die in den letzten Jahren bereits geschaffenen 
alternativen Versorgungse inrichtungen weiter ge­
fördert, und es können auch neue Projekte in An­
griff genommen werden .  Es werden Struktur­
maßnahmen zur Beseitigung von Versorgungsde­
fiziten, aber auch zum Abbau von Überkapazitä-
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ten und auch im Bereich der Hauskrankenpflege 
und der Pflegevorsorge vorbereitet und durchge­
füh rt .  

Sehr geehrte Damen und Herren!  Sie geben 
m ir sicherlich recht, wenn ich sage, daß diese Re­
formen eine Notwendigkeit darstel len.  Unser 
Krankenhaus muß h umaner und ökonomischer 
werden. " Human" und "ökonomisch" . das sind 
zwei Begriffe, die be i  nur flüchtigem Überlegen 
vie l leicht als Gegensätze angesehen werden könn­
ten .  Ich verwende h ier absichtlich den Konjunk­
tiv, ich glaube näml ich ,  daß e in  humens Kranken­
haus zugleich auch ein ökonomisches ist, oder 
umgekehrt, e in ökonomisch geführtes Kranken­
haus ist zugleich ein humanes. N icht d ie aufwen­
d igste technische Ausstattung erhöht d ie Attrakti­
vität eines Spitals, sondern die beste menschliche 
Zuwendung. Nicht jedes Spital braucht etwa ei­
nen eigenen Nierensteinzertrümmerer, die .�riori­
tät muß v ie lmehr bei gut ausgebildeten Arzten ,  
be i  den Diplomschwestern, den Pfleger innen und 
Pflegern liegen. Es geht dabei sicher nicht allein 
um d ie Frage der Bezah lung d ieses Personals. Es 
geht  vielmehr  darum, d ie Arbeitsbedingungen zu 
verbessern.  

Wir müssen Überlegungen anstel len - und das 
gesc hieht ja - ,  warum gerade Pflegeberufe die 
höchste Drop-out-Rate haben .  

E ine  sinnvolle Krankenhausautonom ie , eine 
Reform der Ausbildung des Personals und bessere 
Arbeitsbedingungen für die im Krankenhaus Tä­
tigen werden jedem e inzelnen Patienten zugute 
kom men. 

Im  Ausbi ldungsbereich der Mediz iner  muß der 
Praxisbezug verstärkt werden .  

Wir dürfen auch den Bereich der  Gesundheits­
e rziehung in der Schule n icht vernachlässigen, 
und diese Gesundheitserziehung sol lte Hand in 
Hand mit dem Wissen über richtige Ernährung 
und mit sozialem Lernen, was wir ja bei den Pfle­
geberufen wiederum brauchen ,  gehen . 

Hohes Haus! Im Gleichklang mit der Einfüh­
rung des neuen leistungsbezogenen F inanzie­
rungssystems muß natürlich auch d ie Schaffung 
entsprechender E inrichtungen im häuslichen 
U mfeld vorangetrieben werden. Die Hauskran­
kenpflege trägt sicherl ich zu einer weiteren Hu­
manisierung der Krankenpflege bei .  

Wenn man über Reformen i m  Krankenanstal ­
tenbereich spricht, so hört  man seh r  oft den Aus­
druck - unter Anführungsze ichen gesagt - :  
" Halbtagssp i tal" . Darunter versteht man die Kon­
zentration der Arbeitszeit der  gesamten Betriebs­
organisation ,  insbesondere der Ärzte, auf den 
Vormittag. Das ist e ine Schwachste l le ,  vor allem 
auch dann ,  wenn man an d ie immer teurer wer-

denden Geräteausstattungen denkt. Wenn  diese 
teuren Masch inen nicht rund um die Uhr genutzt 
werden ,  gehen große Summen verloren .  Es ist 
auch e in  österreich isches Spezifikum, daß der 
Spitalsarzt nicht w i rkl ich  zu 100 Prozent dem 
Spital zur Verfügung steht, sondern auch i n  ande­
ren Bereichen, außerhalb des Spitals, in Pr ivator­
dinationen oder in Privatspitälern, tätig ist. Das 
ist eine außerordentlich unbefriedigende Situa­
tion, d ie aber nur längerfristig, wah rscheinl ich in 
Verhandlungen mit der Ärztekammer, ge löst 
werden kann. 

Es gehört ganz sicherlich zum Maßnahmen pa­
ket dazu, wenn ich an dieser Stelle die Gesunden­
untersuchungen anspreche. Die Bereitschaft, sich 
e iner Gesundenuntersuchung zu unterziehen, 
muß gehoben werden. Das Forcieren von Gesun­
denuntersuchung in Betrieben halte ich für eine 
sehr, seh r  gute Maßnahme, d ie Zustimmung der 
Arbeitnehmer und der Arbeigeber findet. 

Meine Damen und Herren !  Vor e inigen Tagen 
habe ich in  der " Presse" auch über die Einfüh­
rung eines europäischen Krankensche ins gelesen .  
Angesichts des kommenden EWR, angesichts der 
EG so l lten wir uns auch dafür e insetzen ,  daß es 
zu einem europäischen Krankensc hein kommt, 
e inem Dokument, das relativ unbürokratisch von 
der zuständigen Krankenkasse ausgestel lt werden 
kann und dazu berechtigen so llte, in  al len Staaten 
Europas d ie Leistungen der Krankenversiche­
rung, vor al lem aber ärztliche Hilfe und Spitals­
pflege in Anspruch zu nehmen. Mit vielen Staa­
ten, in denen Österreicher Urlaub machen, wur­
den nur zwischenstaatl iche Sozialversicherungs­
abkommen geschlossen. Aufgrund d ieser 
Verträge haben die Österre icher, d ie sich dort 
aufhalten ,  Anspruch auf die Leistungen der Kran­
kenversicherung, umgekehrt haben die Mil l ionen 
Urlaubsgäste aus diesen Staaten einen entspre­
chenden Anspruch bei uns in Österreich .  Das be­
stehende System ist aber zu kompl iz iert und mei­
ner Mei nung nach zu bürokratisch. Der Ur lauber ,  
der  ins  Ausland fährt, erhält  entweder be i  seinem 
Arbeitgeber oder be i  seiner Krankenkasse einen 
sogenannten Betreuungsschein. Mit dem Betreu­
ungsschein kann man jedoch im allgemeinen kei­
ne ärztl iche Hilfe, auch keine Spitalspflege oder 
andere Leistungen bekommen. Vielmehr muß 
man s i ch  im Ausland be i  der zuständigen Kran­
kenkasse das dort gültige Dokument, nämlich ei­
nen Behandlungsschein, besorgen.  Und häufig 
wird d ieser umständliche Weg aus Bequeml ich­
keit unterlassen .  Ich glaube daher - und richte 
d iese Bitte an den Herrn Bundesmi nister - ,  daß  
h ier e in  e inheit l icher europäischer Kranken­
schein vielleicht e ine Lösung wäre, d ie zur Entbü­
rokratisierung beitragen würde. 

Meine Damen und Herren !  D ie Verhandlunge n  
zur Errichtung des KRAZAF,  die Änderung des 
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Krankenanstaltengesetzes und die Vereinbarun­
gen über die Krankenanstaltenfinanzierung wa­
ren nicht e infach .  Und ich gebe auch zu: Sie sind 
wahrsc he inlich nicht der Weisheit letzter Sch luß .  
Die große Zah l  der  Beteil igten an  diesen Ver­
handlungen - ich denke in diesem Zusammen­
hang an die Gemeindeverbände, an den Städte­
bund, an die wichtigen Landesfinanzreferenten, 
an das F inanzressort mit Bundesmi nister Lacina, 
an das Sozialressort m it Bundesminister Hesoun 
und an das Gesundheitsressort mit Bundesmin i­
ster Ettl - ,  aber auch die große Zahl der Betrof­
fenen machte d iese Verhandlungen sehr,  sehr 
schwierig .  Diese haben ja,  glaube ich ,  über e in 
Jahr gedauert. Daß  wir heute e in herzeigbares Er­
gebnis beschl ießen können,  ist das Verdienst aller 
an diesen Verhandlungen Beteil igten ,  denen ich 
von dieser Stelle aus ein Dankeschön sagen möch­
te. Ich glaube, es wurden Voraussetzungen für 
gute und zukunftsträchtige Reformen geschaffen.  

Die Aufgabe der Poli t ik  im Bund und in den 
Länder n  wird es sein ,  per manent dafür zu sorgen,  
daß die Schritte i n  Richtung verbesserter Gesund­
heitsversorgung n icht verlangsamt werden.  

Die sozialdemokratische Fraktion .,begrüß.! d ie­
se Gesetzesvo rlage. (Beifall bei SPO und O VP. ) 
f..I.28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat Dr.  
Pumberger das Wort . 

/428 
Bundesrat Dr. Alois Pumberger ( FPÖ, Ober­

österreich ) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Mei ne sehr geehr­
ten Damen und Herren !  Wenn ich einle itend auf 
die Ausführungen meiner beiden Vorredner ein­
gehen darf, so möchte ich zu  Herrn Kol legen Pay­
er von der Sozialdemokratischen Partei kurz eine 
Anmerku ng machen: Wenn er fordert, daß d ie 
teuren Maschinen im Krankenhaus rund um die 
Uhr e ingesetzt werden so llen, dann  kann er die 
Rechnung nicht oh ne den Wirt machen, denn der 
Patient u nterliegt einem physiologischen Tag­
Nacht-R hythmus,  und ich glaube nicht, daß er 
eine große Freude hätte, wenn man ihn um vier 
Uhr  frü h  aus dem Bett holte , damit er sich bei­
spielswei se einer computertomographischen Un­
tersuchung unterzieht. (Bundesrat P a  y e r: Ich 
meinte , daß sich die Ärzte rund um die Uhr mit 
den Geräten beschäftigen.') Ich glaube, diese For­
derung, d ie teuren Masch inen rund um d ie Uhr  
einzusetzen,  sollten Sie eher  zurückziehen. 

Zum zweiten:  Die Gesundenuntersuchung sol l  
forciert werden; d a  gebe i ch  Ihnen vol lkommen 
recht, n ur d ie Tatsachen sehen vol l kommen an­
ders aus. Und ich freue mich sehr,  daß der Herr 
Bundesmin ister h ier anwesend ist, damit ich mei­
ne Klage bezügl ich  Gesundenuntersuchung auch 

gleich an die erste Adresse richten kann. Gerade 
wir Ärzte haben uns besonders gefreut, als wir 
wieder ein eigenständiges Gesundheitsministeri­
um bekamen.  Geschehen ist in dieser Zeit aber 
eigentlich gar nichts . Es ist überhaupt nichts ge­
schehen, und die wenigen Errungenschaften -
wenn wir speziell bei der Gesundenuntersuchung 
bleiben -, die es gab, wurden gro ßtei ls wieder 
reduziert. Es wurde aus dem Programm der Lei­
stungen der Gesundenuntersuchung zum Beispiel 
die Elektrokardiographie gestrichen, es ist kein 
Lungenröntgen dabei , man kann dem Patienten 
nicht einmal sagen, ob er an Blutarmut, an An­
ämie, leidet, denn das Blutbi ld wurde herausge­
nommen. Es ist also e ine für den Patienten derart 
unattraktive Untersuchung geworden, daß es 
mich gar nicht wundert, we nn die Beteil igungsra­
te unter 3 Prozent der Bevölkerung l iegt. Ich 
richte daher d ie große Bitte an Sie, Herr Bundes­
minister Ettl, daß Sie Bestrebungen anstellen, daß 
die Gesundenuntersuchung, die Vorsorgemedi­
z in ,  wieder jenen Stellenwert bekommt, der ihr  
tatsäch lich gebührt. 

Dem Herrn Kollegen Tusek möchte ich sagen :  
Ich  weiß ,  daß die Österreichische Volkspartei 
Bauchweh gehabt hat, als sie dieser KRAZAF­
Verlängerung zustimmte. Und wenn er jetzt mit 
der Androhung, die einzige Alternative sei das 
"Salzburger Modell",  und die Krankenkassen 
mü ßten 60 bis 80 Prozent der Krankenhausko­
sten tragen, kommt und das als Rechtfertigung 
dafür in den Raum stel lt, daß d ie Österreich ische 
Volkspartei dieser Verlängerung mit al lem Drum 
und Dran zugestimmt hat. dann reicht das für 
mein Verständnis nicht ganz aus. 

Man hat - und nicht wenige von Ihnen sind 
schon länger in Amt und Würden als Politiker -
schon seit 1 978, seit es den KRAZAF gibt, die 
Möglichkeit gehabt, strukturverbessernde Be­
gleitmaßnahmen durchzuführen. Denn es ist ja 
nicht so , daß wir heute zum ersten Mal den KRA­
ZAF beschl ießen. Man hätte die ganze Zeit schon 
die Mögl ichkeit gehabt, hier wirklich konstruktiv 
etwas zu leisten, konstruktive, strukturverbes­
sernde Maßnahmen einzuführen. Man hätte das 
leistungsbezogene Verrechnungssystem längst in  
die Wirklichkeit umsetzen können. 

Man kann a lso jetzt n icht sagen:  Wir haben mo­
mentan nur die Alternative, auf das "Salzburger 
Modell" zurückzukommen. Das ist mir eine zu 
wenig plausible Erklärung. (Der P r ä  s i d e n l 
übernimmt wieder den Vorsitz. ) 

Einen Schwerpunkt, haben Sie gesagt, sol l te 
man in die Versorgung durch die n iedergelasse­
nen Ärzte setzen. Da gebe ich Ihnen recht, d ie 
Wirklichkeit schaut jedoch ganz anders aus. S ie 
sind regierungstragende Partei ,  und die Wirklich­
keit sieht, seit es d ie Bestrebungen bezüglich 
KRAZAF und so weiter gibt, so aus, daß die n ie-
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dergelassene Ärzteschaft in ihrem Leistungsbe­
reich laufend l imitiert und eingeschränkt wird 
und daß das Arbeiten i mmer uninteressanter wird 
- und das nicht nur auf dem finanziellen Sektor.  
(Bundesrat K 0 n e  C n y: Sondern?) Auch aus me­
dizinisch-ärztl ich-ethischer Sicht. 

Ich möchte dazu sagen: Damals wurde der 
KRAZAF mit dem Ziel gegründet, die Finanzie­
rung der Krankenansta lten zu ändern. Es sollte 
eine Änderung des Verrechnungswesens zwischen 
den Krankenkassen und den Krankenhäusern 
durch die E inführung des leistungsbezogenen 
Verrechnungssystems eingeführt werden. Als 
weiteres Ziel war der Abbau der Zahl der Akut­
betten geplant, was ich für völlig richtig halte .  Die 
Zahl der teuren Spitalsbetten sollte durch die 
Schaffung von Pflegeeinr ichtungen und durch 
Hauskrankenpflege reduziert werden .  In der Re­
gierungserklärung ist d ie abso lute Priorität der 
extramuralen ärztlichen u nd medizinischen Ver­
sorgung formul iert. - Die Real ität weist aber ge­
nau das Gegenteil auf. 

Ein weiteres Ziel war die Verlagerung medizi­
n ischer Leistungen vom stationären Bereich in 
den Bereich der niedergelassenen Ärzte, Fachärz­
te und Ambulanzen. Es ergeben sich daraus eini­
ge Forderungen .  Ein Punkt, den ich schon ange­
schnitten habe, ist die Stärkung der niedergelasse­
ne n Ärzte durch die Schaffung der finanziellen 
und rechtlichen Voraussetzungen für die Zusam­
menarbeit von Ärzten mit Ärzten.  Ich meine hier 
das Recht der Gründung von Erwerbsgesel lschaf­
ten , wie es bei den Freiberuflern - mit Ausnah­
me der Ärzte - schon möglich ist. 

Weiters sol lte eine Krankenkassenreform in 
Angriff genommen werden, und zwar sehr 
schnell .  Es sol lte - das ist eine langjährige Forde­
rung - die Pflichtversicherung beseit igt werden ;  
statt dessen so l lte e in  System der Versicherungs­
pflicht mit dem Wahlrecht der Versicherten zwi­
schen den einzelnen Versicherungsangeboten ein­
geführt werden .  (Ruf bei der SPÖ: Das ist inhu­
man.') 

Der Kranke nanstalten-Zusammenarbeitsfonds 
wird seit 1978 laufend verlängert, derzeit gleich 
von 199 1  bis 1 994, also um einen F ünf jahreszeit­
raum. Es ist das eigentlich nur mehr  ein Geldum­
vertei lungsinstrument, welches die eigentlichen 
Probleme zu lösen nicht imstande ist. 

Vranitzky und seine diversen Unterhändler von 
ÖVP u nd SPÖ loben die KRAZAF-Verlängerung 
über den grünen Klee. Ein großer Brocken sei 
hier zustande gebracht worden, sagt man und 
rechtfertigt damit, daß man in der Koalitionsar­
beit doch einiges weitergebracht habe. Aber was 
ist e igentlich weitergebracht worden? Was bleibt 
von diesem großen B rocken eigentl ich übrig? -
Die Sozialversicherungsbeiträge werden erhöht, 

und damit zieht man 7.5 Mi l liarden Sch i l l ing aus 
den Taschen der Steuerzahler. Und d ieses Geld 
wird an finanzmarode Spitäler überwiesen und 
zur Finanzierung der Vorhaben aus dem Bereich 
der 50. ASVG-Novelle verwendet. 

Die E inführung des leistungsbezogenen Ver­
rechnungssystems wird frühestens ab 1. Jänner 
1 995, wenn überhaupt, "forciert" - unter An­
führungszeichen - werden. Dabei wurde im 
KRAZAF 1988 bis 1 990 festgelegt, daß ab 1 .  Jul i  
1 990 bereits 60 Prozent der KRAZAF - Mittel lei­
stungsbezogen überwiesen werden müssen .  

Beim jetzigen Besch luß  fal len diese Konditio­
nen überhaupt weg. Jetzt beschl ießen wir ,  daß ab 
1 .  Jänner 1 993 d ie Verrechnung der Krankenan­
stalten verpflic htend und vo llständig parallel 
durchzuführen ist, ein unheimlich gro ßer büro­
kratischer Aufwand - und das, obwohl  seit dem 
Jahr 1 979 ein fertiger Diagnoseschlüssel bei der 
WHO aufliegt, die WHO das für uns e igentlich 
schon gele istet hat. Es ist ja n icht so, daß die 
österreichische Koalitionsregierung diese Idee ge­
habt hätte. Diesen Diagnoseschlüssel könnten wir 
uns ohne weiteres zunutze machen, und wir  hät­
ten schon vor Jahren einen Großtei l  der KRA­
ZAF-Mittel leistungsbezogen einsetzen können .  

Noch dazu hat man bereits in d iversen österrei­
chischen Krankenhäusern - ich spreche h ier 
über das Krankenhaus Ried im Innkreis, wo ich 
mit dem Projektle iter vor kurzem gesprochen 
habe; dieses hat sich vor Jahren schon an e inem 
Projekt betei l igt , in  das mehrere Krankenhäuser 
mit einbezogen waren - doppelt verrechnet, das 
System ausgetestet und einen Diagnoseverrech­
nungssch lüssel erarbe itet. Aber diese Unter lagen 
sind offensichtlich irgendwo schubladiert worden. 

Zum Abbau der Zahl der Akutbetten :  M it der 
KRAZAF-Verlängerung ist der Abbau der Zahl 
der Akutbetten auch für die nächsten drei Jahre 
so gut wie unmöglich. Anfangs hatte man sich das 
Ziel gesetzt, 5 000 Akutbetten abzubauen. Von 
Jahr zu Jah r wurde dieser fromme Wunsch im­
mer mehr reduziert. Jetzt spricht man schon von 
keiner konkreten Zah l  mehr .  Tatsache ist, daß die 
Zah l  der Akutbetten von Jahr zu Jahr steigt, und 
zwar um 10  bis 1 1  Prozent pro Jahr. Solange die 
Abgänge in  den Krankenhäusern  durch die Ver­
lustrechnung wieder ausgeglichen werden , kann 
keine ordentliche Finanzierung gefunden werden.  
Jeder Abtei lungsleiter wird dafür belohnt, denn je 
mehr Verluste er macht,  je meh r  er das Geld zum 
Fenster h inauswirft, desto mehr bekommt er a ls 
Verlustabdeckung im nächsten Jahr wieder zur 
Verfügung gestellt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen also dafür sorgen ,  daß diesem Sy­
stem der Geldverschwendung - und ich verstehe 
die E instel lung der Abtei lungsleiter in  den diver­
sen Krankenhäusern,  denen ist sicher das Hemd 
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näher a ls der Rock, sie wollen für ihre Abtei lung 
mögl ichst viel herausholen - von pol itischer 
Hand ein Riegel vorgeschoben wird.  

Es ist jetzt so. daß die Patienten gro ßtei ls in 
Krankenhäusern "konserviert" werden;  man muß 
die Betten vo ll haben .  Ich könnte ruhigen Gewis­
sens - und das kann  ich hier als Arzt sagen - in 
jedes Kran kenhaus gehen ,  beisp ielsweise in die in­
terne Abtei lung, und 20 b is 30, wenn nicht 
35  Prozent der Patienten, ohne befürchten zu 
müssen,  daß s ie  gesundheitl ichen Schaden erlei­
den, aus der Spitalspflege in häusliche Pflege ent­
lassen .  Es werden die Patienten viel zu lange im  
Krankenhaus "konserviert" , und zwar aus den 
soeben angeführten Gründen. 

Und was ist mit der Verlagerung der Behand­
lung von stationär auf ambulant überhaupt? -
Ohne ausreichende begleitende Strukturreform­
maßnahmen war es bisher n icht möglich, und 
wird es auch in Zukunft n icht möglich sein, die 1 0  
b is 25 Prozent der Landesquoten des KRAZAF, 
die für d ie Strukturreform eingesetzt werden, ef­
fizient zu verwenden ,  und ich wei ß  nicht, wie die­
se Geldm ittel allein zu einer Strukturreform füh­
ren so llten,  wenn nicht konkrete Ideen vorliegen.  

Die KRAZAF-Mittel dürfen auch für den Be­
reich außerhalb der Krankenanstalten verwendet 
werden. jedoch wird dabei e in  ziemlich mieser 
Trick angewendet. Man wi l l  das offensichtlich 
von gewisser politischer Seite gar nicht haben .  
Diese Mittel werden, wenn sie außerhalb von 
Krankenanstalten verwendet werden, nur dann 
gewährt. wenn die Zahl der dadurch abbaubaren 
Akutbetten angeführt und innerhalb der Laufzeit 
der Vereinbarung auch nac hgewiesen wird. Das 
ist einfac h e in  Ding der Unmöglichkeit. 

Durch diese Regelung wird d ie Einrichtung von 
Sozial- und Gesundheitssprengeln stark behin­
dert .  Behindert wird dadurch auch die E inrich­
tung von Genesungs- und Pflegeheimen ,  der wei­
tere Ausbau der Notarztversorgung sowie der 
Hauskrankenpflege und auch  die Schaffung eines 
Anreizes für niedergelassene Ärzte, ihr Verhalten 
bezüglich E inweisung zu ändern. Diese von mir  
nun angeführten Dinge würden sich hervorra­
gend dafür eignen, d ie Krankenbehandlung so 
weitgehend wie möglich und soweit vertretbar in 
den extramuralen Bereich zu verlagern.  

Nicht d ie Zahl der n iedergelassenen Ärzte, Kol­
lege Tusek ,  ist das Problem. Ich  glaube nicht, daß 
wir eine Ärzteschwemme haben. Wir haben ge­
n ug Ärzte, d ie eine abgesch lossene Ausbildung 
haben. Es gibt nur in  einzelnen Bereichen der 
Fachärzte einen kleinen und nur regional be­
schränkten Mangel .  Dieser Mangel ist n icht durch 
e in Überangebot an spezie l len f.achärzten zu be­
heben, sondern nur durch eine Anderung der Ho­
norarordnung zu beseitigen. 

Ein Kollege aus Eferd ing hat zuvor gesagt, i n  
Eferding suche man einen Kinderarzt. Ich b i n  
überzeugt davon, daß  e s  genug Kinder i n  Efer­
ding gibt, so daß s ich  ein Kinderarzt mit Arbei t  
eindecken kann.  Aber es ist die derzeitige Ver­
rechnungslage mit den Paragraph-2-Krankenkas­
sen dergestalt, daß ein Kinderarzt e in Einzugsge­
biet von etwa 10 000 bis 15 000 Leuten braucht ,  
um überhaupt existenzfähig zu sein .  Es sol lte da­
her eine Änderung des Verrechnungswesen mi t  
den Paragraph-2-Krankenkassen in der  Richtung  
erfolgen, daß  man nicht die Quantität honoriert, 
sondern die Qualität. 

Dann habe ich noch ein besonderes Anliegen .  
Herr Bundesminister, ich weiß  nicht, wieweit S ie 
da kompetent sind. Es ist auch ein großes Anlie­
gen der Ärztesch�.ft. Ich möchte aber hier nicht 
als Sprecher der Arzte auftreten, sondern in e r­
ster Linie als Sprecher für e ine Verbesserung der 
Gesundheitsversorgung. D iese ist dann gegeben ,  
wenn wir den Patienten rund u m  die Uhr e ine 
ärztliche Betreuung bieten können.  

Zurzeit ist  es so , daß im ländl ichen Bere ich 
eine Versorgung der Patienten zwar am Wochen­
ende gewährleistet ist, in  der Nacht und  außer­
halb der Sprechstunden sie aber rein auf freiwil l i ­
ger Basis stattfindet und mi t  keinen Schi l l ing ab­
gegolten wird .  Es herrscht zurzeit großer Unmut 
in der Kollegenschaft .  Es geht so weit, daß d iese 
freiwill ige Dienstleistung, der Bereitschaftsdienst 
rund um die Uhr, eine enorme Einbuße an Le­
bensqual ität mit sich bringt, vor al lem dann, wen n  
man i n  der Nacht zwei- bis dreimal aufstehen 
muß .  Daher sollte man da einen geregelten, ho­
norierten Nachtdienst einführen. Derartige Be­
streb ungen so l lten auf jeden Fal l von ministeriel­
ler Seite stark unterstützt werden. 

Ich darf einen kleinen Zahlenvergle ich anfüh ­
ren, u m  z u  verdeutlichen, wie wichtig es ist, daß 
man Patienten aus dem Krankenhaus hinausbe­
kommt. Ein eintägiger Kranken hausaufenthalt 
kostet in einem Landkrankenhaus durchschn itt­
lich 3 600 S, in den Wiener Spitälern kostet e r  
wesentlich mehr.  Wenn e i n  niederge lassener Arzt 
einen Patienten behandelt, so kostet das inklusive 
aller Sonderleistungen wie Hausbesuche, diagno­
stische und therapeutische Maßnahmen, Labor- ,  
Physikotherapie zusammen mit einem Kranken­
schein durchschnittl ich 300 S im Quartal .  F ü r  
e i n  e n Krankenhaustag kann man also drei Jah­
re lang zu Hause behandeln,  von den Kosten her 
gesehen. Wen n  die Betreuung zu aufwendig wird,  
dann verstehe ich manche Kollegen,  daß sie früh­
zeitig einen Patienten bei dieser minimalen finan­
ziellen Abdeckung ins Krankenhaus schicken ,  
wei l  e s  einfach physisch für den Arzt nicht mehr 
tragbar ist. Die  Kostenexplosion könnte man da 
stark einbremsen, wenn das Einweisungs- und 
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Zuweisungsverhalten der Ärzte positiv bee influßt 
werden würde. 

Das Problem der Fremdpatienten wird auch in 
dieser KRAZAF-Verlängerung "bewältigt" . Es ist 
so , daß mit H ilfe der Sozialversicherungsbeitrags­
erhöhung neue Länderquoten festgesetzt werden.  
Die enorm hohen Pflegegebühren müssen abge­
deckt und finanziert werden, und diese Pflegege­
bühren sind gerade in Wien exzessiv hoch, dort 
insbesondere im AKH. Durch die Universitätskl i­
nik entsteht natürl ich für Wien ein erhöhter 
Mehraufwand. 

Wenn man die Quote von 29,4 Prozent auf 
36,8 Prozent  in Wien anhebt, so werden bald von 
jenen Bundesländern, in denen es ebenfalls eine 
U niversi tätskl in ik mit medizinischer Fakultät 
gibt, Forderungen gestellt, damit eine Neuregu­
l ierung der Länderquote stattfindet. 

Nun wird der KRAZAF gleich für vier Jahre 
verlängert - das erhält nicht meine Zustimmung. 
1 995 tragen viele Regierungsmitgl ieder bezie­
hungsweise Regierungsverantwortl iche, die das 
jetzt mitbestimmt und ausgeheckt haben ,  keine 
Regierungsverantwortung mehr.  Sie dachten of­
fensichtl ich :  Hinter mir die S intflut ! Ich habe jetzt 
vier Jahre lang eine Ruhe, und dieses he ik le Pro­
blem sollen d ie Leute nach mir lösen !  

Dabei geht d ie  Kostenschere einerseits durch 
das Abrechnungssystem nach Pflegetagen und an­
dererseits d urch die Explosion der Kosten für me­
diz in ische Le istungen und Geräte immer mehr 
auseinander, zumal die Aufenthaltsdauer der Pa­
tienten immer kürzer wird .  Daher m uß  das Ab­
rechnungssystem nach Pflege tagen schleunigst 
geändert werden .  

Meine Ausführungen haben , wie ich meine, 
deutlich aufgeze igt, warum die Tagesordnungs­
punkte Nummer 20 bis 23 weder von mir noch 
von meiner Fraktion die Zustimmung erhalten 
werden. (Beifall bei der FPÖ.) 10.1.0.18 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Bundes­
min ister Ing .  Harald Ett\. Ich ertei le ihm d ieses. 

/4.48 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und 

Konsumentenschutz Ing. Harald EUl: Meine Da­
men und Herren!  Herr Bundesrat Dr. Pumberger, 
wen n  Sie sich schon so sicher sind, daß 1 995 mit 
e iner neuen Krankenanstalten-Finanzierungsver­
e inbarung e in  anderer da sitzt, dann möchte ich  
I h nen eines ins  Stammbuch schreiben: B itte in­
formieren Sie s ich einmal über die Inhalte der 
Vereinbarung, d ie jetzt abgeschlossen wurde! In­
formieren Sie s ich e inmal über das System, und 
setzen Sie h ier  keine falschen Zahlen in  d ie Welt! 

Ich beg inne einmal  damit - ich muß mich heu­
te leider etwas kurz fassen - ,  daß Sie davon gere-

det haben ,  daß es seit der KRAZAF-Vereinba­
rung noch keinen Abbau der Zahl  der Akutbetten 
gegeben hat. - Natürlich gab es e inen ,  von 1 988 
bis 1 990 sind 1 000 Akutbetten abgebaut worden;  
das ist belegbar. 

Aber über dieses Thema könnten wir gesondert 
reden. Ich persönl ich glaube nämlich auch nicht, 
daß man pro futuro die Zahl der Akutbetten wei­
ter stark  wird reduzieren können. Da und dort 
wird es gewi ß geschehen. In der KRAZAF-Ver­
einbarung steht, daß laut Fondsermächtigung re­
gional unterschiedlich die Zahl der Betten abtei­
lungsweise abzubauen ist. Aber das wird landes­
weise unterschiedlich zu geschehen haben, wei l  es 
unterschiedliche Strukturen gibt. 

Gerade Sie als Arzt sollten eigentlich wissen, 
daß das Durchschnittsalter gestiegen ist. Da tut 
sich etwas. In  den letzten zeh n  Jahren  ist es be i 
Männern wie bei Frauen um drei Jahre gestiegen.  
Unsere Anfäll igkeit, ins Spital sozusagen auf Re­
paratur  gehen zu müssen,  ob das im  orthopädi ­
schen Bereich oder in anderen Bereichen der Fall 
ist, hat zugenommen. Das dürfen wir ja nicht ver­
drängen.  Wir müssen dem ins Auge sehen. Je äl­
ter wir werden,  umso öfter brauchen wir die 
Akuteinrichtung Spital . Vorausgesetzt,  daß es uns 
gel ingt, die Leute richtig aufzuk lären und sie so 
weit zu bringen ,  daß sie gesünder leben ,  von der 
Bewegung her, von der Ernährung her und so 
weiter - da könnte die Ärzteschaft e iniges mit 
dazu beitragen -, sind wir konzipiert dafür,  
1 00 Jahre alt zu werden .  

Das heißt, bei steigendem Durchschnittsalter 
geht das in die Richtung, daß wir zweife lsohne d ie 
bestehenden Akutbetten brauchen werden, wenn  
wir ein igermaßen richtig versorgen wollen; das 
kann man hochrechnen . 

Meine Damen und Herren !  Zum KRAZAF 
selbst. Als Gesundheitsminister könnte ich mir 
auch vieles vorstellen , was man ad hoc revolutio­
när im Sinne der Gesundheitspolit ik verändern 
könnte . Das ist nicht nur angesiede lt i n  meinem 
Ressort, sondern das geht  h inein in a lle Bereiche 
der Polit ik .  Das ist gar keine Frage. 

Diese Krankenanstalten -Fi nanzierungslösung 
ist eine sehr pragmatische, die e in ige Regelungen 
in  sich hat ,  die einen wirkl ichen Fortschritt dar­
stellen. Es gibt kein Fremdpatientenproblem 
mehr. Das ist e inmal seh r  wichtig deswegen, we i l  
das e in S icherhe itsfaktor  ist. Es  gab gigantische 
Kontroversen innerhalb der Bundesländer, weil, 
was ja richtig ist, nicht jedes Bundesland, nicht 
jedes Dorf eine Universitätskl inik haben kann. 

All das ist im KRAZAF geregelt .  Im KRAZAF 
ist geregelt, was wir bundesweit sonst nicht ver­
mögen, nämlich über unseren eigenen Kirchturm 
hinauszuschauen ,  für das B undesgebiet zu planen 
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und n icht alles überal l anbieten zu müssen .  Das 
hätte ja eine Kostenexplosion zur Folge, die gi­
gantisch wäre. Das alles steckt da drinnen. 

Nicht nur das steckt i n  der KRAZAF-Vereinba­
rung, in der KRAZAF-Vereinbarung steckt auch 
die Systemveränderung bezogen auf die F inanzie­
rung der Leistungen in den Krankenanstalten.  
Natürl ich haben wir schon Projekte gehabt, wir 
haben in 20 S pitälern Pi lotprojekte mit diesem 
System, aufgebaut auf d ie Standardleistungen, 
durchgeführt. Das waren Vorarbeiten.  die gelei­
stet wurden, das war Projektarbeit. Jetzt befinden 
wir uns in der U msetzungsphase. Das hei ßt, daß 
wir Standard- und Spitzenleistungen aus der Me­
dizin ab dem Jahre 1 993 in allen KRAZAF -bezu­
schußten Krankenhäuser das s ind 
1 60 Krankenhäuser, die immerhin 90 Prozent 
der österreichischen Spitalspatienten abdecken -
ein- und durchführen werden. Das ist e in ent­
scheidender Fortschritt. Das heißt. wir machen ab 
dem Jahre 1 993 System umstel lung. Wir gehen 
weg vom Verwei ldauer-System, das Sie zu Recht 
k ritisiert haben, wei l  für jeden sichtbar ist, daß 
Leute in Krankenanstalten l iegen, die au ßerhalb 
dieser, in anderen Einrichtungen besser versorgt 
werden können.  Das alles gesch ieht mit der Sy­
stemurnstel lung, und der Schlüssel für die ganze 
Veränderung ist eben das LKF . Bei d iesem le i­
stungsbezogenen Finanzierungssystem im Spita l 
geht es n icht nur darum,  überproportionale Ko­
stensteigerungen im Spital einigermaßen in Griff 
zu bekommen, sondern dabei geht es auch um 
Transparenz, genauer gesagt, um Leistungstrans­
parenz im Sinne der Patientenrechte. Von dieser 
Seite wird in Zukunft ungleich mehr eingefordert 
werden. - Das a l les steckt in d iesem Paket. 

Herr Bundesrat Pumberger, Sie haben auch die 
Strukturmittelfrage angeschnitten.  Zur Struktur­
mittelfrage muß ich Ihnen folgendes sagen: Die 
KRAZAF-Vereinbarung hat als flankierende 
Maßnahme ein 22-Punkte-Programm mit Län­
dern ,  Städtebund,  Bund und allen zuständigen 
Vertretern ausgehandelt. Dieses 22-Punkte-Pro­
gramm ist flankierend zu sehen für d ie gesamte 
KRAZAF-Vereinbarung. Da drinnen stecken 
ganz wichtige Dinge, d ie im Rahmen der 
50. ASVG-Novelle hier schon mitbehandelt wur­
den. Das war d ie Hauskrankenpflege. Das ist ein 
ganz wichtiger Punkt, der gerade Sie als Prakti ker 
besonders betrifft . 

Ab 1 993 m u ß  es d ie Pflegesicherung geben. 
Was bedeutet das? - Das bedeutet, daß wir uns 
qual itativ hochwertige Pflege auch leisten kön­
nen, daß wir damit auch die Leistungen in Pflege­
einrichtungen finanzieren können, und vieles 
mehr .  Das ist e ine der Entlastungsmaßnahmen 
für die Akute inr ichtung SpitaL Das alles steckt in 
der KRAZAF-Vereinbarung drinnen. Das bedeu-

tet e ine Systemumstel lung bis Ende 1 994. Daran 
muß gearbeitet werden.  

P rojektarbeit, Herr Doktor Pumberger, hat 
n ichts mit Tagespolitik zu tun , sondern Projektar­
be it ist etwas wirklich Seriöses, Systematisches, 
das Zug um Zug aufgebaut werden muß.  Das 
brauchen wir in der Gesundheitspol it ik - und 
nichts anderes! (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 

Aber, Herr Dr. Pumberger, ich sehe Sie da zum 
erstenmal , ich werde die Gelegenheit wahrneh­
men, Sie in den nächsten Wochen noch näher 
kennenzulernen. Ich wil l  das, damit ich mit I hnen 
über das Gesundheitssystem und über manch an­
dere Probleme, die es zur Genüge gibt,  unterhal­
ten kann. Das betrifft zum Beispiel den Fachärz­
temangel i n  den Mangelsparten .  Wir haben dem 
eine Studie zugrunde gelegt. Das betrifft auch an­
dere Fragen ,  bis zu e inem g�wissen Grad auch 
Fragen der Honorarpolit ik .  Das möchte ich nicht 
verhehlen. Sehr viele Ansätze und Ideen gibt es 
dazu . Ich glaube, in e iner vernünftigen Koopera­
tion kann man sehr viel an Problemen lösen.  

Sie haben mich auch d irekt angesproc hen ,  
ebenfalls d ie Entsch ließung des Nationalrates 
vom 2. Oktober 199 1 ,  d ie das Thema Erwerbsge­
se llschaftengesetz beziehungsweise das Thema 
Gruppenpraxen betrifft. Dazu habe ich terminge­
recht via Ministerrat den Bericht dem Nationalrat 
vorgelegt, und daher wird dieser Bericht über das 
Thema Gruppenpraxis in diesem Haus in näch­
ster Zeit zur  D iskussion stehen. Es  wird unsere 
Aufgabe sein ,  die Interessenvertretungen aller 
Gesundheitsberufe, d ie bei Gruppenpraxen invol­
viert sein könnten, in  d ie Diskussion m iteinzu­
sch ließen. Das läuft, das wurde bereits e ingeleitet. 

Ich hätte noch sehr v ieles zu sagen. S ie haben 
da noch das Thema Gesundenuntersuchung ange­
schn itten und haben gemeint, sie sei zurückge­
gangen. Da gibt es auch eine Reihe von Ursachen ,  
warum das da besser und dort sc hlechter funktio­
n iert. Fo lgendes darf ich Ihnen noch sagen, weil 
das auch ein Teil der Gesundenuntersuchung ist 
beziehungsweise eine Prophylaxemaßnahme dar­
stellt :  Wir haben gestern eine weitere Gesprächs­
runde gehabt zur Verbesserung des M utter-Kind­
Passes, für den ich direkt zuständig bin. Ich rech­
ne damit, daß ich ab Jänner nächsten Jahres auch 
eine Re ihe von Verbesserungsmaß nahmen auf 
d iesem Sektor werde anbieten können. Das zu 
unserer ersten Konfrontation auf  d ieser Ebene. 
- Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit .  (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP. ) 1 4 .57 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Bun­
desrat Kar! Wöl lert. Ich erteile ihm d ieses. 

14.57 
Bundesrat Karl Wöllert (SPÖ, Oberösterre ich) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Meine Da-
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men und Herren!  Hohes Haus! Das Lamento der 
Freiheitl ichen Partei bezüglich KRAZAF - nicht 
nur in d iesem P lenum hier, sondern auch in je­
nem des Nationalrates - scheint mit dem Vergie­
ßen einer Fü lle von Krokodi lst ränen vor sich zu 
gehen,  denn wenn man sich die gesamte Debatte 
davor ansieht, kommt man darauf, daß sich die 
Freihe itliche Partei an ihr überhaupt nicht betei­
l igt hat. Es gab überhaupt keine konstruktiven 
Vorschläge oder e ine sonstige M itarbeit, auch 
nicht in der Zeit, als Ihr Parteiführer Landes­
hauptmann in Kärnten war. Da hätte er v iele 
Mögl ichkeiten und Gelegenheiten gehabt, das zu 
tun .  (Bundesrat Mag. L a  k n e r: Obmann!) Wenn 
Sie darauf Wert legen ,  gerne: Obmann! Wahr­
scheinl ich passierte das deswegen ,  wei l  die Frei­
heit l iche Parte i offensichtlich nur  sehr schwer ei­
nen Gesundheitssprecher in i hren Reihen u nter­
bringen kann.  S ie scheint sonst nur  lauter Krank­
jammerer des österreichischen Staates in  ihren 
Rei hen zu haben. (Bundesrat Mag. L a  k n e r: 
Zauderer haben wir wenige.') 

Meine Damen und Herren! Wir d iskutieren in 
diesem Jahr zum zweitenmal - um  zum Ernst 
der Si tuation zu kommen - das Thema KRA­
ZAF. Ging es beim erstenmal um ein Provisori­
um, um die Verlängerung des Status quo, so kön­
nen wir heute feststellen, daß erfreulicherweise 
zumindest e ine mittelfristige Absicherung der 
Krankenanstaltenfinanzierung ins Haus steht. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
einmal auf e in ige wesentliche Schwerpunkte der 
Gesamtproblematik ,  die ja n icht nur eine wirt­
schaftl iche, sondern auch eine gesundheitspoliti­
sche war, ist und auch in  Zukunft sein muß ,  hin­
weisen. Im Mittelpunkt alt dieser Maßnahmen, 
d ie wir auf gesetzl icher Ebene zu setzen haben, 
muß natürlich in erster Linie der Mensch stehen. 
Es geht um die Patienten - sie erwarten durch 
effi ziente Betreuung Heilung - ,  und es geht um 
jene Menschen, die innerhalb der doch sehr kom­
plizierten und komplexen Struktur des Gesund­
heitswesens wichtige und schwierige Arbeit für 
d ie Gesel lschaft leisten .  Das hei ßt, daß die Ver­
handlungen und das Übereinkommen zur KRA­
ZAF -Gesetzgebung vom Ziel einer umfassenden 
und zukunftsorientierten Gesundheitspol itik aus­
gehen mußte. 

Wesentlich dabei sind natürlich die Vorsorge, 
e in  funktionierender Betrieb , das Ausbildungssy­
stem,  der Forschungsbereich und natürlich auch 
die Wirtschaftssituation, die dabei zu berücksich­
tigen waren.  

Es ist begrü ßenswert, daß es erstens zu e iner 
Aufstockung der Mittel kommt, zweitens eine lei­
stungsorientierte Finanzierung ins Haus steht, 
drittens auch Raum für Modellversuche zur Er­
probung integrierter Versorgungssysteme ge­
schaffen wird und nicht zuletzt - v iertens - das 

vo rliegende Übere inkommen e ine Laufzeit bis 
zum Jahr 1 994 mit einem Gesamtvolumen von 
z irka 60 M i ll ionen Schi l l ing vorsieht. 

Damit konnte, wenigstens mittelfrist ig betrach­
tet, d ie  Verunsicherung, die durch vielfache und 
immer wieder kehrende Ankündigung, den KRA­
ZAF auflösen zu wollen, entstanden ist, j etzt ein­
mal vom Tisch gebracht  werden .  

Meine Damen und Herren !  Zum anderen 
konnte - das wurde heute schon einmal gesagt, 
und es sei ,  da es auch vom Kollegen der Freiheit­
l ichen Partei angesch nitten wurde, noch einmal 
gesagt - das berüchtigte "Salzburger Modell" ab­
gewehrt werden .  Wir  wissen ,  daß dieses Model l  
erstens kau m  Mögl ichke iten zu  Reformen auf 
dem Spitalssektor gebracht, sondern darüber hin­
aus massive Belastungen für d ie sozialen Kran­
kenversicherungsträger geschaffen hätte . Außer­
dem hätte es aber auch d ie Versicherten bis zu 
1 3  Mil liarden mehr im Vergleich zu den heutigen 
Aufwendungen kosten können. Und das galt es 
abzuwehren. 

Meine Damen und Herren !  Das vorliegende 
Gesetzeswerk sieht aber auch vor, in den Jah­
ren 1 992, 1 993 und 1 994 österreichweit einen 
Abbau der Zahl der  Akutbetten vorzunehmen. 
Die Ausei nandersetzung zwischen dem Herrn 
M inister u nd meine m  Vorredner von der Frei­
heitlichen Partei hat das ja ins rechte L icht ge­
rückt. 

Das Ziel hei ßt Kostendeckung. Auch ich teile 
d ie Meinung des Herrn Ministers Ettl , daß das 
n icht einfach sei n  wird . Ich glaube, wir werden es 
schon als E rfolg verbuchen müssen, wenn die ge­
nannten Kosten e ingedämmt werden u nd es zu 
keiner weiteren Steigerung kommen wird .  Auch 
d ie Koordin ierung d ieses Vorhabens wird seh r  
konsequent, aber auch entsprechend behutsam 
vor sich gehen müssen.  Denn im M itte lpunkt 
muß natürl ich d ie ausreichende mediz in ische 
Versorgung der Bevölkerung in den jeweil igen 
Regionen stehen. 

Ich begrü ße es - wei l  es unmittelbar damit zu­
sammenhängt - ,  daß der Bund nunmehr  legisti­
sche Voraussetzungen für Maßnahmen der Län­
der schaffen wil l , die es ermöglichen, daß im Zu­
sammenwirken aller I nstitutionen regionale Mo­
dellversuche zur Erprobung integrierter 
Versorgungssysteme finanziert werden können.  
Es gibt da beispielweise , wen n  ich aus meinem 
Bundesland berichten darf, in Linz ein solches 
Modell ,  bei dem das L inzer AKH mit Sozialverei ­
nen zusammenarbeitet, d ie  d ie  Hauskrankenpfle­
ge gemeinsam mit dem jeweils dort niedergelasse­
nen Arzt nach dem Krankenhausaufenthalt über­
nehmen. Das ist nicht nur ein richtiger Sch ritt auf 
dem Weg zu optimaler Versorgung, sondern das 
ist auch ökonomisch sinnvoll .  
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Meine Damen u nd Herren!  Darüber h inaus fin­
de ich es erfreul ich, daß durch die Auf te i lung der 
zusätzl ichen Mittel in neue Q uoten für d ie einze l­
nen Bundesländer das leid ige Problem der finan­
ziellen Abgeltung der Kosten für in ländische 
Fremdpatienten b is Ende 1 994 einer Lösung zu­
geführt werden kann .  

Das Model l  der leistungsorientierten Kranken­
anstaltenfinanzierung wird - so hei ßt das Ziel -
weiterentwickelt. Das gi lt natürl ich vor a llem für 
jene Spitäler, d ie aus dem Kranken­
anstalten-Zusammenarbeitsfonds bevorschußt 
werden, und das sind ja immerhin rund 90 Pro­
zent der Krankenanstalten. 

Diese Anstalten haben ab 1 993 d ie Verpfl ich­
tung, d ie notwendigen Aufzeichnungen und Ab­
rechnungen auf der Grundlage des nunmehr ent­
wickelten Modells für eine leistungsbezogene 
Krankenanstaltenfinanzierung zu machen. Tun 
s ie  das n icht, so bekommen s ie  keinerlei Zuschüs­
se aus dem KRAZAF-Topf. Das ist ganz sicher­
l ich eine gute, warnende und auch motivierende 
Rute im Fenster. 

Meine Damen und Herren ! Es war das a l les 
ganz sicherlich eine schwier ige Geburt. Sie hat 
über 1 4  Monate lang gedauert, und manch einer 
mu ßte dabei gezwungen werden, sozusagen auch 
über den eigenen Gartenzaun  hinauszublicken .  
Das Ergebnis ist sicher keine Ergebnis zum Ju­
beln,  aber es ste llt e inen tragfähigen Komprorniß 
zwischen den Ländern, dem Bund und den Inter­
essen der gesetzl ichen Krankenversicherung dar. 
Es kan n  daher heute nur darum gehen ,  diesen 
Komprorniß, diesen Staatsvertrag zwischen dem 
Bund und den Bundesländern seitens des Bundes­
rates nicht zu beeinspruchen .  (Beifall bei SPÖ 

lind Ö VP. ) 1 5.IJ6 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Mag. 
John G udenus. Ich erteile ihm dies. 

/5.0/j 
Bundesrat Mag. John Gudenus (FPÖ, Wien) :  

Herr Präsident! Herr  Minister !  Meine Damen und 
Herren!  Was hat Ramazotti mit KRAZAF zu 
tun? Beide s ind eigentl ich fast unaussprechbare, 
eher Widerliches ausdrückende Akronyme. Das 
eine ist e in  Magenbitter, wirkt kurz und gut (Bun­
desrat B i e r i n g e r: Aber gut ist der Ramazotti!) 
- Sie haben völ l ig recht, danke sehr - ,  und das 
andere ist eine sehr  lang andauerende, nachhalti­
ge Mediz in (Bundesrat B i e r  i n  g e r: Der ist 
'rvicfuig.') , d ie uns a l len  sehr  im Magen ,  aber -
viel wichtiger und viel ärgerlicher noch - in der 
Kasse l iegt. Damit haben sie eigentlich nur das 
Häßliche im Ausdruck gemeinsam. 

Ich möchte meine Betrachtungen von der Wie­
ner Sei te her anste llen. Für das Jahr 1 99 1  stand 
ein zusätzlicher Betrag in der Höhe von 

2 750 000 000 S zur Verfügung, der zwischen 
den Bundesländern aufgetei lt  worden ist. Von 
diesem Betrag erhielt Wien e inen Anteil von über 
36 Prozent. D ieser prozentuelle Antei l  wird auf 
die Beiträge ab 1992 überwälzt. Der bisherige 
Vertei lungsmodus bleibt unangefochten aufrecht. 
Der neue Verte i lungsmodus ergibt für Wien 
36 Prozent. Wir Wiener steigen damit von 29 auf 
3 1  Prozent. 

Meine Damen und Herren !  Dieser Vertrag so l l  
für die Jahre 1 99 1  b is  1 994 abgesch lossen wer­
den. D iese polit ische E ntscheidung bedeutet, daß 
e ine Erhöhung der Beiträge zur sozialen Kran­
kenversicherung erfolgen wird, bei der auch ein 
pol i tisches Ziel verfolgt wird, näm l ich  die Bei­
tragssätze von Arbeitern und Angestel lten e inan­
der anzunähern, mit dem Ziel, sie schrittweise auf 
das gleiche N iveau zu bringen. 

In meiner Rede zu diesem Thema am 25. April  
dieses Jahres trat ich noch für die E inhaltung der 
Trennung von Arbeitern und Angestellten ein .  
Die Befassung mit dem Thema, aber auch die Be­
fassung mit dem Arbeiterkammergesetz haben in 
mir die Ansicht reifen lassen,  daß diese Trennung 
überholt und n icht mehr zweckmä ßig ist. 

Bei diesem KRAZAF sind wir al le der Mei­
nung, es sol l  zu  einer Annäherung kommen, be im 
Arbeiterkammergesetz haben Sie, meine Damen 
und Herren, i nsbesondere die Sozialdemokraten, 
auch darauf bestanden, daß Trennungen vorhan­
den sein  sollen. Arbeiter, Angestel lte und Ver­
kehrsbetriebe, glaube ich ,  lautete es. Sie werden 
auch noch mit der Zeit den " Gescheitheitsma­
chungsprozeß" durchmac hen so wie ich jetzt , und 
wir werden auch früher oder später dorth in kom­
men. (Zwischenruf des Bundesrates P r ä ­
h a u s e r. )  

Wir sind der Meinung gewesen, daß eben d iese 
traditionel len  Untersch iede in der  Höhe der 
Krankenversicherllngsbeiträge zwischen Arbei­
tern und Angestel lten, daß nämlich der Arbeiter 
um etwa 20 P rozent mehr  Beitrag zahlt als der 
Angestel lte, durch die E ntwicklung des Sozial­
rechtes nicht mehr gerechtfertigt erscheinen. B it­
te, machen Sie es auch in der Arbeiterkammer so. 
Es scheint nicht mehr  gerechtfertigt zu sein ,  wei l  
auch der Arbe iter Entgeltfortzahlungen hat, wei l  
da die Zahl  der Krankenge ldbezüge deutlich zu­
rückgegangen ist, wei l  es überhaupt in weiten Be­
reichen üblich geworden ist, ohne eine Verände­
rung der tatsäch l ich geleisteten Arbeit Arbeiter 
zu Angestellten zu machen .  

Eine solche Erhöhung ist n u r  möglich u nd 
sinnvol l ,  wen n  man gleichzeitig e ine Leistungs­
ausweitung besch ließt. Es wird a lso eine Lei­
stllngsausweitung ab 1. Januar 1 992 in Richtung 
medizinischer Hauskrankenpflege eintreten, eine 
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Ausweitung, welche auch meine Fraktion schon 
im Apri l  d ieses Jah res verlangt hatte. 

Mit den zur Verfügung gestellten Mitteln - es 
wird insgesamt m it Einnahmenerhöhungen von 
7,5 Mil liarden Sch i l l ing gerechnet - ist folgende 
Lösung verbunden:  Im Jahr 1992 wird aus diesen 
7,5 Mil liarden Sch i l l ing ein Beitrag in der Höhe 
von 4 Mi l l iarden Schil l ing für die Finanzierung 
der Spitäler zur Verfügung gestellt , zusätzlich ei­
nes Antei ls an Steuern, die b isher an den Wasser­
wirtschaftsfonds gelaufen sind und die 1 990 etwa 
700 Mil lionen Schi ll ing betragen haben. Es ist da­
mit zu rechnen ,  daß es zu e iner entsprechenden 
Steigerung kommen wird. Ich sage noch einmal: 
Der Antei l  Wiens an diesen 4 ,7  Mil liarden wird 
der gleiche bleiben wie an den 2,75 Mil liarden im 
Jahre 1 99 1 .  Diese 4 Mi larden Schil l ing erhöhen 
sich im g leichen Ausmaß ab 1 993, wie sich die 
E innahmen der sozialen Krankenversicherung 
insgesamt erhöhen werden .  

Ich wi l l  ausdrück l ich  betonen: Die Verhandlun­
gen zwischen Bund, Ländern, Städte- und Ge­
meindebund sind zwar vordergründig um die Fi ­
nanzierung von Spitälern gef�.hrt worden, aber 
dem Grunde nach über eine Anderung unserer 
Gesundheitsversorgung. 

Ein 22-Punkte-Programm über eine Reform 
des Gesundheitswesens hatte schon der Herr 
Bundesminister i m  Frühjahr dieses Jahres ange­
kündigt. Wir  sprachen darüber, i ch  zweifelte da­
mals an der Durchführbarke it. Es ist ihm gelun­
gen, die 22 Punkte vorzulegen. Dafür muß ich 
ihm danken. Wie es dann mit der Durchführung 
aussehen wird, darüber sprechen wir e in anderes 
Mal. I Zwischenruf bei der SPÖ. )  SO ist es. 

Bund, Länder und Gemeinden sind bei dieser 
Spitalsfinanzierung von der Voraussetzung ausge­
gangen, daß der Spita lsaufenthalt nur dann ein­
treten so l l ,  wenn medizinisch keine andere Alter­
native vorhanden ist. Bund, Länder und Gemein­
den waren übereinstimmend der Meinung, daß, 
wenn es medizinisch vertretbar ist. der Patien t  
ambulant oder zu  Hause durch Visiten des behan­
delnden Arztes behandelt werden soll, daß diese 
Behandlungsmethode dem Aufenthalt im Spital 
aus menschl ichen Gründen, aus Gründen der Be­
quemlichkeit, aber auch aus Gründen der Kosten 
vorzuziehen ist. Das heißt natürlich, daß man 
sich zu bemühen hat, eine Honorarordnung für 
die Ärzte herbeizuführen, Herr Kollege Pumber­
ger, die auch e inen tatsächlichen Anreiz zur 
Durchführung eines Hausbesuches gibt, auch ei­
nes Hausbesuches zu Nachtzeiten. Es sollen -
wie das der frühere Gesundheitsminister Dr. 
Steyrer immer so schön, ich möchte fast sagen ,  
etwas unverständl ich formul iert hat; d ie Bemer­
kung ist heute schon gefallen - die extramuralen 
Dienste ausgebaut werden. Das ist ein Ausdruck 
von Minister Styrer, dem ehemaligen Präsident-

schaftskandidaten. (Bundesrat 
Hört sich auch gut an.') 

P r ä  h a u  s e r: 

All das, was vor dem Spital l iegt, soll  einer stär­
keren I nanspruchnahme zugeführt werden,  weil 
es von allen Seiten her betrachtet d ie sinnvo llere 
Lösung ist. (Bundesrat Mag. T u  s e k: All das steht 
drinnen!) Wir s ind auch durchaus der Meinung. 
(Bundesrat Mag. T II S e k: Warum stimmen Sie 
dann nicht zu?) E inen Moment einmal .  Ich b in  ja 
noch nicht ganz fertig, es ist aber bald zu E nde. 
Ich b i n  fast fassunglos, daß Sie es nicht erwarten 
können, unsere Gründe für die Nichtzustimmung 
zu hören. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Herr Kollege.' 
Fahren Sie nur fort, die Schmerzgrenze ist noch 
nicht erreichtn Seh r  gut. 

Der Wiener Voranschlag 1992 weist bei Ausga­
ben von rund 1 04 Mil l iarden Schi l ling und Ein­
nahmen von etwa 96 Mi l liarden e inen Abgang 
von zirka 8 Mil l iarden Schil l ing aus. Zusätzl iche 
Mittel aus dem Krankenanstalten-Zusammenar­
beitsfonds sollen im Ausmaß von etwa 1 ,7 Mil ­
liarden budgetentlastend wirken. 

Was d ie Einnahmen betrifft, entfal len nur etwa 
1 5  M il l iarden Schi l l ing oder knapp 16 Prozent 
der gesamten Einnahmen Wiens auf e igene Steu­
ern und Abgaben. Der Löwenantei l  der Mittel, 
deren Verwendung in dieser Woc he hier be­
sch lossen werden soll, stammt h ingegen vom 
Bund. D ie E rtragsanteile an Bundessteuern ma­
chen 2 7  Mil l iarden Schil l ing aus. Aus dem Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds sollen netto 
zirka 1 .7 Mil liarden Sch i ll ing in das Wiener B ud­
get fl ießen. 

Insgesamt werden 1 992 damit unter den ver­
schiedensten Tite ln  etwa 40 Mill iarden Sch i l l ing 
vom B und zur Finanzierung des Wiener Haushal­
tes bereitgestel lt .  Der Bund trägt damit etwa das 
Zweieinhalbfache dessen zum Wiener Budget bei ,  
was d ie  Stadt Wien aus e igenem an Landes- und 
Gemeindeabgaben aufbringen kann .  Aus d iesem 
ersten Überblick ist klar ersichtlich ,  daß die Bud­
getprobleme des Bundes auch in  diesem Un­
gleichgewicht bei der Mittelaufbringung begrün­
det sind. 

Gestatten Sie mir ein paar grundsätzliche Wor­
te zu unserer Finanzverfassung. D ie geltende 
österreich ische F inanzverfassung ist durch e inen 
extremen Zentral ismus gekennzeich net. Die Län­
der besitzen eine sehr e ingeschränkte Steuerho­
heit .  Bei  den Steuern ist d iese domi nierende Posi­
t ion des Bundes eben durch die Finanzverfassung 
und durch das jewei l ige Finanzausgleichsgesetz 
bestim mt, welches für vier Jahre paktiert wird. 
Demnac h  obl iegen die Festsetzung und E inhe­
bung der Steuern in Österreich ausschl ießl ich 
dem B und. Die Finanzgewalt des Staates is! aber 
eine der entscheidenden Bedingungen und Auße­
rungsformen seiner Souveränität. Das bundes-
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staatliche Prinzip der österreich ischen Bundes­
verfassung wird daher so lange seine Wirkung 
nicht voll entfalten können, als es n icht auch auf 
die F inanzverfassung angewendet wird. 

Die geltende österreichische Finanzverfassung 
knüpft nicht an jene der Ersten Rpubl ik an, nein ,  
sondern einerseits an  das ständestaatl iche F inanz­
verfassungsgesetz aus dem Jahr 1 934 und ande­
rerseits an d ie deutsche Finanza usgleichsord­
nung 1 944. Insbesondere der bestehende Steuer­
verbu nd zwischen Bund und Ländern entspricht 
nicht dem föderalistischen Prinzip, sondern ist 
ein E rbe der reichsdeutschen F inanzordnung, de­
ren e inheitsstaatliche Grundlagen nach 1945, 
wenn auch austrifiziert, übernommen und bis 
heute beibehalten wurden. 

Die österreichischen Bundesländer decken nur 
etwa 1 bis 2 Prozent ihres Finanzbedarfes aus ei­
genen Landesabgaben .  Die eigene Abgabenhoheit 
ist aber ein unverzichtbares Wesensmerkmal der 
Gliedstaatl ichkeit im Bundesstaat. Trotz schein­
barer B udgethoheit kann daher von einer vol len 
demokratischen Kostenverantwortl ichkeit auf 
Landesebene nicht mehr die Rede sein. - Suchen 
Sie es? (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Wir fragen uns 
flur, zu l-velchem Thema Sie reden! - Bundesrat 
lng. P e  n z: Wir haben den Eindruck, daß Sie die 
Unterlagen zu Punkt 2 jeezt erst gefunden haben 
lind uns jetzt erst vorlesen.') 

Das bisherige erfolgre iche Drücken vor der po­
litischen Verantwortung ist zugleich das Geheim­
nis der relativ gro ßen Beliebtheit aller Landes­
hauptleute in ihren Ländern, denn die Landesre­
gierungen können in geradezu landesfürstlicher 
Man ier Gelder verteilen, die der Bund für sie ein­
gehoben hat, ohne aufgrund der Intransparenz 
unseres Steuersystems gleichzeitig die politische 
Verantwortung für diese Besteuerung überneh­
men zu müssen .  

Ke in  Staatsbürger vermag die verschlungenen 
Wege zu durchschauen, die seine e igene Steuer­
leistung bis zur tatsächl ichen Staatsleistung 
durchlaufen hat. Diese goldenen Zeiten moder­
ner Landesfürsten gehen aber unwiderruflich ih­
rem E nde entgegen. 

Das unwürd ige Gerangel der letzten Wochen 
um d ie Finanzierung und Dotierung des Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds war nur der 
Anfang vom Ende der zentralistischen österrei­
chischen Finanzverfassung. 

D iese Verstöße des F inanzministers - begrün­
det in der katastrophalen Budgetsituation des 
Bundes - waren nur die ersten Vorboten drasti­
scher Einschnitte in der F inanzierungsstruktur 
der österreichischen Bundesländer .  

Die Reformunfäh igkeit der sozial istischen Koa­
litionsregierung auf Bundesebene (Bundesrat 
D r 0 c h t e  r: Sozialdemokratische.') - ich korri­
giere auf sozialdemokratische Bundesregierung 
- hat (Bundesrat Dr. L i  n z e r: Wo können wir 
das nachlesen?) mittlerweile eine totale Zerrüt­
tung des F inanzausgleiches bewirkt. Länder, Ge­
meinden und Bund bekämpfen einander mit 
2 000 Klagen vor dem Verfassungsgerichtshof. 
Auslösendes Moment war i nsbesondere der u m­
strittene Siebenersch lüssel (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Ist Vergangenheit!) für die Wiener Randgemein­
den .  (Bundesrat Ing. P e  n z :  Das war bei den 
Punkten 7 und 8 der Tagesordnung.') 

Der Kampf jeder gegen jeden im Bundesstaat 
um die Finanzierung der Spitäler konnte nur 
durch eine Erhöhung der Krankenversicherungs­
beiträge um einen Prozentpunkt noch einmal ent­
schärft werden.  (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Stimmt 
flicht! - Bundesrat Ing. P e  fl z: a,5!) 0,5 !  Habe ich 
gesagt 1 Prozent? E ntschuldigung! Ich meine: um 
0,5 Prozent noch e inmal entschärft werden .  
( Bundesrärin Dr. K a r  I s s  0 n: Sie müssen sagen, 
was Sie meinen.') 

Die Unfäh igkeit der gro ßen Koalition, auf 
Bundesebene ausgabenseitige Strukturreformen 
durchzusetzen, kann ,  so wie bei der versproche­
nen Verwaltungs- , Bundesbahn- und Pensionsre­
form, auch im Spitalswesen nur noch durch Ab­
gabenerhöhungen kasch iert werden.  ( Bundesrat 
D r 0 c h t e  r: Und Leistungsverbesserunge11.') Ich 
bin froh.  daß ein paar dabei s ind wie etwa die 
Hauskrankenpflege. 

Diese einnahmenseitige Sanierung auf Kosten 
aller Beitragszahler so l l  das Wiener Budget 1 992 
um zirka 1 ,7 Mi l l iarden Schil l ing entlasten .  Insge­
samt kommt 1 992 e in  Belastungspaket im Aus­
maß von 20 Mi ll iarden Schi l l ing auf die österrei­
chischen Steuerzah ler zu. Neben der Erhöhung 
. . .  (Bundesrat Ing. P e  fl z: Als Wiener müßten Sie 
froh sein. wenn das Wiener Budget ellliastet wird.' 
Sie sind ja Wiener Landesvertreter.') Als Wiener 
bin ich fro h darüber. (Vizepräsidem Dr. 
S c  h a m  b e c k  übernimmt den Vorsitz, ) 

Neben der Erhöh ung der Krankenversiche­
rungs- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
sollen insbesondere auch die M ineralölsteuer und 
die Grundsteuer sowie andere Gebühren erhöht 
und schl ießl ich e ine Zulassungssteuer für Autos 
neu eingeführt werden ,  welche wir auch heute be­
sch lossen haben. 

Für e inen Durchschnittsverd iener mit etwa 
1 7  000 S brutto im Monat bedeutet dieses "Weih­
nachtsgeschenk" der großen Koalition immerhin 
eine zusätzl iche Belastung i n  der Höhe von etwa 
500 S pro Monat. (Bundesrat D r 0 c h i  e r: Fik­
tiv!) 
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Im nächsten Jahr werden Bund, Länder und 
Gemeinden, wie alle vier Jahre, ihre Verhandlun­
gen über den neuen Finanzausgleich antreten. 
Dabei sind massive Versuche des Bundes ange­
sagt, sein  Budget auf Kosten der Landeshaushalte 
zu san ieren.  (Bundesrat Ing. P e  n z: Herr Kollege.' 
Das war wirklich Tagesordnungspunkt 7!) 

Nein,  ich rede sehr wohl  zum KRAZAF,  und 
der K RAZAF lebt vom Finanzausgleich ,  das wis­
sen Sie seh r  genau. Wenn S ie es trennen wollen, 
dann tun Sie es, nur wird es Ihnen n icht gel ingen,  
denn dann könnten Sie diesen KRAZAF n icht 
mehr finanzieren. (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e  r g e r: Laßt ihn das vorlesen! Interessiert eh 
niemand!) 

In einem neuen Finanzverfassungsystem wären 
auch alle Kostensätze und sonstigen Transfers 
zwischen Gebietskörperschaften sowie bestimmte 
Zweckbindungen von Steuermitteln als system­
widrig zu besei tigen. 

Nur e ine radikale Einschränkung dieser I nstru­
mente ermöglicht es, Aufgabenverantwortung 
und Aufgabenfinanzierung in Zukunft wieder in 
eine Hand zusammenzuführen und sicherzustel­
len. 

Ich danke Ihnen für I hre Aufmerksamkeit .  Be­
herzigen Sie bitte die Worte, daß Finanzausgleich 
und KRAZAF eigentlich eines sind. (Beifall bei 
der FPÖ. )  /5.:}.'; 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort hat sich weiters ge meldet Herr Bundesrat 
Josef Faustenhammer. Ich erteile es ihm. 

1 5.:}.'; 

Bundesrat Josef Faustenhammer (SPÖ, N ie­
derösterreich) :  Es ist immer etwas schwierig, nach 
Herrn Mag. Gudenus zu sprechen. Er ist etwas 
grö ßer als ich (Bundesrat Ing. P e  n z: Länger.' ) ,  
aber Gott se i Dank wird die Grö ße nicht nur  mit 
dem Metermaß gemessen. (Bundesrat Mag. G u -
d e n  II s: Wenn das die einzige Sclnvierigkeit iSl. 
die Sie haben. dann gehl es eh.') 

Werter Herr Präsident!  Sehr  geehrte Damen 
und Herren!  Heute sol l  im Bundesrat der Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds besch lossen 
werden. Nach zähen Verhandlungen zwischen 
Bund, Ländern, Gemeindebund und Sozialversi­
cherungen, die rund 14 Monate dauerten ,  ist es 
Bundesminister Ettl gelungen, e in  Finanzierungs­
konzept zu finden, das die finanzielle Basis für 
unsere Spitäler bis Ende 1 994 sichert. 

Das ist ein wichtiger Sc hritt im Bereich u nseres 
Gesunheitssystems, wei l  die Spitäler in di�sem Sy­
stem und im Versorgungsdenken der Osterrei­
cher einen besonderen Stellenwert haben. 

Ein wesentlicher Wermutstropfen beim Zu­
standekommen des KRAZAF ist d ie Erhöhung 
der Krankenversic herungsbe iträge für die Versi­
c herten .  Doch ist d ies sicher e in  kleineres Übel, 
meine Damen und Herren,  als wenn wir ohne 
e ine Lösung der Finanzierung für unsere Spitäler 
auskommen müßten .  

Winston Churchi l ls  Zitat, d e r  meinte, daß die 
Demokratie zwar eine schlechte Regierungsform 
sei, aber noch keine bessere gefunden werden 
konnte, läßt sich auch leicht für den KRAZAF 
verwenden. Die sechs Buchstaben stehen für die 
Worte: keine richtige Alternative zum aktuellen 
Fonds. 

Auch die Kollegen der Freiheitlichen Partei ,  
d ie diese E in igung ablehnen, konnten keine rich­
t igen Alternativen aufzeigen .  Was ihnen vorbe­
halten bl ieb, war, gegen die Pflichtversicherung 
aufzutreten. Gott bewahre unsere sozial Schwä­
cheren davor, meine Damen und Herren. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP. ) 

Herr Mag. Gudenus hat angeführt, daß auch 
d ie Angestel lten so wie die Arbeiter einen Beitrag 
zur Sozialversicherung leisten.  Er hat angeführt, 
warum dies bei den Kammern n icht so ist. Bei den 
Kammern ist es aber auch so. Jeder zahlt ein hal­
bes Prozent seines Lohnes an Kammerumlage. 
(Bundesrat Mag. G Cl d e n  u s: Das ist schon rich­
tig.' Das sind drei verschiedene Körperschaften.') 

Ich glaube nicht, Herr Mag. Gudenus, daß es 
Ihnen recht wäre, wenn die Gendarmen und die 
Polizisten in Ihrem Bereich des Bundesheeres 
mitreden würden, daher ist es den Kammern bei 
den Angestel lten, Arbeitern und Verkehrsbedien­
steten auch nicht recht,  denn s ie vertreten auch 
nur ihre Interessen in d iesen Organisationen. 

Ich glaube, es ist richtig so. Jede Organisation 
hat verschiedene Interessen ,  d iese so llen dann ge­
meinsam vertreten werden. Daher gibt es auch in 
der Kammer drei Gruppen: Arbeiter, Angestellte 
und Verkehrsbedienstete. Ich glaube, daß diese 
Regelung für die Arbeitnehmer in diesem Land 
45 Jahre lang gut gewesen ist. Ich glaube, wir soll­
ten auch noch weitere 45 Jahre diesem System 
anhängen. (Bundesrat Mag. G u d  e n u s: Die 
Chancen sind vorhanden.' Sie H/erde noch wach­
sen.') 

In den kommenden drei Jahren muß versucht 
werden ,  die Spitalsfinanzierung und die rasche 
Kostensteigerung in den Griff zu bekommen. Die 
neugeschaffene Hauskrankenpflege wird in ihrer 
ersten Ausbaustufe dem Finanzierungssystem gar 
n icht so sehr wirtschaftl ich entgegenkommen, 
sondern zuerst einmal - so soll es auch durchaus 
sei n  - den Patienten ,  denen e ine humane Form 
der Versorgung geboten wird. 
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Mit dem Ausbau der Zahl von Pflegebetten ,  die 
wir brauchen. werden wir eine entsprechende 
Entlastung der Krankenanstalten finden. Damit  
wird zugleich - das ist das Ziel - die Vorausset­
zung dafür geschaffen, daß man einen Abbau der 
Zahl  der Akutbetten entsprechend den Notwen­
digkeiten vornehmen kann. 

Es muß auch eine bessere praxisorientierte 
Ärzteausbildung erfolgen, denn es ist festzuste l­
len , daß sch lecht ausgebildete Jungmediziner im 
Zweifelsfall den Patienten sofort in ein Spital 
überweisen. 

Herr Dr. Pumberger hat mir eigentl ich in die­
ser Hinsic ht recht gegeben, denn er hat in seiner 
Wortmeldung betont, daß sich rund 30 b is 
35 Prozent der im Spital Befindlichen eigentl ich 
nur zur Pflege dort befinden und daß es aber die 
Ärzte sind. die diese Menschen einweisen und so­
mit auch einen Beitrag dazu leisten ,  daß in die­
sem Bereich die Kosten steigen.  

Das heißt, es gibt Schwachstellen in unserem 
System der Gesundheitsvorsorge, d ie sich letzt­
lich alle auf den Spita lssektor .  und zwar mit einer 
ständigen Steigerung der Kosten auswirken. Das 
kommt noch zu den Kosten ,  die sich durch stän­
digen Fortschritt auf medizinisch-technischem 
Geb iet auf dem Spitalssektor ergeben ,  h inzu. 

Z iel muß es se in ,  so viel ambulant als mögl ich ,  
aber nu r  so viel stationär als nötig in den Spitä­
lern zu versorgen.  

Ich möchte aber auch e in ige kritische Anmer­
kungen zum KRAZAF machen. Als ASVG-Versi­
cherter zähle ich zu jener Gruppe der Österrei­
cher, die bei einer Krankenkasse versichert sind, 
und wir sind die Hauptzahler in den KRAZAF 
und nicht, so wie es gehei ßen hat, über den Fi­
nanzausgleich, denn die Kranken kassen bringen 
bereits 5 1  Prozent der Mittel auf. 

1990 gaben die Krankenkassen e in Drittel ihres 
Budgets, rund 22 Mil l iarden Schil l ing, für die sta­
tionäre Behandlung i hrer Versicherten in den 
Spitälern aus. 1 7 ,4 Mi lliarden Schi l l ing an Pflege­
gebühren wurden ersetzt, und 4,7 Mill iarden 
Schi l ling gingen an den KRAZAF. Die Spitäler 
erhalten weiters noch 2 Mi ll iarden Schil l ing für 
die Behandlung der Versicherten in  ihren Ambu­
lanzen . Als spitalsentlastende Maßnahme sind 
auch die Unfallkrankenhäuser der Allgemeinen 
Unfal lversicherungsanstalt zu nennen. Nur ein 
Fünftel aller in den Unfal lkrankenhäusern be­
handelten Patienten hatten e inen Arbeitsunfal l .  
Der Rest, v ier Fünftel, könnte auch in  öffentli­
chen Sp itälern behandelt werden. 

Der Gesamtbeitrag der Sozialversicherten zur 
Spitalsfinanzierung betrug 1 990 insgesamt 
28,5 Mi l l iarden Sch i l l ing. Das sind z i rka 55 Pro-

zent der Betriebskosten . Die Kassen als Anwalt 
de r Versicherten und Treuhänder der anvertrau­
ten Geldmittel zur Finanzierung des Gesund­
heitswesens wol len nicht nur Zah ler se in,  sondern 
mehr als bisher dieses System auch mitgestalten 
dürfen .  Dies gi lt vor allem für den KRAZAF, in 
dessen Vollversammmlung die Kassen nur e inen 
8prozentigen Stimmenantei l  haben ,  obwohl sie 
ihn zu mehr als 50 Prozent finanzieren .  

Für  d ie Strukturreform des Gesundheitswesens 
erbringt die soziale Krankenversicherung im Rah­
men der 50. ASVG-Novelle bereits maßgebliche 
Vorle istungen. Hauskrankenpflege , Psychothera­
pie durch  Psychotherapeuten und Ergotherapie 
werden in  den Leistungskatalog der Krankenver­
sicherung aufgenommen. Maßnahmen in  anderen 
Bereichen des Sozial- und Gesundheitswesens, 
wie zum Beispie l  Pflegeversorgung, haben zu fol­
gen. 

Jeder versicherte Arbeitnehmer zahlt 1 4mal 
jährl ich 350 S für die Spitalsfinanzierung durch  
se ine Krankenkasse. Das sind im  Jahr 4 900 S .  
Dabei s ind Kinder und Angehörige m itversichert. 
Wie Sie wissen, zahlen die Pension isten 3 Prozent 
Sozialversicherungsbeitrag, davon werden auch 
d ie  Kosten für  die Medikamente und die ärztl iche 
Versorgung abgedeckt .  

Was würde passieren, wenn wir keinen Vertrag 
hätten? Was heißt es, ohne KRAZAF zu leben, 
meine geschätzten Damen und Herren? - Es 
hie ße noch lange nicht wirtschaftl ich bessere u nd 
humanere Spitäler, sicher aber höhere Belastun­
gen.  Wenn hier d ie Pfl ichtversicherung in Frage 
gestel l t  wird und man mei nt, daß das Prinzip der 
Freiwil l igkeit e ingeführt werden sol l ,  dann möch­
te ich ein Beispiel anführen ,  sehr geehrter Herr 
Doktor. 

Ich war vergangenes Jahr fünf Tage in e iner 
Privatkl inik ,  und zwar von Montag mittag bis 
Freitag mittag. Ohne Operation ,  nur für e ine 
Durchuntersuchung, zahlte ich mehr als 
62 000 S. Ich habe hier die Rechnung dieser Wie­
ner Kl in ik .  Die Pflegegebühren für diese fünf 
Tage waren relativ gering, sie betrugen 9 690 S, 
Aufwendungen für Röntgen 21 000 S, für Labor­
arbeiten 9 900 S und für Zentralpathologie. 
EKG, E rgometrie weitere Tausende Sch il l ing, 
insgesamt 47 847 S .  Für das konsultative Hono­
rar des Arztes bezah lte ich weitere 14 462 S .  
(Bundesrat lng. P e  n z :  Vielleicht waren Sie medi­
zinisch so interessant, Herr Kollege!) 

Das würde, meine sehr  geehrten Damen und 
Herren ,  für einen ASVG-versicherten Arbeitneh­
mer bedeuten, daß sei ne Versicherungsbeiträge 
für zwölf Jahre in fünf Tagen verbraucht wären. 
wobei die Kinder, die mitversicherte Gattin oder 
Gatte n icht berücksichtigt sind. 

548. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 71 von 88

www.parlament.gv.at



25 760 B u ndesrat - 548. Si tzung - 1 9. Deze mber 1 99 1  

Josef Faustenhammer 

Für einen Pensionisten würde das mehr als die 
Hälfte seiner Jahrespension bedeuten. Dieses Bei­
spiel zeigt, wie wichtig die Ein igung beim KRA­
ZAF war. Deshalb e in Ja zum KRAZAF, wei l  d ie­
ser noch immer für die sozial Schwächeren d ie 
beste Lösung ist. (Beifall bei SPÖ und Ö V P. ) 15.35 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters gemeldet Herr Bundesrat 
Dr. Alois Pumberger . Ich ertei le es ihm.  

/5.35 
Bundesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ, Ober­

österre ich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister !  Entschuldigen 
S ie, wen n  ich mich trotz der vorgeschrittenen 
Stunde noch einmal zu Wort melde. 

Darf ich gleich zu Ihren  Ausfüh rungen bezüg­
l ich 62 000 S für ein Privatspital Ste l lung neh­
men. Sie haben anscheinend noch n ie darüber 
nachgedacht, wer die Kosten in e inem öffentl i­
chen Krankenhaus für Sie bezahlt .  Wenn  Sie die­
selben Leistungen in e inem öffentl ichen Kran­
kenhaus bekommen. dann zah le n  Sie unterm 
Strich auch dasse lbe, aber mit  Ihrem Sozialversi­
cherungsbeitrag zah len Sie nur e ine n  Bruchte i l  
dessen. Den Rest zahlen Bund,  Länder und Ge­
meinden über den KRAZAF. Die Gesamtkosten 
bleiben gle ich . Wenn das leistungsorientierte Ho­
norarsystem, das leistungsorientierte Verrech­
nungswesen eingeführt wird, dann . . .  (Bundesrat 
F a  u s t e  n h a m  f11 e r: Wer bezahlt das bei der 
freü .. 'illigen Versichefllng?J 

Es werden jetzt d ie Diagnosesch lüssel erarbe i ­
tet. obwo hl sie d ie WHO bereits fertig hat, und 
ich kann Ihnen als Beispiel nennen ,  daß der vor­
läufige Diagnoseschlüssel für e inen Le istenbruch 
- die Verrechnung erfo lgt n icht nach Diagnose 
- mehr berechnet als e in Privatsanator ium . 

Nur zu Ihrer Information ! Wenn  Sie in einem 
Privatsanatorium einen Leistenbruch operieren 
lassen , Tagsätze, Operationsgebühr , Anästhesie, 
Labor und so weiter ,  zahlen Sie wen iger , als der 
Tarif für eine Leistenbruchoperation nach der 
neuen leistungsorientierten Verrechnung ausma­
chen würde . Aber Sie zahlen das a ls armer Ar­
beitnehmer. wenn Sie für die Sozialistisc he Partei 
sprechen, nicht selber, sondern die Kosten wer­
den von der öffentlichen Hand getragen.  - Das 
zu Ihrer Information.  (Bundesrat F a  u s t e n -
h a  m m e r: Aber auch aus Steuermitteln!) 

Leider hat es der Herr Minister sehr ei l ig , er 
muß wahrschein l ich an dem Projekt weiterarbei­
ten .  das seit 1 5  Jahren im Gange ist, u nd seit 
15 Jahren hat er noch nichts weitergebracht. (Bei-

fall bei der FPÖ. - Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: 
Mir ist nicht bekannt, daß der Ettl seit 15 Jahren 
Gesundheitsminister ist! Machen Sie keine persön­
lichen Angriffe , die nicht gerechtfertigt sind!) 

U mso ei l iger hat er es heute gehabt, obwohl  er  
wu ßte, daß ich ihm auf  seine Ausführungen ant­
worten wollte, obwohl  er  wu ßte, daß ich ihm per­
sönlich auf seine inkompletten und teilweise un­
richtigen Richt igstellungen antworten wollte . Er  
hat das Weite gesucht, um Projektarbeit zu  lei­
sten. 

Er hat mir vorgeworfen ,  ich hätte den Abbau 
der Anzahl von Akutbetten unrichtig berech net. 
Die Berechnung nach Ettl kann ich mir sehr gut 
vorstellen. Es ist hier e in  Spiel mit Zahlen. Wir 
haben eine gewisse Anzahl  an Krankenhausbet­
ten, und wenn  man sieht, wie groß in Wien der 
Personalmangel ist und daß aufgrund dieses Per­
sona lmangels in Wien viele Krankenhausbetten 
leer sind, so macht das in Summe e in ganzes Spi­
tal  im  Ausmaß der Wiener Rudolfsstiftung aus. 
Das ist eine Äußerung der Volkspartei-Stadträtin 
Maria Hampel-Fuchs. D iese Betten s ind frei ,  und 
ich glaube, das wird er  als Akutbettenabbau be­
zeichnen. 

Er kann mir  heute leider nicht mehr erwidern, 
viel leicht ein anderes Mal .  

Daß das Durchschnittsalter der Bewohner 
steigt, ist ebenfalls n icht Verdienst des Ministeri­
ums. Und daß der KRAZAF das Fremdpatienten ­
problem im S inne von Minister Ettl gelöst hat, 
glaube ich i h m  schon .  Er wird natürlich Prioritä­
ten setzen, um dieses Problem vom Tisch zu be­
kommen . aber leider ist dieses Problem zum 
Nachte i l  der B undesländer gelöst worden. 

Es sind einzig und allein die Zahlungen für 
Wien  erhöht worden,  und Wien hat enorm hohe 
Pflegesätze. Wir  Vertreter der Bundesländer se­
hen nicht ein , daß - die Gründe dafür kenne ich 
nicht - die Pflegesätze in Wien so hoch sein 
müssen .  (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Weil wir 
Forschung, Spitäler und Universitätskliniken ha­
ben.') Ja, da können aber In nsbruck und Graz 
auch bald fordern. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: 
Außerdem ist die Anzahl der Patienten weselULich 
mehr als in Graz.') 

Der Pflegepatient kostet im Wien er AKH dop­
pelt soviel wie in einem Krankenhaus auf dem 
Land. (Bundesrätin Dr. K a r  l S s 0 n: Ich könnte 
jetzt e inen ganzen Vortrag dazu halten, ich tue es 
aber nicht.') Und das sollen jetzt d ie Länder m it­
tragen? Ich glaube nicht, daß das eine Lösung für 
lange Zeit sei n  wird. 

Die P rojektarbeit . Den Aussagen des Herrn Mi­
nisters Ettl zur Systemveränderung stimme ich 
zu. Systemveränderung wol lte e ine sozialistische 
Regierung schon  seit 1 5  Jahren bewirken, aber sie 
hat diese nicht einmal in Ansätzen geschafft. Die 
Strukturmittelfrage m it 10 bis 25 Prozent der 
KRAZAF-Mi ttel löst auch das Problem nicht. 
Sein 22-Punkte-Programm ist heute schon auf 
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2 1  Punkte geschrumpft. Ich sehe, daß in den Vor­
lagen,  die ich h ier habe, bereits ein Punkt gestri­
chen ist. Wenn wir uns in einem Jahr sehen. sind 
wahrschein l ich die restlichen 2 1  P unkte auch ge­
strichen. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Erledigt, mei­
nen Sie .' ) 

Ich freue mich sehr. daß das Problem der 
Gruppenpraxen und d ie Schaffung der Erwerbs­
gesellschaften von Herrn Minister Ettl in  Angriff 
genommen worden ist, ich hoffe nur, daß es nicht 
auch 15 Jahre dauern wird, bis das in die Real i tät 
umgesetzt werden kann. 

Ich muß zugeben, daß ich von der Textilbran­
che weniger verstehe als Minister Ettl , aber es 
freut mich nicht, daß Minister Ettl - und das tut 
mir für die Bevölkerung leid, das muß man zur 
Kenntnis nehmen - von der Gesundheitspolit ik 
wenig Ahnung hat. - Danke. (Beifall bei der 
FPÖ. )  15  . .J2 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht gegeben. 

Die A b  s t i m  m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir ge langen zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 16. Dezember 1 99 1  
betreffend ein Bundesgesetz über die Errichtung 
des Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben. um ein Handzeichen. - Das 
ist S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

Wir ge langen zur Abstim mung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 1 99 1  
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Kran­
kenanstaltengesetz geändert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte , 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e n m e h r  h e i t.  

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

Wir  kommen ferner zur  Abstimmung über den 
Antrag, der Fristsetzung im Artikel IV Abs. 1 des 
Krankenanstaltengesetzes im Sinne des Arti­
kels 15 Abs.  6 Bundes-Verfassungsgesetz die Zu­
stimmung zu erteilen. 

Ich ersuche jene M itglieder des Bundesrates, 
d ie hiezu i hre Zustimmung geben,  um ein Hand­
zeichen .  - Es ist· d ies S t i m  m e n m e  h r h e i t. 

Der Antrag, die Zust immung im S inne des Ar­
tikels 1 5  Abs. 6 Bundes-Verfassungsgesetz zu er­
tei len, ist somit a n g e n  0 m m e  n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be­
sc hluß des Nationalrates vom 16 .  Dezember 199 1  
betreffend eine Vereinbarung gemäß Artikel I Sa 
Bundes-Verfassungsgesetz über die Krankenan­
staltenfinanzierung. 

Ich bitte jene Bu ndesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Besch luß  des Nationhalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, ke inen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e  n .  

Wir  kommen zur  Abstimmung über  den Be­
schluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 1 99 1  
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die finan­
zielle Beteil igung der Träger der sozialen Kran­
kenversicherung am Krankenanstalten-Zusam­
menarbe itsfonds geregelt wird . 

Ich bitte jene Bundesrät in nen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

24. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 199 1  betreffend ein B undesgesetz 
zum Schutz der olympischen Embleme und Be­
zeichnungen (264/A - II-4084 und 347/NR sowie 
4182 und 4188/BR der Beilagen) 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen zum 24. Punkt der Tagesordnung: Be­
sc hluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 1 99 1  
betreffend ein Bundesgesetz zum Schutz der 
olympischen Embleme und Bezeichnungen .  

Die Ber ichterstattung hat Herr B undesrat Diet­
mar Wedenig übernommen. Ich ersuche ihn höf­
l ich um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Dietmar Wedenig: Sehr geehr­
ter Herr P räsident ! Verehrter Herr Bundesmini­
ster !  Hohes Haus! Durch den vorliegenden Geset­
zesbesch luß  des Nationalrates sol len Sonder-
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Berichterstatter Dietmar Wedenig 

bestimmungen zum Schutz der olympischen 
Symbole geschaffen werden. Inhaber des Schutz­
rechtes sollen das I nternationale Olympische Co­
mite, das Österreich ische Olympische Comite so­
wie juristische Personen bezieh ungsweise Perso­
nenvereinigungen sein ,  an denen eine der vorhin 
genannten Institutionen maßgebend - mehr als 
50 Prozent - betei ligt sind. Weiters sol l  auch der 
Verein  zur Förderung des olympischen Gedan­
kens I nhaber dieses Sch utzrechtes sein .  

Wer ohne Zust immung der vorhi n  erwähnten 
Berechtigten die olympischen E mbleme und Be­
zeichnunge n  für die Kennzeichnung von Waren 
oder Dienstle istungen,  zur  Benennung von Verei­
nen,  Versammlungen, F irmen oder U nternehmen 
u nd Vereinsabzeichen oder Vereinsfahnen ver­
wendet beziehungsweise die olympischen Emble­
me oder Bezeichnungen in einem Druckwerk auf 
eine Weise verwendet, die den Anschein einer 
Veröffentlichung einer der erwähnten Institutio­
nen erweckt, begeht a ufgrund des gegenständ li­
chen Gesetzesbeschlusses eine Verwaltungsüber­
tretung. Die h iefür vorgesehene Verwaltungsstra­
fe beträgt 1 00 000 S beziehungsweise 300 000 S.  

In  den Übergangsbestimmungen ist vorgese­
hen, daß wohlerworbene Rechte Dritter, die 
aufgrund gesetzlicher Bestimm ungen oder ver­
traglicher Vereinbarungen auf dem Gebiet des 
Vere ins-, Marken-,  M uster- und Handelsrechtes 
bere its bestehen, unberührt bleiben. 

Der Sozialausschu ß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 18 .  Dezember 
199 1  in Verhandlung genommen und e instimmig 
besch lossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Sozial­
ausschuß somit  den A n t r a g , der B undesrat 
wolle beschl ießen:  

Gegen den Beschl uß  des Nationalrates vom 
16. Dezember 1 99 1  betreffend e in Bundesgesetz 
zum Sc hutz der olympischen E mbleme und Be­
ze ichnungen wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldu ngen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist  gesch lossen.  

Wird von der Berichterstattung ein Sch lußwort 
gewünscht? - Dies ist n icht gegeben. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätin nen  und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen,  gegen den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein-

spruch zu erheben, u m  ein Handzeichen .  - Es ist 
d ies S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der  Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

25. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bäderhygienegesetz geändert wird 
(262/A -II-4080 und 3411NR sowie 4 189/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 25.  Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 1 6. Dezember 
1 99 1  betreffend e in  Bundesgesetz, mit dem das 
Bäderhygienegesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesräti n  
Irene Crepaz übernommen. Ich  ersuche sie höf­
lich um die Berichterstattung. 

Berichterstatter in Irene Crepaz: Herr Präsi­
dent ! Herr Minister! Nach der geltenden Rechts­
lage ist bei der periodischen Uberprüfung von 
Bädern durch die Bezirksverwaltungsbehörde ein 
wasserhygienisches Gutachten einzuholen, dessen 
Kosten vom Bund zu tragen sind. Durch den ge­
genständlichen Gesetzesbeschluß sol l  nunmehr 
für die Inhaber von Hallenbädern und künstl i ­
chen Freibeckenbädern normiert werden, daß 
diese Inhaber für die Einholung eines Gutachtens 
zu sorgen haben, sodaß die Tragung der Kosten 
eines Gutachtens auf die Bäderi nhaber übergeht. 
Der Gesetzesbeschluß sieht vor ,  daß als Sachver­
ständige für Hygiene nur Amtsärzte, Hygienein­
stitute von österreichischen Universitäten oder 
Gebietskörperschaften ,  bundesstaatl iche bakte­
riologische-serologische Untersuchungsanstalten 
oder gleichartige Anstalten, die unter der Leitung 
e ines Facharztes für Hygiene stehen, heranzuzie­
hen sind. Im Gesetzesbeschluß wird auch nor­
m iert, daß der Sachverständige bei Kenntnis von 
U mständen,  die eine unmittelbare Gefährdung 
der Badegäste erwarten lassen ,  die Bezi rksverwal­
tungsbehörde und den Betriebsinhaber unverzüg­
l ich  zu verständigen hat. 

Der Sozialausschuß  hat d ie gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in  Verhandlung genommen und e instimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen,  
keinen E inspruch zu erheben .  Als Ergebn is seiner 
Beratung stel lt  der Sozialausschuß somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Besch luß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit  dem das Bäderhygienegesetz geändert wird, 
wird kein E inspruch erhoben .  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

548. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)74 von 88

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 548. Sitzung - 19 .  Deze mber 1 9<) 1  25763 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
losef Rauchenberger. Ich erte i le es ihm.  

15.'19 
Bundesrat losef Rauchenberger (SPÖ, Wien) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr B u ndesmini ­
ster! Hoher Bundesrat! Die gegenständliche Vor­
lage gründet sich auf einen Antrag der Abgeord­
neten Stocker.  Dr. Leiner und Genossen und 
sieht im wesentlichen eine Änderung der Kosten­
regelung im Bäderhygienegesetz vor. 

Das derzeit gültige Bäderhygienegesetz regelt 
nämlich, daß Badeanlagen, d ie diesem Gesetz un­
terl iegen,  periodisch wiederkehrend von den Be­
zirksverwaltungsbehörden zu überprüfen sind. 

Die den Bezirksverwaltungsbehörden dabei 
aufgelaufenen Kosten für wasserhygienische Gut­
achten waren bisher als Zweckaufwand vom 
Bund zu ersetzen. Darüber h inaus klagt der Bund 
über einen enorm hohen Verwaltungsaufwand 
bei der Abwicklung des Kostenersatzes für derar­
tige Gutachten innerhalb der betreffenden öster­
reichischen Bäder. 

Durch  die nunmehr in Aussicht genommene 
Regelung des § 14 Abs. 2 über die Kostentragung 
erwächst nunmehr allen Gemeinden e i ne zusätz­
l iche finanzielle Belastung für den Bereich der ei­
genen Bäder. Diese Regelung, die eine Verschie­
bung der Kostenbelastung zwischen den Gebiets­
körpersc haften zugunsten des Bundes bewirkt,  
wird aus diesem Grund daher vo m Städtebund, 
aber auch von der Gemeinde Wien besonders ab­
gelehnt. 

Der Argume ntation im Allgemeinen Te il der 
Erläuterungen kann aus meiner Sicht auch nic ht  
gefolgt werden. wonach die angesprochene Ko­
stentragung als eine für Bewi l l igungsin haber fest­
gelegte Rechtspfl icht der Tatsache fo lge, daß der 
Betrieb einer Badeanlage al lein in ihrem Interesse 
l iege. 

In Wien beispielsweise werden die städtischen 
Bäder nämlich nicht gewinnorientiert, sondern 
im  Interesse der Bevölkerung und im öffentlichen 
Interesse als Maßnahme i m  Sinne der Volksge­
sundheit geführt. 

Unabhängig von diesen grundsätzl ichen Beden­
ken sind gegen den § 14 Abs. 2 des Entwurfs fol ­
gende Vorbehalte vorzubringen: 

Der Inhaber e ines Bades kann näml ich  für den 
Zeitpunkt der Probeentnah me opt imale Bedin­
gungen schaffen, zum Beispiel unmittelbar nach 
Neubefül lung des Beckens. Im Hinb l ick darauf ,  
daß die Wah l  des Zeitpunkts der Probeentnahme 
im Entwurf mit "einmal  jährlich" festgelegt ist, 
hat der Inhaber die Möglich keit ,  eine Wasserqua­
l ität begutachten zu lassen, die bei e iner unange­
sagten behördlichen Überprüfung zu e inem ande-

ren Zeitpunkt nicht gegeben wäre . Dieser Unsi­
cherheitsfaktor kann auch nicht durch das der 
Behörde im § 9 Abs. 3 gebotene Kontrol lsystem 
ausgeschlossen werden, zumal dies zuwenig kon­
kret und nicht umfassend genug geregelt ist. 

Die Bezirksverwaltungsbehörde müßte daher, 
sofern sie die Wasserquali tät auch weiterhin zu 
überprüfen hätte , von sich aus wasserhygienische 
Gutachten einholen und würde hievon nicht 
durch das nunmehr im § 9 Abs. 1 neu aufgenom­
mene Wort "erforderlichenfalls" entbunden wer­
den. 

Eine Minderung des Hygienestandards in Bä­
dern und Saunen könnte nur dann verhindert 
werden, wenn legistisch sichergestellt wird, daß 
der Inhaber der Anlage keinen E influß auf die 
Wah l  des Zeitpunktes der gemäß § 1 4  Abs. 2 not­
wendigen Probeentnahmen d�s Wassers nehmen 
kann .  

Da sich d ie  E ignung der Badebeckenwässer an 
den Anforderungen orientiert, die an Trinkwasser 
gestel l t  werden,  zum Beispiel § 1 2  Bäderhygiene­
gesetz und die Verordn ung über Hygiene in Bä­
dern,  so l lten die in diesen Best immungen aufge­
zählten Institute und Anstalten um jenen Kreis 
erweitert werden ,  der gemäß § 50 Lebensmitte l­
gesetz 1 975 autorisiert ist. über die Eignung als 
Trinkwasser Untersuchungen durchzuführen und 
Gutachten darüber zu erstatten .  

Insgesamt zeigt sich, daß diese Novelle keine 
inhaltl ichen Veränderungen,  sondern ausschl ieß­
lich e ine Verschiebung der Kostensituation bein­
haltet. Da wir heute aber gleichzeit ig das Abga­
benänderungsgesetz besch lossen haben, durch das 
die Gemeindefinanzierung verbessert wurde , und 
damit den Gemeinden die durch dieses Gesetz an­
fal lenden Mehrkosten vom Bund durch andere 
Einnahmequellen abgegolten werden ,  sieht sich 
meine Fraktion in der Lage, diesem Ge�etzesbe­
sch luß zuzustimmen. (Beifall bei der SPO. ) 15.53 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen  l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Berichterstattung e in  Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht gegeben .  

Wir gelangen daher zur  A b s t i m  m u n g .  

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
liegenden Beschluß  des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
d ies S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  
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Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

26. Punkt:  Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Tuberkulosegesetz geändert wird 
(263/A - II-408 1 und 342/NR sowie 4190IBR der 
Beilagen) 

Vizepräsident  Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 26. Pun kt der Tagesordnung: 
Beschluß des Nationalrates vom 16 .  Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Tuberkulosegesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesräti n  
I rene Crepaz übernommen. Ich ersuche sie höf­
l ich darum. 

Berichterstatterin Irene Crepaz: Im Tuberku lo ­
segesetz ist derzeit unter anderem vorgesehen,  
daß die Behandlungkosten ,  sofern diese nicht 
durch  die Sozia lversicherung oder e ine Kranken­
fürsorgeanstalt oder vom Bund aus dem Titel der 
Kr iegsopferversorgung, der Heeresversorgung 
oder der Opferfürsorge oder durch eine private 
Krankenversicherung getragen werden, vom Staat 
zu tragen sind.  Weiters ist nach der derzeitigen 
Rechtslage e ine Wi rtschaftsh ilfe zur Sicherste l­
J ung der Lebenshaltung für den Erkrankten und 
seine Familie zu  gewähren. 

Aufgrund des vo rliegenden Gesetzesbesch lus­
ses des Nationalrates sol l  nun in Zukunft d ie  
Wirtschaftshi lfe n icht mehr gewährt werden .  In  
dem diesem Gesetzesbesch luß  zugrunde l iegen­
den Initiativantrag 263/ A der Abgeordneten 
Stocker, Dr. Le iner und Genossen wurde in die­
sem Zusammenhang darauf hingewiesen ,  daß die 
Tuberku lose dank der heute gegebenen Behand­
Jungsmögl ichkeiten kein besonderes Gefahrenpo­
tential mehr darstel lt und es daher auch nicht er­
forderlich ist. e i ne Privilegierung der an Tuberku­
lose Erkran kten gegenüber anderen Krankheits­
gruppen durch Leistungen der Wirtschaftsh il fe 
aufrechtzuerhalten.  

Weiters sieh t  der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß vor, daß d ie Behandlungskosten nicht nur 
so lange vom Staat getragen werden, a ls  e in siche­
res Aktivitätszeichen vorl iegt, sondern auch dar­
über h inaus nach Maßgabe der in  der An lage zum 
Tuberkulosegesetz vorgesehenen Fristen,  wen n  
d ies zur Vermeidung von Rückfällen oder zur  
Durchführung von Rehabi l itationsmaßnahmen 
erforderlich ist . Ausdrückl ic h  ist  im gegenständl i ­
chen Gesetzesbesch luß nunmehr vorgesehen, daß 
vom B und auch d ie  Kosten zur Behandlung ande­
rer Krankhe iten zu übernehmen sind, sofern die­
se im Zusammenhang m it der Erkrankung der 
Tuberkulose stehen oder zur Vermeidung e iner 
Reaktivierung erforderl ich sind. Die Übernahme 
der Kosten durch den Bund sol l  jedoch nach wie 

vor nur dann  �rfolgen, wenn nicht d ie oberwähn­
ten Fälle der Ubernahme der Behandlungskosten 
durch andere I nstitutionen gegeben sind. 

In  den Übergangsbestimmungen ist vorgese­
hen , daß der bisher bestehende Anspruch auf Ge­
währung von Wirtschaftsh ilfe in laufenden Ver­
fah re n  dann zu berücksichtigen ist, wenn h ievon 
Zeiträume vor Ablauf des 3 1 .  Dezember 199 1  be­
troffen sind. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 1 8 . Dezember 
1 99 1  in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen,  dem Hohen Hause zu empfeh len, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis  seiner Beratung stel lt  der Sozial­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen:  

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
16.  Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Tuberkulosegesetz geändert wird, 
wird kein E inspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort­
meldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies n icht 
der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird von der Berichterstattung e in Sch lußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der Fall .  

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen  und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Besch luß  des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist d ies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

27. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gerichtsgebührengesetz geändert 
wird (GGG-Novelle 1991) (298 und 350INR so­
wie 4192/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
langen nun zum 27. Punkt der Tagesordnung: 
Beschluß  des Nationalrates vom 1 6. Dezember 
1 99 1  betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Gerichtsgebührengesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Farthofer übernommen.  Ich ersuche ihn 
höfl ich darum. 
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Berichterstatter Erich Farthofer: Das Gerichts­
gebührengesetz ist am 1 .  Jänner 1 985 in Kraft ge­
treten. Die in d iesem Bundesgesetz normierten 
Beträge sind - abgesehen von den Gebühren für 
Grundbuchs- und Handelsregisterauszüge (nun­
mehr Grundbuchs- und F irmenbuchsauszüge) ,  
d ie bereits mit Wirkung von 1 .  Jänner 1 988 er­
höht worden sind - seither unverändert gebl ie­
ben. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß verfolgt das 
Zie l ,  im Hinbl ick auf e ingetretene Kaufkraftände­
rungen und die gleichzeitig gestiegenen Aufwen­
dungen der Justiz die festen Geb üh ren und Be­
messungsgrundlagen den nunmehrigen Gegeben­
heiten anzupassen.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 199 1  betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gerichtsgebührengesetz geändert 
wird (GGG-Novelle 199 1 ) , wird kein E inspruch 
erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge­
hen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Bundesrat 
Dr. Milan Li nzer. Ich erteile es ihm. 

/ 5.59 
Bundesrat 01'. Milan Linzer (ÖVP, Burgen­

land): Herr Präsident!  Herr Bundesminister !  Mei­
ne Damen und Herren !  Hoher Bundesrat ! Wenn 
ich mich quasi als Sprecher der rechtssuchenden 
Bevölkerung melden darf, so möchte ich gleich 
offen bekennen, daß ich zwei Seelen in meiner 
Brust habe . 

D ie eine Seele zeigt und sagt mir, daß wir sehr 
woh l  dafür Verständnis haben müssen,  daß die 
Justiz für ihre Aufwendungen im Zusammenhang 
mit gebührenpflicht igen Amtshandlungen eine 
entsprechende Bedeckungsquote durch Einnah­
men aufbringen muß, und zwar eine adäquate Be­
deckungsquote, wenn Sie wollen, im Vergleich zu 
den anderen Ministerien. 

Wie wir im Ausschuß gehört haben, ist diese 
Bedeckungsquote in den letzten Jahren durchaus 
erfreulich. In den letzten drei Jahren betrug sie 
7 1  Prozent, 75 Prozent beziehungsweise 
73 ,6 Prozent, im Gegensatz zu den vorangegan­
genen Jahren, in denen es sechziger Zahlen gege­
ben hat. 

Obwohl der sogenannte lustizaufwand durch 
vermehrte Aufgaben - ich nenne einige Stich­
wörter: verstärkte Verfahrenshi lfe, Erhöhung der 
Rechtspraktikantengehälter , E inführung der Ar­
beits- und Sozialgerichte - gestiegen ist, gab es 

eben diese positiven Zahlen,  n icht zuletzt wahr­
schein l ich  auch dadurch, daß durch die geringfü­
gige inflationäre Entwick lung, von der wir ja alle 
wissen, auch jene Beträge gestiegen sind, die quasi 
die Bemessungsgrundlage für die Gebührenvor­
sc hreibung ergeben .  

Meine Damen und Herren, das zum einen. 
Aber die zweite Seele zeigt mir auch,  daß es hin­
sichtl ich dieser Gebührenerhöhung, die dieses 
Gerichtsgebührengesetz mit  sich bringt, auch ei­
nige Kritikpunkte gibt. Ich möchte auch noch 
nachtragen ,  daß natürlich durch die Kaufkraftän­
derung eine gewisse Steigerung der Gebühren er­
forderlich ist. Die Kaufkraftänderung beläuft sich 
seit dem Beschluß beziehungsweise der Inkraft­
setzung des letzten Gerichtsgebührengesetzes, 
a lso seit 1 .  1 .  1 985, auf etwa 20 Prozent. 
20  Prozen t  - linear - macht eben auch die Er­
höhung bei d iesem Gerichtsgebührengesetz aus. 

Aber, wie schon gesagt, es gibt einige Krit ik­
punkte dahin gehend, daß wir vor allem auf die 
sozial schwachen Gruppen, auf die Randgruppen, 
a lso auf die Bevölkerung in  den Randregionen be­
ziehungsweise in den Randzonen zuwen ig Rück­
sicht genommen haben. Ich komme hier zu einem 
Thema, das ich, so glaube ich, dem hochverehrten 
Vorgänger,  Herrn Bundesminister Foregger, 
schon einmal erörtert habe, und zwar ist das bei 
bestimmten Rec htsvo rgängen,  vor allem bei der 
Beurkundung von Grundstücksverträgen .  die 
Mehrfach- beziehungsweise Doppelbelastung 
durch Bundesgebühren: einerseits Gerichtsge­
bühren,  dann die sogenannten Stempelgebühren 
durch das leider Gottes sehr antiquierte Gebüh­
rengesetz und auch diverse andere Verwaltungs­
abgaben .  

Ich glaube. daß  dieser Zustand beseitigt werden 
muß .  Ich habe heute Gelegenheit gehabt, diesbe­
züglich m it Herrn Staatssekretär Dr. Ditz zu 
sprechen .  Er hat mir versprochen. daß er sich 
sehr wohl  auch dieses antiqu ierten Gebührenge­
setzes annehmen wird, und ich hoffe sehr,  daß es 
zu interministeriellen Gesprächen kommen wird, 
damit hier eine Verbesserung Platz gre ift. Meiner 
Meinung nach sind gerade die sozial Schwachen 
- wie bereits ausgeführt - in Randgebieten, i n  
Grenzzonen , beispielsweise bei uns i m  Burgen­
land, wo d ie Grundstückspreise noch sehr n iedrig 
sind, benachteil igt. Das heißt: Wenn es also zu 
einem Kaufvertrag über ein Grundstück kommt, 
m üssen wir damit  rechnen,  daß die Gesamtge­
bühren für den B und - wenn Sie wol len: für das 
Land - bei einem angenommenen Grundstücks­
preis von 5 000 S oder 10 000 S - also im unte­
ren Bereich - nahezu 2 000 S ausmachen . S ie 
werden mir zustimmen, daß das ein Unding ist. 
Denn was ist die Folge? - Die Sache bleibt viel­
fach unerledigt und unbeurkundet, was natürlich 
ein hohes Maß an  Rechtsunsicherheit bringt .  
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(Der P r ä  s i d e Jl l übernimmt �vieder den Vor­
sitz. ) 

Beim zweiten Kritikpunkt handelt es sich da­
rum ,  daß d ie Grundbucheintragungsgebührenbe­
fre iung eingeschränkt wird. B is dato gab es in je­
nen Fällen, in denen Rechte übertragen worden 
sind, beispie lsweise E igentumsrechte, oder wenn 
bei e inem Kaufvertrag gleichzeitig e ine Kauf­
preisstundung erfolgt ist und dieser Kaufpreis 
dann auf der Kaufl iegenschaft pfandrechtl ich si­
chergestel lt  wurde, zunächst eine 1 prozentige 
E intragungsgebühr,  und die Pfandrechtseintra­
gung bl ieb gebührenfre i .  Das so l l  nunmehr fal len, 
es kommt zur Kumulierung: 1 Prozent plus 
Pfandrechtseintragungsgebühr, also von 1 , 1  auf 
2 , 1 .  Ich meine, das ist wieder eine Diskriminie­
rung der sozial Schwächeren. Warum? - Weil 
Kaufpreisstundungen in erster Linie dort vor­
kom men, wo das Geld nicht fl ießen kann, also der 
Käufer sozusagen nicht flüssig ist, und anderer­
seits wird für den Verkäufer wahrschein lich wie­
der eine wesentliche Rechtsunsicherheit entste­
hen,  wei l man sich die Gebühren  wieder ersparen 
wil l ,  we il d ie Besicherung wegfa llen wird. 

Noch ein letzter kr itischer Punkt, den d ie Nota­
riatskammer im Begutachtungsverfah ren ange­
füh rt hat, ist, daß es nach § 32 Tarifpost 1 und 1 2  
i m  Zusammenhang mit einvernehml ichen  Schei­
dungen nicht nur zu Gebührenerhöhungen 
kommt, sondern es ist nach Meinung der Notari­
atskammer und nach meiner bescheidenen An­
sicht so , daß für jene Fäl le, in denen eine öffentli­
che Urkunde über d ie Scheid ungsvere inbarung 
vom Notar verfaßt wird, sozusagen ein gerichtl i­
ches Proto kol l  oder e ine gerichtl iche Beurkun­
dung nicht mehr erforderlich ist. Es ist auch n icht 
erforderlich ,  daß sich der Richter in hohem Maße 
mit  einer Begutachtung beziehungsweise mit ei­
ner Überprüfung beschäftigt. Da wäre e ine Ein­
sparu ng der Gebühren nach Tarifpost 1 d urchaus 
möglich. 

Das waren nur einige Kritikpunkte. Im gro ßen 
und ganzen,  glaube ich,  können wir aber mit d ie­
sem Gesetz durchaus einverstanden sei n .  Meine 
Fraktion wird daher d ie Zust immung ertei len. -
Dan ke schön .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  1 6.07 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung das Schlußwort 
gew ünscht? - Das ist nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrät innen und Bundesräte , 
d ie dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Das ist 
S t i m m e n m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

28. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. Dezember 1991 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
(3. BDG-Novelle 1991),  das Gehaltsgesetz 1956, 
das Richterdienstgesetz, das Vertragsbedienste­
tengesetz 1948 und die Bundesforste-Dienstord­
nung 1986 geändert werden (293 und 334/NR 
sowie 4183/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 28. Punkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsge­
setz 1 979 (3 .  BOG-Novelle 1 99 1 ) ,  das Gehaltsge­
setz 1 956, das Richterdienstgesetz, das Vertrags­
bedienstetengesetz 1 948 und die Bundesforste­
Dienstordnung 1986 geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Martin Strimitzer übernommen. Ich bitte um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Martin Strimitzer: Herr 
Präsident ! Herr Minister! Meine Damen und Her­
ren! Gegenstand des Besch lusses des Nationalra­
tes sind im wesentl ichen dienstrechtliche Rege­
lungen, durch welche d ie Frist für die Rückwir­
kung von Ernennungen auf sechs Monate verlän­
gert wird und die eine rückwirkende 
Definit ivstellung von Beamten bei E instel lung 
des D iszipl inarverfahrens, Freispruch oder 
Schuldspruch ohne Strafe vorsehen. Ferner wird 
eine Hemmung des Laufes der Verjährungsfrist 
ab dem Zeitpunkt der Erstattung der Strafanzeige 
an den Staatsanwalt, wenn der der Dienstpflicht­
verletzung zugrunde l iegende Sachverhalt Gegen­
stand der Strafanzeige ist, bis zur Zurücklegung 
derselben durch den Staatsanwalt vorgesch lagen,  
weiters e ine Rechtsgrundlage für  den Abzug von 
Geldstrafen und Geldbußen von den Ruhebezü­
gen und eine Regelung hinsichtlich  der Religions­
lehrer an Religionspädagogischen Akademien ge­
schaffen. 

Ferner enthält der Beschluß Anpassungsrege­
lungen, die aus Anlaß der aufgrund der Landes­
lehrer-Dienstrechtsgesetz-Novelle, BGBL 
Nr.  372/ 1 989, mit 1 .  Jänner 1 992 wirksam wer­
denden ÜbersteIlung herkömmlich ausgebildeter 
Volksschul lehrer mit Zusatzausbildung aus der 
Verwendungsgruppe L 2a 1 beziehungsweise die 
entsprechende Entlohnungsgruppe der Vertrags­
lehrer in die Verwendungsgruppe L 2a 2 bezie-
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hungsweise die entsprechende Entlohnungsgrup­
pe der Vertragsleh rer notwendig sind. 

Im übrigen hat der Gesetzesbeschluß die Be­
zugserhöhungen im öffentlichen Dienst zum 
1. Jänner 1 992 um 4,3 Prozent, jedoch minde­
stens um 630 S zum Inhalt. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in  seiner Sit­
zung vom 1 8. Dezember 1 99 1  in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zum empfehlen , keinen Einspruch zu 
erheben.  

Als E rgebnis se i ner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit 
den A n t r a g , der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
1 6. Dezember 1 99 1  betreffend ein B undesgesetz. 
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1 979 
(3. BDG-Novelle 1 99 1 ) , das Gehaltsgesetz 1 956, 
das Richterdienstgesetz, das Vertragsbedienste­
tengesetz 1 948 und die Bundesforste-Dienstord­
nung 1 986 geändert werden ,  wird kein Einspruch 
erhoben .  

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Bundesrat Vize­
präsident Walter Strutzenberger . leh erteile ihm 
dieses. 

16. 1 1  
Bu ndesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident! Meine Damen und Her­
ren !  Ich werde mich sehr kurz fassen können .  Sie 
haben aus dem Bericht entnehmen können, daß 
eine Reihe dienstrechtlicher Maßnahmen Ände­
ru ngen erfah ren mu ßte und als wesentl icher 
Punkt der Gehaltsabschl uß  für den öffentlichen 
Dienst für das Jahr 1992 besch lossen werden sol l .  
Ich möchte nur e inige wenige Anmerkungen dazu 
machen .  

Zum Gehaltsabschluß darf ich in Erinnerung 
rufen: 4,3 Prozent, ein Mindestbetrag von 630 S. 
leh glaube, daß dieser Gehaltsabschluß im Rah­
men der übrigen  Abschlüsse in  der Privatwirt­
schaft, der übrigen  Gewerkschaften liegt, und 
trotzdem gibt es - aber ich glaube , das gibt es 
jährlich wiederkehrend - aus bestimmten Ecken 
immer wieder Kritik an den Gehaltsverhandlun­
gen ,  an den Gehaltsabschlüssen für den öffentl i­
chen Dienst. Gerade bezügl ich der Ecke, aus der 
es immer wieder he ißt, daß der öffentl iche Die nst 
das Budget zu sehr belaste u nd diese Bundesre­
gierung, aber auch die Vertreter der Länder -
denn  es wird ja mit  den Gebietskörperschaften 
abgeschlossen - etwas zu leichtfertig wären ,  ist 
mir heute etwas e ingefallen , als ich mir  die heuti­
ge Tagesordnung angesehen habe. Ich wüßte so­
fort einen Einsparungsvorsch lag : Man könnte bei 

der FPÖ neun Bundesräte einsparen, denn sie ha­
ben e inen Allrounder unter sich ,  der alles kann, 
der zu jedem Tagesordnungspunkt sei ne Wort­
meldung abgibt. Ich meine, daß man, nachdem 
auch die Gehälter al ler hier im Raum Anwesen­
den um 4,3 Prozent angehoben werden, viel leicht 
einmal nachdenken sollte, ob es nicht da E inspa­
rungsvorschläge gäbe. 

Aber wieder zurück .  Ich möchte eines feststel­
len :  D ie Gehaltsabschlüsse für den öffentlichen 
Dienst - und das sei h ier einmal festgestellt -
entsprechen n icht nur den Abschlüssen anderer 
Arbeitnehmergruppen in Österreich, sondern -
ich möchte das einmal deutlich feststellen - der 
öffentliche Dienst ist jene Gruppe - und Sie 
müssen sich vor Augen halten, es geht hier um 
e ine dreiviertel Million Menschen - ,  die immer 
wieder - wie keine andere - zur Budgetkonsoli­
d ierung, zur Budgetausgewogenheit, um es vor­
sichtig auszudrücken, beigetragen hat. Trotzdem 
wird über Nul lohnrunden und, und, und gespro­
chen.  

Kollege Gudenus! Wenn Sie da so verzwickt 
dreinschauen und den Kopf schütteln, dann frage 
ich Sie als öffentlich Bediensteter,  ob Sie dagegen 
sind, daß die öffentlich Bediensteten ebenso hohe 
Gehälter bekommen wie die Leute in der Privat­
wirtschaft. Wenn Sie dieser Meinung sind, dann 
ste llen Sie sich e inmal da her, und sagen S ie das! 
Heute brauchen Sie eh keine Angst zu haben .  daß 
Sie Ihre Wäh lergruppen im öffentlichen Dienst 
damit stören .  Denn dort haben Sie etwas anderes 
erzählt. (Heiterkeit. - Beifall bei SPÖ und Ö VP. 
- Bundesrat Mag. G u d e Il II s: . . .  daß die Pen­
sionen der Privatbediensteten ebenso sein werden 
�i'ie im öffentlichen Dienst.') 

Ich nehme n icht an,  daß Sie so lange im Bun­
desrat ble iben werden ,  daß Sie da auch noch eine 
Pension zu Ihrem Monatsbezug oder zu Ihrer 
dann irgendwann einmal fällig werdenden Pen­
sion bekommen, aber sol lte das eintreten,  werde 
ich dann - da ich etwas älter bin als Sie - mit 
Freuden in  der Zeitung lesen, daß Herr Bundes­
rat Gudenus auf die Pension verzichtet hat, sie 
erscheint ihm zu hoch .  

Denn  e ines stelle i ch  auch fest, Herr Kollege 
Gudenus: Wenn  Sie die Pensionen im öffentli­
chen D ienst kritisieren . . .  (Bundesrat Mag. G u -
d e n u s: !eh kritisiere sie nicht, ich habe sie als 
beispielgebend hervorgehoben.') Na sicher !  S ie ha­
ben ja gerade gesagt, sie seien zu hoch und in der 
Privatwirtschaft haben sie andere. Verehrter Herr 
Bundesrat Gudenus, noch einmal: Ich schätze Sie 
sowieso - und wol lte Ihnen heute schon eine 
F reude machen mit meinem Einsparungsvor­
schlag - als Allrounder ein, nur ist die F rage, ob 
Sie ein Allrounder sind, der zu allem redet und 
von allem etwas versteht. Ich lade Sie herzlich zu 
mir  in einer Mußestunde ein, und wir können uns 
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über be ide Pensionssysteme, ASVG und Pen­
sionsgesetz, gerne unterhalten, und vielleicht 
kommen Sie dann zu einer anderen Ansicht. Aber 
ich muß das Ihnen überlassen. 

Jedenfalls bin ich der Meinung ,  daß, was den 
Gehaltsabschluß anlangt, richtig gehandelt wur­
de, richtig von se iten der Gewerkschaft, aber auch 
richtig von seiten des Dienstgebers. Allerdings, 
Herr Staatssekretär, möchte ich schon ein paar 
Bemerkungen zur Entlohnung und Besoldung im 
öffentl ichen Dienst machen. Zum e inen glaube 
ich, daß da immer wieder so leichtfertig von lei­
stungsgerechter Besoldung gesprochen wird. Ich 
betone ausdrück lich - und das als Wissender - ,  
daß zurzeit von einer leistungsgerechten Besol­
dung im  öffentl ichen D ienst kaum gesprochen 
werden kann. Das sehen wir schon daraus, daß 
jede Gruppe i m  öffentlichen Dienst zu Recht 
kommt und sagt, ich bräuchte für d iese und jene 
Tätigkeit eine Zu lage, ich muß für diese oder jene 
Tätigkeit eine andere Abgeltung bekommen. 
Warum? - Weil  man i m  öffentl ichen Dienst so 
ein b ißchen über den Kam m  schert und die Ent­
lohnungen - ich wiederho le mich - eben nicht 
leistungsgerecht sind. Daher mein Ersuchen an 
dich ,  Herr Staatssekretär, daß wir so rasch als 
möglich die derzeit in D iskussion und in Ver­
handlung befindliche Besoldungsreform zu einem 
Absch luß bringen.  

Ich möchte hier etwas sagen, was ich schon in 
Vieraugengesprächen dir gegenüber zum Aus­
druck bringen konnte: Mit  mir wird man keine 
Beso ldungsreform verhandeln können, wo man 
gleich feststel lt :  Das darf nur 1 Mil l ia rde, 
1 ,5 Mil l iarden kosten! ,  sondern ich bin zu jeder 
Diskussion, Verhandlung und aktiven Mitarbeit 
bereit, ohne daß ich mich jetzt binde. Wir werden 
versuchen, e ine leistungsgerechte Besoldungsre­
form zu machen, und übers Geld reden wir spä­
ter .  Das hei ßt, ich kann mir ohneweiters vorstel­
len ,  daß diese Besoldungsreform dann i n  Etappen 
durchgeführt wird. 

Ich sage das sehr  bewußt hier, damit man es 
vie l leicht auch einmal nachlesen kann, denn -
und damit beende ich schon meine Ausführun­
gen ,  was Besoldung anbelangt - ich g laube eines: 
Wir werden gut beraten sein ,  wenn wir versuchen, 
im  öffentlichen Dienst - ich sage es noch einmal 
- die Besoldung le istungsadäquat zu gesta lten.  

Zum zweiten:  Es gehört auch immer wieder zur 
Krit ik  am öffentlichen Dienst, daß es heißt: zu 
viele Beamte! Liebe F reunde! Mehr als 
40 Prozent sind nicht "Beamte" - unter Anfüh­
rungszeichen - ,  sondern Vertragsbedienstete, 
und von den sogenannten Beamten, die man sich 
dan n  in der Zeitung mit Ärmelschonern vorstel lt ,  
sind kaum 4 Prozent in  der direkten oder unmit­
telbaren Verwaltung tätig. 

D ie übrigen sind in D ienst leistungsbetrieben 
beschäftigt. Das geht von der Exekutive über das 
Krankenpflegepersonal bis zur Kindergärtnerin 
und so weiter. Da handelt es sich um Dienstlei­
stungen. 

Ich glaube, man sol lte und man muß sich daher 
auch bewußt sein und bewußt werden, daß man, 
wenn man der Ansicht ist, daß zu viele "Beamte" 
- Anführungszeichen - da sind, eine Verwal­
tungsreform anstreben muß .  Und mir tut leid, 
daß Bundesminister Weiss jetzt nicht anwesend 
ist. (Bundesrat Dr. 5 c h a m  b e c k: Er hat eine 
Verpflichtung!) Ich habe nur gesagt, mir tut es 
leid, l ieber Kollege Schambeck. Ich wei ß  schon, 
daß er zu Recht nicht da ist. Mir tut es deswegen 
leid, weil  ich der Meinung bin,  daß man ihm jetzt 
deutlich und nicht oft genug sagen sol l .  daß man 
nicht nur schauen soll ,  ob jetzt der Grundverkehr 
den Ländern zusteht, sondern daß - meiner An­
sicht nach - eine der Hauptaufgaben, damit die 
Kosten für den öffentlichen D ienst nicht explo­
dieren, eine Verwaltungsreform ist. Und es gilt 
hier das gleiche, was ich Staatssekretär Koste lka 
hinsichtlich Besoldung angeboten habe: Wir  wer­
den auch sehr tatkräftig, wenn es gewünscht wird, 
bei der Verwaltungsreform mitarbeiten. 

Zum Schluß kommend. Wir haben hier e ine 
Bestimmung - und ich bitte S ie, sich das e inmal 
zu Gemüte zu führen - hinsichtl ich des D iszipli­
narrechts, eine Bestimmung, die gar nicht leicht 
auszuhandeln  war.  Man wollte das Disz ip l inar­
rec ht etwas entschärfen, aber nicht al lzusehr, 
denn man braucht dieses Diszipl inarrecht im öf­
fentlichen Dienst unbedingt. Ich bekenne mich 
dazu, daß man e in Diszip l inarrecht braucht. 

Es wird so viel von den Privi legien der Beamten 
und der öffentlich Bediensteten gesprochen ,  und 
man vergißt ganz, daß es mit Ausnahme e iniger 
selbständiger Gruppen, d ie in ihren gesetzlichen 
Grundlagen auch Diszipl inarrechte enthalten ha­
ben, e igentlich n iemanden in Österreich gibt,  der 
zusätzlich zum Verwaltungsstrafrecht und zum 
Strafgesetzbuch,  dem man natürl ich unterl iegt, 
auch noch dem Diszipl inarrecht unterl iegt. Viel­
leicht sind sogar einige hier herinnen, die E rfah­
rung haben - ich habe mit dem Disziplinarrecht 
nicht viel Erfahrung -, die schon einmal m it dem 
Diszipl inarrecht in Konflikt  gekommen sind. Und 
diejenigen werden sicher bestätigen können,  was 
ich hier jetzt sagen werde, nämlich daß gerade in 
diesem Disziplinarrecht wirkl ich schwere Haken 
für die Beamten lauern. Das geht so weit, daß der 
Beamte auch noch in der Pension diszip l inär  zur 
Verantwortung gezogen werden kann. Ich wollte 
das zum Ausdruck gebracht haben .  Ich b in  froh, 
daß wir hier ein ige Punkte entschärfen konnten. 

Wenn es um den öffentlichen D ienst geht ,  re­
det man leichtfertig dahin :  Was brauche ich das? 
Das sind zu viele, und die sekkieren mich nur und 
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ähnliches mehr. Jeder vergißt aber, daß es ohne 
den öffentl ichen Dienst, ohne die Dienstleistun­
gen, die d ieser öffentliche Dienst erbringt, wahr­
scheinl ich diesen Staat Österreich nicht  geben 
würde, u nd wenn, dann sicherlich nicht in dieser 
demokratischen Form. Es würde uns s icherlich 
n icht so gut gehen, und wir würden trotzdem ei­
nen öffentlichen D ienst haben, der allerdings ein 
bißehen d iktatorischer vorgehen würde. 

Ich möchte daher an a l le politisch Verantwort­
lichen h ier  d ie B itte richten, alt das, was ich hin­
sichtl ich Besoldung, aber auch, was ich h insicht­
l ich  Reform dieser Verwaltung gesagt habe, zu 
bedenken und in die Diskussion miteinzubezie­
hen. 

Herr Präsident! Da es die letzte Sitzung und 
meine letzte Wortmeldung hier ist, möchte ich 
mir  außerhalb der Tagesordnung erlauben ,  Ihnen 
al len und Ihren Famil ien  ein sc hönes Weih­
nachtsfest und ein gutes Neues Jahr zu wünschen. 
- Ich danke schön. (Allgemeiner Beifall. ) 16.25 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Bundes­
rat Herbert Wei ß.  Ich erteile ihm dieses. 

J6.�5 
Bundesrat Herbert Weiß (ÖVP, Steiermark):  

Herr Präsident! Herr Staatsse kretär !  Erlauben Sie 
mir,  daß ich auch in gebotener vorwei hnachtli­
cher Kürze zu diesem Beamten-Dienstrechtsge­
setz und zum Gehaltsgesetz kurz Stel lung nehme. 

Mein Vorredner hat bereits auf den Inhalt des 
Diszipl inarverfahrens hingewiesen. Erlauben Sie 
mir, daß ich es Ihnen noch kurz erläutere. 

Nach den in Geltung stehenden Best immungen 
des Beamten-Dienstrechtsgesetzes ist während ei­
nes Disz ip l inarverfahrens weder eine Definitiv­
stel lung ,  das heißt die endgültige Aufnahme in 
den öffentl ichen Dienst, möglich ,  noch ist eine 
al lfäl l ige Beförderung denkbar. 

Die E rnennung eines Beamten, gegen den ein 
Diszipl inarverfahren eingeleitet ist, kann jedoch 
unter Offen haltung der Planstelle durch Bescheid 
vorbehalten bleiben. Wird die Einleitung des Dis­
zipl inarverfahrens später aufgehoben oder das 
Verfahren eingestel lt, so kann innerhalb von drei  
Monaten die Ernennung rückwirkend erfolgen. 
Aber dieser dreimonatige Vorbehalt hat sich in 
der Praxis häufig a ls  unzureichend erwiesen, wei l  
die Übermittlung der Informationen über die 
Disziplinaroberkommissionen, Bundeskanzler­
amt, Bundesministerium, b is zu den Dienststellen 
öft länger als drei Monate dauerten.  Das heißt, 
trotz Einste l lung des Verfahrens kam es letzten 
Endes zu besoldungsrechtlichen SchlechtersteI­
lungen. 

Der vorl iegende Gesetzesbeschluß enthält da­
her zunächst die dienst- und besoldungsrechtl i-

ehen Regelungen,  mit denen eine Behinderung 
der Laufbahn oder besoldungsmäßige Folgewir­
kungen von ungerechtfertigten Strafen und Diszi­
plinaranzeigen beseitigt werden sollen. 1m beson­
deren sol lte die früher erwähnte Frist von drei auf 
sechs Monate erhöht werden. 

Daneben enthält der abgeänderte Entwurf aber 
auch noch das Ergebnis der Verhandlungen zwi­
schen dem Verhandlungskomitee der v ier Ge­
bietskörperschaften und den Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes, der Gemeindebedienste­
ten, der E isenbahner und der Post- und FernmeI­
debediensteten, über eine E rhöhung der Bezüge. 
Kollege Strutzenberger, der einer der Hauptver­
antwortlichen in diesen Verhandlungen war, ne­
ben unserem Vorsitzenden Siegfried Dohr, hat 
das Ergebnis schon vorweggenommen: 
4,3 Prozent, mindestens aber 630 S und Weiter­
verhandlung von Spartenproblemen, keine Ruhe­
stellung von Spartenproblemen. 

Erlauben Sie mir, insbesondere auf die 630 S 
hinzuweisen, wei l  sie eine stärkere Berücksichti­
gung der schwächeren Besoldungsgruppen in un­
serem Bereich darstellen. Die 4,3 Prozent schei­
nen mir, aber auch al len anderen 850 000 Bezie­
hern d ieser erhöhten Bezüge eine durchaus ange­
messene und den Leistungen des öffentlichen 
Dienstes entsprechende Erhöhung zu sei n.  

Auch ich bin der Auffassung, daß bei der Wei­
terverhandlung der laufenden Probleme die Pro­
bleme der Exekutive, die Relationsherstel lung bei 
den Lehrern, aber auch d ie Modernisierung des 
Besoldungsrechts im öffentlichen Dienst eine 
ganz entscheide nde Rolle spielen. 

Das neue System l iegt ja dem Grund nach vor .  
Es so l l  eine Grundlaufbahn  und eine Funktions­
beziehungsweise Leistungslaufbahn  vorsehen. 
Meine Bitte , der ich ja el ie ersten Entwürfe dieses 
neuen Systems ke nne, geht dahin,  daß es keine 
Beso ldungsreform für die obersten Beamten sein 
so l l .  Beim ersten Entwurf. Herr Staatssekretär ,  
den ich mit Ihnen einmal besprechen konnte, hat­
te man den Eindruck,  daß es sich um eine Reform 
für Sektionschefs handelt. 

Ich bin der Auffassung, vom gewerkschaftl i­
chen Standpunkt kann e ine Besoldungsreform 
nur dann goutiert werden ,  wenn sie den Bedien­
steten, den kleinen Bediensteten, wirklich etwas 
bringt und die Leistungen generell anerkennt. 
Und h ier erlauben Sie mir den ganz schüchternen 
Hinweis, daß wir vor ein, zwei Jahren die Einbin­
dung der Postverwaltung in das HO-Schema vor­
genommen haben, und wenn ich mir den Bewer­
tungskatalog des Postdienstes hernehme, so kom­
me ich zu der Ansicht, daß er eine Grundlage für 
zukünftige Bewertungen auch im öffentlichen 
Dienst sein  könnte, und auch die Relation der Be­
zugserhöhungen könnte sich an der Erhöhung für 
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Postbedienstete ein entsprechendes Beispiel neh­
men. 

Damit möch te ic h meinen H inweis eigentlich 
schon beenden ,  nur in Ergänzung der Ausführun­
gen des Kollegen Strutzenberger dem Kol legen 
Gudenus noch etwas mitgeben :  Es gibt eine Stu­
die des Sozialministers Geppert. Diese Geppert­
Studie hat e inen Vergleich zwischen den Lebens­
verdienstsummen von Beschäftigten im öffentli­
chen Dienst und im P rivatbereich angestellt. Ich 
empfehle I hnen diesen Bericht  zum Studium. Sie 
werden zur Erkenntnis kommen, daß Sie trotz 
einer hohen Pension als Obrist der Heeresverwal­
tung in der Lebensverdienstsumme mit vergleich­
baren Berufsgruppen des Privatdienstes noch im­
mer nicht Schritt halten können. 

Mit dieser fast versöhnl ichen Bemerkung 
sch l ieße ich meine Rede und erkläre, daß meine 
Fraktion dem vorl iegenden Entwurf die Zustim­
mung geben wird.  ( Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  
/ 6.32 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich .  Bun­
desrat Bernd Gauster .  Ich ertei le ihm dieses. 

/6.32 
Bundesrat Bernd Gauster (FPÖ, Steiermark): 

Herr Präsident l  Herr Staatssekretär !  Hohes Haus! 
Darf ich e ingangs eine kleine H inzufügung zu 
meiner am 3 .  1 2 . gehaltenen Rede machen: Es 
war ein re iner Zufal l .  Am nächsten Tag war Post 
in meiner Postablage , der l ibanesische Offizier 
hat mir d iesen Brief geschrieben (der Redner 
'vI/eist den Brief vor ) ,  daß er nach zwei Jahren der 
Irrwege endlich in Belgien glücklich eine Unter­
kunft gefunden hat. Das war fast ein k leines 
Weihnachtswunder, weil mir das wirklich durch 
Zufall am nächsten Tag zugestellt wurde . Das hat 
mich persönl ich seh r  gefreut. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m b  e c k: Ein Weihnachtsmann.') Es war 
zufäl l ig, aber für mich war es sehr berührend . Der 
Weihnachtsmann war es nicht, aber es war für 
mich wirkl ich berührend.  

Und nun zur Sache: Die Forderung der Ge­
werkschaft Öffentl icher Dienst, die Zulagen der 
Beamten im Exekutivbereich um 5 000 S im Mo­
nat zu erhöhen, wurde in der Öffentlichkeit mit 
Kopfschütte ln  aufgenommen. Selbst die Betroffe­
nen glaubten nicht ernsthaft an die Realisierung 
dieser Forderung. Jahrelang hatte die Gewerk­
schaft die wah ren Probleme der Beamten im Exe­
kutivbereich nicht erkannt. Jetzt, aufgrund der 
bevorstehenden Personalvertretungswahl ,  kamen 
die Funktionäre anscheinend unter Zugzwang 
und forderten eine stattliche Summe, offensicht­
l ich um zu zeigen, wie gut sie die Interessen der 
Beamten vertreten. 

D iese Handlungsweise zeigt deutlich, wie sehr  
sich die Gewerkschaftsfunktionäre von  der Basis 

abgekapselt und entfernt haben.  N icht ein be­
stimmter Geldbetrag, sondern ein besseres und 
gerechteres Besoldungsschema mü ßte gefordert 
werden .  Die Realisierung dieser Forderung würde 
ja ohnedies bewirken,  daß d ie Gehälter der Beam­
ten angehoben werden. Es ist daher unbedingt 
notwendig, die Gendarmerie- und Polizeibeamten 
aus dem Schema der Allgemeinen Verwaltung 
herauszunehmen und für diese Beamten ein e ige­
nes Schema zu schaffen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich  Bayerns 
Innenminister Dr. Edmund Steuber erwähnen,  
der sich für die Schaffung einer eigenen Sonder­
laufbah n  bezüglich Polizei in Deutschland aus­
sprach .  

Von uns Exekutivbeamten werden fundierte 
Rechtskenntnis, schnelle Entscheidung  und hoher 
persönl icher Einsatz gefordert. (Bundesrat 
P a y e r: Von anderen öffentlich Bediensteten 
auch!) Ich rede jetzt als Gendarm.  Das ist meine 
Berufsebene. Ich rede jetzt als Gendarmeriebe­
amter. (Bundesrat P a  y e r: !eh gehöre auch in den 
öffel1llichen Dienst, ich würde das gLobaler sehen.') 
Ich werde Sie das nächste Mal erwä hnen. Sie m üs­
sen mir das nur sagen ,  dann rede ich auch für Sie. 
Ich rede als Gendarm. wei l  ich das am besten ver­
stehe. ich werde sc hon noch auf Ih r  Thema kom­
men. Lassen Sie mich fertig ausfüh ren ! Auch Sie 
haben schnelle Entscheidungen zu treffen - um 
Sie mit dieser Formulierung zufriedenzustellen. 

Außerdem birgt der Pol izeiberuf wie kein  an­
derer persönliches Risiko für Leib u nd Leben in 
sich .  U nsere Arbeit wird immer nur als Hi lfs­
dienst für Behörden dargestellt. Wir sind schon 
lange keine Hilfsorgane mehr,  sondern wir s ind 
gut ausgebi ldete Fachkräfte, ja Spezialisten, deren 
Hi lfe die Behörden in Anspruch nehmen können. 
(Bundesrätin Dr. K a r  l S s a n : Leibwächter.') 

Zieht man die Ausbildung, den Tätigkeitsbe­
reich, die Verantwortung und d ie Widerwärtig­
keit des Dienstes der Exekutivbeamten heran und 
stellt man einen Vergleich mit den Beamten der 
Allgemeinen Verwaltung, so wie Sie e iner sind, 
her, so wird man große Unterschiede feststellen 
können.  Die Grundausbildung der Gendarmerie­
beamten beträgt zwei Jahre,  d ienstführende Be­
amte haben eine weitere Ausbi ldung von zehn 
Monaten . Diese vorhin aufgezäh lten Umstände 
sowie die Nachtei le des Wechseldienstes mü ßten 
Grundlage für die Forderung einer gerechten Be­
soldung sein. Eingetei lte Beamte werden erst 
nach e iner sechsjähr igen Verwendung in  C über­
stellt, obwohl sie hochwertige fach liche Arbeit lei­
sten.  Sie müssen ,  wie alle anderen Gendarmerie­
beamten auch, Vernehmungen durchführen, An­
zeigen und Berichte schreiben und werden dafür 
lediglich  auf die gleiche Ebene wie e in  Briefträger 
gestellt. Aufgrund der Ausbildung, der Tätigkeit 
und der Verantwortung leisten . . .  (Zwischenruf 
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des Bundesrates Herbere W e iß. } Ich komme 
dann gleich dorthin .  (Bundesrat K 0 n e c n y: Ha ­
ben Sie die Rede selbst geschrieben ?) Ja, mit Hi lfe 
von meinen Kol legen , das muß ich ganz offen sa­
gen .  Ich habe sie aber schon selber geschrieben .  

Aufgrund der  Ausbildu ng, der  Tätigkeit und 
der Verantwortung leisten Bezirksgendarmerie­
kommandanten ,  Postenkommandanten und de­
ren Stel lvertreter B-wertige Arbeit .  Die Posten­
kommandanten sind für die P lanung, Koordin ie­
rung, Aktivierung und Führung des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes in ihren Überwachungsgebie­
ten verantwortl ich.  Ihre Bewertung und Besol­
dung stehen aber im krassen Widerspruch zur tat­
sächl ichen Tätigkeit. Der Gendarmerieposten bi l ­
det das wichtigste Glied im  S icherheitsdienst. D ie 
Beamten des Postens leisten und leiten den ge­
samten Sicherheitsdienst und stellen den Kontakt 
zur Bevölkerung her. Alle sonstigen Dienstste llen 
mit Ausnahme der Krim inalabtei l ung und der 
Verkehrsabteilung sind entweder für die Verwal­
tung oder Kontro l le des Dienstes zuständig. 

Bei der notwendigen U mstrukturierung der 
Gendarmerie mü ßte die Devise lauten:  Weg vom 
Zentralismus. (Bundesrat Mag. B ö s  c h: Wohin?) 
In  Zukunft sol lte man nicht die Zentralste lien 
aufwerten, sondern besser bewertete Dienstpo­
sten . . .  ( Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. )  Ich 
habe immer gedac ht, es kann nur e iner sprechen. 
Aber wenn wir g.emein�?m sprechen . . .  (Z'.1.'i­
schenrufe bei SPO und O VP. ) Ich bin ganz jung .  
S ie werden Ihrem Ruf ganz gerecht, so wird das 
auch draußen erkannt. Ich spreche jetzt weiter ,  
auch wenn Sie dazwischenreden.  

In Zukunft so l lte man daher nicht die Zentral­
stelIen aufwerten ,  sondern besser bewertete 
Dienstposten bei den Gendarmerieposten schaf­
fen.  ( Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: Ihr müßt brav 
sein. 'Nenn der Herr Gendarm redet.') Danke viel­
mals. 

Zur Erläuterung möchte ich anführen, daß ein 
Postmeister - jetzt kom mt die Post dran - einer 
Kleinstadt wie Kindberg u nter P T 2 im Besol­
dungsschema eingestuft ist. In der Gehalts­
stufe 1 7  beträgt sein Gehalt 30 753 S. Seine Lei­
terzulage ist die Gehaltsstufe 15 und beträgt be­
reits 1 1  1 23 S. Sein Stellvertreter ist in P T 3 ein­
gestuft, e in Briefträger ist in P T 7 eingestuft. Das 
zur Erk lärung. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: 
Was haben Sie gegen die Briefträger, das sind flei­
ßige, ordentliche Menschen!) Grundsätzlich gar 
nichts, ganz im Gegente i l ,  er hat mir  d iesen wun­
derschönen Brief gebracht,  dafür b in ich dem 
Briefträger sehr dankbar, nach wie vor. - Das 
grundsätzl ich zum Tätigkeitsbereich der Briefträ­
ger . 

Abschl ießend möchte ich erwähnen, daß uns 
diese Gehaltserhöhung sicherlich e ine beträchtli-

ehe Verbesserung bringt, sie ist aber k� in  Opti­
mum. Ich glaube. wir werden über eine Anderung 
unseres Besoldungsschemas n icht hinwegkom­
men. Dennoch begrüße ich es, daß wir zumindest 
diese Gehaltserhöhung erhalten haben .  - Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der 
FPÖ. )  16.38 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Staatssekretär Dr. Peter Kostel ka. Ich erteile ihm 
dieses. - Bitte , Herr Staatssekretär. 

1638 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 

Kostelka: Sehr geehrter Herr Präsident !  Meine 
sehr  geehrten Damen und Herren!  Hohes Haus! 
Vorerst darf ich einmal mit Befriedigung feststel­
len, daß insbesondere der Gehaltsabschluß,  aber 
auch die Beamten-Dienstrechtsgesetz-Novelle die 
Zustimmung auch dieses Hauses erfahren wird. 
Damit wird e ine Bestätigung dafür ausgespro­
chen, daß e ine Gehaltserhöhung und eine Lohn­
entwicklung im öffentlichen Dienst stattfinden ,  
die sich durchaus mi t  anderen Bereichen der 
Wirtschaft messen kann.  

Ich darf in diesem Z usammenhang insbesonde­
re auch auf das hinweisen. was Sie, Herr Bundes­
rat Weiß, gesagt haben. daß wir mit diesem Ge­
haltsabschluß  im öffentlichen Dienst immerhin 
ein Mindestgehalt von 12 400 S erreicht haben ,  
und das bedeutet in meinen Augen, daß gerade 
die einfacheren Verwendungen, die unteren 
Dienstklassen im öffentl ichen Dienst, ganz beson­
dere Beachtung finden.  

Das wird natürlich auch im Zusammenhang 
mit der Besoldungsreform zu bedenken sein .  Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß es die erste Phase 
der Besoldungsreform ja schon gegeben hat und 
daß es bei der vor uns l iegenden Besoldungsre­
formphase insbesondere darum gehen wird,  eine 
leistungsorientierte und leistungsgerechte Besol­
dung zu verwirklichen. Das kann natürlich nicht 
bedeuten, daß ganze Gruppen beträchtl iche Zu­
gewinne haben werden, sondern das wird arbeits­
platzorientiert zu erfolgen haben,  und gerade die­
se arbeitsplatzorientierte Abgeltung sol l  ja e in 
Leistungselement entha lten. 

Herrn Präsidenten Strutzenberger möchte ich 
sehr herzlich für sein  grundsätzliches Bekenntnis 
zur Verwaltungsreform danken. Ich glaube, daß 
das eine Aufgabe des gesamten öffentlichen Dien­
stes - auch der Bediensteten - ist, um sicherzu­
stel len, daß die Finanzierbarkeit des öffentlichen 
Dienstes auch in Zuku nft gegeben ist. 

Herr Bundesrat Gauster, ich verstehe selbstver­
ständlich, daß Sie a ls Gendarm für ein eigenes 
Besoldungsschema eintreten. Ich darf Sie nur dar­
auf hinweisen ,  was das in Wirklichkeit bedeuten 
würde: Wenn die Exekutive ein eigenes Besol-
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dungssc hema bekäme, dann würde wahrschein­
l ich auch ein eigenes Besoldungsschema für das 
Heer kaum zu verh indern se in .  Und dann würden 
verständlicherweise auch die Beamten des Rech­
nungshofes, die Parlamentsbediensteten und so 
weite r  - ich könnte da jetzt e ine große Zahl  dies­
bezüglicher Wünsche hinzufügen - mit demsel­
ben Wunsch kommen. 

Ich glaube n icht, daß die Lösung der Probleme 
des öffentlichen Dienstes darin l iegen kann, das 
Dienstrecht, vor allem das Besoldungsrecht, zu 
zerspl ittern, sondern wir sol lten in der Art und 
Weise, wie wir das bisher getan haben, auf kon­
krete Erfordernisse, auf konkrete Wünsche ein­
zugehen versuchen. 

Ich würde vorsch lagen, daß man dann von bei­
den Seiten mit offenen und ehrlichen Argumen­
ten in solche Gespräche e intritt. Das würde auch 
bedeuten, daß man beispielsweise n icht von ei­
nem "Einstiegsgehalt" bei der Exekutive von 
10  000 S spricht, denn jeder weiß  doch,  daß das 
mindestens 15  000 S bis 1 5  500 S sind, wenn man 
eben die Zulagen mitrechnet. Man sol l  auch nicht 
unrich tige Vergleiche verschiedener Arbeitsplät­
ze anstellen. 

Ich würde vorsch lagen, daß wir in diesem S inne 
Gespräche, wie wir sie diesen Herbst geführt ha­
ben ,  auch im nächsten Jah r  führen, denn dann 
werden d iese , glaube ich, erfolgreich sein.  

Wenn man aber in gewerkschaftlichen Ver­
hand lungen, bei Perso nalvertretungsgesprächen 
eine Argumentation wäh lt, d ie eher zum Fenster 
hinaus gedacht ist, so ist das keinesfalls zielfüh­
rend . 

Aber da wir jetzt Advent  haben und da ich an 
das Gute im Menschen glaube, möchte ich in die­
sem Sinne ebensolche Vorsätze für das nächste 
Jahr gesetzt sehen. - Ich danke. (Allgenzeiner 
Beifall. ) /6.42 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Vizepräsident Walter Strutzenberger .  Ich erteile 
ihm dieses. 

1 6.n .. 
B undesrat Walter Strutzenberger (SPO, 

Wien): Herr Präsident!  Herr Staatssekretär ! Mei­
ne Damen und Herren !  Ich bitte um Verständnis 
dafür ,  daß ich mich noch einmal zu Wort melde: 
Der Grund ist e inzig und allein der, daß ich nicht 
möchte, daß im Protokol l  der heutigen Sitzung 
die Ausführungen des Kol legen Gauster enthal­
ten sind und ich nichts dazu gesagt habe. 

Denn ,  bitte sehr,  l ieber Kollege Gauster: Die 
vielen Unrichtigkeiten, die Sie da in den Raum 
gestellt haben,  möchte ich n icht unwidersprochen 
lassen .  Ich verstehe auch gar nicht, daß man die 
alle in so wenigen Sätzen unterbringen kann .  

S ie ,  Kollege Gauster , haben Kritik a n  der Ge­
werkschaft geübt. Ich hoffe, S ie sind Ih rem 
Wunschkandidaten bei den Personalvertretungs­
wahlen gefolgt und sind aus der Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst ausgetreten.  (Bundesrat 
G a u  s t e  r: Vor sechs Jahren.') Im Gegensatz zu 
I hrem Parteiobmann, der auch über die Gewerk­
schaft sch impft, aber selber noch immer Gewerk­
schaftsmitglied ist; das nur  nebenbei .  (Bundesrat 
Mag. G Li d e n u s: Er sponsere die Gewerkschaft!) 
Er sponsert d ie Gewerkschaft, und Sie partizipie­
ren von der Arbeit d ieser Gewerkschaft, Herr 
Kollege ! (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Bundesrä­
tin Dr. K a r  l s S 0 n: Ein sogenannter Mitesser! -
Bundesrat Mag. G u d e n  u s: Ob ich dabei bin 
oder nicht, das fällt unter den Datenschutz!) 

Wieso fäl lt das unter den Datenschutz; Sie ha­
ben sich ohnehin dek lariert. U nd ich habe nur 
gesagt, Sie partizipieren mit .  U nd das fäl l t  be­
stimmt nicht unter den Datenschutz! Und dazu 
stehe ich! 

Herr Kollege Gauster, zu Ihrer Orientierung, 
denn offensichtlich wissen Sie nicht, daß die Exe­
kut ive in die Besoldungsreform e ingebunden ist; 
über diese Reform haben wir gerade vorhin ge­
sproc hen. Das haben Sie halt nicht gehört, aber 
das macht nichts. Sie hören das eben jetzt, und ich 
hoffe. Sie nehmen das zur Kenntnis. 

Was Vergleiche anlangt, so hätte es mich gera­
dezu gewundert, wenn  nicht aus Ihrer Ecke ge­
sagt wird: Und in Bayern ist das so und so. Ich 
möchte Sie nur darauf h inweisen,  daß die Besol­
dung der Exekutive in Bayern, in Hessen und so 
weiter Landessache ist, falls S ie das auch nicht 
wissen sol lten .  Vergleiche m it Österreich sind da­
her nicht zutreffend! (Bundesrat G a  II s t e  r: Im 
Inhalt ändert sich ja nichts!) 

Jetzt werde ich Ihnen gleich beweisen, daß Sie 
wieder einma l  im Unrecht sind. Auch in Öster­
reich gibt es öffentl ich Bedienstete im Bu ndes­
dienst , im Landesdienst und im Gemeindedienst. 
Falls Sie auch das nicht w issen, k läre ich Sie gerne 
darüber auf, daß es zum Beispie l im Landesdienst 
und im Gemeindedienst Besoldungsautonomie 
gibt, daß die Besoldung der Landesbediensteten 
sogar von Land zu Land untersch iedlich gehand­
habt wird. In den einze lne n  Bundesländern g ibt es 
u nterschiedliche Besoldung, obwoh l  Vertreter der 
Länder am gleichen Verhandlungstisch mit Ver­
tretern des Bundesdienstes sitzen.  

Ich möchte Ihnen das sagen, damit Sie n icht 
den gleichen Fehler machen wie ein Fraktions­
kollege von Ihnen. Ich weiß nicht, ob ihr  eine 
Fraktion seid,  aber jedenfal ls wurde das von ei­
nem Ihrer Kollegen verbreitet, nämlich  die Idee 
eines eigenen Besoldungsschemas für die Exeku­
tive. Was das betrifft, so hat der Herr Staatssekre­
tär schon e iniges dazu gesagt. Ich möche Sie nur 
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noch darauf aufmerksam machen, Sie sol lten sich 
e inmal - ich stel le Ihnen das, falls Sie kein Ge­
werkschaftsm itglied sind, gerne zur Verfügung -
das Gehaltsschema der Exekutivbeamten an­
schauen. Ich stel le Ihnen natürlich auch dieses 
blaue Buch der Gewerkschaft zur Verfügung, den 
Jahresbericht, der jährl ich herausgegeben wird. 
(Bundesrat G a u  s t e  r hält ein solches ExempLar 
in die Höhe. )  Wieso haben S ie das überhaupt? 
Schon wieder etwas, was er mir  da zeigt, was auf 
Gewerkschaftskosten gemacht wird, und er selber 
ist gar kein Gewerkschaftsmitglied. (Bundesrat 
G a u  s t e r: Das war ein Weihnachtsgeschenk!J 
Das war e in Weihnachtsgeschenk ,  einverstanden. 

Jedenfalls sollten Sie dieses Buch der Gewerk­
schaft lesen ,  damit Sie den Zusammenhang zwi­
schen Dienstrecht und Besoldungsrecht erken­
nen . Und dann unterhalten wir uns weiter dar­
über, ob S ie ein eigenes Besoldungsschema für 
die Exekutive noch immer haben wollen. Ich be­
zweifle das! 

Im übrigen: Kol lege Gauster, es ehrt S ie, daß 
S ie Gendarmeriebeamter sind. Gerade ich schätze 
natürlich die Kollegen von der Gendarmerie sehr. 
In einer Publ ikation der Freiheitlichen habe ic h 
heute allerd ings ge lesen,  daß d ie Uniform eines 
Gendarmeriebeamten h ier verunglimpft worden 
wäre. - Ich kann mich nicht daran erinnern, daß 
Herr Professor Schambeck d ie Uniform verun­
gl impft hätte, auch sonst niemand. - Aber bitte 
in diesem Artikel steht  das. 

Was Ihnen. Kollege Gauster, Ihre Kollegen sa­
gen werden, wenn Sie sich dauernd mit einem 
Postzusteller vergle ichen,  we i ß  ich nicht. Ich wei­
se jedenfalls für die hochanständigen braven Gen­
darmeriebeamten zurück,  daß sie auf dem N iveau 
eines Briefzustellers agieren. Ich spreche da auc h 
gar nicht von anderen Kollegen der Exekutive . 
die d iesen Vergleich sicherlich auch nicht haben 
wollen. 

Kollege Gauster, ein weihnachtliches Angebot 
von mir: Wen n  Sie wieder einmal zu e inem derar­
tigen Thema reden , so wü rde ich Sie bitten - ich 
b in gerne bereit. mich ausführ l ich mit Ihnen vor­
her zu unterhalten - .  nicht wieder e in falsches 
Konzept zu erwischen , denn das Konzept, das Sie 
hier verwendet haben ,  war ganz  offensichtlich ein 
Wahlkonzept für Unwissende, hergestellt für die 
Bundes-Personalvertretungswahlen. Aber das 
paßt hier zu einer Sachdiskussion n i  c h t dazu. 

Nochmals - und bei aller Wertschätzung Ih­
nen gegenüber - :  Ich stehe I hnen wirklich gerne 
zur Verfügung. Diskutieren wir über gewisse 
Themen, und dann können S ie  sich vielleicht bes­
ser eine Meinung bi lden !  - Danke schön .  (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP. ) 1 6 .49 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird seitens der Berichterstattung e in  Schluß­
wort gewünscht? - Dies i s t  auch nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen E inspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e  n .  

29. Punkt: Wahl der beiden Vizepräsidenten des 
Bundesrates sowie von zwei Schriftführern und 
drei Ordnern für das 1. Halbjahr 1992 

Präsident: Wir gelangen nun zum 29.  Punkt 
der Tagesordnung: Wahl  der be iden Vizepräsi­
denten des Bundesrates sowie von zwei Schrift­
führern und drei Ordnern für das 1 .  Halbjahr 
1 992. 

Mit 1 .  Jänner 1992 geht der Vorsitz des Bun ­
desrates auf  das Bundesland Kärnten über. Zum 
Vorsitz berufen ist gemäß Artikel 36 Abs. 2 B­
VG der an erster Stelle entsandte Vertreter dieses 
Bundeslandes. Herr Direktor Dietmar Wedenig.  

Die übrigen M itglieder des Präsid iums des 
Bundesrates sind gemäß § 6 Abs. 3 der Ge­
schäftsordnung für das kommende Halbjahr neu 
zu wählen. 

Es l iegt nur e i n  Wahlvorschlag für jede der 
zu besetzenden Funktionen vor. 

Wird die Durchführung der Wahlen mittels 
Stimmzettel gewünscht? - Es ist d ies  nicht der 
Fal l .  

Ich werde die Wahl  der be iden Vize präsidenten 
durch Erheben von den S itzen und die Wahl  der 
übrige n  zu bestel lenden Mitglieder des Präsidi­
ums des Bundesrates durch Handzeichen vorneh­
men lassen. 

Wir kommen zur W a h I d e r  b e i  d e n 
V i z e p r ä s i d e n  t e n des Bundesrates. 

Es l iegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Dr. Herbert Schambeck und Walter Strutzenber­
ger zu Vizepräsidenten zu wählen. 

Falls kein  E inwand erhoben wird, nehme ich 
die Wahl unter einem vor .  - Einwand wird nicht 
erhoben .  
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Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die diesem Wahlvorschlag i hre Zustimmung ge­
ben, sich von den S itzen zu erheben.  - Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t. 

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -
m e  n. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl an­
nehmen. 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck: Ich nehme 
die Wah l  an und danke für das Vertrauen .  (Allge­
meiner Beifall.) 

B undesrat Walter Strutzenberger: Ich nehme 
die Wahl an und danke gleichfalls für das Ver­
trauen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Wir kommen nun zur W a  h I d e r  
b e i d e n  S c h r i f t f ü h r e r. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, d ie Bundesrä­
t innen Grete Pirchegger und Helga Markowitsc h 
für das 1 .  Halbjahr 1 992 zu Schriftfüh rerinnen 
des Bundesrates zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, nehme ich 
auch diese Wahl unter einem vor. - Einwand 
wird nicht erhoben . 

Ich bitte jene Bundesrätin nen und Bundesräte , 
d ie diesem Wahlvorsch lag i h re Zustimmung ge-
ben, um ein Handzeichen . Dies ist 
S t i m  m e n e i n  h e l  I i g k e i t .  

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -

Der Wahlvorschlag ist somit a n  g e n  0 m -
m e n. 

Ich frage die Gewäh lten ,  ob sie die Wah l  an­
nehmen. 

(Die Bundesräte F a  r l h o f e r, B i e r  i n  g e r  
und S c h w a b nehmen die Wahl an und danken 
für das Vertrauen. - Allgemeiner Beifall. ) 

30. Punkt: Ausschußwahlen 

Präsident: Wir gelangen nun zum 30. Punkt  
der  Tagesordnung: Ausschußwahlen . 

Es l iegt e in Antrag der B undesräte Dr. Scham­
beck,  Strutzenberger und Mag. Lakner betreffend 
die Bi ldung neuer Bundesratsausschüsse sowie 
d ie Zusammensetzung der Ausschüsse des Bun­
desrates vor. 

Es sollen neu ein Ausschuß für Wissenschaft 
und für Gesundheit eingesetzt werden. 

Weiters so l l  d ie Zah l  der Mitglieder und Er­
satzmitgl ieder in allen Ausschüssen mit jewe i ls 1 6  
festgesetzt werden ;  wobei j e  sieben Ausschuß­
mandate auf  d ie  Fraktionen der ÖVP und SPÖ 
sowie zwei Mandate auf die Fraktion der freiheit­
l ichen Bundesräte entfallen .  

Ich bitte daher jene Bundesrätinnen und B un­
desräte, d ie diesem Antrag zustimmen, um e in 
Handzeichen. - Der Antrag ist somit e i n ­
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n .  

m e n .  Die Tagesordnung ist erschöpft .  

I ch  frage die Gewählten, ob sie d ie  Wahl an­
nehmen. 

Bundesrätin Grete Pirchegger: Ich danke für 
das Vertrauen und nehme die Wahl an. (Allge­
meiner Beifall. ) 

Bundesrätin Helga Markowitsch: Auch ich 
nehme die Wahl an und danke für das Vertrauen.  
(ALLgemeiner Beifall. ) 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur W a  h I 
d e r  d r e  i 0 r d n e  r. 

Es l iegt mir der Vorschlag vor, die Bundesräte 
Erich Farthofer, Ludwig Bieringer und Karl 
Schwab für das 1 .  Halbjahr 1 992 zu Ordnern des 
B undesrates zu wählen. 

Falls kein E inwand erhoben wird, nehme ich 
die Wahl unter e inem vor. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Bundesrät innen und Bundesräte, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zust immung ge-
ben ,  um ein Handzeichen. D ies ist 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten S it­
zung die Anfrage 838/J eingebracht wurde. 

Die E inberufung der n ä c h s t e n S itzung des 
B undesrates wird auf schr iftlichem Wege erfol­
gen .  Als Sitzungstermin ist  Donnerstag, der 
6. Feber 1 992. 9 Uhr in Aussicht genommen.  

Für d ie Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, d ie der Nationalrat bis 
dahin verabsch iedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterl iegen.  

Die Ausschußvorberatungen sind für Dienstag, 
den 4. Feber 1 992, ab 13 .30 Uhr vorgesehen. 

Schlußansprache des Präsidenten Franz 
Pomper 

Präsident: Hoher Bundesrat! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe 
Kollegen !  N icht die Tradition, sondern ein inne­
res Bedürfnis bewegt mich, nunmehr das Wort zu 
ergreifen .  Das bevorstehende Weihnachtsfest, der 
Jahreswechsel und das Ende meiner Amtsperiode 
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als Präsident des Bundesrates geben Anlaß für 
meine Wortmeldung. 

Bei meiner Antrittsrede im Jul i  dieses Jahres 
erk lärte ich, daß es für mich eine Ehre ist, gerade 
in jenem Jahr die Präsidentschaft übernehmen zu 
können ,  in dem das Burgenland se ine 70jährige 
Zugehörigkeit zur Republik Österreich feiert 
und, wie ich glaube, zu Recht fe iert. Denn wir 
haben 40 Jahre lang an e iner  .,toten" Grenze ge­
lebt; wir  haben darunter seh r  gel itten.  

Viele Entwick lungen, d ie in  anderen Teilen un­
serer Republ ik  bereits an der Tagesordnung wa­
ren, konnten bei uns nur schrittweise erfo lgen. 

Heute s ind wir aber n icht nur M ittelpunkt Eu­
ropas . sondern wir sind a uf dem Weg eines atem­
beraubenden Prozesses der Umgesta ltung in  Ost­
und S üdeuropa. 

D iese Ansicht vertrat auch der Landeshaupt­
mann des Burgenlandes Kar! Stix anläßl ich sei ner 
Rede hier im Hohen Haus, als er meinte. daß wir 
Burgenländer ohne Überheblichkeit sagen kön­
nen , daß wir e in  integrierter Tei l  d ieser Republik .  
dieses Bundesstaates sind. 

Vor 2000 Jahren waren Maria und Josef auf 
Herbergssuche.  Heute sind es sehr viele. die bei 
uns in  Österreich Herberge suchen - gerade 
auc h aus dem Kriegsgebiet Kroatien. Und es ha­
ben sehr viele Mütter aus Kroatien mit ihren Kin­
dern auch  bei uns im Burgenland Aufnahme ge­
funden. und sie werden sie auch weiterhin finden. 

Durch den E insatz des Grenzschutzes des Bun­
desheeres konnten 12 000 i l legale Grenzgänger 
aufgegriffen werden. we lche aufgrund des Um­
bruches in  ihren Hei matländern d ie Freiheit und 
unser demokratisches Österreich als ihr  neues 
Heimatland auserkoren haben.  Es mußten jedoch 
sehr viele auch wieder in ihre Bestimmungsländer 
zurückgesch ickt werden. 

Für uns politisch Verantwortliche stel lt sich da­
her die Frage: I nwieweit s ind wir der Weihnachts­
botschaft in unserer Arbeit nachgekommen? -
Ohne Selbstlob dürfen wir feststellen, daß die po­
litisch Verantwortlichen in Österreich gemeinsam 
gute Arbeit auch in dieser Hinsicht geleistet ha­
ben. 

Gesicherte Arbeitsplätze bedeuten gesichertes 
Einkommen. Lern- und Studienmöglichkeiten 
für unsere Jugend und soziale Sicherheit im Alter 
sind Grundlagen glückl icher Fam il ien. Nur durch 
gemeinsames Wollen und Handeln  werden wir 
auch in künftig bewegten Zeiten das Glück unse­
rer Famil ien erhalten können. 

Ich fühle mich  auch verpflichtet, allen M itglie­
dern des Hohen Hauses heute dafür zu danken, 

daß sie mich  in der Führung meiner Geschäfte 
stets wohlwollend unterstützt haben. 

Die Verhandlungen im Haus waren sach lich. Es 
ehrt die F rau und den Mann, die sich e ine Mei­
nung gebi ldet haben.  wenn sie d iese auch offen 
sagen. Und es ist in e iner so lchen Form, wie sie 
die zweite Kammer unseres Parlaments darstellt , 
sicherlich von aussch laggebender Bedeutung, 
wenn jeder seine eigene Meinung vertritt und die­
se auch kundtut, wei l  es nur  dann zu e iner echten 
gemeinsamen Meinungsb i ldung kommen kann, 
wenn man die Reden mehrerer hört und die darin  
geäußerten Ansichten nach Möglichkeit berück­
sichtigt. 

Im e igenen und sicherlich auch in Ihrem Na­
men ,  meine l ieben Kol leginnen und Kollegen ,  
darf ich aber auch al len Beamten für  ihre tatkräf­
tige Mitarbe it danken, ohne die wir unsere Aufga­
be h ier nicht erfüllen könnten .  

Dieser Dank gilt insbesondere den  Mitarbeitern 
des Stenographenbüros. Wir haben sie manchmal 
nicht nur sehr  ausgiebig und ohne Rücksicht auf 
e ine begrenzte Arbeitszeit beansprucht, sondern 
sie haben uns durch i hre Tätigkeit auch zu der 
notwendigen Publizität verholfen .  Darauf muß 
der  Bundesrat besonderen Wert legen. solange er 
unter d iesen sehr  beschränkten und ungünstigen 
räu mlichen Verhältnissen zu arbeiten hat. 

Er muß darauf sogar noch mehr Wert legen als 
der Nationalrat. der k raft sei ner Stel lung an und 
für sich viel stärker im Rampenl icht, auch was die 
Fernsehübertragungen betrifft, der Öffentl ichkeit 
steht. 

Ein besonderes Ereignis war anläß l ich des Na­
tionalfeiertages am 26. Oktober 199 1  der Tag der 
Offenen Tür, an dem rund 50 000 Besucher ihr 
Interesse am Parlament durch ihr  Kommen doku­
mentierten. 

Ein Erlebnis für mich als Präsident war es, a ls 
ich um 1 7  Uhr an der Parlamentsrampe einen 
82jährigen Mann sah ,  welcher noch unbedingt ins 
Parlament kommen wollte. E r  sagte zu mir ,  1945 
habe er als Hi lfsarbeiter zu einem Stundenlohn  
von 1 ,80 S am Aufbau Österreichs m itgewirkt. 
Sein sehnlichster Wunsch ,  das Parlament zu se­
hen, gehe mit heutigem Tag in Erfül lung .  - Ich 
betone d ies deshalb , wei l  heute auf den Tag genau 
vor 46 Jahren,  am 1 9. Dezember 1 945, der Bun­
desrat erstmals i n  der Zweiten Republik zu e iner 
Sitzung zusammengetreten ist. 

Zum Sch luß  kommend, möchte ich auch den 
beiden V izepräsidenten Strutzenberger und Prof. 
Dr. Schambeck sowie F raktionsführer Mag. Lak­
ner, Direktor Atzwanger und Dr. Hajek für d ie 
gute Zusammenarbeit danken,  den Schriftführer­
innen, den Ordnern und Ihnen,  meine l ieben Kol-
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leginnen und Kollegen, für Ihr diszipl iniertes 
Verhalten im Plenum. Dem neuen Präsidenten, 
Kol legen Wedenig, wünsche ich für sein Wirken 
im kommenden Jahr viel Erfolg. 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Angehörigen ein 
gesegnetes, friedvolles Weihnachtsfest, vie l  Glück 

und Gesundheit im neuen Jahr 1 992. - Danke 
für Ihre Aufmerksamkeit . (Lang anhaltender all­
gemeiner BeifaLL. ) 

Ich wünsche allen eine gute Heimfahrt. 

D ie jetzige S itzung ist g e  s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 17 Uhr 3 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 91 0696 
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